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LANDESVERFASSUNG
Landes-Verfassungsgesetz vom 14. September 1981 über die Verfassung des Bur-

genlandes (L-VG) LGBl. Nr. 42/1981 (XIII.Wp. IA 142 AB 153) i.d.F. LGBl. Nr. 6/1983
(DFB), LGBl. Nr. 21/1984 (XIV. Gp. IA 66 AB 69), LGBl. Nr. 36/1990 (XV. Gp. RV
290 AB 396), LGBl. Nr. 19/1992 (XVI.Gp. RV 61 AB74), 3/1996 ((XVI.Gp. RV 711 AB
747), 22/2002 (XVIII. Gp. IA 224 AB 232), 42/2005 (XVIII. Gp. RV 1000 AB 1013),
54/2005 (XVIII. Gp. RV 1049 AB 1065), 44/2006 (XIX Gp. RV 187 AB 187), 10/2008
(XIX.Gp. RV 653 AB 659), 75/2013 (XX.Gp. RV 784 AB 844), 64/2014 [Art. 1] (XX.Gp.
IA 1118 AB 1124), 43/2020 [Art. 1] (XXII. Gp. IA 136 AB 149), 43/2020 [Art. 1] (XXII.
Gp. IA 136 AB 149), 54/2025 (XXIII. Gp. RV 138 AB 0181) [Art. 1].
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1 Eingefügt gem Art. 1 Z. 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
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nunmehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)
2 Eintrag ersetzt gem. Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
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11 Eintrag  gem. Art. 1 Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Staatsform

(1) Burgenland ist ein demokratischer und sozialer Rechtsstaat.
(2) Burgenland gründet auf der Freiheit und Würde des Menschen; es schützt

die Entfaltung seiner Bürger in einer gerechten Gesellschaft.
(3) Burgenland ist ein selbständiges Bundesland der demokratischen Repu-

blik Österreich.

Artikel 2
Staatsgewalt

Die Staatsgewalt geht vom Volk aus. Sie wird vom Volk in Wahlen, Volks-
begehren und Volksabstimmungen sowie durch seine verfassungsmäßig bestellten
Vertretungsorgane ausgeübt.

Artikel 3
Parteien

Die Existenz und Vielfalt politischer Parteien sind wesentliche Bestandteile
der demokratischen Ordnung des Landes. Die politischen Parteien wirken an der
politischen Willensbildung des Volkes mit.

Artikel 4
Landesgebiet

(1) Burgenland umfaßt das durch Staatsverträge und Gesetze in seinem ge-
genwärtigen Bestand festgelegte Landesgebiet.

(2)1 Staatsverträge, mit denen die Bundesgrenzen geändert werden, dürfen nur
mit Zustimmung des Landes abgeschlossen werden, wenn dadurch zugleich eine
Änderung von Landesgrenzen des Burgenlandes erfolgen soll. 

(3)2 Grenzänderungen innerhalb des Bundesgebietes, mit denen zugleich eine
Änderung der Grenzen des Burgenlandes erfolgen soll, bedürfen eines Landesge -
setzes sowie damit übereinstimmender Gesetze des Bundes und der betroffenen
Länder. Für Grenzbereinigungen genügen ein Landesgesetz und damit überein -
stimmende Gesetze der betroffenen Länder.

(4)2 Sofern es sich nicht um Grenzbereinigungen handelt, bedürfen Beschlüsse
des Landtages über Grenzänderungen gemäß Abs. 2 und 3 der Anwesenheit von
mindestens der Hälfte der Mitglieder und einer Mehrheit von zwei Dritteln der
abgegebenen Stimmen.

1 I.d.F. gem. Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18. 12.2013)
2 Angefügt gem. Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

Artikel 5 1

Landesbürgerinnen und Landesbürger
Österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die in einer Gemeinde

des Burgenlandes ihren Wohnsitz haben, sind Burgenländische Landesbürge-
rinnen und Landesbürger.

1 In der Fassung der Z 2 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 -
nunmehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

Artikel 6
Landessprache

Die deutsche Sprache ist, unbeschadet der den sprachlichen Minderheiten
bundesgesetzlich eingeräumten Rechte, die Landessprache.
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Artikel 7
Landeshauptstadt und Sitz der obersten Organe

(1) Landeshauptstadt  und Sitz des Landtages und der Landesregierung ist
die Freistadt Eisenstadt.

(2) * Für die Dauer außerordentlicher Verhältnisse kann die Landeshauptfrau
oder der Landeshauptmann den Sitz der Landesregierung und mit Zustimmung
der Präsidentin oder des Präsidenten des Landtages den Sitz des Landtages an
einen anderen Ort verlegen.

* Fassung gem. Z 3  des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nun-
mehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

Artikel 8
Landessymbole

(1) Die Farben des Burgenlandes sind rot-gold.
(2) Das Landeswappen des Burgenlandes ist in goldenem Schild ein roter,

golden gekrönter und bewehrter, rot bezungter, widersehender Adler mit aus-
gebreiteten Schwingen, der auf einem schwarzen Felsen steht, in den Oberecken
von zwei schwarzen, breitendigen Kreuzchen begleitet wird und dessen Brust
mit einem dreimal von rot und kürsch gespaltenen und golden eingefaßten
Schildchen belegt ist.

(3) Das Landessiegel des Burgenlandes weist das in Absatz 2 be schrie bene
Landeswappen mit der Umschrift ,,Land Burgenland” auf.

(4) Die Landeshymne des Burgenlandes ist das Lied ,,Mein Heimatvolk,
mein Heimatland”.

(5) Nähere Bestimmungen über die burgenländischen Landessymbole und
deren Verwendung sind durch Landesgesetz zu treffen.

II. GESETZGEBUNG DES LANDES

A. LANDTAG

Artikel 9
Organ der Gesetzgebung

Der Landtag übt die Gesetzgebung des Landes aus.

Artikel 10
Zusammensetzung und Wahl des Landtages

(1) Der Landtag besteht aus 36 Mitgliedern (Landtagsabgeordneten). Bei
Abstimmungen und Anträgen im Landtag ist von dieser Zahl auszugehen.

(2) Die Mitglieder des Landtages werden auf Grund des gleichen, unmittel-
baren, freien, 1 geheimen und persönlichen Verhältniswahlrechtes ge wählt.

(3) 2 Wahlberechtigt sind alle Landesbürgerinnen und Landesbürger, die am
Wahltag 3 das 16. Lebensjahr vollendet haben und vom Wahlrecht nicht ausge-
schlossen sind. 

(4) 2 Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltag 3 das 18. Lebens-
jahr vollendet haben.

(5) Die Ausschließung vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit kann in der
Landtagswahlordnung, auch in jeweils unterschiedlichem Umfang, nur als Folge
rechtskräftiger gerichtlicher Verurteilung vorgesehen werden 4.
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(6) Der Wahltag muß ein Sonntag oder ein anderer öffentlicher Ruhetag
sein.

1 Wort „freien“ samt Beistrich eingefügt gem. Z 4 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr.
10/2008 (gem. dessen Z 12 - nunmehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

2 In der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 42/2005
3 Wortfolge „die am Wahltag“ ersatzweise eingefügt gem. Z 5  des Landesverfassungsgesetzes
LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nunmehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
2008)

4 Wortfolge „in der Landtagswahlordnung, auch in jeweils unterschiedlichem Umfang, nur als
Folge rechtskräftiger gerichtlicher Verurteilung vorgesehen werden“ ersatzweise eingefügt gem.
Art. 1 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 11 1

Wahlkreise
(1) Für die Wahl in den Landtag wird das Burgenland in sieben Wahlkreise

eingeteilt.
(2) Die Wahlkreise umfassen folgende Gebiete: 

Wahlkreis 1: den politischen Bezirk Neusiedl am See; 
Wahlkreis 2: die Städte mit eigenem Statut Eisenstadt und Rust sowie den poli-

tischen Bezirk Ei sen  stadt-Umgebung;
Wahlkreis 3: den politischen Bezirk Mattersburg; 
Wahlkreis 4: den politischen Bezirk Oberpullendorf; 
Wahlkreis 5: den politischen Bezirk Oberwart;
Wahlkreis 6: den politischen Bezirk Güssing; 
Wahlkreis 7: den politischen Bezirk Jennersdorf.

(3) Die Zahl der Mitglieder des Landtages ist auf die Wahlberechtigten eines
Wahlkreises (Wahlkörper) im Verhältnis der Bürgerinnen- und Bürgerzahl 2 der
Wahlkreise zu verteilen. Die Bürgerinnen- und Bürgerzahl 2 der Wahlkreise ist
die Zahl der Staatsbürgerinnen und Staatsbürger 3, die nach dem endgültigen
Ergebnis der jeweils letzten Volkszählung (Registerzählungsgesetz, BGBl. I Nr.
33/2006, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 125/2009) 5 im Burgenland
ihren Hauptwohnsitz hatten. Eine Gliederung der Wählerschaft in andere Wahl-
körper ist nicht zulässig.

(4) Die näheren Bestimmungen über die Verteilung der Mitglieder des Land-
tages auf die Wahlkreise, über die Wahlberechtigten und die Wählbarkeit sowie
das Wahlverfahren sind (einschließlich Regelungen über den Wohnsitz und die
Briefwahl 4) durch die Landtagswahlordnung zu treffen.

1 In der Fassung des Art. I Z. 4 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
2 Wortfolge „Bürgerinnen- und Bürgerzahl“ ersatzweise eingefügt gem. Z 6 des Landesverfas-
sungsgesetzes  LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nunmehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit
vom 1. Jänner 2008)

3 Wortfolge  „Staatsbürgerinnen und Staatsbürger“ ersatzweise eingefügt gem. Z 6 des Landes-
verfassungsgesetzes  LGBl. Nr. 10/2008

4 Wortfolge „und die Briefwahl“ eingefügt gem. Z 7 des Landesverfassungsgesetzes  LGBl. Nr.
10/2008 (gem. dessen Z 12 - nunmehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

5  Zweiter Satz i.d.F. gem. Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
[Entfall der Wortfolge „Ordentlichen oder Außerordentlichen“ vor dem Wort „Volkszählung“
und ersatzweise Einfügung des Klammerausdrucks „(Registerzählungsgesetz, BGBl. I Nr.
33/2006, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 125/2009)“]

Artikel 12
Gesetzgebungsperiode

(1) Die Gesetzgebungsperiode des Landtages dauert fünf Jahre vom Tage
seines ersten Zusammentrittes an gerechnet, jedenfalls aber bis zu dem Tage,
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an dem der neue Landtag zusammentritt. Die Landesregierung hat die Wahl des
Landtages so anzuordnen, daß der neue Landtag am Tage nach dem Ablauf des
fünften Jahres der Gesetzgebungsperiode zusammentreten kann.

(2) Der neue Landtag ist so einzuberufen, daß die Abhaltung seiner ersten
Sitzung innerhalb von acht 2 Wochen - im Falle des Art. 100 B-VG innerhalb
von vier Wochen - 3 nach der Wahl möglich ist.

(3) 1 Den neuen Landtag hat die Präsidentin oder der Präsident des alten Land-
tages zur ersten Sitzung  einzuberufen, in der sie oder er den einstweiligen Vorsitz
führt. Für die Vertretung der Präsidentin oder  des Präsidenten ist Artikel 18 sinn-
gemäß anzuwenden.

1 Fassung gem. Z 8 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nunmehr
Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

2 Wort „acht“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirk-
samkeit vom 1.1.2015.

3 Ausdruck „- im Falle des Art. 100 B-VG innerhalb von vier Wochen -“ eingefügt gem. Art. 1
Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2015.

Artikel 13
Auflösung des Landtages

(1) Vor Ablauf der Gesetzgebungsperiode kann der Landtag durch Gesetz
seine Auflösung beschließen. Die Beschlußfassung über dieses Gesetz kann erst
am zweiten Werktag nach der Einbringung des Antrages erfolgen. Zu einem sol-
chen Beschluß ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Landtagsab-
geordneten erforderlich. Auch in diesem Fall dauert die Gesetzgebungsperiode
bis zum Zusammentritt des neuen Landtages.

(2) Die Landesregierung hat binnen drei Wochen nach der Auflösung des
Landtages Neuwahlen auszuschreiben und den Wahltag so festzusetzen, daß die
Wahl zum frühestmöglichen Zeitpunkt durchgeführt werden kann. Artikel 12
Absätze 2 und 3 sind anzuwenden.

Artikel 14 1

Landtagsklubs 
(1) Abgeordnete, die derselben wahlwerbenden Partei angehören, bilden den

Landtagsklub dieser Partei. 
(2) Mitglieder der Landesregierung gehören jeweils dem Landtagsklub jener

Abgeordneten derselben wahlwerbenden Partei bei der Landtagswahl an, auf
Grund deren Wahlvorschlages (Artikel 53 Absatz 4) sie zu Mitgliedern der Lan-
desregierung gewählt wurden. Sofern die Person bei der Landtagswahl keiner
wahlwerbenden Partei angehört hat, ist bei gemeinsamen Wahlvorschlägen
zudem klarzustellen, welchem Landtagsklub das Regierungsmitglied zuzuord-
nen ist.

1 IdF gem. Art. 1 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

Artikel 15 1
Wahl der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Präsidentin oder den Präsidenten,
die Zweite Präsidentin  oder den Zweiten Präsidenten und die Dritte Präsidentin
oder den Dritten Präsidenten. Die Präsidentinnen und Präsidenten des Landtages
bleiben auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung des
Landtages im Amt, bis der neue Landtag die neuen Präsidentinnen und Präsidenten
gewählt hat. 

LANDESVERFASSUNGArt. 13 - 15
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(2) Die Präsidentin oder der Präsident, die Zweite Präsidentin oder der
Zweite Präsident und die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident werden
vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit auf Grund eines gemeinsamen
Wahlvorschlags jener Parteien gewählt, denen nach den Absätzen 4 bis 7 eine
Präsidentin oder ein Präsident zukommt; der Wahlvorschlag muss jeweils von
mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten dieser Parteien unterfertigt sein..

(3) Wird ein gemeinsamer Wahlvorschlag nicht eingebracht oder erhält er
nicht die erforderliche Stimmenanzahl, so sind die Präsidentin oder der Präsi-
dent, die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident und die Dritte Präsidentin
oder der Dritte Präsident nach den Bestimmungen der Absätze 4 bis 7 zu wählen. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlages
der an Mandaten stärksten, bei gleicher Mandatsstärke von der nach dem Ergeb-
nis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei gewählt. Die Präsiden-
tin oder der Präsident ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei
Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl der Land tagsabgeordneten
jener Partei, die den Wahlvorschlag eingebracht hat, erhält. Erhält dieser Wahl-
vorschlag nicht die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird die Präsidentin oder
der Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen Wahlvor-
schlag mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt..

(5) Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident wird auf Grund eines
Wahlvorschlags der an Mandaten zweitstärksten, bei gleicher Mandatsstärke
von der nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen zweitstärksten
Partei gewählt. Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident ist gewählt,
wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen, be-
zogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvor-
schlag eingebracht hat, erhält. Erhält dieser Wahlvorschlag nicht die
erforderliche Stimmenanzahl, dann wird die Zweite Präsidentin oder der Zweite
Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen Wahlvor-
schlag mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 

(6) Die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident wird in sinngemäßer An-
wendung des Artikels 53 Absatz 7 des Landes-Verfassungsgesetzes LGBl. Nr.
42/1981 in der Fassung LGBl. Nr. 75/2013 2 gewählt. (7) Erstattet eine Partei,
der nach den Bestimmungen dieses Artikels eine Präsidentin oder ein Präsident
zukommt, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag, dann wird die be-
treffende Präsidentin oder der betreffende Präsident auf Vorschlag der übrigen
anspruchsberechtigten Parteien in der Reihenfolge absteigender Mandatsstärke
(bei gleicher Mandatsstärke in der Reihenfolge absteigender Stimmenanzahl
nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl) mit einfacher Stimmenmehrheit
gewählt. (8) Gehört eine oder ein nach den Bestimmungen dieses Artikels gewählte
Präsidentin oder gewählter Präsident nicht derjenigen Partei an, aufgrund deren
Wahlvorschlag sie oder er gewählt wurde, so wird ihr bzw. sein Amt dieser Partei
zugerechnet. 

1 Fassung gem. Z 10 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nun-
mehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

2 Wortfolge „des Landes-Verfassungsgesetzes LGBl. Nr. 42/1981 in der Fassung LGBl. Nr.
75/2013“ eingefügt gem. Art. 1 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom
1.1.2015.

Artikel 16 
Abberufung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages* 

(1) Der Landtag kann die Präsidentin oder den Präsidenten, die Zweite Prä-
sidentin oder den Zweiten Präsidenten sowie die Dritte Präsidentin oder den
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Dritten Präsidenten durch Beschluss abberufen. 
(2) Ein Antrag auf Abberufung der Präsidentin oder des Präsidenten, der Zwei-

ten oder Dritten Präsidentin oder des Zweiten und Dritten Präsidenten kann gültig
nur von mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten jener Parteien gestellt wer-
den, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden. 

(3) Ein Beschluss, mit dem die Präsidentin oder der Präsident abberufen
wird, kann nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des
Landtages und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst wer-
den. Ein Beschluss, mit dem die Zweite und die Dritte Präsidentin oder der
Zweite und Dritte Präsident abberufen werden, kann nur mit einer Mehrheit von
mindestens zwei Dritteln der Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl der
Landtagsabgeordneten jener Parteien, über deren Wahlvorschlag sie gewählt
wurden, gefasst werden. 

(4) Wurde die Zweite oder die Dritte Präsidentin oder der Zweite oder der
Dritte Präsident in einem  gesonderten Wahlgang ohne Bindung an einen Wahl-
vorschlag gewählt, kann ein Beschluss, mit dem eine so gewählte Präsidentin
oder ein so gewählter Präsident abberufen wird, gültig nur bei Anwesenheit von
mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen Stimmen gefasst werden.

* Fassung gem. Z 10 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nun-
mehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

Artikel 17 * 
Aufgaben der Präsidentin und des Präsidenten des Landtages 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident beruft den Landtag in jedem Jahr zu
einer ordentlichen Tagung und innerhalb der Tagung zu den einzelnen Sitzungen
ein. Die ordentliche Tagung soll nicht vor dem 15. September beginnen und
nicht länger als bis zum 1. August des folgenden Jahres währen. Die Präsidentin
oder der Präsident kann den Landtag auch zu außerordentlichen Tagungen ein-
berufen. 

(2) Wenn die Landesregierung oder mindestens ein Sechstel der Mitglieder
des Landtages es verlangen, so hat die Präsidentin oder der Präsident den Land-
tag binnen einer Woche so einzuberufen, dass er innerhalb einer weiteren Woche
zusammentreten kann. Sofern diese in die tagungsfreie Zeit fällt, hat die Präsi-
dentin oder der Präsident zugleich auch eine außerordentliche Tagung einzube-
rufen. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz im Landtag, ihr bzw.
sein Stimmrecht bleibt gewahrt.

* Fassung gem. Z 10 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nun-
mehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008) 

Artikel 18 * 
Vertretung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Im Falle der Verhinderung wird die Präsidentin oder der Präsident durch
die Zweite Präsidentin oder den Zweiten Präsidenten und bei deren oder dessen
Verhinderung durch die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten vertre-
ten. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident kann sich bei der Führung des Vor-
sitzes im Landtag durch die Zweite Präsidentin oder den Zweiten Präsidenten
oder die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten vertreten lassen. 

(3) Wenn die gewählten Präsidentinnen und Präsidenten an der Ausübung
ihres Amtes verhindert oder ihre Ämter erledigt sind, führt das an Jahren älteste
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Mitglied des Landtages den Vorsitz, sofern es an der Ausübung seiner Funktionen
nicht gehindert ist und einer Partei angehört, die im Zeitpunkt der Verhinderung
der Gewählten oder der Erledigung der Ämter im Präsidium des Landtages ver-
treten war; dieses Mitglied hat den Landtag sofort einzuberufen und nach Eröff-
nung der Sitzung die Wahl von drei Vorsitzenden, welche die Funktionen der
verhinderten Präsidentin oder Präsidenten übernehmen oder im Falle der Erledi-
gung der Ämter, die Wahl der Präsidentin oder Präsidenten vornehmen zu lassen. 

(4) Wenn das Mitglied des Landtages dieser Pflicht binnen drei Tagen, vom
Eintritt der Verhinderung der Präsidentinnen oder der Präsidenten oder der Er-
ledigung der Ämter an gerechnet, nicht nachkommt, gehen die vorher genannten
Rechte an das nächste jeweils älteste Mitglied des Landtages über, bei dem die
in Absatz 3 angeführten Voraussetzungen zutreffen. 

(5) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im Amt, bis mindestens eine oder
einer der an der Ausübung ihrer Funktionen verhinderten Präsidentinnen oder
Präsidenten ihr bzw. sein Amt wieder ausüben kann. 

* Fassung gem. Z 10 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nun-
mehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

Artikel 19 1
Landtagsdirektion 

(1) Die Landtagsdirektion ist die Geschäftsstelle des Landtages. Diese be-
steht aus der Landtagsdirektorin oder dem Landtagsdirektor, deren oder dessen
Stellvertreterin oder Stellvertreter und den übrigen Bediensteten. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident bestellt nach Maßgabe der Bestim-
mungen der Geschäftsordnung des Landtages die Landtagsdirektorin oder den
Landtagsdirektor, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter und die
Bediensteten der Landtagsdirektion. 

(3) Der Landtagsdirektorin oder dem Landtagsdirektor obliegt die Leitung
des inneren Dienstes der Landtagsdirektion. Die Landtagsdirektorin oder der
Landtagsdirektor und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter müs-
sen rechtskundige Verwaltungsbedienstete 2 sein.

1 Fassung gem. Z 10 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nunmehr
Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

2 Wortfolge „Verwaltungsbedienstete“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr.
43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 20
Öffentlichkeit der Sitzungen und sachliche Immunität

(1) Die Sitzungen des Landtages sind öffentlich.
(2) * Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn es von der oder von dem

Vorsitzenden oder von  mindestens einem Sechstel der anwesenden Mitglieder
des Landtages verlangt und vom Landtag nach  Entfernung der Zuhörerinnen
und Zuhörer beschlossen wird.

(3) Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen in den öffentlichen
Sitzungen des Landtages und seiner Ausschüsse bleiben von jeder rechtlichen
Verantwortung frei.

* Fassung gem. Z 11 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008 (gem. dessen Z 12 - nun-
mehr Art. 90 Abs. 3 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2008)

Artikel 21
Geschäftsordnung des Landtages

(1) Die Führung der Geschäfte des Landtages sowie der besondere Schutz
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und die Geheimhaltung von Informationen und der Schutz personenbezogener
Daten im Bereich des Landtages werden 1 durch ein besonderes Gesetz geregelt,
welches nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des
Landtages und mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebe-
nen Stimmen be schlossen oder geändert werden kann (Geschäftsordnung des
Landtages).

(2) In der Geschäftsordnung ist auch zu bestimmen, daß der Landtag zur Vor-
beratung seiner Verhandlungsgegenstände Ausschüsse zu bilden hat. Die Zusam-
mensetzung der Ausschüsse hat den Grundsätzen der Verhältniswahl
(d’Hondt sches Verfahren) zu entsprechen.

(3)2 Das Parlamentarische Datenschutzkomitee ist zuständig für die Aufsicht
über die Datenverarbeitungen 

1. des Landtages einschließlich dessen Mitgliedern in Ausübung ihres Man-
dates, seiner Organe, insbesondere des Landes-Rechnungshofes, sowie der
Funktionärinnen oder Funktionäre von Untersuchungsausschüssen gemäß
Artikel 46 Absatz 1 und 1a L-VG, § 53 und Anlage 1 der Geschäftsordnung
des Burgenländischen Landtages und 

2. im Bereich der Verwaltungsangelegenheiten des Landtages und seiner Or-
gane.

1 Wortfolge “sowie der besondere Schutz und die Geheimhaltung von Informationen und der
Schutz personenbezogener Daten im Bereich des Landtages werden” ersatzweise eingefügt gem.
Art. 1 Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

2 Angefügt gem. Art. 1 Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

B. STELLUNG DER MITGLIEDER DES LANDTAGES

Artikel 22
Freies Mandat, erneute Zuweisung eines Mandats 1

(1) 2 Die Mitglieder des Landtages sind bei Ausübung dieses Berufes an keinen
Auftrag gebunden.

(2) 3 Hat ein Mitglied des Landtages aus Anlaß seiner Wahl zum Mitglied der
Landesregierung auf sein Mandat verzichtet, so ist ihm nach dem Ausscheiden aus
diesem Amt, im Falle des Artikels 58 nach dem Ende der Betrauung mit der Fort-
führung der Verwaltung, von der zuständigen Wahlbehörde das Mandat erneut zu-
zuweisen, wenn dieses Mitglied nicht binnen acht Tagen auf die Wiederausübung
des Mandates verzichtet hat.

(3) 3 Durch die erneute Zuweisung endet das Mandat jenes Mitgliedes des
Landtages, welches das Mandat des vorübergehend ausgeschiedenen Mitgliedes
innegehabt hat.

(4) 3 Die Absätze 2 und 3 gelten auch, wenn eine Bewerberin oder ein Be-
werber die auf sie oder auf ihn gefallene Wahl zum Mitglied des Landtages aus
Anlass ihrer oder seiner Wahl zum Mitglied der Landesregierung nicht ange-
nommen hat.

(5)4 Mitglieder des Landtages können aus bestimmten Gründen für die Dauer
von mindestens drei Monaten und höchstens einem Jahr Karenzurlaub gegen
Entfall der Bezüge in Anspruch nehmen. Der Karenzurlaub ist durch die Präsi-
dentin oder den Präsidenten des Landtages auszusprechen. Für diese Zeit wird
das Mandat durch eine Bewerberin oder einen Bewerber der wahlwerbenden
Partei, der auch das in Karenzurlaub befindliche Mitglied angehört, ausgeübt
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(Vertretung). Auf solche Vertreter finden Artikel 22 Absatz 1 bis 4 und Artikel
23 bis 28 sinngemäße Anwendung. Die näheren Bestimmungen sind durch die
Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

1 Überschrift in der Fassung des Art. I Z. 12 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
2 Absatzbezeichnung geändert gem.  Art. I Z. 13 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
3 Angefügt gem. Art. I Z. 13 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996 und nunmehr i.d.F. der
Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

4 Angefügt gem. Art. 1 Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist mit Beginn der
XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages  in Kraft getreten

Artikel 23
Angelobung

(1) Die Mitglieder des Landtages haben bei ihrem Eintritt in den Landtag über
Aufforderung der Präsidentin oder * des Präsidenten des alten Landtages durch
die Worte "Ich gelobe" unverbrüchliche Treue der Republik Österreich und dem
Burgenland, stete und volle Beachtung der Gesetze und gewissenhafte Erfüllung
ihrer Pflichten zu geloben.

(2) Später eintretende Landtagsabgeordnete leisten über Aufforderung der Prä-
sidentin oder * des Präsidenten des Landtages die Angelobung bei ihrem Eintritt.

* Wortfolge „ der Präsidentin oder“ eingefügt gem. Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 24
Persönliche Immunität

(1) Die Mitglieder des Landtages dürfen wegen der in Ausübung ihres Be-
rufes geschehenen Abstimmungen niemals, wegen der in diesem Beruf gemach-
ten mündlichen oder schriftlichen Äußerungen nur vom Landtag verantwortlich
gemacht werden; dies gilt nicht bei behördlicher Verfolgung wegen Verleum-
dung 5.

(2) Die Mitglieder des Landtages dürfen wegen einer strafbaren Handlung
- den Fall der Ergreifung auf frischer Tat bei Verübung eines Verbrechens aus-
genommen - nur mit Zustimmung des Landtages verhaftet werden. Desgleichen
bedürfen Hausdurchsuchungen bei Mitgliedern des Landtages der Zustimmung
des Landtages.

(3) Ansonsten dürfen Mitglieder des Landtages ohne Zustimmung des Land-
tages wegen einer strafbaren Handlung nur dann behördlich verfolgt werden, wenn
diese offensichtlich in keinem Zusammenhang mit der politischen Tätigkeit der
oder 1 des betreffenden Landtagsabgeordneten steht. Die Behörde hat jedoch eine
Entscheidung des Landtages über das Vorliegen eines solchen Zusammenhanges
einzuholen, wenn dies die oder 2 der betreffende Landtagsabgeordnete oder min-
destens ein Drittel der Mitglieder des mit  diesen Angelegenheiten betrauten stän-
digen Ausschusses verlangt. Im Falle eines solchen Verlangens hat jede
behördliche Verfolgungshandlung sofort zu unterbleiben oder ist eine solche ab-
zubrechen.

(4) Die Zustimmung des Landtages gilt in allen diesen Fällen als erteilt,
wenn der Landtag über ein entsprechendes Ersuchen der  zur Verfolgung beru-
fenen Behörde nicht innerhalb von acht Wochen entschieden hat; zum Zwecke
der rechtzeitigen Beschlußfassung des Landtages hat die Präsidentin oder 3 der
Präsident des Landtages ein solches Ersuchen spätestens am vorletzten Tag die-
ser Frist zur Abstimmung zu stellen. Die tagungsfreie Zeit wird in diese Frist
nicht eingerechnet.

(5) Im Falle der Ergreifung auf frischer Tat bei Verübung eines Verbrechens
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hat die Behörde der Präsidentin oder 4 dem Präsidenten des Landtages sogleich
die geschehene Verhaftung bekanntzugeben. Wenn es der Landtag oder in der
tagungsfreien Zeit der mit diesen Angelegenheiten betraute ständige Ausschuß
verlangt, muß die Haft aufgehoben oder die Verfolgung überhaupt unterlassen
werden.

(6) Die Immunität der Mitglieder des Landtages endet mit dem Tag des Zu-
sammentrittes des neuen Landtages, bei Organen des Landtages, deren Funktion
über diesen Zeitpunkt hinausgeht, mit dem Erlöschen dieser Funktion.

1 Wortfolge „der oder“ eingefügt gem. Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
2 Wortfolge „die oder“ eingefügt gem. Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
3 Wortfolge „die Präsidentin oder“  eingefügt gem. Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
4 Wortfolge „der Präsidentin oder“  eingefügt gem. Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
5 Wortfolge „; dies gilt nicht bei behördlicher Verfolgung wegen Verleumdung“ eingefügt gem.
Art. 1 Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 25
Unvereinbarkeiten

(1)* Die Mitglieder des Landtages dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des
Europäischen Parlamentes, des Nationalrates, des Bundesrates oder der Bun-
desregierung sein.

(2) Die Mitglieder des Landtages haben sich aller Verpflichtungen zu ent-
halten, die ihre politische Unabhängigkeit beeinträchtigen.

(3) Für die Mitglieder des Landtages gelten weiters die in bundesgesetzli-
chen Vorschriften geregelten Unvereinbarkeiten.

* In der Fassung des Art. I Z. 14 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996

Artikel 26 *
Öffentlich Bedienstete - Bewerbung um ein Mandat, Mandatsausübung 
(1) Bewerben sich öffentlich Bedienstete um ein Mandat im Landtag, ist

ihnen die dafür erforderliche freie Zeit zu gewähren. 
(2) Öffentlich Bedienstete, die Mitglieder des Landtages sind, sind auf ihren

Antrag in dem zur Ausübung ihres Mandates erforderlichen Ausmaß dienstfrei
oder außer Dienst zu stellen. Während der Dienstfreistellung gebühren die
Dienstbezüge in dem Ausmaß, das der im Dienstverhältnis tatsächlich erbrachten
Arbeitsleistung entspricht, höchstens aber 75 vH der Dienstbezüge; diese Grenze
gilt auch, wenn weder die Dienstfreistellung noch die Außerdienststellung in
Anspruch genommen wird. Die Außerdienststellung bewirkt den Entfall der
Dienstbezüge. 

(3) Öffentlich Bedienstete, die wegen der Ausübung ihres Mandates am bis-
herigen Arbeitsplatz nicht eingesetzt werden können, haben Anspruch darauf,
dass ihnen eine zumutbare gleichwertige - mit ihrer Zustimmung auch eine nicht
gleichwertige - Tätigkeit zugewiesen wird. Die Dienstbezüge richten sich nach
der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit.

* In der Fassung der Z 9 des Gesetzes  LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 27
Bezüge

Die Mitglieder des Landtages erhalten aus Landesmitteln für die Ausübung
ihrer Tätigkeit Bezüge. Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu
treffen.
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Artikel 28
Mandatsverlust

(1) Ein Mitglied des Landtages wird seines Mandates verlustig:
a) wenn es die Angelobung nicht in der im Artikel 23 vorgeschriebenen

Weise oder überhaupt nicht leistet oder sie unter Bedingungen oder Vor-
behalten leisten will; 

b) wenn es durch 30 Tage den Eintritt in den Landtag verzögert hat oder
durch 30 Tage ohne einen vom Landtag anerkannten triftigen Grund den
Sitzungen des Landtages ferngeblieben ist und der nach Ablauf der 30
Tage an ihn öffentlich und im Landtag gerichteten Aufforderung der Prä-
sidentin oder * des Präsidenten des Landtages, binnen weiterer 30 Tage
zu erscheinen oder seine Abwesenheit zu rechtfertigen, nicht Folge ge-
leistet hat;

c) wenn seine Wahl durch den Verfassungsgerichtshof für ungültig erklärt wird;
d) wenn es nach erfolgter Wahl die Wählbarkeit verliert; 
e) wegen Unvereinbarkeit.
(2) Über den Eintritt des Mandatsverlustes erkennt der Verfassungsgerichtshof

(Artikel 141 B-VG).
* Wortfolge „der Präsidentin oder“  eingefügt  gem. Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

C. WEG DER LANDESGESETZGEBUNG

Artikel 29
Gesetzesvorschläge

(1)1 Gesetzesvorschläge gelangen an den Landtag als Anträge seiner Mit-
glieder oder Ausschüsse, als Vorlagen der Landesregierung oder als Volksbe-
gehren.

(2)2 Jeder Gesetzesvorschlag, der technische Vorschriften enthält oder ändert,
ist der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu übermitteln, es sei denn,
es handelt sich lediglich um eine vollständige Übertragung einer internationalen
oder europäischen Norm. In diesem Fall genügt die Mitteilung, um welche Norm
es sich handelt.

(3)2 Die Beschlußfassung eines Landesgesetzes im Sinne des Absatz 2 im
Landtag darf erst nach Vorliegen der in den maßgeblichen europäischen Vor-
schriften vorgesehenen Voraussetzungen erfolgen. Die näheren Bestimmungen
sind durch die jeweils in Betracht kommenden landesrechtlichen Vorschriften zu
treffen.

1 Absatzbezeichnung gem. Art. I Z. 15 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
2 Angefügt gem.  Art. I Z. 15 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996

Artikel 30
Volksbegehren

(1)1 Die Landesregierung hat ein 
1. von mindestens 6 000 zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und Bür-

gern,
2. von mindestens zehn Gemeinden auf Grund einstimmig gefasster und
übereinstimmender Ge meinderatsbeschlüsse oder 

3. von mindestens 18 Gemeinden auf Grund übereinstimmender Gemeinde-
ratsbeschlüsse 

gestelltes Verlangen auf Erlassung, Änderung oder Aufhebung von Gesetzen
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(Volksbegehren) unverzüglich dem Landtag zur geschäftsordnungsmäßigen Be-
handlung zu übermitteln.

(1a) 2 Ein Volksbegehren gemäß Absatz 1 Z 2 oder Z 3 ist unzulässig, wenn
der Gesetzesvorschlag mit negativen finanziellen Auswirkungen auf die Gebarung
des Landes verbunden ist.

(2) Die Einleitung des Verfahrens für ein Volksbegehren ist bei der Landesre-
gierung zu beantragen. Ein Antrag gemäß Absatz 1 Z 1 3 muß von mindestens 2
000 4 zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und 5 Bürgern unterzeichnet sein.
Das Volksbegehren muß in Form eines Gesetzesentwurfes gestellt werden.

(3) Bei einem Volksbegehren sind alle zum Landtag wahlberechtigten Bürge-
rinnen und 5 Bürger stimmberechtigt.

(4) Gesetzesbeschlüsse, die auf einem Volksbegehren beruhen, sind mit Beru-
fung auf dieses Volksbegehren kundzumachen.

(5) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.
1 I.d.F. gem. Art. 1 Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist mit Beginn der
XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft getreten.

2 Eingefügt gem. Art. 1 Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist  mit Beginn
der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft getreten.

3 Wortfolge „Ein Antrag gemäß Absatz 1 Z 1“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 6 des Gesetzes
LGBl. Nr. 64/2014; die Einfügung ist mit Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages
in Kraft getreten.

4 Zahl ersetzt gem. Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
5 Wortfolge „Bürgerinnen und“ eingefügt gem. Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005.

Artikel 31
Beschlußerfordernisse

(1) Zu einem Beschluß des Landtages ist, soweit in diesem Gesetz nichts an-
deres bestimmt wird, die Anwesenheit von mindestens einem Drittel der Mitglie-
der des Landtages und die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich.

(2) Landesverfassungsgesetze oder in einfachen Landesgesetzen enthaltene
Verfassungsbestimmungen können nur bei Anwesenheit von mindestens der
Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einer Mehrheit von mindestens zwei
Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen oder geändert werden; sie sind als
solche (,,Landesverfassungsgesetz”, ,,Verfassungsbestimmung”) ausdrücklich zu
bezeichnen.

Artikel 32 1
Mitwirkung von Bundesorganen; Zustimmung der Bundesregierung 

Insoweit ein Landesgesetz bei der Vollziehung die Mitwirkung von Bun-
desorganen vorsieht, muss zu dieser Mitwirkung die Zustimmung der Bundes-
regierung eingeholt werden. Solche Gesetzesbeschlüsse sind unmittelbar nach
der Beschlussfassung des Landtages von der Landeshauptfrau oder dem Lan-
deshauptmann dem Bundeskanzleramt bekanntzugeben. Die Zustimmung gilt
als erteilt, wenn die Bundesregierung nicht innerhalb von acht Wochen nach
dem Tag, an dem der Gesetzesbeschluss beim Bundeskanzleramt eingelangt ist,
der Landeshauptfrau oder dem Landeshauptmann mitgeteilt hat, dass  die Mit-
wirkung der Bundesorgane verweigert wird. Vor Ablauf dieser Frist darf die
Kundmachung des Gesetzesbeschlusses nur erfolgen, wenn die Bundesregierung
die ausdrückliche Zustimmung mitgeteilt hat 2.

1 I.d.F. gem. Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Wortfolge „die ausdrückliche Zustimmung mitgeteilt hat“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z
10 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).
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Artikel 33
Volksabstimmung

(1) Ein Gesetzesbeschluß des Landtages ist nach Beendigung des Verfahrens
gemäß Artikel 32 jedoch vor seiner Beurkundung und Gegenzeichnung einer
Volksabstimmung zu unterziehen, wenn es der Landtag beschließt oder von min-
destens 12.000 1 zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und 2 Bürgern
schriftlich verlangt wird. In diesen Fällen darf der Gesetzesbeschluß erst dann
beurkundet, gegengezeichnet und verlautbart werden, wenn die Mehrheit der
abgegebenen Stimmen ergeben hat, daß der Gesetzesbeschluß des Landtages
Gesetzeskraft erhalten soll.

(2) Eine Volksabstimmung findet nicht statt, wenn der Gesetzesbeschluß
1. zur Abwehr von Schäden in Katastrophenfällen und bei Seuchen oder zur

Beseitigung von Notlagen sowie zur Abwehr schwerwiegender volkswirt-
schaftlicher Schäden gefaßt wurde oder

2. in Ausführung bundesgesetzlicher Vorschriften innerhalb einer bestimmten
Frist zu fassen war oder 

3. überwiegend abgabenrechtliche Vorschriften enthält.
(3) Bei einer Volksabstimmung sind alle zum Landtag wahlberechtigten Bür-

gerinnen und 2 Bürger stimmberechtigt.
(4) Gesetzesbeschlüsse, die auf einer Volksabstimmung beruhen, sind mit Be-

rufung auf das Ergebnis dieser Volksabstimmung kundzumachen.
(5) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

1 Zahl ersetzt gem. Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
2 Wortfolge „Bürgerinnen und“ eingefügt gem. Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 34
Beurkundung, Gegenzeichnung

(1) Das verfassungsmäßige Zustandekommen eines Gesetzesbe schlusses ist
von der Präsidentin oder 1 vom Präsidenten des Landtages zu beurkunden und
von der Landeshauptfrau oder 2 vom Lan deshauptmann gegenzuzeichnen. Hier-
auf hat die Landeshauptfrau oder 3 der Landeshauptmann den Gesetzesbeschluß
unter Berufung auf den Beschluß des Landtages unverzüglich im Landesgesetz-
blatt kundzumachen.

(2) Auf gemeinsamen Beschluß der Präsidentinnen und der 4 Präsidenten des
Landtages können Änderungen im Text des Gesetzesbeschlusses zur Behebung
von Formfehlern, stilistischen oder sinnstörenden Fehlern vorgenommen werden.

1 Wortfolge „von der Präsidentin oder“ eingefügt gem. Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
2 Wortfolge „von der Landeshauptfrau oder“  eingefügt gem. Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
3 Wortfolge „die Landeshauptfrau oder“  eingefügt gem. Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
4 Wortfolge „Präsidentinnen und der“  eingefügt gem. Z 19 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 35 1
Kundmachung und Inkrafttreten

(1) Gesetzesbeschlüsse, Staatsverträge und Vereinbarungen gemäß Artikel 80
2 sowie Verordnungen der Landesregierung und der Landeshauptfrau oder 5 des
Landeshauptmannes sind im ,,Landesgesetzblatt für das Burgenland” zu verlaut-
baren. Bei Anlagen zu Verordnungen kann, wenn auf Grund ihres Umfanges oder
ihrer technischen Gestaltung ein nicht vertretbarer Aufwand entstünde, gesetzlich
eine andere Art der Verlautbarung bestimmt werden.

(2) Die verbindliche Kraft von Landesgesetzen, Staatsverträgen und Ver-
einbarungen gemäß Art. 80 sowie Verordnungen der Landesregierung und der
Landeshauptfrau oder3 des Landeshauptmannes beginnt, wenn nicht ausdrück-
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lich anderes bestimmt ist, nach Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Lan-
desgesetzblatt und erstreckt sich, wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt
wird, auf das gesamte Landesgebiet.6 Im Fall außerordentlicher Verhältnisse,
in denen eine Verlautbarung von Verordnungen der Landesregierung oder der
Landeshauptfrau oder 3 des Landeshauptmannes im Landesgesetzblatt nicht
rasch genug mög  lich ist, kann gesetzlich neben der Verlautbarung im Landes-
gesetzblatt auch eine andere Art der Verlautbarung bestimmt werden, wobei
deren verbindliche Kraft mit dieser Verlautbarung beginnt.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, Rechtsvorschriften, die als Lan-
desverfassungsgesetze oder Landesgesetze in Geltung stehen, in ihrer durch spä-
tere Vorschriften ergänzten oder abgeänderten Fassung durch Kundmachung im
Landesgesetzblatt mit rechtsverbindlicher Wirkung neu zu verlautbaren.

(4) Die Berichtigung von Druckfehlern in den Verlautbarungen des Landes-
gesetzblattes obliegt  der Landeshauptfrau oder 4 dem Landeshauptmann.

(5) Die näheren Bestimmungen über Verlautbarungen sind durch Landes-
gesetz zu treffen.

1 Art. 35 in der Fassung LGBl. Nr. 36/1990 (Z. 1)
2 Zitat ersetzt gem.  Art. 1 Z. 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
3 Wortfolge „der Landeshauptfrau oder“  eingefügt gem. Z 20 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
4 Wortfolge „der Landeshauptfrau oder“  eingefügt gem. Z 21 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
5 Wortfolge „der Landeshauptfrau oder“  eingefügt gem. Z 20 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
6 Erster Satz i.d.F. gem. Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

Artikel 36
Anfechtung von Landesgesetzen

(1) Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Landtages kann beantragen,
daß ein Landesgesetz zur Gänze oder daß bestimmte Stellen eines Landesgeset-
zes vom Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrig aufgehoben werden. Der
Antrag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des Landesgesetzes sprechenden
Bedenken im einzelnen darzulegen.

(2) Die Mitglieder des Landtages, die einen Antrag im Sinne des Absatz 1
gestellt haben, haben außerdem eine Bevollmächtigte oder * einen Bevollmäch-
tigten oder mehrere Bevollmächtigte für ihre Vertretung im Verfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof zu bezeichnen.

* Wortfolge „eine Bevollmächtigte oder“  eingefügt gem. Z 22 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

D. MITWIRKUNG AN DER VOLLZIEHUNG

Artikel 37
Landesvoranschlag, Grundsätze der Finanzgebarung 1

(1)3 Der Landeshaushalt besteht aus dem Ergebnis-, dem Finanzierungs- und
dem Vermögenshaushalt. Finanzjahr ist das Kalenderjahr.

(1a)4 Dem Landtag ist spätestens einen Monat vor Ablauf des Finanzjahres von
der Landesregierung ein Voranschlag der Einzahlungen und Erträge sowie der Aus-
zahlungen und Aufwendungen des Landes für das folgende Finanzjahr vorzulegen
(Landesvoranschlag). Der Landesvoranschlag hat den Ergebnis-voranschlag, den
Finanzierungsvoranschlag und den Stellenplan sowie gegebenenfalls weitere für
die Haushaltsführung wesentliche Grundlagen zu enthalten.

(2) Der Landtag beschließt den Landesvoranschlag vor Beginn des Finanz-
jahres.

(3) Der vom Landtag beschlossene Landesvoranschlag ist die  Grundlage für
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die Gebarung des Landes.
(4) Die Landesregierung ist bei der Vollziehung des Landesvoranschlages

an die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit ge-
bunden.

(5) Die Landesregierung kann dem Landtag im Laufe eines Finanzjahres
Nachträge zum Landesvoranschlag vorlegen.

(6)2 Die Finanzgebarungen des Landes und sonstiger Rechtsträger (ausgenom-
men Gemeinden und Gemeindeverbände), die im Sinne des Europäischen Systems
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 2010 (ESVG 2010) 5 dem Sektor Staat
zugerechnet werden und deren Organisationsrecht in die Gesetzgebungskompetenz
des Landes fällt, sind risikoavers auszurichten. Insbesondere sind bei der Finanz-
gebarung keine vermeidbaren Risiken einzugehen und volle Transparenz zu ge-
währleisten.

(7)2 Die näheren Bestimmungen über die risikoaverse Ausrichtung der Fi-
nanzgebarung sind durch Landesgesetz zu treffen.

1 Überschrift gem. Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Angefügt gem. Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
3 I.d.F. gem. Art. 1 Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).
4 I.d.F. gem. Art. 1 Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).
5 Zitat gem. Art. 1 Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 37a  *
Landesvermögen 

Für Bürgschaften zu Lasten des Landes, Leasingfinanzierungen, zur Veräu-
ßerung oder Belastung von Landesvermögen sowie für Kreditoperationen des
Landes ist die Zustimmung oder die Ermächtigung des Landtages erforderlich.

* Eingefügt gem. Z 23 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 37b * 
Sicherung der Leistungen der Daseinsvorsorge 

(1) Von den Anteilsrechten an der Energie Burgenland AG müssen minde-
stens 51% im Eigentum des Landes Burgenland stehen oder dem Land Burgen-
land über eigene Unternehmen zugerechnet werden. 

(2) Die Versorgung der Gemeindebürger mit einwandfreiem Trinkwasser
ist eine Pflichtaufgabe der Gemeinde oder eines hiefür gebildeten Gemeinde-
verbandes. Für die vom Benützer zu entrichtende Gebühr kann die Gemeinde
oder der Gemeindeverband unter Bedachtnahme auf die Leistungsfähigkeit der
Bevölkerung Höchstbeträge festsetzen.

* I.d.F. gem. Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

Artikel 38
Voranschlagsprovisorium

Wird der Landesvoranschlag nicht vor Beginn des folgenden Finanzjahres
beschlossen, so ist die Landesregierung ermächtigt, den Landeshaushalt für die
ersten drei Monate des folgenden Finanzjahres unter sinngemäßer Anwendung
des Landesvoranschlages für das vorhergegangene Finanzjahr zu führen. Dabei
dürfen Auszahlungen und Aufwendungen 1, sofern ihre Höhe nicht durch Gesetz
oder sonstige generelle Norm zwingend vorgeschrieben ist, für einen Monat ein
Zwölftel der veranschlagten entsprechenden Auszahlungen und Aufwendungen
1 des vorhergegangenen Jahres nicht übersteigen. Die zur Erfüllung bereits vor
Eintreten des Provisoriums bestehender rechtsverbindlicher Verpflichtungen er-
forderlichen Auszahlungen und Aufwendungen 2 sind nach Maßgabe ihrer Fäl-
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ligkeit zu bestreiten. Nach Ablauf der drei Monate hat der Landtag durch Be-
schluß Vorkehrungen für die Haushaltsführung zu treffen.

1 Wortfolge „Auszahlungen und Aufwendungen“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 14  des Ge-
setzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

2 Wortfolge „Auszahlungen und Aufwendungen“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 15  des Ge-
setzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 39
Finanzplan

(l) Die Landesregierung hat anläßlich der Vorlage des ersten Budgets ihrer Funkti-
onsperiode dem Landtag einen Finanzplan über die Grundlagen der Veranschlagungen
für den Zeitraum der nächsten fünf Jahre vorzulegen.

(2) Der Finanzplan hat insbesonders zu enthalten:
1. Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen Auszahlungen und

Aufwendungen 1 in dem Zeitraum der nächsten fünf Jahre, gegliedert
nach Jahresbeträgen und Aufgabenbereichen;

2. die Bedeckungsmaßnahmen, die hiefür in Aussicht genommen werden;
3. die Annahmen über die wirtschaftliche Entwicklung;
4. die dazu erforderlichen Erläuterungen.
(3) Bei der Beschlußfassung des Landesvoranschlages sind allfällige Ab-

weichungen vom Finanzplan festzustellen. Der Finanzplan ist dieser Feststellung
entsprechend fortzuführen.

1 Wortfolge „Auszahlungen und Aufwendungen“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 16  des Ge-
setzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 40
Finanzielle Auswirkungen neuer rechtsetzender Maßnahmen

Jedem Entwurf eines Landesgesetzes, einer Verordnung oder einer sonstigen
Maßnahme, der mit zusätzlichen finanziellen Auswirkungen 1 verbunden sein
könnte, ist eine Berechnung anzuschließen, aus der die Gesamtbelastung des Lan-
des sowie die in den einzelnen Finanzjahren anfallenden Anteile hervorgehen.
Die Notwendigkeit der Auszahlungen und Aufwendungen 2 ist zu begründen,
und für ihre Bedeckung sind entsprechende Vorschläge zu erstatten.

1 Wortfolge „zusätzlichen finanziellen Auswirkungen“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 17  des
Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

2 Wortfolge „Auszahlungen und Aufwendungen“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 18  des Ge-
setzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 41
Rechnungsabschluss 1

Die Landesregierung hat dem Landtag ehestens, jedenfalls aber vor der Vorlage
des Landesvoranschlages für das folgende Finanzjahr, den Rechnungsabschluss 1
über das vergangene Finanzjahr vorzulegen. Der Rechnungsabschluss hat die Er-
gebnisrechnung, die Finanzierungsrechnung, die Vermögensrechnung und die Net-
toveränderung sowie gegebenenfalls weitere Nachweise zu enthalten. 2

1 Wort „Rechnungsabschluss“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 19  des Gesetzes LGBl. Nr.
43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

2 Satz angefügt gem. Art. 1 Z 19, 2. Halbsatz des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit
vom 9.7.2020).

Artikel 42
Landesausschüsse

(1) Der Landtag kann zur Beratung allgemein bedeutsamer Angelegenheiten
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der Regierungspolitik Landesausschüsse einsetzen.
(2) Einem Landesausschuß gehören an: die sachlich zuständigen Mitglieder

der Landesregierung, Mitglieder des Landtages und die Vorständinnen oder 1
Vorstände der sachlich zuständigen Abteilungen des Amtes der Landesregierung.

(3) Die Mitglieder des Landtages werden vom Landtag in den Landesaus-
schuß nach dem Grundsatz der Verhältniswahl entsendet.

(4) Ein Landesausschuß kann nach Bedarf Sachverständige beiziehen.
(5) Die erstmalige Einberufung eines Landesausschusses obliegt der Präsi-

dentin oder 2 dem Präsidenten des Landtages. Ein Landesausschuß ist einzuset-
zen, wenn dies ein Mitglied der Landesregierung oder mindestens ein Drittel der
Mitglieder des Landtages beantragen. Der Antrag ist zu begründen.

(6) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Land-
tages zu treffen.

1 Wortfolge „Vorständinnen oder“ eingefügt gem. Z 24 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
2 Wortfolge „der Präsidentin oder“  eingefügt gem. Z 25 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 42a 1
Hauptausschuß

(1) Dem Hauptausschuß obliegt die Mitwirkung an der Erlassung von Not-
verordnungen durch die Landesregierung (Artikel 50).

(2) Der Hauptausschuß besteht aus der Obfrau oder dem Obmann, deren oder
dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter 1a und der vom Landtag zu bestimmenden
Zahl von weiteren Mitgliedern, die jedoch sieben nicht übersteigen darf. Alle Mit-
glieder des Hauptausschusses werden vom Landtag aus seiner Mitte nach dem
Grundsatz der Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch unter Bedachtnahme auf diesen
Grundsatz dem Hauptausschuß mindestens ein Mitglied jeder im Landtag vertrete-
nen Partei angehören muß. Sollte eine Partei einen ihr zustehenden Wahlvorschlag
nicht erstatten, hindert dies nicht die Aufnahme der Tätigkeit des Ausschusses, sofern
mindestens zwei Drittel der Ausschußmitglieder gewählt worden sind. 2

(3) Für die Obfrau oder den Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder
Stellvertreter sowie für 3 jedes weitere Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied
zu bestellen. Der Hauptausschuss wählt aus seiner Mitte eine Erste Schriftführerin
bzw. einen Ersten Schriftführer und eine Zweite Schriftführerin bzw. einen
Zweiten Schriftführer.4

(4) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landta-
ges zu treffen. Darin ist insbesondere vorzusorgen, daß der Haupt ausschuß jederzeit
einberufen werden und zusammentreten kann.

1 Eingefügt durch LGBl. Nr. 36/1990 (Z. 2)
1a Wortfolge „der Obfrau oder dem Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter“
ersatzweise eingefügt gem. Z 26 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

2 Letzter Satz angefügt gem. Art. I Z. 16 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
3 Wortfolge „die Obfrau oder den Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter
sowie für“  ersatzweise eingefügt gem. Z 27 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

4 Letzter Satz i.d.F. der Z 28 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 42b 1
Ausschuß für europäische Integration 

und grenzüberschreitende Zusammenarbeit
(1) Dem Ausschuß für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit obliegt insbesondere die Besorgung von Aufgaben, die der Landtag gemäß
Artikel 83 2 in Angelegenheiten der europäischen Integration wahrzunehmen hat.

(2) Der Ausschuß für europäische Integration und grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit besteht aus der Obfrau oder dem Obmann, deren oder dessen Stell-
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vertreterin oder Stellvertreter 3 und der vom Landtag zu bestimmenden Zahl von
weiteren Mitgliedern. Alle Mitglieder des Ausschusses werden vom Landtag aus
seiner Mitte nach dem Grundsatz der Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch unter
Bedachtnahme auf diesen Grundsatz dem Ausschuß mindestens ein Mitglied jeder
im Landtag vertretenen Partei angehören muß. Sollte eine Partei einen ihr zuste-
henden Wahlvorschlag nicht erstatten, hindert dies nicht die Aufnahme der Tä-
tigkeit des Ausschusses, sofern mindestens zwei Drittel der Ausschußmitglieder
gewählt worden sind.

(3) Für die Obfrau oder den Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder
Stellvertreter 4 sowie jedes weitere Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied
zu bestellen. Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte eine Erste Schriftführerin bzw.
einen Ersten Schriftführer und eine Zweite Schriftführerin bzw. einen Zweiten
Schriftführer.5

(4) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Land-
tages zu treffen.

1 Angefügt gem. Art. I Z. 17 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
2 Zitat ersetzt gem. Art. 1 Z. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
3 Wortfolge „der Obfrau oder dem Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter“
ersetzt gem. Z 29 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

4 Wortfolge „die Obfrau oder den Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter“
ersetzt gem. Z 30 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

5 Zweiter Satz i.d.F. der Z 31 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 43
Überprüfung der Geschäftsführung der Landesregierung  

Fragerecht des Landtages
(1) Der Landtag ist befugt, die Geschäftsführung der Landesregierung zu über-

prüfen und deren Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung, soweit es sich
nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt,1 zu befragen und alle einschlägigen
Auskünfte zu verlangen.

(2)2 Dem Fragerecht unterliegen insbesondere Regierungsakte, Angelegen-
heiten der behördlichen Verwaltung, der Verwaltung des Landes als Träger von
Privatrechten sowie der gesellschaftsrechtlichen Beteiligungen des Landes. Hier-
von ausgenommen sind Bereiche, die der Wahrung berechtigter Geheimhal-
tungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf Geschäfts-
und Betriebsgeheimnisse, unterliegen.

(3) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Land-
tages zu treffen.

1 Wortfolge “soweit es sich nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt,“ eingefügt gem. Z 13
des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014)

2 I.d.F. gem. Art. 1 Z 20  des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

Artikel 44
Fragerecht der Mitglieder des Landtages

Jedes Mitglied des Landtages hat das Recht, an die Mitglieder der Landes-
regierung schriftliche Anfragen sowie in den Sitzungen des Landtages kurze
mündliche Anfragen zu richten. Die näheren Bestimmungen sind durch die Ge-
schäftsordnung des Landtages zu treffen.

Artikel  44a 1
Aktuelle Stunde

(1) Der Landtag ist befugt, über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse
aus dem Bereich der Vollziehung des Landes, soweit es sich nicht um die Verwal-
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tungsgerichtsbarkeit handelt,2 eine Aussprache durchzuführen; dabei können weder
Anträge gestellt noch Beschlüsse gefaßt werden.

(2) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Land-
tages zu treffen.

1 Eingefügt durch LGBl. Nr. 36/1990 (Z. 3)
2 Wortfolge “soweit es sich nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt,“ eingefügt gem. Z 14
des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014)

Artikel 45
Regierungserklärung und Informationspflicht

(1) Die Landesregierung hat am Beginn ihrer Funktionsperiode eine Regie-
rungserklärung abzugeben,  die insbesondere die Schwerpunkte der künftigen
Regierungstätigkeit zu enthalten hat.

(2) Darüberhinaus hat die Landesregierung den Landtag  über alle geplanten
bedeutsamen Regierungsakte frühzeitig zu informieren.

Artikel 46
Entschließungen und Einsetzung von Untersuchungsausschüssen

(l) Der Landtag ist befugt, seinen Wünschen über die Ausübung der Voll-
ziehung, soweit es sich nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt,1 in Ent-
schließungen Ausdruck zu geben und Untersuchungsausschüsse einzusetzen.

(1a)2 Untersuchungsausschüsse können durch Beschluss des Landtages oder
auf Verlangen von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages in
Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes eingesetzt
werden.

(2)3 Alle Rechtsträger, die der Kontrolle des Landes-Rechnungshofs unter-
liegen, sind verpflichtet, dem Ersuchen dieser Ausschüsse um Beweiserhebun-
gen in angemessener Frist Folge zu leisten und auf Verlangen ihre Akten
vorzulegen.

(3) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Land-
tages zu treffen.

1 Wortfolge “soweit es sich nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt,“ eingefügt gem. Z 13
des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014)

2 Eingefügt gem. Art. 1 Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist  mit Beginn
der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft getreten.

3 In der Fassung  gem. Art. 1 Z. 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

Artikel 47
Enqueten

Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel
seiner Mitglieder eine parlamentarische Enquete über Angelegenheiten seines Wir-
kungsbereiches abzuhalten. Hiebei sind, soweit dies einer umfassenden Information
dient, schriftliche Äußerungen einzuholen sowie Sachverständige und andere Aus-
kunftspersonen beizuziehen. Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäfts-
ordnung des Landtages zu treffen.

Artikel 48
Auskunftsrecht und Akteneinsicht

(1) Jedes Mitglied des Landtages hat das Recht, von den Mitgliedern der Lan-
desregierung Auskünfte über Angelegenheiten einzuholen, die Gegenstand einer
Verhandlung des Landtages sind. Hiebei ist im Amt der Burgenländischen Lan -
desregierung 1 die erforderliche Akteneinsicht zu gewähren. Von der Akteneinsicht
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ausgenommen sind Akten oder Aktenbestandteile, die der Wahrung berechtigter
Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, unterliegen.2

(2) Wird dem Begehren des Mitgliedes des Landtages nicht entsprochen, so
hat auf dessen Verlangen das Mitglied der Landesregierung dies im Landtag zu be-
gründen.

1 Wortfolge „im Amt der Burgenländischen Landesregierung“ eingefügt gem. Art. 1 Z 21  des Gesetzes
LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020).

2 Letzter Satz angefügt gem. Art. 1 Z 22  des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom
9.7.2020).

E. MITWIRKUNG  AN DER BESTELLUNG DES BUNDESRATES

Artikel 49
Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder

(l) Die vom Land zu entsendenden Mitglieder des Bundesrates und ihrer Er-
satzmitglieder sind vom Landtag für die Dauer der Gesetzgebungsperiode des
Landtages nach den Grundsätzen der Verhältniswahl unter Bezeichnung des an er-
ster Stelle entsendeten Vertreters des Landes zu wählen. Hiebei muß mindestens
ein Mandat der Partei zufallen, die die zweithöchste Anzahl von Sitzen im Landtag
hat oder, wenn mehrere Parteien die gleiche Anzahl von Sitzen haben, die zweit-
höchste Zahl von Wäh ler stimmen bei der letzten Landtagswahl aufweist. Bei glei-
chen An sprü chen mehrerer Parteien entscheidet das Los.

(2) Die Mitglieder des Bundesrates müssen zum Landtag wählbar sein.
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für den Fall der

erforderlichen Nachwahl eines Mitgliedes des Bundesrates oder eines Ersatzmit-
gliedes.

III. VOLLZIEHUNG DES LANDES
A. LANDESREGIERUNG

Artikel 50 1
Aufgaben

(1) Die Landesregierung übt die Vollziehung des Landes, soweit es sich nicht
um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt,2 aus.

(2) Wenn die sofortige Erlassung von Maßnahmen, die verfassungsgemäß
einer Beschlußfassung des Landtages bedürfen, zur Abwehr eines offenkundi-
gen, nicht wieder gutzumachenden Schadens für die Allgemeinheit zu einer Zeit
notwendig wird, in der der Landtag nicht rechtzeitig zusammentreten kann oder
in seiner Tätigkeit durch höhere Gewalt behindert ist, kann die Landesregierung
im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß (Artikel 42a) diese Maßnahmen
durch vorläufige ge setz än dernde Verordnungen treffen. Diese sind von der Lan-
desregierung unverzüglich der Bundesregierung zur Kenntnis zu bringen.

(3) Jede nach Absatz 2 erlassene Verordnung ist von der Landesregierung
unverzüglich dem Landtag vorzulegen, den der Präsident des Landtages, sobald
das Hindernis für das Zusammentreten des Landtages weggefallen ist, für einen
der folgenden acht Tage einzuberufen hat. Binnen vier Wochen nach der Vor-
lage, bei einem länger als vier Wochen andauernden Hindernis für das Zusam-
mentreten des Landtages binnen vier Wochen nach dem Wegfall dieses
Hindernisses, hat der Landtag entweder an Stelle der Verordnung ein entspre-
chendes Landesgesetz zu beschließen oder durch Beschluß das Verlangen zu
stellen, daß die Verordnung von der Landesregierung sofort außer Kraft gesetzt
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wird. Diesem Verlangen hat die Landesregierung unverzüglich zu entsprechen.
Zum Zweck der rechtzeitigen Beschlußfassung des Landtages hat der Präsident
die Vorlage spätestens am vorletzten Tag der vierwöchigen Frist zur Abstim-
mung zu stellen; die näheren Bestimmungen trifft die Geschäftsordnung des
Landtages. Wird die Verordnung nach den vorhergehenden Bestimmungen von
der Landesregierung aufgehoben, treten mit dem Tag des Inkrafttretens der Auf-
hebung die gesetzlichen Bestimmungen wieder in Wirksamkeit, die durch die
Verordnung aufgehoben worden waren.

(4) Die im Absatz 2 bezeichneten Verordnungen dürfen jedenfalls nicht eine
Abänderung landesverfassungsgesetzlicher Bestimmungen bedeuten und weder
eine dauernde finanzielle Belastung des Landes, noch eine finanzielle Belastung
des Bundes oder der Gemeinden, noch finanzielle Verpflichtungen der Staats-
bürger, noch eine Veräußerung von Landeseigentum, noch Maßnahmen in An-
gelegenheiten des Arbeiterrechtes sowie Arbeiter- und Angestelltenschutzes,
soweit es sich um land- und forstwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte han-
delt, noch endlich solche in Angelegenheiten der Kammern für Arbeiter und
Angestellte auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiet zum Gegenstand haben.

1 In der Fassung LGBl. Nr. 36/1990 (Z. 4)
2 Wortfolge “soweit es sich nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt,“ eingefügt gem. Z 14
des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014)

Artikel 51
Zusammensetzung

(1)1 Die Landesregierung besteht aus dem Landeshauptmann, dem Landes-
hauptmann-Stellvertreter und drei weiteren Mitgliedern, die den Titel Landesrat
führen.

(2) Die Mitglieder der Landesregierung müssen zum Landtag wählbar sein.
1 I.d.F. gem. Art. 1 Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist  gem. Art. 90 Abs. 5
Z  4 mit Beginn der XXII. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft getreten. 

Artikel 52
Unvereinbarkeiten

(1)* Ein Mitglied der Landesregierung darf nicht gleichzeitig Mitglied des
Europäischen Parlamentes, des Nationalrates, des Bundesrates, der Bundesre-
gierung, eines Gemeindevorstandes (Stadtsenates) oder eines Vorstandes eines
Gemeindeverbandes sein.

(2) Ein Mitglied der Landesregierung hat sich aller Verpflichtungen zu ent-
halten, die seine politische Unabhängigkeit beeinträchtigen.

(3) Für die Mitglieder der Landesregierung gelten weiters die in bundesge-
setzlichen Vorschriften geregelten Unvereinbarkeiten.

* In der Fassung des Art. I Z. 18 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996

Artikel 53 1
Wahl der Mitglieder der Landesregierung 

(1) Die Landesregierung wird vom Landtag nach der Wahl der Präsidenten
(Art. 15) für die Dauer der Gesetzgebungsperiode des Landtages gewählt. Die
Mitglieder der Landesregierung bleiben jedoch auch nach Ablauf der Gesetz-
gebungsperiode oder nach Auflösung des Landtages im Amt bis die neue Lan-
desregierung gewählt ist. 

(2) Die nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärkste
Partei lädt die anderen Parteien, die Mandate im Landtag erzielt haben, zu ersten
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Verhandlungen zur Bildung der neuen Landesregierung ein. 
(3) Der Landeshauptmann, der Landeshauptmann-Stellvertreter und die üb-

rigen Mitglieder der Landesregierung werden vom Landtag in einem Wahlgang
gewählt. Die Wahl erfolgt auf Grund eines Wahlvorschlages, der so viele Per-
sonen zu enthalten hat, wie die Landesregierung Mitglieder hat und hievon eine
Person als Kandidat für das Amt des Landeshauptmannes und eine Person als
Kandidat für das Amt des Landeshauptmann-Stellvertreters bezeichnen muss. 

(4) Ein Wahlvorschlag ist im Wege der Landtagsdirektion mindestens 48
Stunden vor der Sitzung schriftlich einzubringen und muss von mindestens
einem Drittel der Landtagsabgeordneten unterfertigt sein. Die zeitgleiche Un-
terstützung mehrerer Wahlvorschläge durch einen Landtagsabgeordneten ist
nicht zulässig. 

(5) Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so ist über jeden Wahlvorschlag ge-
sondert abzustimmen. Der Wahlvorschlag, der von der größten Zahl an Landtags-
abgeordneten unterfertigt ist, hat dabei als erster zur Abstimmung zu gelangen. 

(6) Für die Wahl der Landesregierung ist die Anwesenheit mindestens der
Hälfte der Mitglieder des Landtages und die einfache Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen erforderlich. Erlangt keiner der im Rahmen einer Sitzung zur
Abstimmung gelangten Wahlvorschläge die erforderliche Mehrheit, sind vor
jedem weiteren Wahlgang Verhandlungen zur Bildung der neuen Landesregie-
rung zu führen. 

(7) Die näheren Regelungen für den Wahlvorgang werden in der Geschäfts-
ordnung des Landtages getroffen.

1 I.d.F. gem.  Art. 1 Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist gem. Art. 90 Abs. 5
Z 3 mit Ablauf des Tages der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft ge-
treten  und war erstmals bei der Wahl der Landesregierung für die XXI. Gesetzgebungsperiode an-
zuwenden.

Artikel 54
Angelobung

(1) Der Landeshauptmann leistet bei Antritt seines Amtes vor dem Landtag
das Gelöbnis: "Ich gelobe, daß ich die Verfassung und alle Gesetze des Landes
getreu beachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen
werde."

(2) Die übrigen Mitglieder der Landesregierung leisten dieses Gelöbnis vor
dem Landtag in die Hand des Landeshauptmannes.

(3)* Die Mitglieder der Landesregierung werden überdies nach den Bestim-
mungen des B-VG auf die Bundesverfassung angelobt.

* In der Fassung des Art. I Z. 23 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996

Artikel 55
Vertretung der Mitglieder der Landesregierung

(l) Die Vertretung der Mitglieder der Landesregierung ist durch die Ge-
schäftsordnung der Landesregierung zu regeln. Für den Fall, daß deren Verhin-
derung auf Krankheit oder sonstigem unabwendbaren Ereignis beruht und länger
als drei Monate dauert, hat der Landtag für die Dauer der Verhinderung ein Er-
satzmitglied der Landesregierung zu wählen.1 Artikel 53 Absatz 3, 4, Absatz 5
erster Satz, Absatz 6 und 7 gilt sinngemäß.2

(2)3 Wird kein Wahlvorschlag gemäß Absatz 1 erstattet, ist die Regelung der
Geschäftsordnung der Landesregierung über die Vertretung der Mitglieder der
Landesregierung anzuwenden.

(3)4 Der Präsident des Landtages hat die Landtagsabgeordneten unverzüglich
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über die Verhinderung des Mitgliedes der Landesregierung zu informieren und
zum Zweck der Wahl eines Ersatzmitgliedes der Landesregierung den Landtag
einzuberufen.

(4) Sind der Landeshauptmann und der Landeshauptmann-Stellvertreter
gleichzeitig verhindert und dauert deren Verhinderung voraussichtlich länger
als drei Monate, so hat der Präsident des Landtages ein Mitglied der Landesre-
gierung mit der Vertretung zu betrauen. Die Vertretung endet mit dem Wegfall
der Verhinderung. 

1 Zweiter Satz i.d.F. gem. Art. 1 Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Fassung ist mit Beginn
der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Wirksamkeit getreten.
2 Letzter Satz i.d.F. gem. Art. 1 Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Fassung ist mit Beginn
der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Wirksamkeit getreten.

3 I.d.F. gem. Art. 1 Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Fassung ist mit Beginn der XXI.
Gesetzgebungsperiode des Landtages in Wirksamkeit getreten .

4 I.d.F. gem. Art. 1 Z 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Fassung ist mit Beginn der XXI.
Gesetzgebungsperiode des Landtages in Wirksamkeit getreten.

Artikel 56
Politische Verantwortlichkeit der Landesregierung 

gegenüber dem Landtag; Amtsverzicht
(1) Die Landesregierung ist dem Landtag hinsichtlich des selbständigen Wir-

kungsbereiches des Landes verantwortlich.
(2) Die Mitglieder der Landesregierung können auf Grund eines Mißtrau-

ensantrages durch Beschluß abberufen werden.
(3) 1 Ein Misstrauensantrag gegen ein Mitglied der Landesregierung kann

gültig nur von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Landtages gestellt
werden.

(4)1 Ein Beschluss, mit dem ein Mitglied der Landesregierung abberufen wird,
kann nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages
und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst werden.

(5) (Dieser Absatz ist gem. Art. 1 Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit
Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages entfallen.) 

(6) Ein Mitglied der Landesregierung kann sein Amt vorzeitig zu rück legen.
Die Erklärung über die Zurücklegung ist schriftlich abzugeben. Sie wird mit der
Übergabe an den Landeshauptmann wirksam. Die Erklärung des Landeshaupt-
mannes über die Zurücklegung seines Amtes wird mit der Übergabe an den Prä-
sidenten des Landtages wirksam.

1 I.d.F. gem. Art. 1 Z 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Fassung ist mit Beginn der XXI. Ge-
setzgebungsperiode des Landtages in Wirksamkeit getreten.

Artikel 57
Rechtliche Verantwortlichkeit der Mitglieder der Landesregierung

(1)1 Die Mitglieder der Landesregierung sind dem Landtag hinsichtlich des
selbständigen Wirkungsbereiches des Landes gemäß Artikel 142 und 143 B-VG
verantwortlich.

(2) Zu einem Beschluß, mit dem Anklage wegen Gesetzesverletzung erho-
ben wird, bedarf es der Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder des
Landtages.

(3) Der Geltendmachung dieser Verantwortung steht die Immunität nicht
im Wege.

1 In der Fassung des Art. I Z. 27 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
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Artikel 58
Übergangsregierung

(1) Wenn die Mitglieder der Landesregierung aus dem Amte scheiden, so
hat der Präsident des Landtages bis zur Wahl der neuen Landesregierung Mit-
glieder der scheidenden Landesregierung oder Beamte des Amtes der Landes-
regierung mit der Fortführung der Verwaltung zu betrauen.

(2)1 Der Präsident des Landtages hat die Landtagsabgeordneten unverzüglich
über das Ausscheiden der Mitglieder der Landesregierung zu informieren und
zum Zweck der Wahl einer neuen Landesregierung den Landtag einzuberufen.
Artikel 53 Absatz 3, 4, Absatz 5 erster Satz, Absatz 6 und 7 gilt sinngemäß.

(3) Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn einzelne der
gewählten Mitglieder aus der Landesregierung ausscheiden.

1 I.d.F. gem. Art. 1 Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist mit Beginn der
XXI. Gesetzgebungsperiodedes Landtages in Wirksamkeit getreten.

Artikel 59
Geschäftsordnung der Landesregierung

(1) Die Landesregierung gibt sich ihre Geschäftsordnung  selbst.
(2) In der Geschäftsordnung ist festzusetzen, welche Angelegenheiten der

kollegialen Beratung und Beschlußfassung der Landesregierung unterliegen und
welche Angelegenheiten durch die einzelnen Mitglieder der Landesregierung
selbständig erledigt werden können.

(3) Die Landesregierung kann bei Aufstellung ihrer Geschäftsordnung be-
schließen, daß einzelne Gruppen von Angelegenheiten der mittelbaren Bundes-
verwaltung wegen ihres sachlichen Zusammenhanges mit Angelegenheiten des
selbständigen Wirkungsbereiches des Landes im Namen des Landeshauptmannes
von Mitgliedern der Landesregierung zu führen sind. In diesen Angelegenheiten
sind die betreffenden Mitglieder der Landesregierung an die Weisungen des Lan-
deshauptmannes ebenso gebunden (Artikel 20 B-VG) wie dieser an die Weisungen
der Bundesregierung oder der einzelnen Bundesminister.

Artikel 60 1
Beschlußerfordernisse

(1) Die Beschlusserfordernisse für die Beschlussfassung der Landesregie-
rung sind unbeschadet der Bestimmung des Absatz 2 in der Geschäftsordnung
der Landesregierung festzulegen. 

(2) Zu Beschlüssen, mit denen 
1. die Geschäftsordnung der Landesregierung erlassen (abgeändert) wird, 
2. die Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung erlassen (abge-

ändert) wird, 
3. die Landeshaushaltsordnung erlassen (abgeändert) wird, 
4. Beteiligungen an Gesellschaften eingegangen werden, oder 
5. die Vorlage des Landesvoranschlages an den Landtag beschlossen wird 

ist die Zustimmung von mindestens drei Viertel der Mitglieder der Landesre-
gierung erfor der lich.

1 I.d.F.  gem. Art. 1 Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014; diese Bestimmung ist mit Beginn der
XXI. Gesetzgebungsperiodedes Landtages in Wirksamkeit getreten.

Artikel 61
Durchführung der Beschlüsse der Landesregierung

Die Beschlüsse der Landesregierung werden durch den Landeshauptmann
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und das ihm unterstellte Amt der Landesregierung durchgeführt.

Artikel 621
Informationspflicht, Geheimhaltung 

(1) Die Landesregierung hat nach Maßgabe des Artikel 22a Absatz 1 und 2
B-VG Informationen von allgemeinem Interesse in einer für jedermann zugäng-
lichen Art und Weise zu veröffentlichen und jedermann Zugang zu Informatio-
nen zu gewähren. 

(2) Die Mitglieder der Landesregierung sind zur Geheimhaltung über alle
ihnen ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsa-
chen verpflichtet, soweit und solange deren Geheimhaltung aus zwingenden in-
tegrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse der nationalen
Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung und Sicherheit, zur Vorbereitung einer Entscheidung, zur
Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens einer Ge-
bietskörperschaft oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers oder zur Wah-
rung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen erforderlich ist. 

(3) Von der Verpflichtung zur Wahrung von Geheimhaltungspflichten kön-
nen die Mitglieder der Landesregierung in den Angelegenheiten der Landesver-
waltung durch einen unter sinngemäßer Anwendung des Artikels 60 Absatz 2
zu fassenden Beschluss der Landesregierung entbunden werden. In den Ange-
legenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung und der dem Landeshauptmann
übertragenen Verwaltung von Bundesvermögen erfolgt die Entbindung durch
den Landeshauptmann.

1 IdF gem. Art. 1 Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

Artikel 63
Teilnahme an Landtagssitzungen

(1) Die Mitglieder der Landesregierung sind berechtigt, an allen Beratungen
des Landtages teilzunehmen. Sie müssen nach Maßgabe der Geschäftsordnung
des Landtages auf ihr Verlangen jedesmal gehört werden. Dem Verlangen von
mindestens einem Drittel der Mitglieder des Landtages auf Anwesenheit von
Mitgliedern der Landesregierung ist zu entsprechen.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten sinngemäß auch für die Bera-
tungen in den Ausschüssen. An Beratungen der Untersuchungsausschüsse sind
die Mitglieder der Landesregierung jedoch nur auf besondere Einladung zur
Teilnahme berechtigt.

Artikel 64 1
Bezüge der Mitglieder der Landesregierung 

Die Mitglieder der Landesregierung haben gegenüber dem Land Burgenland
Anspruch auf Bezüge, soweit nicht Ansprüche gegenüber dem Bund nach bun-
desrechtlichen Regelungen bestehen. Die näheren Bestimmungen sind durch
Landesgesetz zu treffen.

1 I.d.F. gem. Z 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
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B. LANDESHAUPTMANN
Artikel 65

Aufgaben des Landeshauptmannes
(1) Der Landeshauptmann vertritt das Land. Er führt den Vorsitz in der Lan-

desregierung und ist Vorstand des Amtes der Landesregierung.
(2) (Entf. gem. Art. 1 Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
(3) Der Landeshauptmann und die ihm unterstellten Landesbehörden üben

die Vollziehung in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung aus.
(4) Der Landeshauptmann und die ihm unterstellten Behörden im Lande be-

sorgen die ihnen übertragene Verwaltung des Bundesvermögens.
(5)* Wenn in Angelegenheiten der unmittelbaren Bundesverwaltung die sofor-

tige Erlassung von Maßnahmen zur Abwehr eines offenkundigen, nicht wieder gut-
zumachenden Schadens für die Allgemeinheit zu einer Zeit notwendig wird, zu der
die obersten Organe der Verwaltung des Bundes wegen höherer Gewalt nicht in der
Lage sind, hat der Landeshauptmann an deren Stelle die Maßnahmen zu treffen.

* Absatz 5 gem.  LGBl. Nr. 36/1990 (Z. 7) angefügt.

Artikel 66
Vertretung des Landeshauptmannes

Der Landeshauptmann wird durch den Landeshauptmann-Stellvertreter ver-
treten.

C. VERWALTUNGSGERICHTSBARKEIT DES LANDES 1

Artikel 66a1
Landesverwaltungsgericht 

(1) Für das Land Burgenland besteht ein Landesverwaltungsgericht. Dieses
hat seinen Sitz in der Landeshauptstadt Eisenstadt. 

(2) Das Landesverwaltungsgericht besteht aus folgenden Mitgliedern: Prä-
sidentin oder Präsident, Vizepräsidentin oder Vizepräsident und der erforderli-
chen Zahl von sonstigen Mitgliedern.

(3) Die Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes werden von der Landes-
regierung zu Richterinnen und Richtern ernannt und sind in Ausübung ihres
richterlichen Amtes unabhängig. 

(4) Die Organisation und das Dienstrecht des Landesverwaltungsgerichtes
werden durch Landesgesetz geregelt.

1 Eingefügt gem. Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014)

D 5. MITWIRKUNG 
DER LANDESBÜRGERINNEN UND LANDESBÜRGER AN DER

VOLLZIEHUNG 1

Artikel 67
Volksbefragung

(1) Die Landesregierung kann zur Erforschung des Willens der Landesbür-
gerinnen und 2 Landesbürger über grundsätzliche Fragen der Landesvollziehung
sowie über Planungen und Projektierungen aus dem selbständigen Wirkungs-
bereich des Landes eine Volksbefragung anordnen.

(2) Eine Volksbefragung ist anzuordnen, wenn dies mindestens 6 000 3 zum

LANDESVERFASSUNGArt. 65 - 67
1

30



Landtag wahlberechtigte Bürgerinnen und 4 Bürger verlangen.
(3) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

1 Überschrift i.d.F. der Z  32 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
2 Wortfolge „Landesbürgerinnen und“ eingefügt gem. Z 33 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
3 Zahl ersetzt gem. Z 34 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
4 Wortfolge „Bürgerinnen  und“ eingefügt gem. Z 34 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
5 Unterabschnittsbezeichnung gem. Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 2014) 

Artikel 68
Bürgerinnen- und Bürgerinitiative 

sowie Bürgerinnen- und Bürgerbegutachtung 1
(1) Jede Landesbürgerin und jeder Landesbürger 1a hat das Recht, in allen

Angelegenheiten mit Ausnahme jener der Landesverwaltungsgerichtsbarkeit 6,
die von Organen des Landes wahrzunehmen sind, die Vornahme einer bestimm-
ten, den Aufgabenbereich einer Gemeinde übersteigenden Maßnahme durch die
Landesregierung zu beantragen.

(2)2 Eine Initiative muß von der Landesregierung einer Beratung und Be-
schlußfassung unterzogen werden, wenn sie von mindestens 25 von Hundert
zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen bzw. 2a Bürgern, die in einer Ge-
meinde, für die die Initiative von unmittelbarer Bedeutung ist, ihren  Wohnsitz
haben, unterstützt wird. Der Beschluß der Landesregierung ist kundzumachen.

(3) In dem die Organisation der Gemeindeverwaltung regelnden Gesetz (Ar-
tikel 87) 3  ist vorzusehen, daß das Recht der Bürgerinnen- und 4 Bürgerinitiative
auch insofern gewährleistet ist, als es Maßnahmen betrifft, die den Aufgaben-
bereich einer Gemeinde berühren.

(4) Gesetzesvorschläge der Landesregierung von grundsätzlicher Bedeutung
sollen der Öffentlichkeit in geeigneter Weise bekanntgegeben werden. Ebenso
sind selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten und der Ausschüsse des
Landtages auf Erlassung eines Gesetzes von grundsätzlicher Bedeutung auf-
grund eines Beschlusses des zuständigen Ausschusses des Landtages der Öf-
fentlichkeit in geeigneter Weise bekannt zu geben.5 Jede Landesbürgerin und
jeder Landesbürger 1a hat das Recht, innerhalb von sechs Wochen nach Bekannt-
gabe eine Stellungnahme zu dem Gesetzesvorschlag abzugeben.

(5) Verwaltungsrechtliche Vorschriften werden nicht berührt.
(6) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

1 Überschrift i.d.F. der Z 35 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
1a Wortfolge „Jede Landesbürgerin und jeder Landesbürger“  ersatzweise eingefügt gem. Z 36 des
Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

2 In der Fassung des Art. I Z. 28 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996
2a Wortfolge „Bürgerinnen bzw.“ eingefügt gem. Z 37 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
3 Zitat ersetzt  gem. Art. 1 Z. 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
4 Wortfolge „Bürgerinnen- und“„ eingefügt gem. Z 38 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
5 Zweiter Satz eingefügt gem. Z 39 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
6 Wortfolge „mit Ausnahme jener der Landesverwaltungsgerichtsbarkeit,“ eingefügt gem. Z 18
des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014)

Artikel 69 1
Informations- und Beschwerderecht der Bürgerinnen und Bürger 

Die Landesregierung hat im Amt der Landesregierung und in jeder Bezirks-
hauptmannschaft eine rechtskundige oder einen rechtskundigen Bediensteten zu
beauftragen, Bürgerinnen und Bürgern in Rechtsangelegenheiten Informationen
zu erteilen und Beschwerden entgegenzunehmen.

1 IdF gem. Art. 1 Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
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Artikel 70
Volksanwaltschaft

Die Zuständigkeit der bundesgesetzlich eingerichteten Volksanwaltschaft
erstreckt sich auch auf den Bereich der Verwaltung des Landes Burgenland.

E.
1
AMT DER LANDESREGIERUNG

Artikel 71
Organisation

(1) Die Geschäfte der Landesregierung und des Landeshauptmannes sind
vom Amt der Landesregierung zu besorgen.

(2) Das Amt der Landesregierung gliedert sich in Abteilungen, auf die die
Geschäfte nach ihrem Gegenstand und ihrem sachlichen Zusammenhang auf-
geteilt werden. Nach Bedarf können die Abteilungen zu Gruppen zusammen-
gefaßt werden.

1 Unterabschnittsbezeichnung gem. Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 2014)

Artikel 72
Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung
(1)1 Die Zahl der Abteilungen und die Aufteilung der Geschäfte auf sie, im

Bedarfsfall auch die Zusammenfassung der Abteilungen zu Gruppen, wird in der
Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung festgesetzt. Die Ge -
schäftseinteilung wird vom Landeshauptmann mit Zustimmung der Landesregie-
rung (Artikel 60 Absatz 2)  erlassen.

(2)2 Die Abteilungen des Amtes der Landesregierung besorgen die ihnen
nach der Geschäftseinteilung zukommenden Geschäfte unter der Leitung und
Verantwortung der Landesregierung oder einzelner Mitglieder derselben und,
soweit es sich um solche der mittelbaren Bundesverwaltung handelt, unter der
Leitung des Landeshauptmannes nach den Bestimmungen der vom Landes-
hauptmann mit Zustimmung der Landesregierung (Artikel 60 Absatz 2) zu er-
lassenden Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung.

1 I.d.F.gem. Art. 1 Z 23  des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020) [Entfall
der Wortfolge „und - soweit hiebei Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung in Betracht kom-
men - mit Zustimmung der Bundesregierung“].

2 I.d.F.gem. Art. 1 Z 24  des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020) [Entfall
der Wortfolge „und, soweit die Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung in Betracht kom-
men, mit Zustimmung der Bundesregierung“].

Artikel 73
Landesamtsdirektor

(l) Die Leitung des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung obliegt
unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptmannes (Landeshauptmann-
Stellvertreters) dem Landesamtsdirektor.

(2)1 Zum Landesamtsdirektor ist von der Landesregierung ein rechtskundi-
ger Bediensteter des Amtes der Landesregierung 2 zu bestellen.

(3) In Verhinderung des Landesamtsdirektors kommen dessen Obliegenhei-
ten dem in der gleichen Weise wie der Landesamtsdirektor zu bestellenden
rechtskundigen Bediensteten des Amtes der Landesregierung 3 zu (Landesamts-
direktor-Stellvertreter).

(4) Der Landesamtsdirektor hat für einen gesetzmäßigen, einheitlichen und
geregelten Geschäftsgang in sämtlichen Geschäften des Amtes der Landesre-
gierung zu sorgen. Er ist auch in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundes-
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verwaltung das Hilfsorgan des Landeshauptmannes.
1 I.d.F.gem. Art. 1 Z 25  des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020) [Entfall
der Wortfolge „mit Zustimmung der Bundesregierung“

2 Wortfolge „Bediensteter des Amtes der Landesregierung“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 25
(2. Fall) des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020)

3 Wortfolge „Bediensteten des Amtes der Landesregierung“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 1 Z 26
des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.7.2020)

F 3. GEBARUNGSKONTROLLE

Artikel 74 1
Aufgaben des Landes-Rechnungshofs

(1) Der Burgenländische Landes-Rechnungshof ist zur Unterstützung des
Landtages bei der dem Landtag obliegenden Gebarungskontrolle des Landes
sowie zur Gebarungskontrolle der Gemeinden und anderer durch Gesetz be-
stimmter Rechtsträger 5 berufen. Der Landes-Rechnungshof ist (unbeschadet des
Absatz 3) ein Organ des Landtages und als solches bei Erfüllung der ihm zu-
kommenden Aufgaben an keine Weisungen von Organen der staatlichen Ver-
waltung gebunden und unmittelbar 4 nur dem Landtag verantwortlich.

(2) Der Landes-Rechnungshof hat folgende Aufgaben:
1. die Prüfung der Gebarung des Landes;
2. die Prüfung der Gebarung
a) der der Landesregierung unterstellten öffentlichen Ämter;
b) der Anstalten, Stiftungen und Fonds, die von Organen des Landes oder

von Personen (Perso nen gemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu
von Organen des Landes bestellt sind;

c)7 öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Fonds, Stiftungen und Anstal-
ten mit Mitteln des Landes;

3. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, die das Land allein be-
treibt oder an denen ihm die finanziellen Anteile zu mehr als 25 % zu-
stehen. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von
Unternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen
gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt
sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vor-
angeführten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsver-
hältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

4. die Prüfung der Gebarung von nicht unter Z 3 fallenden Unternehmun-
gen, an denen eine zusammengerechnete Beteiligung des Landes einer-
seits und burgenländischer Gemeinden und/oder burgenländischer
Gemeindeverbände andererseits zu mehr als 25 % vorliegt. Einer sol-
chen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen
durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten.  Die
Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Un-
ternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Vor-
aussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von
einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

5. die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung und der Wirksamkeit
der vom Land gewährten finanziellen Förderungen, einschließlich der
vom Land übernommenen Haftungen für den Bereich der Haftung;

6. die Erstellung von - für die Aufsichtsbehörde nicht verbindlichen - Gut-
achten über die Gebarung der Gemeinden und Gemeindeverbände über
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Auftrag der Landesregierung nach Maßgabe des Absatz 3;
7. die Mitwirkung an der Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von

Gesetzesvorhaben des Landes auf Ersuchen des Landtages oder eines
seiner Ausschüsse;

8. die Mitwirkung an der gemeinschaftsrechtlichen Finanzkontrolle; 
9.6 die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit weniger als 10 000 Ein-

wohnern; 
10.6 die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von

Organen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern oder von
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Or-
ganen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

11.6 die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Ge-
meinde mit weniger als 10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit
anderen der Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes unterliegenden
Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die eine
solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträ-
gern betreibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung
von Unternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen
gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt
sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vor-
angeführten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsver-
hältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist; 

12.6 die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit
Mitteln einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern; 

13.6 die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit mindestens 10 000 Ein-
wohnern; 

14.6 die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von
Organen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern oder von
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Or-
ganen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

15.6 die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Ge-
meinde mit mindestens 10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit
anderen der Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes unterliegenden
Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die eine
solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträ-
gern betreibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung
von Unternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen
gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt
sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vor-
angeführten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsver-
hältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist; 

16.6 die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit
Mitteln einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern.

(2a)8 Die für die Überprüfung der Gemeinden geltenden Bestimmungen
des Absatz 2 finden sinngemäß Anwendung auf die Überprüfung der Geba-
rung der Gemeindeverbände.

(3) Bei der Erfüllung von Aufträgen gemäß Absatz 2 Z 6 gilt der Landes-
Rechnungshof als eine dem Amt der Landesregierung einbezogene Einrichtung
zur Erstellung von Gutachten über die Gebarung der genannten Rechtsträger für
die Ausübung der Aufsicht nach den gemeinderechtlichen Vorschriften und ist
nicht Organ des Landtages gemäß Absatz 1. Die Landesregierung hat die Präsi-
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dentin oder 2 den Präsidenten des Landtages von solchen Prüfungsaufträgen in
Kenntnis zu setzen. Der Landes-Rechnungshof ist bei Erstellung von Gutachten
gemäß Absatz 2 Z 6 unabhängig und an keine Weisungen gebunden.

(4) Weitere Aufgaben können dem Landes-Rechnungshof nur mit Landes-
gesetz übertragen werden.

(5) Der Landes-Rechnungshof hat - unbeschadet einer allfälligen Einschränkung
des Umfangs der Prüfung aufgrund eines Verlangens gemäß Artikel 74a Absatz 1
Z 1 bis 7 - die ihm obliegenden Prüfungs- und Begutachtungsaufgaben dahingehend
auszuüben, ob und allenfalls inwieweit die betreffende Gebarung ziffernmäßig rich-
tig ist, mit den bestehenden Rechtsvorschriften übereinstimmt sowie den Grundsät-
zen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht.

(6) Entstehen zwischen dem Landes-Rechnungshof und einem seiner Prü-
fungsbefugnis unterliegenden Rechtsträger Meinungsverschiedenheiten über die
Auslegung der Bestimmungen, die die Zuständigkeit des Landes-Rechnungs-
hofes regeln, so entscheidet darüber auf Antrag der Landesregierung oder des
Landes-Rechnungshofes der Verfassungsgerichtshof.

1 In der Fassung  gem. Art. 1 Z. 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
2 Wortfolge „die Präsidentin oder“ eingefügt gem. Z 42 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
3 Unterabschnittsbezeichnung gem. Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1.
Jänner 2014)

4 Wort „unmittelbar“ eingefügt gem. Z 19 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom
18.12.2013)

5 Wortfolge „sowie zur Gebarungskontrolle der Gemeinden und anderer durch Gesetz bestimmter
Rechtsträger“ eingefügt gem. Art. 1 Z 19 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 - mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 2016.

6 Angefügt gem. Art. 1 Z 20 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner
2016.

7 Angefügt gem. Art. 1 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
8 Eingefügt gem. Art. 1 Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025)

Artikel 74a 1
Verfahren des Landes-Rechnungshofes

(1) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Ab-
satz 2 Z 1 bis 5 von Amts wegen oder auf Verlangen

1. des Landtages;
2. eines Drittels der Mitglieder des Landtages;
3. eines Landtagsklubs, dessen Mitgliederanzahl ein Drittel der Anzahl der

Mitglieder des Landtages nicht erreicht (einmal je Kalenderjahr);
4. des Landes-Rechnungshofausschusses3;
5. dreier Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses3;
6. der Landesregierung oder
7. eines Mitgliedes der Landesregierung im Rahmen des den Mitgliedern der

Landesregierung in der Geschäftsordnung der Landesregierung (Referats-
einteilung) zugewiesenen sachlichen Aufgabenbereichs (einmal je Kalen-
derjahr) 

durchzuführen.
(1a)4 Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Absatz 2

Z 9 bis 12 von Amts wegen durchzuführen.
(1b)4Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Absatz 2

Z 13 bis 16
1. auf begründetes Ersuchen der Landesregierung oder 
2. auf Beschluss des Landtages 

durchzuführen. In jedem Jahr dürfen nur zwei Ersuchen gemäß Z 1 sowie zwei
Anträge gemäß Z 2 gestellt werden. Ersuchen der Landesregierung gemäß Z 1
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sind nur hinsichtlich jener Gemeinden zulässig, die im Vergleich mit anderen
Gemeinden über eine auffällige Entwicklung bei Schulden oder Haftungen ver-
fügen. Dies gilt auch für Beschlüsse des Landtages gemäß Z 2.

(2) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag das Ergebnis einer von
Amts wegen eingeleiteten Prüfung (Absatz 1und Absatz 1a 5) unverzüglich nach
Abschluss der Prüfung in einem schriftlichen Bericht mitzuteilen. Gleichzeitig
ist ein solcher Bericht vom Landes-Rechnungshof der geprüften Stelle, der Lan-
desregierung sowie im Falle einer Prüfung gemäß Absatz 1a dem Gemeinderat
und dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde 6 sowie der Landesregierung
zur Kenntnis zu bringen. Im Falle einer Befassung des Landes-Rechnungshofes
gemäß Artikel 74 Absatz 2 Z 8 hat der Landes-Rechnungshof den demgemäß
erstatteten schriftlichen Bericht unverzüglich nach Abschluss der Prüfung der
antragstellenden und der geprüften Stelle, dem Landtag und der Landesregierung
zur Kenntnis zu bringen. Nach Durchführung dieser Maßnahmen hat der Lan-
des-Rechnungshof derartige Berichte in geeigneter Weise zu veröffentlichen.

(3) Der Landes-Rechnungshof hat der Stelle, die das Verlangen auf die ent-
sprechende Prüfung gestellt hat, das Ergebnis einer auf Verlangen eingeleiteten
Prüfung (Absatz 1 Z 1 bis 7 und Absatz 1b 7) unverzüglich nach Abschluss der
Prüfung in einem schriftlichen Bericht mitzuteilen. Gleichzeitig ist ein solcher
Bericht vom Landes-Rechnungshof

1. der geprüften Stelle,
2. dem Landtag,
3. im Fall einer Prüfung gemäß Absatz 1 Z 1 bis 5 und 7 der Landesregie-

rung und
4. 8 im Falle einer Prüfung gemäß Absatz 1b dem Gemeinderat und dem

Bürgermeister der betreffenden Gemeinde
zur Kenntnis zu bringen. Danach hat der Landes-Rechnungshof derartige Berichte
in geeigneter Weise zu veröffentlichen.

(4) Der Landes-Rechnungshof hat Gutachten gemäß Artikel 74 Absatz 2 Z
6 der Landesregierung sowie Stellungnahmen gemäß Artikel 74 Absatz 2 Z 7
der Präsidentin oder 2 dem Präsidenten des Landtages unverzüglich nach Ab-
schluss der Prüfung schriftlich zu übermitteln.

(5) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag jeweils bis spätestens 31.
März einen zusammenfassenden schriftlichen Bericht über seine Tätigkeit im
vorangegangenen Kalenderjahr (Tätigkeitsbericht) zu übermitteln.

1 In der Fassung  gem. Art. 1 Z. 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
2 Wortfolge „die Präsidentin oder“ eingefügt gem. Z 42 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
3 Unterabschnittsbezeichnung gem. Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1.
Jänner 2014)

4 Wort „unmittelbar“ eingefügt gem. Z 19 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom
18.12.2013)

5 Wortfolge „sowie zur Gebarungskontrolle der Gemeinden und anderer durch Gesetz bestimmter
Rechtsträger“ eingefügt gem. Art. 1 Z 19 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 - mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 2016.

6 Angefügt gem. Art. 1 Z 20 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 - mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2016.
7 Angefügt gem. Art. 1 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
8 Eingefügt gem. Art. 1 Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025)

Artikel 74b 1
Organisation des Landes-Rechnungshofes

(1) Der Landes-Rechnungshof besteht aus der Direktorin oder 2 dem Direk-
tor des Landes-Rechnungshofes und den sonstigen Bediensteten.
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(2)3 Die Direktorin oder der Direktor des Landes-Rechnungshofes wird - nach
öffentlicher Ausschreibung und Durchführung einer Anhörung durch die Mitglie-
der des Landes-Rechnungshofausschusses, zu der die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Landtages einzuladen hat - vom Landtag auf Grund eines Vorschlags der
Präsidentin oder des Präsidenten des Landtages bei Anwesenheit von mindestens
der Hälfte der Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen bestellt.

(3)4 Die Direktorin oder der Direktor des Landesrechnungshofes - und im
Vertretungsfall die Vertreterin oder der Vertreter - sind hinsichtlich ihrer recht-
lichen Verantwortlichkeit den Mitgliedern der Landesregierung gleichgestellt
(Artikel 57).

(4) Die Amtsperiode der Direktorin oder 5 des Direktors des Landes-Rechnungs-
hofes beträgt zehn Jahre; eine Wiederbestellung ist unzulässig. Die Amtsperiode der
Direktorin oder 5 des Direktors endet vor ihrem Ablauf im Sinne des ersten Satzes
durch

1. einen gegenüber der Präsidentin oder 6 dem Präsidenten des Landtages
erklärten schriftlichen, unwiderruflichen Verzicht auf die weitere Amts-
ausübung;

2. den Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung;
3. ein auf Verlust des Amts lautendes Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes gemäß Artikel 142 B-VG oder

4. die Abberufung durch Beschluss des Landtages, für den die gleichen Anwe-
senheits- und Zustimmungserfordernisse wie bei der Bestellung (Absatz 2)
gelten.

1  In der Fassung  gem. Art. 1 Z. 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
2 Wortfolge „der Direktorin oder“ eingefügt gem. Z 44 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
3 I.d.F. gem. Z 21 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
4 Absatz 3 i..d.F. der Z 46 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
5 Wortfolge „der Direktorin oder“ eingefügt gem. Z 47 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
6 Wortfolge „der Präsidentin oder“ eingefügt gem. Z 47 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005

Artikel 74c *
Ausführungsregelungen

Die näheren Bestimmungen über die Aufgaben, das Verfahren und die Or-
ganisation des Landes-Rechnungshofes sind mit Landesgesetz zu treffen.

* In der Fassung  gem. Art. 1 Z. 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

Artikel 75 1
Landes-Rechnungshofausschuss 2

(1) Der Landes-Rechnungshofausschuss 3 besteht aus der Obfrau oder dem
Obmann, der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Obfrau oder des Ob-
mannes und sieben weiteren Mitgliedern. Diese werden vom Landtag aus seiner
Mitte nach den Grundsätzen der Verhältniswahl unter Bedachtnahme darauf,
dass dem Landes-Rechnungshofausschuss 3 mindestens ein Mitglied jeder im
Landtag vertretenen Partei angehören muss, wie folgt gewählt: 
1. a)5 Die Obfrau oder der Obmann wird auf Vorschlag jener an Stimmen stärk-

sten im Landtag vertretenen Partei gewählt, der  kein Mitglied in der Lan-
desregierung zukommt. 

b)5 Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter der Obfrau oder des Obmannes
wird auf Vorschlag der an Stimmen zweitstärksten im Landtag vertretenen
Partei gewählt, der  kein Mitglied in der Landesregierung zukommt. 

c) Ist nur eine Partei nicht in der Landesregierung vertreten, so wird die Obfrau
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oder der Obmann auf Vorschlag dieser und die Stellvertreterin oder der
Stellvertreter der Obfrau oder des Obmannes auf Vorschlag der im Landtag
an Stimmen schwächsten in der Landesregierung vertretenen Partei gewählt.

d) Sind alle im Landtag vertretenen Parteien auch in der Landesregierung
vertreten, dann wird die Obfrau oder der Obmann auf Vorschlag der im
Landtag an Stimmen schwächsten Partei und die Stellvertreterin oder der
Stellvertreter der Obfrau oder des Obmannes auf Vorschlag der im Land-
tag an Stimmen zweitschwächsten Partei gewählt. 

2. Für die Wahl der Obfrau oder des Obmannes und der Stellvertreterin oder
des Stellvertreters der Obfrau oder des Obmannes und der sieben weiteren
Mitglieder sind die näheren Bestimmungen durch die Geschäftsordnung des
Landtages zu treffen. 

3. Für die Obfrau oder den Obmann, die Stellvertreterin oder den Stellvertreter der
Obfrau oder des Obmannes sowie jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatz-
mitglied zu bestellen. Der Landes-Rechnungshofausschuss 3wählt aus seiner Mitte
eine Erste oder einen Ersten und eine Zweite oder einen Zweiten Schriftführer.
(2) Erstattet eine Partei, der gemäß Absatz 1 Mitglieder im Landes-Rech-

nungshofausschuss3 zukommen, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag,
dann werden die betreffenden Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses 3
auf Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der Reihenfolge ab-
steigender Stimmenstärke mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Für den Fall,
dass es keine stimmenschwächere Partei gibt, oder erstattet auch diese keinen oder
nur einen ungültigen Wahlvorschlag, so geht das Wahlvorschlagsrecht auf die Par-
teien in aufsteigender Stimmenstärke über. In beiden Fällen werden die so ge-
wählten Mitglieder denjenigen Parteien zugerechnet, denen nach dem Grundsatz
der Verhältniswahl das Wahlvorschlagsrecht zugekommen wäre.

(3) Die Stellung eines Mitgliedes der Landesregierung ist mit der Stellung
eines Mitgliedes oder eines Ersatzmitgliedes des Landes-Rechnungshofaus-
schusses 3 unvereinbar. 

(4)4 Die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses sind zur Geheim-
haltung von aus der amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflich-
tet, soweit und solange deren Geheimhaltung aus den in Artikel 22a Absatz 2
zweiter Satz B-VG genannten Interessen erforderlich ist und sie davon nicht vom
Landes-Rechnungshofausschuss selbst entbunden sind, wobei die näheren Be-
stimmungen durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen sind. 

(5) Die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses 3 behalten ihre
Funktion, bis ein neu gewählter Landtag den Landes-Rechnungshofausschuss 3

gewählt hat. Der Landes-Rechnungshofausschuss 3 ist in der ersten Sitzung des
Landtages zu wählen.

1 In der Fassung  gem. Z 48 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
2 Überschrift gem. Z 22 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013) 
3 Begriff ersatzweise eingefügt gem. Z 23 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit
vom 18.12.2013) 

4 I.d.F. gem. Art. 1 Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
5 I.d.F. gem. Art. 1 Z 26 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 (jeweils Entfall der Wortfolge „gemäß
Artikel 53“); der Entfall trat mit Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft.

Artikel  761
Einberufung und Beschlussfähigkeit 

(1) Der Landes-Rechnungshofausschuss ist nach Bedarf von der Obfrau oder
vom Obmann oder bei Verhinderung von der Stellvertreterin oder vom Stell-
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vertreter, so einzuberufen, dass er in angemessener Frist zusammentreten kann.
Sie oder er ist verpflichtet, den Ausschuss zu einer Sitzung einzuberufen, wenn
dies von mindestens zwei Mitgliedern des Landes-Rechnungshofausschusses
verlangt oder von der Direktorin oder vom Direktor des Landes-Rechnungshofes
beantragt wird. Wenn die Obfrau oder der Obmann, bei Verhinderung die Stell-
vertreterin oder der Stellvertreter, die Einberufung nicht fristgerecht vornimmt,
ist diese von der Präsidentin oder vom Präsidenten des Landtages vorzunehmen.
Dieser oder diesem obliegt in diesem Fall die Festlegung der Tagesordnung
(Abs. 3). Sie oder er ist verpflichtet Verlangen nach Abs. 3 nachzukommen. 

(2) Der Landes-Rechnungshofausschuss beschließt mit einfacher Stimmen-
mehrheit. Er ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder (Ersatzmitglieder)
anwesend sind. Den Vorsitz führt die Obfrau oder der Obmann; im Fall ihrer oder
seiner Verhinderung wird sie oder er von der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter
der Obfrau oder des Obmannes vertreten. Bei gleichzeitiger Verhinderung von Ob-
frau und Obmann sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreters ob-
liegt die Vorsitzführung dem an Lebensjahren ältesten anwesenden Mitglied des
Ausschusses.

(3) Die Tagesordnung wird von jener Person festgelegt, welche zur Sitzung
eingeladen hat. Min des tens zwei Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschus-
ses können schriftlich bei der einberufenden Person verlangen, dass ein Tages-
ordnungspunkt auf die Tagesordnung gesetzt wird. Diesem Verlangen ist
nachzukommen.

(4) Zur Anhörung der Bewerber für die Funktion der Direktorin oder des
Direktors des Landes-Rechnungshofes durch die Mitglieder des Landes-Rech-
nungshofausschusses hat die Präsidentin oder der Präsident des Landtages ein-
zuladen. 

1 I.d.F. gem. Z 25 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

Artikel 77 1
Auskunfts- und Befragungsrechte 

Die Mitglieder der Landesregierung und die Präsidentinnen oder Präsidenten
des Landtages sind verpflichtet, über Einladung der Obfrau oder des Obmannes
(der Stellvertreterin oder des Stellvertreters der Obfrau oder des Obmannes) des
Landes-Rechnungshofausschusses2 an den Sitzungen des Landes-Rechnungshof-
ausschusses2 zur Erteilung von Auskünften und Aufklärung teilzunehmen. Die
Direktorin oder der Direktor des Landes-Rechnungshofes hat an den Beratungen
des Landes-Rechnungshofausschusses2 über die dem Landtag übermittelten Be-
richte des Landes-Rechnungshofes teilzunehmen; sie oder er hat das Recht, in
den Beratungen des Ausschusses bei Behandlungen dieser Berichte gehört zu
werden und deren Inhalt kurz darzustellen. Der Landes-Rechnungshofausschuss3
hat das Recht, Landesbedienstete zur Erteilung von Auskünften und Aufklärun-
gen den Sitzungen des Landes-Rechnungshof ausschusses2 beizuziehen.

1 In der Fassung gem. Z 50 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2005
2 Wort„Landes-Rechnungshofausschusses“ ersatzweise eingefügt gem. Z 26 des Gesetzes LGBl.
Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

3 Wort„Landes-Rechnungshofausschuss“ ersatzweise eingefügt gem. Z 26 des Gesetzes LGBl.
Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

Artikel 78 1
Geschäftsordnung

Für die Geschäftsordnung des Landes-Rechnungshofausschusses 2 sind die
Bestimmungen der Geschäftsordnung des Landtages sinngemäß anzuwenden.
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Der Landes-Rechnungshofausschuss 3 kann mit einer Mehrheit von mindestens
zwei Dritteln eine Geschäftsordnung selbst beschließen.

1 Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
2 Wort „Landes-Rechnungshofausschusses“ ersatzweise eingefügt gem. Z 27 des Gesetzes LGBl.
Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

3 Wort „Landes-Rechnungshofausschuss“ ersatzweise eingefügt gem. Z 27 des Gesetzes LGBl.
Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

Artikel 79 *
Prüfungsaufträge an den Rechnungshof

Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem
Drittel seiner Mitglieder den Rechnungshof mit der Durchführung besonderer
Akte der Gebarungsüberprüfung des Landes zu beauftragen.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

IV. STAATSVERTRÄGE UND VEREINBARUNGEN 1

Artikel 80 2
Gegenstand der Staatsverträge und Vereinbarungen

(1) Das Land Burgenland kann in Angelegenheiten seines selbständigen
Wirkungsbereiches Staatsverträge mit an Österreich angrenzenden Staaten oder
deren Teilstaaten abschließen. Der Landeshauptmann hat dabei vor Aufnahme
von Verhandlungen die Bundesregierung zu unterrichten und vor Abschluß des
Staatsvertrages die Zustimmung der Bundesregierung einzuholen.

(2) Das Land Burgenland und der Bund können untereinander Vereinbarungen
über Angelegenheiten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches schließen.

(3) Das Land Burgenland kann in Angelegenheiten seines selbständigen Wirkungs-
bereiches mit den anderen Bundesländern Vereinbarungen schließen; sie sind der Bun-
desregierung unverzüglich zur Kenntnis zu bringen.

1 Abschnitt IV in der Fassung  LGBl. Nr. 36/1990 (Z. 8).
2 Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

Artikel 81 *
Genehmigungserfordernisse

(l) Gesetzesergänzende oder gesetzesändernde Staatsverträge des Lan des
mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaaten sowie Staatsver-
träge, deren Inhalt die Erlassung oder Änderung eines Landesgesetzes erfordert,
bedürfen der Zustimmung des Landtages.

(2) Gesetzesergänzende oder gesetzesändernde Vereinbarungen des Landes
mit anderen Bundesländern oder dem Bund sowie Vereinbarungen, deren Inhalt
die Erlassung oder Änderung eines Landesgesetzes erfordert, bedürfen der Zu-
stimmung des Landtages.

(3) Staatsverträge des Landes, die nicht unter die Bestimmung des Absatzes 1 fal-
len und Vereinbarungen des Landes, die nicht unter die Bestimmung des Absatzes 2
fallen, sind dem Landtag zur Kenntnis zu bringen.

(4) Für Staatsverträge und Vereinbarungen im Sinne der Absätze 1 bis 3 gelten
die Bestimmungen der Artikel 31 und 34 sinngemäß.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
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Artikel 82 1
Anwendung völkerrechtlichen Vertragsrechtes

Auf Vereinbarungen im Sinne des Artikels 80 Absatz 2 2 sind die Grundsätze
des völkerrechtlichen Vertragsrechtes anzuwenden; dies gilt auch für Vereinba-
rungen im Sinne des Artikels 80 Absatz 3 2, soweit nicht durch übereinstimmende
Verfassungsgesetze der beteiligten Länder an de res bestimmt wird.

1 Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002 (Vormaliger Art. 84
in der Fassung  LGBl. Nr. 19/1992 (Z. 7)

2 Zitat ersetzt gem. Art. 1 Z. 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

Artikel 83 *
Mitwirkung des Landtages in Angelegenheiten der europäischen Integra-

tion
(1) Die Landesregierung hat dem Landtag alle Vorhaben im Rahmen der eu-

ropäischen Integration, die 
1. der Bund dem Land mitgeteilt hat und die Gesetzgebung des Landes be-

treffen oder
2. sonst von wesentlichem Interesse für das Land sind, 

umgehend zur Kenntnis zu bringen. Die Landesregierung hat dem Landtag
dabei die Frist, die der Bund dem Land für die Abgabe einer Stellungnahme
eingeräumt hat, mitzuteilen. 

(2) Der Landtag kann seinen Standpunkt zu einem Vorhaben im Rahmen
der europäischen Integration, das ihm nach Absatz 1 zur Kenntnis gebracht
wurde, in einer Entschließung (Artikel 46 Absatz 1) äußern.

(3) Die Landesregierung ist an den Inhalt von gemäß Absatz 2 vom Landtag
fristgerecht mitgeteilten Entschließungen gebunden, wenn und soweit es sich
um eine Angelegenheit handelt, die ganz oder in einzelnen Bestimmungen in
die Gesetzgebungskompetenz des Landes fällt. Die Landesregierung darf davon
nur aus zwingenden landes- oder integrationspolitischen Gründen abweichen.
Diese Gründe sind dem Landtag unverzüglich mitzuteilen.

(4) Der Landtag kann sich bei der Erfüllung der ihm nach diesem Artikel zu-
kommenden Aufgaben des Ausschusses für europäische Integration und grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit (Artikel 42b) bedienen.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002 (vormals eingefügt
gem. Art. I Z. 31 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 3/1996)

V. GEMEINDEN
Artikel 84 *

Begriff und rechtliche Stellung
(l) Das Land gliedert sich in Gemeinden.
(2) Die Gemeinde ist Gebietskörperschaft mit dem Recht auf Selbstverwal-

tung und zugleich Verwaltungssprengel.
(3) Die Gemeinde ist selbständiger Wirtschaftskörper. Sie hat das Recht, in-

nerhalb der Schranken der allgemeinen Bundes- und Landesgesetze Vermögen
aller Art zu besitzen, zu erwerben und darüber zu verfügen, wirtschaftliche Un-
ternehmungen zu betreiben, sowie im Rahmen der Finanzverfassung ihren Haus-
halt selbständig zu führen und Abgaben auszuschreiben.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
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Artikel 85 1
Wirkungsbereich

(l) Der Wirkungsbereich der Gemeinde ist in den Angelegenheiten der Lan-
desvollziehung ein eigener und ein vom Land übertragener.

(2) Die in den Gesetzen geregelten Angelegenheiten, einschließlich jener des
Artikels 84 Absatz 3 2, sind solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde,
soweit sie ausdrücklich als solche bezeichnet sind. Alle anderen Angelegenheiten
der Gemeinde sind solche des übertragenen Wirkungsbereiches.

(3)3 Die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Gemeinde
im Rahmen der Gesetze und Verordnungen in eigener Verantwortung frei von
Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane au-
ßerhalb der Gemeinde zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Gemeinde
bei Besorgung ihres eigenen Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu. 

(4) Die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbereichs hat die Ge-
meinde nach Maßgabe der Gesetze im Auftrag und nach den Weisungen des
Landes zu besorgen.

1 Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
2 Zitat geändert gem. Art. 1 Z. 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
3 I.d.F. gem. Z 28 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014) [Entfall
der Wortfolge „- vorbehaltlich der Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Bescheiden durch die
Aufsichtsbehörde auf Grund einer Vorstellung -“ im ersten Satz nach der Wendung „frei von Wei-
sungen und“.]

Artikel 86 *
Unvereinbarkeiten

(1) Ein Mitglied eines Gemeindevorstandes (Stadtsenates) darf nicht gleich-
zeitig Mitglied der Landesregierung sein.

(2) Für die Bürgermeister, ihre Stellvertreter und die Mitglieder des Stadt-
senates in den Städten mit eigenem Statut gelten weiters die in bundesgesetzli-
chen Vorschriften geregelten Unvereinbarkeiten.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

Artikel 87 *
Organisation

Die Organisation der Gemeindeverwaltung wird durch Landesverfassungs-
gesetz geregelt.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

VI. ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 88 *
Übergangsbestimmung

Akte der Vollziehung und sonstige Rechtsakte auf Grund des Landes-Ver-
fassungsgesetzes vom 15. Jänner 1926 über die Verfassung des Burgenlandes,
LGBl. Nr. 3, zuletzt geändert durch die Landes-Verfassungsgesetznovelle 1979,
LGBl. Nr. 32, werden durch dieses Landes-Verfassungsgesetz nicht berührt;
dies gilt auch für Wahlen und Bestellungen von Organen des Landes.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
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Artikel 89 *
Abgabenfreiheit

Die zur Durchführung eines Volksbegehrens, einer Volksabstimmung, einer
Volksbefragung oder Bürgerinitiative und Bürgerbegutachtung erforderlichen
Eingaben, Bestätigungen und sonstigen Schriften sind von Landes- und Gemein-
deverwaltungsabgaben befreit.

* Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002

Artikel 90 1
Inkrafttreten, Außerkrafttreten3

(1) Dieses Landes-Verfassungsgesetz tritt am 4. Oktober 1982 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Landes-Verfassungsgesetz vom 15. Jänner l926 über die
Verfassung des Burgenlandes, LGBl. Nr. 3, zuletzt geändert durch die Landes-
Verfassungsgesetznovelle 1979, LGBl. Nr. 32, außer Kraft.

(2) Die Bestimmungen über die Zusammensetzung der Landesregierung
(Artikel 51 Absatz 1) und die Wahl ihrer Mitglieder (Artikel 53 Absätze 2 und
7) sowie über die Gebarungskontrolle (Artikel 74 bis 80) treten mit Beginn der
nach dem 30. September 1982 neu anlaufenden Gesetzgebungsperiode des
Landtages in Kraft.

(3) 2 Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses, der Art. 5, 7 Abs. 2, Art. 10
Abs. 2, 3 und 4, Art. 11  Abs. 3 erster und zweiter Satz, Art. 11 Abs. 4, Art. 12
Abs. 3, Art. 14 zweiter Satz und die Neuerlassung der Art. 15 bis 19 und die
Änderung des Art. 20 Abs. 2 durch die Novelle LGBl. Nr. 10/2008 treten mit 1.
Jänner 2008 in Kraft.

(4)4 In der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 75/2013 treten
in Kraft:

1. die Eintragung im Inhaltsverzeichnis zu Art. 32, Art. 37, Art. 75 und Art. 90
sowie Art. 4 Abs. 2, 3 und 4, Art. 11 Abs. 3, Art. 14, Art. 32, Art. 35 Abs. 2, die
Überschrift zu Art. 37, Art. 37 Abs. 6 und 7, Art. 37b, Art. 64, Art. 68 Abs. 1,
Art. 74 Abs. 1, Art. 74a Abs. 1, Art. 74b Abs. 2, die Änderung der Überschrift
zu Art. 75, Art. 75 Abs. 1, 2, 3, 4 und 5, Art. 76, Art. 77 und Art. 78 mit dem
der Kundmachung folgenden Tag 4,

2. die Eintragungen im Inhaltsverzeichnis zu den Unterabschnittsbezeichnungen
des III. Abschnitts und zu Art. 66a sowie Art. 43 Abs. 1, Art. 44a Abs. 1,Art. 46
Abs. 1, Art. 50 Abs. 1, die Unterabschnittsbezeichnungen im III. Abschnitt,
Art. 66a und Art. 85 Abs. 3 mit 1. Jänner 2014.

(5)5 Für das Inkrafttreten der durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr.
64/2014 eingefügten oder neu gefassten Bestimmungen gilt Folgendes: 

1. Art. 12 Abs. 2 und Art. 15 Abs. 7 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 
2. Art. 22 Abs. 5, Art. 30 Abs. 1, 1a und 2, Art. 46 Abs. 1a, Art. 51 Abs. 1
in der Fassung der Z 8, Art. 55 Abs. 1, 2 und 3, Art. 56 Abs. 3, 4 und 5,
Art. 58 Abs. 2, Art. 60 sowie Art. 75 Abs. 1 Z 1 lit. a und lit. b treten mit
Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft. 

3. Art. 53 tritt mit Ablauf des Tages der Wahl des Landtages für die XXI.
Gesetzgebungsperiode in Kraft und ist erstmals bei der Wahl der Landes-
regierung für die XXI. Gesetzgebungsperiode anzuwenden. Die Wahl der
Mitglieder der Landesregierung in der XX. Gesetzgebungsperiode ist nach
den bis zum Inkrafttreten der Novelle LGBl. Nr. 64/2014 geltenden Be-
stimmungen durchzuführen.  

4. Art. 51 Abs. 1 in der Fassung der Z 9 tritt mit Beginn der XXII. Gesetz-
gebungsperiode des Landtages in Kraft. Zugleich tritt Art. 51 Abs. 1 in
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der Fassung der Z 8 außer Kraft. 
5. Art. 74 Abs. 1, Art. 74 Abs. 2 Z 8 bis 16, Art. 74a Abs. 1a, 1b, 2 und 3
treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.

(6)6 Für das Inkrafttreten des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 43/2020
gilt Folgendes: 

1. die Änderungen des Art. 15 und Art. 16 Abs. 2 treten mit Ablauf des Tages
der Wahl des Landtages für die XXIII. Gesetzgebungsperiode des Land-
tages in Kraft und sind erstmals bei der Wahl der Präsidenten für die
XXIII. Gesetzgebungsperiode des Landtages anzuwenden. 

2. die Änderung im Inhaltsverzeichnis, Art. 10 Abs. 5, Art. 19 Abs. 3, Art. 24
Abs. 1, Art. 32, Art. 37 Abs. 1, 1a und 6, Art. 38, Art. 39 Abs. 2 Z 1, Art. 40,
Art. 41, Art. 43 Abs. 2, Art. 48 Abs. 1, Art. 72 Abs. 1 und 2 sowie Art. 73
Abs. 2 und 3 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(7)7 Die Änderung im Inhaltsverzeichnis, Art. 14, 21 Abs. 1 und 3, Art. 62,
69 und 74 Abs. 2 und 2a sowie Art. 75 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 54/2025 treten mit 1. September 2025 in Kraft; gleichzeitig entfällt Art. 65
Abs. 2.

1 Artikelbezeichnung geändert gem. Art. 1 Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 22/2002
2 Angefügt gem. Z 12 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 10/2008
3 Überschrift gem. Z 29 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
3 Angefügt gem. Z 30 des Gesetzes LGBl. Nr. 75/2013
4 Das ist der 18. Dezember 2013.
5 Angefügt gem. Art. 1 Z 27 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014.
6Angefügt gem. Art. 1 Z 27  des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020
7 Angefügt gem. Art. 1 Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
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I. EINBERUFUNG UND BILDUNG DES LANDTAGES

§ 1
Aufgaben des Landtages

Der Landtag übt die Gesetzgebung des Landes aus und wirkt an der Voll-
ziehung nach Maßgabe der Landesverfassung mit.

§ 2
Verhandlungssprache

Die deutsche Sprache ist die Verhandlungssprache des Landtages und seiner
Ausschüsse.

§ 3
Einberufung zur ersten Sitzung

(1) Der neue Landtag ist vom Präsidenten des alten Landtages schriftlich so
einzuberufen, daß die Abhaltung seiner ersten Sitzung innerhalb von acht1 Wo-
chen - im Falle des Art. 100 B-VG innerhalb von vier Wochen - 2 nach der Wahl
möglich ist.

(2) Die Landtagsabgeordneten haben sich zu der in der Einladung festge-
setzten Stunde im angegebenen Sitzungssaal zu versammeln.

(3) Der Präsident des alten Landtages eröffnet die Sitzung und führt bis zur
Wahl des neuen Präsidenten den Vorsitz.

(4) Er hat zwei Landtagsabgeordnete zur vorläufigen Besorgung der Ge-
schäfte der Schriftführer zu berufen. Diese dürfen nicht derselben politischen
Partei angehören.

1 Wort „acht“ ersatzweise eingefügt gem. Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015 (mit Wirksamkeit
vom 1.1.2015).

2 Wortfolge „- im Falle des Art. 100 B-VG innerhalb von vier Wochen -“ eingefügt gem. Z 1
des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015 (mit Wirksamkeit vom 1.1.2015).

§ 4
Angelobung der Landtagsabgeordneten

(1) Die Landtagsabgeordneten haben bei ihrem Eintritt in den Landtag über
Aufforderung des Präsidenten des alten Landtages durch die Worte “Ich gelobe”
unverbrüchliche Treue der Republik Österreich und dem Burgenland, stete und
volle Beachtung der Gesetze und gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten zu ge-
loben.

(2) Später eintretende Landtagsabgeordnete leisten über Aufforderung des
Präsidenten des Landtages die Angelobung bei ihrem Eintritt.

§ 5
Wahl der Präsidenten des Landtages

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte den Präsidenten, den Zweiten Prä-
sidenten und den Dritten Präsidenten. Die Präsidenten bleiben auch nach Ablauf
der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung des Landtages im Amt, bis der
neue Landtag die neuen Präsidenten gewählt hat.

(2) Der Präsident, der Zweite Präsident und der Dritte Präsident werden
vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit auf Grund eines gemeinsamen
Wahlvorschlages jener Parteien gewählt, denen nach den Grundsätzen der Ver-
hältniswahl ein Präsident zukommt; der Wahlvorschlag muß jeweils von mehr
als der Hälfte der Landtagsabgeordneten dieser Parteien unterfertigt sein.

(3) Wird ein gemeinsamer Wahlvorschlag nicht eingebracht oder erhält er
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nicht die erforderliche Stimmenanzahl, so sind der Präsident, der Zweite Prä-
sident und der Dritte Präsident nach den Bestimmungen der Absätze 4 bis 8 1

zu wählen.
(4)2 Der Präsident wird vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit ge-

wählt. Wahlvorschlagsberechtigt sind dabei - bis zur Erzielung der erforderli-
chen Stimmenanzahl - diejenigen Parteien, denen nach dem Grundsatz der
Verhältniswahl (Methode nach d’Hondt) ein Präsident zukommt, in der Rei-
henfolge absteigender Mandatsstärke; bei gleicher Mandatsstärke ist die Stim-
menanzahl nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl maßgeblich. Dieses
Verfahren ist im Falle der Nichterzielung der erforderlichen Stimmenanzahl
einmal zu wiederholen. Erhält auch keiner dieser Wahlvorschläge die erforder-
liche Stimmenanzahl, dann wird der Präsident in einem weiteren Wahlgang
aufgrund eines Wahlvorschlages der mandatsstärksten, bei gleicher Mandats-
stärke von der nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärk-
sten Partei mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(5) Der Zweite Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlages der an
Mandaten zweitstärksten, bei gleicher Mandatsstärke von der nach dem Ergeb-
nis der letzten Landtagswahl an Stimmen zweitstärksten Partei gewählt. Der
Zweite Präsident ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel
der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener
Partei, die den Wahlvorschlag eingebracht hat, erhält. Erhält dieser Wahlvor-
schlag nicht die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird der Zweite Präsident
in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit
einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(6) Die Erstattung des Wahlvorschlages für den Zweiten Präsidenten obliegt
jedoch der an Mandaten stärksten, bei gleicher Mandatsstärke der nach dem Er-
gebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei, sofern sie nicht
den Präsidenten stellt. Für das Wahlverfahren ist Absatz 5 anzuwenden.

(7)3 Der Dritte Präsident wird in sinngemäßer Anwendung des § 8 Ab-
satz 7 der Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages,7 LGBl.
Nr. 47/1981, in der Fassung des Gesetzes 7 LGBl. Nr. 76/2013, 6 gewählt.

(8)4 Erstattet eine Partei, der nach den Bestimmungen der vorhergehenden
Absätze ein Präsident zukommt, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvor-
schlag, dann wird der betreffende Präsident auf Vorschlag der übrigen anspruchs-
berechtigten Parteien in der Reihenfolge absteigender Mandatsstärke (bei gleicher
Mandatsstärke in der Reihenfolge absteigender Stimmenanzahl nach dem Ergeb-
nis der letzten Landtagswahl) mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(9)5 Gehört ein nach den Bestimmungen der vorhergehenden Absätze ge-
wählter Präsident nicht derjenigen Partei an, aufgrund deren Wahlvorschlag er
gewählt wurde, so wird sein Amt dieser Partei zugerechnet.

1 Zitat in der Fassung des Art. I Z. 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996)
2 In der Fassung des Art. I Z. 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
3 In der Fassung des Art. I Z. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
4 Angefügt gem. Art. I Z. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
5 Angefügt gem. Art. I Z. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
6 Wortfolge „der Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages LGBl. Nr. 47/1981 in der

Fassung LGBl. Nr. 76/2013“ eingefügt gem. Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015 (mit Wirk-
samkeit vom 1.1.2015).

7 Beistriche und die Wortfolge “des Gesetzes”  eingefügt gem. Art. 2 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr.
54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

HINWEIS ZU ABS. 7: Die im Art. 2 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 verfügte Anordnung
bezieht sich fälschlich auf den Absatz 6; die betreffenden Verfügungen wurden daher richtigerweise
im Absatz 7 eingearbeitet.

GESCHÄFTSORDNUNG - LANDTAG
2

50

§ 5



§ 6
Abberufung der Präsidenten des Landtages

(1) Der Landtag kann den Präsidenten, den Zweiten Präsidenten sowie den Drit-
ten Präsidenten auf Grund eines Mißtrauensantrages durch Beschluß abberufen.

(2) Ein Mißtrauensantrag gegen den Präsidenten kann gültig nur von minde-
stens der Hälfte der Mitglieder des Landtages gestellt werden.1 Ein Mißtrauens-
antrag gegen den Zweiten und Dritten Präsidenten kann gültig nur von mehr als
der Hälfte der Landtagsabgeordneten jener Parteien gestellt werden, über deren
Wahlvorschlag sie gewählt wurden.

(3) Ein Beschluß, mit dem der Präsident abberufen wird, kann nur bei Anwe-
senheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt werden.2 Ein Beschluß, mit dem der
Zweite und Dritte Präsident abberufen wird, kann nur mit einer Mehrheit von min-
destens zwei Dritteln der Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl der Land-
tagsabgeordneten jener Parteien, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden,
gefaßt werden.

(4)3 Wurde der Zweite oder der Dritte Präsident in einem gesonderten Wahl-
gang ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt, kann ein Beschluß, mit dem
ein so gewählter Präsident abberufen wird, gültig nur bei Anwesenheit von min-
destens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gefaßt werden.

1 Erster Satz in der Fassung des Art. I Z. 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
2 Erster Satz in der Fassung des Art. I Z. 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
3 In der Fassung des Art. I Z. 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996

§ 7
Vertretung der Präsidenten des Landtages

(1) Im Falle der Verhinderung wird der Präsident durch den Zweiten Präsi-
denten und bei dessen Verhinderung durch den Dritten Präsidenten vertreten.

(2) Der Präsident kann sich bei der Führung des Vorsitzes im Landtag durch
den Zweiten Präsidenten oder den Dritten Präsidenten vertreten lassen.

(3) Wenn die gewählten Präsidenten an der Ausübung ihres Amtes verhindert
oder ihre Ämter erledigt sind, führt der an Jahren älteste Landtagsabgeordnete den
Vorsitz im Landtag, sofern er an der Ausübung seiner Funktionen nicht gehindert
ist und einer Partei angehört, die im Zeitpunkt der Verhinderung der Gewählten
oder der Erledigung der Ämter im Präsidium des Landtages vertreten war; dieser
Landtagsabgeordnete hat den Landtag sofort einzuberufen und nach Eröffnung
der Sitzung die Wahl von drei Vorsitzenden, welche die Funktionen der verhin-
derten Präsidenten übernehmen oder im Falle der Erledigung der Ämter, die Wahl
der Präsidenten vornehmen zu lassen.

(4) Wenn er dieser Pflicht binnen drei Tagen, vom Eintritt der Verhinderung
der Präsidenten oder der Erledigung der Ämter an gerechnet, nicht nachkommt,
gehen die vorher genannten Rechte an den nächsten jeweils ältesten Landtagsab-
geordneten über, bei dem die im Absatz 3 angeführten Voraussetzungen zutreffen.

(5) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im Amt, bis mindestens einer der
an der Ausübung ihrer Funktionen verhinderten Präsidenten sein Amt wieder aus-
üben kann.

§ 8 1

Wahl der Mitglieder der Landesregierung
(1) Die Landesregierung wird vom Landtag nach der Wahl der Präsidenten

(§ 5) sowie der Schriftführer und Ordner (§ 15) für die Dauer der Gesetzge-
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bungsperiode des Landtages gewählt. Die Mitglieder der Landesregierung blei-
ben jedoch auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung
des Landtages im Amt bis die neue Landesregierung gewählt ist.

(2) Die nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärkste
Partei lädt die anderen Parteien, die Mandate im Landtag erzielt haben, zu ersten
Verhandlungen zur Bildung der neuen Landesregierung ein.

(3) Der Landeshauptmann, der Landeshauptmann-Stellvertreter und die üb-
rigen Mitglieder der Landesregierung werden vom Landtag in einem Wahlgang
gewählt. Die Wahl erfolgt auf Grund eines Wahlvorschlages, der so viele Per-
sonen zu enthalten hat, wie die Landesregierung Mitglieder hat und hievon eine
Person als Kandidat für das Amt des Landeshauptmannes und eine Person als
Kandidat für das Amt des Landeshauptmann-Stellvertreters bezeichnen muss.

(4) Ein Wahlvorschlag ist im Wege der Landtagsdirektion mindestens 48
Stunden vor der Sitzung schriftlich einzubringen und muss von mindestens
einem Drittel der Landtagsabgeordneten unterfertigt sein. Die zeitgleiche Un-
terstützung mehrerer Wahlvorschläge durch einen Landtagsabgeordneten ist
nicht zulässig.

(5) Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so ist über jeden Wahlvorschlag ge-
sondert abzustimmen. Der Wahlvorschlag, der von der größten Zahl an Landtags-
abgeordneten unterfertigt ist, hat dabei als erster zur Abstimmung zu gelangen.

(6) Für die Wahl der Landesregierung ist die Anwesenheit mindestens der
Hälfte der Mitglieder des Landtages und die einfache Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen erforderlich. Erlangt keiner der im Rahmen einer Sitzung zur
Abstimmung gelangten Wahlvorschläge die erforderliche Mehrheit, sind vor
jedem weiteren Wahlgang Verhandlungen zur Bildung der neuen Landesregie-
rung zu führen.

1 § 8 i.d.F. der Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015 tritt mit Ablauf des Tages der Wahl des Land-
tages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft.

§ 9
Angelobung der Mitglieder der Landesregierung

(1) Der Landeshauptmann leistet bei Antritt seines Amtes vor dem Landtag
das Gelöbnis: "Ich gelobe, daß ich die Verfassung und alle Gesetze des Landes
getreu beachten und meine Pflichten nach bestem Wissen und Gewissen erfüllen
werde."

(2) Die übrigen Mitglieder der Landesregierung leisten dieses Gelöbnis vor
dem Landtag in die Hand des Landeshauptmannes.

(3) Die Bestellungsurkunden des Landeshauptmannes und der übrigen Mitglie-
der der Landesregierung sind vom Präsidenten des Landtages mit dem Tag der An-
gelobung gemäß Absatz 1 und 2 auszufertigen und, soweit es sich um die übrigen
Mitglieder der Landesregierung handelt, vom Landeshauptmann gegenzuzeichnen.

§ 10 1
Landtagsklubs

(1) Mitglieder des Landtages derselben wahlwerbenden Partei haben zu Beginn
einer Gesetzgebungsperiode, spätestens jedoch einen Monat vom Tag des ersten
Zusammentrittes des Landtages an gerechnet, das Recht, sich in einem - einzigen
- Klub zusammenzuschließen. Wird von Landtagsabgeordneten einer wahlwerben-
den Partei dem Präsidenten mehr als ein Zusammenschluss mitgeteilt, so ist die
zahlenmäßig größere Gruppe von Landtagsabgeordneten als Klub anzuerkennen.
Bei gleicher Personenzahl ist jene Gruppe von Landtagsabgeordneten als Klub an-
zuerkennen, der der Listenerste des jeweiligen Landeswahlvorschlages angehört.
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(2) Landtagsabgeordnete, die nicht derselben wahlwerbenden Partei angehö-
ren, können sich zu Beginn einer Gesetzgebungsperiode, spätestens jedoch einen
Monat vom Tag des ersten Zusammentrittes des Landtages an gerechnet, nur mit
Zustimmung des Landtages in einem Klub zusammenschließen. 

(3) Für den Zusammenschluss zu einem Klub und den Bestand eines Klubs
ist die Zahl von mindes tens zwei 2 Mitgliedern erforderlich.  

(4) Die Konstituierung eines Klubs sowie jede Neubestellung der Obmänner
und ihrer Stellvertreter sowie der geschäftsführenden Obmänner sind dem Präsi-
denten des Landtages schriftlich mitzuteilen. 

(5) Ist ein geschäftsführender Obmann bestellt worden, so übt dieser alle nach
diesem Gesetz dem Obmann des Klubs zukommenden Rechte und Pflichten aus. 

(6).3 Den Klubs sind zur Erfüllung ihrer parlamentarischen Aufgaben das er-
forderliche Personal und die notwendigen Sacheinrichtungen zur Verfügung zu
stellen. Die personelle Grundausstattung eines Klubs umfasst einen Klubdirektor
und eine Sekretariatskraft. Zudem sind jedem Klub 

1. bei einer Mitgliederzahl ab vier: ein Referent, 
2. bei einer Mitgliederzahl ab sechs: ein Referent und ein Sachbearbeiter, 
3. bei einer Mitgliederzahl ab zehn: zwei Referenten, zwei Sachbearbeiter

sowie ein halbes Vollzeitäquivalent einer Sekretariatskraft, 
4. bei einer Mitgliederzahl ab fünfzehn: drei Referenten, drei Sachbearbeiter

sowie ein halbes Vollzeitäquivalent einer Sekretariatskraft, 
zur Verfügung zu stellen.

(7) 4 Unbeschadet Artikel 14 Absatz 2 L-VG sind Mitglieder der Landesre-
gierung bei der Mindestzahl nach Abs. 3, der Berechnung der Ausstattung mit
Personal und Sacheinrichtungen nach Abs. 6 sowie im Hinblick auf die Höhe der
Unterstützung nach dem Burgenländischen Landtagsklubsfinanzierungsgesetz -
Bgld. LKFinG, LGBl. Nr. 79/2012 in der jeweils geltenden Fassung, nicht zu be-
rücksichtigen.

1 I.d.F. gem. Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Wort „zwei“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirk-

samkeit vom 9. Juli 2020).
3 I.d.F. gem. Art. 2 Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).
4 Angefügt gem. Art. 2 Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 11
Präsidialkonferenz

(1)1 Die Präsidenten des Landtages und die Obmänner der Klubs sind Mit-
glieder der Präsidialkonferenz. Die Obmänner der Klubs können sich von ihren
Stellvertretern (§ 10 Absatz 1) vertreten lassen.

(2) Die Präsidialkonferenz ist ein beratendes Organ. Sie wird vom Präsiden-
ten einberufen und geleitet. Die Einberufung hat zu erfolgen, wenn dies ein Mit-
glied verlangt. Die Präsidialkonferenz erstattet insbesondere Vorschläge zur
Erstellung und Durchführung der Arbeitspläne, zur Festlegung der Tagesord-
nungen und der Sitzungszeiten des Landtages, zur Zuweisung von Vorlagen an
die Ausschüsse sowie zur Koordinierung der Sitzungszeiten der Ausschüsse.

(3) Der Präsident erläßt nach Beratung in der Präsidialkonferenz die Haus-
ordnung.

(4)2 Die drei Präsidenten bilden das Präsidium des Burgenländischen Land-
tages; dieses entscheidet einvernehmlich.

1 Fassung gem. Z. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Angefügt gem. Z 3 es Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013) 
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II. GESCHÄFTSFÜHRUNG DER PRÄSIDENTEN 
DES LANDTAGES UND LANDTAGSDIREKTION

§ 12
Geschäftsführung des Präsidenten des Landtages

(1) Der Präsident wacht darüber, daß die Würde und die Rechte des Landtages
gewahrt, die dem Landtag obliegenden Aufgaben erfüllt und die Verhandlungen
ohne unnötigen Aufschub durchgeführt werden.

(2) Der Präsident hat den Ort, die Tagesordnung und die Dauer jeder Sitzung
des Landtages zu bestimmen, führt den Vorsitz, leitet die Verhandlungen, eröffnet
und schließt die Sitzungen.

(3) Er handhabt die Geschäftsordnung und achtet auf deren Einhaltung, er-
teilt das Wort, stellt die Fragen zur Abstimmung und spricht das Ergebnis aus.

(4) Der Präsident führt die erforderlichen Zuweisungen der im § 20 Abs. 1 auf-
gezählten Verhandlungsgegenstände in der auf ihr Einlangen folgenden Sitzung des
Landtages an die Ausschüsse durch. 

(5) Er hat das Recht der Entgegennahme und der Zuteilung aller an den
Landtag gelangenden Schriftstücke.

(6) Wahlen und Bestellungen1 auf die Tagesordnung zu stellen, ist der Präsident
jederzeit berechtigt.

(7) Er handhabt die Hausordnung und hat für die Aufrechterhaltung der Ruhe
und Ordnung im Sitzungssaal und in den Räumen des Landtages zu sorgen. Er ist
jederzeit, insbesondere im Falle einer Störung, berechtigt, die Sitzung auf längstens
48 Stunden zu unterbrechen oder zu schließen; er kann die Entfernung einzelner Ru-
hestörer und die Räumung der Galerie verfügen.

(8) Dem Präsidenten obliegt die Vertretung des Landtages und seiner Aus-
schüsse nach außen. Er unterzeichnet schriftliche Ausfertigungen, die vom Landtag
ausgehen.

(9)2 Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben ist dem Präsidenten und dem Zweiten
Präsidenten das erforderliche Personal zur Verfügung zu stellen.

1 Wortfolge „und Bestellungen“ eingefügt gem. Art. 2 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit
Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).

2 Zweiter Satz in der Fassung gem. Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom
18.12.2013)

§ 13 1
Gemeinsam auszuübende Rechte der Präsidenten des Landtages 

(1) Der Präsident erstellt den Voranschlag betreffend den Landtag. Nach
Beschlussfassung im Präsidium übermittelt der Präsident den Voranschlag samt
Anlagen der Landesregierung. 

(2) Der Präsident hat im Rahmen des beschlossenen Landesvoranschlages
die Ausgaben für den Landtag zu bewilligen. Ausgaben, die im Einzelfall 50 000
Euro überschreiten, sind vom Präsidium zu genehmigen. 

(3) Das Präsidium kann Änderungen im Text eines Gesetzesbeschlusses zur
Behebung von Formfehlern, stilistischen oder sinnstörenden Fehlern vorneh-
men.

1 I.d.F. gem. Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 14
Landtagsdirektion

(1) Zur Besorgung der parlamentarischen Dienste und der Verwaltungsange-
legenheiten im Bereich des Landtages ist die Landtagsdirektion berufen, die dem
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Präsidenten des Landtages untersteht. Sie ist die ständige Geschäftsstelle des Land-
tages, seiner Ausschüsse, der Präsidenten und der Präsidialkonferenz.

(2) Der Präsident des Landtages bestellt im Einvernehmen mit der Landes-
regierung den Landtagsdirektor, den Landtagsdirektor-Stellvertreter und die üb-
rigen Bediensteten der Landtagsdirektion und weist das Personal den
Landtagklubs zu 1. Bei der Bestellung der den Landtagsklubs zuzuweisenden Be-
diensteten kommt den jeweiligen Klubobmännern ein Vorschlagsrecht zu und ist
darüber hinaus das Einvernehmen mit ihnen herzustellen. 2

(3) Die Leitung der Landtagsdirektion obliegt, unbeschadet des Weisungs-
rechtes des Präsidenten des Landtages, dem Landtagsdirektor. Der Landtagsdi-
rektor und sein Stellvertreter müssen rechtskundige Verwaltungsbedienstete 3 sein.

(4) Die Bediensteten des Landtages sind hinsichtlich ihrer Stellung, Pflichten
und Rechte den Landesbediensteten gleichgestellt.

(5) Soweit es zur Besorgung der Aufgaben der Landtagsdirektion und der
Landtagsklubs erforderlich ist, kann der Präsident des Landtages im Einverneh-
men mit der Landesregierung fallweise auch andere Bedienstete des Amtes der
Landesregierung verwenden und Einrichtungen des Amtes der Landesregierung
benützen.

1 Wortfolge „und weist das Personal den Landtagklubs zu“ eingefügt gem. Z 5 des Gesetzes
LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

2 Zweiter Satz in der Fassung gem. Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom
18.12.2013)

3 Wort „Verwaltungsbedienstete“ gersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 10 des Gesetzes LGBl.
Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).

§ 15
Schriftführer und Ordner

(1) Die Schriftführer haben den Präsidenten des Landtages bei der Geschäfts-
führung zu unterstützen.

(2) Sie besorgen insbesondere die notwendigen Verlesungen im Landtag
und wirken bei der Ermittlung des Ergebnisses der Abstimmungen und Wahlen
mit. Des weiteren haben sie die amtliche Verhandlungsschrift auf ihre Richtig-
keit zu prüfen und mitzuunterfertigen.

(3) Die Ordner haben den Präsidenten des Landtages bei der Handhabung
der Hausordnung, insbesondere bei der Aufrechterhaltung der Ruhe und Ord-
nung im Sitzungssaal zu unterstützen.

(4) Die zwei Schriftführer und die zwei Ordner sind aus der Mitte des Land-
tages im Anschluß an die Wahl der Präsidenten des Landtages nach den Grund-
sätzen der Verhältniswahl zu wählen.

III. RECHTE UND PFLICHTEN DER 
LANDTAGSABGEORDNETEN

§ 16
Hinterlegung des Wahlscheines, Sitz und Stimme

(1) Jedem Landtagsabgeordneten ist nach seiner Wahl oder nach seiner Be-
rufung als Ersatzmann von der Landeswahlbehörde ein Wahlschein auszustellen.
Dieser ist vor Eintritt in den Landtag in der Landtagsdirektion zu hinterlegen.

(2) Jeder Landtagsabgeordnete, dessen Wahlschein in der Landtagsdirektion
hinterlegt ist, hat für die Dauer der jeweiligen Gesetzgebungsperiode so lange Sitz
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und Stimme im Landtag, als sein Mandat nicht erloschen ist.
(3) Die Landtagsdirektion hat jedem Landtagsabgeordneten, für den der

Wahlschein hinterlegt ist, eine amtliche Legitimation mit seinem Lichtbild aus-
zustellen.

§ 17
Teilnahmepflicht

(1) Jeder Landtagsabgeordnete ist verpflichtet, an den Sitzungen des Land-
tages und der Ausschüsse, in die er gewählt ist, teilzunehmen. Er muß jede auf
ihn gefallene Wahl annehmen. Aus triftigen Gründen kann ihn der Landtag
davon entbinden.

(2) Ein Landtagsabgeordneter, der wegen Krankheit oder anderen triftigen
Gründen verhindert ist, an Sitzungen des Landtages oder seiner Ausschüsse teil-
zunehmen, hat dies dem Präsidenten des Landtages vor Beginn der Sitzung unter
Angabe von Gründen mitzuteilen. Diese Mitteilung kann auch durch den Klub
erfolgen, dem der verhinderte Landtagsabgeordnete angehört.

(3) Teilt ein Landtagsabgeordneter dem Präsidenten des Landtages eine Ver-
hinderung von mehr als 30 Tagen mit und ist diese nicht durch Krankheit begrün-
det, so hat der Präsident des Landtages dies dem Landtag bekanntzugeben. Wird
gegen die Triftigkeit des Grundes der Abwesenheit eine Einwendung erhoben, so
entscheidet der Landtag ohne De batte, ob der Landtagsabgeordnete aufzufordern
ist, unverzüglich an den Sitzungen des Landtages wieder teilzunehmen.

(4)1 Landtagsabgeordnete können einen Karenzurlaub gemäß Artikel 22 Ab-
satz 5 L-VG gegen Entfall der Bezüge in der Dauer von mindestens drei Mona-
ten und höchstens einem Jahr in Anspruch nehmen, wenn sie

1. Mutter oder Vater eines Kindes werden, und zwar ab der Geburt des Kin-
des, oder

2. schwer erkrankte nahe Angehörige mit Anspruch auf Pflegegeld zumindest
der Stufe 3 nach dem Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2024 2, unter gänzlicher
Beanspruchung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung pflegen.

Nahe Angehörige im Sinne der Z 2 sind Ehegatten oder eingetragene Partner und
Personen, die mit dem Landtagsabgeordneten in gerader Linie verwandt sind, ferner
Geschwister, Schwiegereltern, Stief-, Wahl-, Schwieger- und Pflegekinder sowie die
Person, mit der der Landtagsabgeordnete in Lebensgemeinschaft lebt.

(5)1 Landtagsabgeordnete, die einen Karenzurlaub gemäß Absatz 4 in An-
spruch nehmen wollen, haben dies dem Präsidenten des Landtages unter Angabe
des Zeitraumes des Karenzurlaubes zu melden. Im Falle des Karenzurlaubes
gemäß Absatz 4 Z 1 hat diese Meldung spätestens zwei Monate vor dem ge-
wollten Wirksamkeitsbeginn zu erfolgen. Der Präsident des Landtages hat die
Landeswahlbehörde über Meldungen gemäß Satz 1 unverzüglich zu informieren.
Die Landeswahlbehörde hat sodann den Vertreter des in Karenzurlaub befind-
lichen Mitgliedes unter sinngemäßer Anwendung der §§  85 und 87 der
LTWO 1995, für die angegebene Zeit des Karenzurlaubes zu berufen.

(6)1 Landtagsabgeordnete, die einen Karenzurlaub in Anspruch nehmen,
haben den Wegfall der Voraussetzungen der Karenzierung dem Präsidenten des
Landtages unverzüglich zu melden. Im Falle des Wegfalles des Grundes der Ka-
renzierung endet der Karenzurlaub vorzeitig.

1 Angefügt gem. Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015 (diese Bestimmung tritt mit Ablauf des Tages
der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft).

2 Zitat “Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2024” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 4 des Gesetzes
LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
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§ 18
Mandatsverlust

(1) Ein Landtagsabgeordneter wird seines Mandates verlustig:
a) wenn er die Angelobung nicht in der im Artikel 23 L-VG vorgeschrie-

benen Weise oder überhaupt nicht leistet oder sie unter Bedingungen
oder Vorbehalten leisten will;

b) wenn er durch 30 Tage den Eintritt in den Landtag verzögert hat oder
durch 30 Tage ohne einen vom Landtag anerkannten triftigen Grund den
Sitzungen des Landtages ferngeblieben ist und der nach Ablauf der 30
Tage an ihn öffentlich und im Landtag gerichteten Aufforderung des Prä-
sidenten des Landtages, binnen weiterer 30 Tage zu erscheinen oder seine
Abwesenheit zu rechtfertigen, nicht Folge geleistet hat;

c) wenn seine Wahl durch den Verfassungsgerichtshof für ungültig er-
klärt wird;

d) wenn er nach erfolgter Wahl die Wählbarkeit verliert; 
e) wegen Unvereinbarkeit.

(2)1 Wird einer der im Absatz 1 lit. a, b und d genannten Fälle dem Präsidenten
des Landtages zur Kenntnis gebracht, so hat er dies dem Landtag bekanntzugeben,
der mit einfacher Mehrheit den im Artikel 141 Absatz 1 lit. c B-VG vorgesehenen
Antrag beschließt. In den Fällen des Absatz 1 lit. e finden die Vorschriften des §
10 des Bundesgesetzes über die Transparenz und Unvereinbarkeiten für oberste
Organe und sonstige öffentliche Funktionäre (Unvereinbarkeits- und Transparenz-
Gesetz (Unv-Transparenz-G)), BGBl. Nr. 330/1983, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 141/2013,2 mit der Maßgabe Anwendung, daß der Landtag mit einfa-
cher Mehrheit den in dieser Bestimmung vorgesehenen Antrag beschließt.

(3) Wird ein Beschluß nach Absatz 2 vom Landtag gefaßt, so hat der Präsi-
dent des Landtages den Antrag namens des Landtages beim Verfassungsge-
richtshof einzubringen.

(4) Nach Einlangen eines Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes beim
Präsidenten des Landtages, mit dem der Verlust eines Mandates ausgesprochen
wird, hat der Präsident des Landtages jene Person, die durch das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes ihres Mandates für verlustig erklärt worden ist, hievon
zu verständigen. Der Verlust des Mandates tritt an jenem Tag ein, der der Zu-
stellung des Erkenntnisses an den Präsidenten des Landtages folgt. Der Präsident
des Landtages hat in der nächsten Sitzung des Landtages das Erkenntnis be-
kanntzugeben.

(5) Absatz 4 gilt sinngemäß auch für den Fall, daß der Verfassungsgerichts-
hof einer Wahlanfechtung stattgegeben hat, weil eine nicht wählbare Person für
gewählt erklärt oder einer wählbaren Person die Wählbarkeit zu Unrecht aber-
kannt worden ist.

(6) Im Falle des Artikels 141 Absatz 2 B-VG verlieren die betroffenen Land-
tagsabgeordneten ihr Mandat erst mit dem Zeitpunkt der Hinterlegung der Wahl-
scheine der bei der Wiederholungswahl gewählten Landtagsabgeordneten in der
Landtagsdirektion.

(7) Verzichtet ein Landtagsabgeordneter auf die weitere Ausübung seines
Mandates, so wird dieser Verzicht mit dem Einlangen der Mitteilung der Lan-
deswahlbehörde beim Präsidenten des Landtages rechtswirksam, sofern in der
Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt angeführt ist.

1 Fassung gem. Z. 5  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Zitat ersatzweise eingefügt gem. Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom

18.12.2013)
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IV. RECHTE UND PFLICHTEN 
DER MITGLIEDER DER LANDESREGIERUNG

§ 19
Teilnahmerecht und -pflicht

(1) Die Mitglieder der Landesregierung sind berechtigt, an allen Beratungen
des Landtages teilzunehmen. Sie können zu wiederholten Malen und jederzeit,
jedoch ohne Unterbrechung eines Redners, zum jeweiligen Verhandlungsge-
genstand das Wort ergreifen. Ein Stimmrecht kommt ihnen nicht zu.

(2) Dem Verlangen von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Land-
tages auf die Anwesenheit von Mitgliedern der Landesregierung ist zu entspre-
chen. Dieses Verlangen ist schriftlich beim Präsidenten des Landtages
einzubringen. 1

(3) Diese Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die Beratungen in den
Ausschüssen.

1 Satz angefügt gem. Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

V. VERHANDLUNGSGEGENSTÄNDE 
DES LANDTAGES UND VERFAHREN

§ 20
Verhandlungsgegenstände

(1) 1 Gegenstände der Verhandlung im Landtag sind: 
1. Volksbegehren
2. selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten
3. selbständige Anträge von Ausschüssen 
4. Vorlagen der Landesregierung 
5. Notverordnungen der Landesregierung
6. Staatsverträge des Landes mit an Österreich angrenzenden Staaten oder

deren Teilstaaten sowie Vereinbarungen des Landes mit dem Bund oder
mit anderen Ländern

7. Berichte über den Verkehr des Landtages nach außen
8. Berichte der Landesregierung; Regierungserklärung
9.2 Prüfungsverlangen an den Landes-Rechnungshof, Berichte des Landes-

Rechnungshofs über durchgeführte Prüfungen, Tätigkeitsberichte 6, Ersu-
chen um Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von Ge setzes  vorhaben
des Landes durch den Landes-Rechnungshof und die dazu einlangenden
Stellungnahmen des Landes-Rechnungshofs

10.3 Prüfungsaufträge an den Rechnungshof, Berichte des Rechnungshofes
11.5 Zustimmung und Ermächtigung zu Verfügungen über das Landesver-

mögen gemäß Art. 37a L-VG
12.3 Berichte der Volksanwaltschaft
13.3 Einsprüche gegen Gesetzesbeschlüsse, Mitteilungen der Bundesre gie -

 rung im Rahmen deren Mitwirkung an der Landesgesetzgebung
14.3 Anfragen und Anfragebeantwortungen, 
15.3 Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellen Interesse (Ak tu -

elle Stunde)
16.3, 4 Wahlen und sonstige dem Landtag obliegende Bestellungen 
17.3 Berichte von Untersuchungsausschüssen 
18.3 Ersuchen um die Ermächtigung zur Verfolgung von Personen wegen

Be leidigung des Landtages
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19.3 Ersuchen im Zusammenhang mit der behördlichen Verfolgung von
Landtagsabgeordneten

20.3 Bittschriften und Eingaben an den Landtag 
21.3 Einsetzung von Landesausschüssen
22.3 Berichte der Landesausschüsse 
23.3 Entschließungen und Anträge betreffend die Abhaltung von En queten.
24. 7 Tätigkeitsberichte des Bundesrates
(2) Verhandlungsgegenstände, die vor Beendigung der Gesetzge bungs -

periode nicht abschließend behandelt werden, gelten als erledigt.
1 Fassung gem. Z. 7  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Eingefügt. gem. Z. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
3 Ziffernbezeichnung geändert gem. Z. 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
4 Wortlaut der neuen Ziffer 16 geändert gem. der Z. 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
5 In der Fassung gem. Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
6 Wortfolge „über durchgeführte Prüfungen, Tätigkeitsberichte“ eingefügt gem. Z 9 des Gesetzes

LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
7 Angefügt gem. Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015 (diese Bestimmung tritt mit Ablauf des Tages

der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft).

§ 21
Volksbegehren

(1) Bei Festlegung der Tagesordnung des Landtages haben Volksbegehren
vor allen übrigen Gegenständen Vorrang. 

(2) Die Vorberatung eines Volksbegehrens hat innerhalb von drei Monaten
nach Zuweisung durch den Präsidenten des Landtages an den Ausschuß zu be-
ginnen; nach weiteren sechs Monaten ist dem Landtag jedenfalls ein Bericht zu
erstatten.

§ 22
Selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten

(1) Jeder Landtagsabgeordnete ist berechtigt, selbständige Anträge zu stellen.
(2) Jeder Antrag muß unter Einrechnung des Antragstellers von mindestens

zwei 1 Landtagsabgeordneten unterstützt sein, wobei er jedoch jedenfalls vom
Antragsteller unterzeichnet sein muß.2 Die Unterstützung erfolgt durch das Bei-
setzen der eigenhändigen Unterschrift oder auf die vom Präsidenten des Land-
tages im Landtag gestellte Frage durch Erheben von den Sitzen.

(3) Selbständige Anträge einzelner Landtagsabgeordneter, welche sich nicht
auf eine Vorlage der Landesregierung beziehen, müssen in der Landtagsdirek-
tion schriftlich eingebracht und der Vorberatung in einem Ausschuß unterzogen
werden.

(4) Sie müssen mit der Formel versehen sein: “Der Landtag wolle beschlie-
ßen”; ferner den Wortlaut des zu fassenden Beschlusses und die Bezeichnung des
Ausschusses, welchem er zur Vorberatung zugewiesen werden soll, enthalten.

(5) 3 Selbständige Anträge sind bei der Landtagsdirektion mindestens eine
Stunde vor Beginn der Sitzung einzubringen, widrigenfalls sie erst im Einlauf
der nächsten Sitzung berücksichtigt werden.

(6) 5 Der Präsident des Landtages hat selbständige Anträge dahingehend zu
prüfen, ob eine Beschluss fassung im Landtag rechtlich zulässig ist. Ist dies aus
seiner Sicht nicht gegeben, so ist dieser Antrag in der Präsidialkonferenz zu be-
raten und auf Beschluss des Präsidiums entweder in einer späteren Sitzung des
Landtages im Einlauf zu berücksichtigen oder zur geschäftsordnungsgemäßen
Behandlung nicht zuzulassen.

(7) 4 Jeder gehörig unterstützte selbständige Antrag eines Landtagsabgeord-
neten oder eines Ausschusses wird vervielfältigt und an die Landtagsabgeord-
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neten verteilt, wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann.6

(8) 4 Die Verlesung eines selbständigen Antrages findet nur auf Anordnung
des Präsidenten oder über einen ohne Debatte zu fassenden Beschluß des Land-
tages statt.

(9) 4 Selbständige Anträge - ausgenommen Abänderungsanträge - 8 können
bis eine Stunde vor Beginn der Sitzung im Plenum 9 vom Antragsteller geändert
oder zurückgezogen werden. Abänderungsanträge können hingegen bis zum Be-
ginn der Abstimmung im Ausschuss vom Antragsteller geändert oder zurück-
gezogen werden.10 Die Zurückziehung eines selbständigen Antrages hat
schriftlich zu erfolgen und 7 ist vom Präsidenten des Landtages dem Landtag
mitzuteilen. Über die Mitteilung findet keine Debatte statt.

(10) 4 Hat der Ausschuß die Vorberatung eines selbständigen Antrages nicht
binnen sechs Monaten nach Zuweisung durch den Präsidenten des Landtages
begonnen, so kann von jedem Antragsteller verlangt werden, daß innerhalb von
sechs Monaten ab Übergabe des Verlangens mit der Vorberatung begonnen
wird. Ein solches Verlangen ist dem Präsidenten des Landtages schriftlich zu
übergeben, der hievon dem Landtag Mitteilung macht und die Verständigung
des Obmannes des Ausschusses durch die Landtagsdirektion veranlaßt.

(11) 4 Anträge, die eine über den Landesvoranschlag hinausgehende Belastung
des Landes vorsehen oder bewirken, sind vom Präsidenten des Landtages vor Be-
handlung im Landtag dem Finanzausschuß mit dem Auftrag zuzuweisen, innerhalb
von höchstens drei Monaten eine gutächtliche Äußerung abzugeben. Wenn innerhalb
dieser Frist kein Gutachten erstattet wird, ist der Antrag der geschäftsordnungsmä-
ßigen Behandlung zu unterziehen.

1 Wort ersatzweise eingefügt gem. Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Erster Satz in der Fassung gem. Z. 8  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
3 In der Fassung gem. Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005 (Entfall der Wortfolge „ unter An-

schluß von fünf Abschriften“)
4 Absatzbezeichnung geändert gem. Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
5 In der Fassung gem. Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
6 Halbsatz angefügt gem. Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
7 Wortfolge „hat schriftlich zu erfolgen und“ eingefügt gem. Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
8 Wortfolge “- ausgenommen Abänderungsanträge -” eingefügt gem. Art. 2 Z 5 des Gesetzes

LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
9 Wortfolge “bis eine Stunde vor Beginn der Sitzung im Plenum” ersatzweise eingefügt gem. Art.

2 Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).gem. Art. 2 Z 5 des
Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

10 Zweiter Satz eingefügt gem. Art. 2 Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom
1.9.2025).5

§ 23
Selbständige Anträge von Ausschüssen

(1) Jeder Ausschuß kann selbständige Anträge auf Erlassung von Gesetzen oder
Fassung von Beschlüssen stellen, die mit den dem Ausschuß zur Vorberatung zu-
gewiesenen Gegenständen in Verbindung stehen. § 22 Absatz 11* ist anzuwenden.

(2) Der Landtag beschließt, ob über einen solchen Antrag unmittelbar in die
zweite Lesung einzugehen ist oder ob er einem anderen Ausschuß zur neuerli-
chen Vorberatung zugewiesen werden soll.

* Zitat ersatzweise eingefügt gem. Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

§ 24 1

Dringlichkeitsanträge 
(1) Anträge, die ohne Ausschussberatungen im Landtag zur Verhandlung ge-

langen sollen, sind als dringlich zu bezeichnen. Jeder Landtagsklub kann jährlich
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zwei dringliche Anträge stellen. Über diese Anzahl hinausgehende Anträge sind
von wenigstens einem Viertel der Landtagsabgeordneten zu unterfertigen. Kein
Landtagsabgeordneter darf mehr als zwei dringliche Anträge unterstützen, die in
derselben Sitzung eingebracht werden. Dringlichkeitsanträge sind mindestens
eine Stunde vor Beginn der Sitzung in der Landtagsdirektion einzubringen. 

(2) Gesetzesanträge dürfen nicht im Dringlichkeitswege verhandelt werden.
(3) Dringlichkeitsanträge, die eine Entschließung, mit welcher der Landtag

seinen Wünschen über die Ausübung der Vollziehung Ausdruck geben will, be-
inhalten, sind nach Erledigung der Tagesordnung, spätestens jedoch um 15 Uhr,
frühestens aber drei Stunden nach Eingang in die Tagesordnung, von jenem
Landtagsabgeordneten, der den Antrag als erster unterfertigt hat, mündlich zu
begründen und anschließend hat darüber eine Debatte stattzufinden. 

(4) Bei Dringlichkeitsanträgen, die keine Entschließung zum Inhalt haben, erhält
der als erster Antragsteller unterfertige 2 Landtagsabgeordnete nur zur Begründung
der Dringlichkeit das Wort. Über die Dringlichkeit ist ohne Debatte abzustimmen.
Wird dem Antrag die Dringlichkeit durch Beschluss zuerkannt, so ist nach Erle-
digung der Tagesordnung, spätestens jedoch nach fünf Stunden 3, frühestens aber
drei Stunden nach Eingang in die Tagesordnung in die Verhandlungen über den
Gegenstand selbst einzugehen. Wird diese abgelehnt, so ist der Antrag dem zu-
ständigen Ausschuss zur geschäftsordnungsgemäßen Behandlung zuzuweisen.

(5) Langen mehrere Anträge gemäß Absatz 3 oder 4 vor einer Sitzung des
Landtages ein, so ist für die Reihenfolge deren Behandlung die Reihenfolge des
Einlangens in der Landtagsdirektion maßgeblich, wobei mit dem ersten Antrag
spätestens nach fünf Stunden 3 zu beginnen ist.

(6) Über den Zeitpunkt des Beginns der Behandlung eines oder mehrerer Dring-
lichkeitsanträge gemäß Absatz 3 und 4 entscheidet der Präsident des Landtages.

1 In der Fassung gem. Z 9 des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Es hätte richtig zu lauten: „unterfertigte“
3 Wortfolge “nach fünf Stunden” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr.

54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 25
Vorlagen der Landesregierung

(1) Vorlagen der Landesregierung bedürfen keiner Unterstützung und kön-
nen ohne Vorberatung nicht abgelehnt werden.

(2) Der Landtag kann ausnahmsweise in besonders dringlichen Fällen be-
schließen, daß über eine Vorlage der Landesregierung im Landtag schriftlich
oder mündlich berichtet wird, ohne daß dieselbe einem Ausschuß zur Vorbera-
tung zugewiesen wird. Über diese Vorlage hat das nach der Geschäftsordnung
der Landesregierung zuständige Mitglied der Landesregierung zu berichten.

(3) Die Landesregierung kann ihre Vorlagen bis zum Beginn der Ab -
stimmung im Ausschuß ändern oder zurückziehen; die Zurückziehung ist schrift-
lich einzubringen und 1 vom Präsidenten des Landtages dem Landtag mitzuteilen.
Über die Mitteilung findet keine Debatte statt.

(4) 2 Die Vorlage der Landesregierung über den Landesvoranschlag ist von
dem nach der Ge schäfts ordnung der Landesregierung zuständigen Mitglied
mündlich einzubegleiten. Daran kann sich eine Debatte frühestens in der fol-
genden Sitzung des Landtages anschließen.

(5) 2 Die Landesregierung hat in der ersten Sitzung des Landtages nach ihrer
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Wahl eine Regierungserklärung abzugeben, die insbesondere die Schwerpunkte
der künftigen Regierungstätigkeit zu enthalten hat.

1 Wortfolge „schriftlich einzubringen und“ eingefügt gem. Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Absatz angefügt gem. Z. 9  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993

§ 25a *
Notverordnungen der Landesregierung

(1) Über die Vorlage einer von der Landesregierung erlassenen Notverord-
nung (Artikel 50 Absatz 2 und 3 L-VG) hat der Landtag binnen vier Wochen
nach der Vorlage, bei einem länger als vier Wochen andauernden Hindernis für
das Zusammentreten des Landtages binnen vier Wochen nach dem Wegfall die-
ses Hindernisses entweder anstelle der Verordnung ein entsprechendes Landes-
gesetz zu beschließen oder durch Beschluß das Verlangen zu stellen, daß die
Verordnung von der Landesregierung außer Kraft gesetzt wird. Diesem Verlan-
gen hat die Landesregierung sofort zu entsprechen.

(2) Zum Zweck der rechtzeitigen Beschlußfassung des Landtages hat der
Präsident des Landtages diese Vorlage spätestens am vorletzten Tag der vier-
wöchigen Frist zur Abstimmung zu stellen.

* Eingefügt gem. Z. 4  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993

§ 261

Staatsverträge und Vereinbarungen
(1) Staatsverträge mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaa-

ten sowie Vereinbarungen mit dem Bund oder mit anderen Ländern in Angelegen-
heiten des selbständigen Wirkungsbereiches, die auch die Lan des gesetzgebung
binden sollen, sind von der Landesregierung dem Landtag als Vorlage der Landes-
regierung zuzuleiten.

(2) Bei Staatsverträgen und Vereinbarungen, die auch die Landesverfassungs-
gesetzgebung binden sollen, sind im Genehmigungsbeschluß des Landtages der
Staatsvertrag, die Vereinbarung oder im Staatsvertrag oder in der Vereinbarung
enthaltene Bestimmungen ausdrücklich als “verfassungsändernd” zu bezeichnen.

(3) Anläßlich der Genehmigung eines solchen Staatsvertrages oder einer solchen
Vereinbarung kann der Landtag beschließen, daß der Staatsvertrag oder die Verein-
barung durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist. Der Beschluß verpflichtet die
Landesregierung zur Vorlage eines Gesetzesvorschlages an den Landtag.

1 Fassung gem. Z. 11  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993

§ 27
Prüfungsaufträge an den Rechnungshof, Berichte des Rechnungshofes

(1) Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem
Drittel seiner Mitglieder den Rechnungshof mit der Durchführung besonderer
Akte der Gebarungsüberprüfung des Landes zu beauftragen.

(2) 1 Das im Absatz 1 angeführte Verlangen ist beim Präsidenten des Land-
tages schriftlich einzubringen. Der Präsident ist verpflichtet, dieses Verlangen
den Landtagsklubs innerhalb von 24 Stunden in vollem Wortlaut zuzustellen,
wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann,3 und das Einlangen
dem Landtag spätestens in der nächsten Landtagssitzung bekannt zu geben. 

(3) 1 Der Präsident hat den Beschluss oder das Verlangen gemäß Absatz 1 un-
verzüglich dem Rechnungshof unter Berücksichtigung des Artikel 127 Absatz  7
B-VG mitzuteilen.
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(4) 2 Über die Berichte des Rechnungshofes hat der Ausschuß die Vorberatung
binnen sechs Monaten zu beginnen.

(5)2 Der Präsident und der Vizepräsident des Rechnungshofes sind berechtigt, an
den Verhandlungen des Landtages sowie seiner Ausschüsse und deren Unteraus-
schüsse über die Berichte des Rechnungshofes teilzunehmen.

1 Absatz eingefügt gem. Z. 11  des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Absatzbezeichnung geändert gem. Z. 11  des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
3 Wortfolge „wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann,“ eingefügt gem. Z 10 des

Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 28
Überprüfung der Geschäftsführung der Landesregierung, 

Auskunftsrecht und Akteneinsicht
(1) Der Landtag ist befugt, die Geschäftsführung der Landesregierung zu über-

prüfen und deren Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung zu befragen
und alle einschlägigen Auskünfte zu verlangen.

(2)1 Dem Fragerecht unterliegen insbesondere Regierungsakte, Angelegen-
heiten der behördlichen Verwaltung, der Verwaltung des Landes als Träger von
Privatrechten sowie der gesellschaftsrechtlichen Beteiligungen des Landes. Hier-
von ausgenommen sind Bereiche, die der Wahrung berechtigter Geheim-haltungs-
interessen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse, unterliegen.

(3) Jeder Landtagsabgeordnete hat das Recht, von den Mitgliedern der Landesre-
gierung Auskünfte über Angelegenheiten einzuholen, die Gegenstand einer Verhand-
lung des Landtages sind. Hiebei ist  im Amt der Burgenländischen Lan des regierung 2

die erforderliche Akteneinsicht zu gewähren. Von der Akteneinsicht ausgenommen
sind Akten oder Aktenbestandteile, die der Wahrung berechtigter Geheimhaltungs-
interessen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse, unterliegen.3

(4) Wird dem Begehren des Landtagsabgeordneten nicht entsprochen, so hat auf
dessen Verlangen das Mitglied der Landesregierung dies im Landtag zu begründen.

1 I.d.F. gem. Art. 2 Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).
2 Wortfolge „im Amt der Burgenländischen Lan des regierung“ eingefügt gem. Art. 2 Z 12 des Geset-

zes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).
3 Satz angefügt gem. Art. 2 Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli

2020).

§ 28a1

Wahrung des Datenschutzes und Verarbeitung personenbezogener Daten  
im Bereich des Landtages 4

(1) Im Rahmen der Tätigkeit des Landtages ist bei der Weitergabe von Infor-
mationen, selbst wenn sie im Zuge von Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen
bekannt werden, das Grundrecht auf Datenschutz gemäß § 1 des 5 Datenschutzge-
setzes - DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
I Nr. 70/2024 3 im Einklang mit dem Grundsatz der Öffentlichkeit parlamentari-
scher Tätigkeit zu wahren.

(2) Hat das zuständige Organ bzw. ein Mitglied des Landtages gegen die Wei-
tergabe von Informationen Bedenken, so darf es die Informationen nur in einer
den Erfordernissen des Absatz 1 entsprechenden Weise weitergeben.

(3)6 Der Landtag einschließlich seiner Mitglieder, seine Organe sowie die
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Funktionäre von Untersuchungsausschüssen im Sinne des Artikel 46 Absatz 1 und
1a L-VG, § 53 sowie der Anlage 1, sind berechtigt, personenbezogene Daten für
Zwecke der Gesetzgebung, der Mitwirkung an der Vollziehung des Bundes ein-
schließlich deren Kontrolle sowie der Mitwirkung an Vorhaben im Rahmen der
Europäischen Union zu verarbeiten. 

(4)6 Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im
Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-
 ordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), ist für
Zwecke der Gesetzgebung, der Mitwirkung an der Vollziehung des Bundes ein-
schließlich deren Kontrolle sowie der Mitwirkung an Vorhaben im Rahmen der
Europäischen Union zulässig, soweit dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist
und somit und solange ein erhebliches öffentliches Interesse an der Verarbeitung
besteht und wirksame Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten der be-
troffenen Personen bestehen. 

(5)6 Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten über gerichtlich oder
verwaltungsbehördlich strafbare Handlungen oder Unterlassungen, insbesondere
auch über den Verdacht der Begehung von Straftaten, sowie über strafrechtliche
Verurteilungen oder vorbeugende Maßnahmen ist für Zwecke der Gesetzgebung,
der Mitwirkung an der Kontrolle der Vollziehung des Landes einschließlich deren
Kontrolle sowie der Mitwirkung an Vorhaben im Rahmen der Europäischen In-
tegration zulässig, soweit und solange dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

(6)6 Verantwortlicher gemäß Art. 4 Z 7 DSGVO für Datenverarbeitungen zur
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des Landtages, seiner Organe und dessen
Mitglieder sowie der Funktionäre des Verfahrensrichters und -anwalts gemäß An-
lage 1 einschließlich der jeweiligen Vorbereitung ist der Landtag. Der Landtag
handelt durch die im Gesetz über die Geschäftsordnung des Burgenländischen
Landtages vorgesehenen Organe und Mitglieder. 

(7)6 Der Landtag wird nach außen durch den Präsidenten des Landtages ver-
treten. Er entscheidet für den Landtag über datenschutzrechtliche Anträge von be-
troffenen Personen und vertritt den Landtag in behördlichen oder gerichtlichen
Verfahren in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten des Landtages.

1 Eingefügt gem. Z. 13  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Zitat ersetzt gemäß Z. 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
3 Zitat ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit

vom 1.9.2025).
4 Übetrschrift gem. Art. 2 Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
5 Entf. gem. Art. 2 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
6 Angefügt gem. Art. 2 Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

HINWEIS: Entgegen der Novellierungsanordnung im Art. 2 Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr.
54/20251 fehlt der Absatz 8.

§ 28b 1

Rechte betroffener Personen 
(1) Für Verhandlungsgegenstände, die im Landtag entstehen, und deren Vor-

bereitung gelten die Rechte der betroffenen Personen gemäß den Art. 13 bis 19
und 21 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG, im Hinblick auf Art. 23 Abs. 1 lit. e und
h DSGVO nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8. Dasselbe gilt für sonstige Anträge
und die dazu gefassten Beschlüsse, Verlangen, Berichte der Ausschüsse, Min-
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derheitsberichte, abweichende persönliche Stellungnahmen, Stenographische
Protokolle und auszugsweise Darstellungen, Konsultationsvereinbarungen sowie
sonstige parlamentarische Dokumente, die im Landtag entstehen, und deren je-
weilige Vorbereitung. 

(2) Die nach Art. 13 und 14 DSGVO vorgeschriebenen Informationen sind
in Form einer Erklärung auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen (Da-
tenschutzerklärung). Die Informationspflichten gemäß Art. 13 Abs. 1 lit. e sowie
Art. 14 Abs. 1 lit. d und e und Abs. 2 lit. f DSGVO finden keine Anwendung. 

(3) Das Auskunftsrecht gemäß Art. 15 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG findet
in Bezug auf Datenverarbeitungen durch den Landtag einschließlich seiner Mit-
glieder sowie der Funktionäre von Untersuchungsausschüssen im Sinne des Ar-
tikel 46 Absatz 1 und 1a L-VG, § 53 sowie der Anlage 1 keine Anwendung 

1. bei nicht-öffentlichen Informationen oder Gegenständen und Inhalten
nichtöffentlicher, vertraulicher oder geheimer Beratungen, Verhandlun-
gen, Sitzungen und Beschlüsse, 

2. hinsichtlich der Rechte gemäß Art. 15 Abs. 1 lit. c und g sowie Abs. 3
DSGVO, 

3. in Bezug auf einzelne oder mehrere Mitglieder des Landtages in Aus-
übung ihres Mandates. 

(4) Das Recht auf Berichtigung gemäß Art. 16 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG
ist auf Schreibfehler und andere offensichtliche Unrichtigkeiten beschränkt. Zu
darüberhinausgehenden unrichtigen oder unvollständigen personenbezogenen
Daten kann die betroffene Person eine (ergänzende) Erklärung abgeben, die ohne
Kosten für die betroffene Person gemeinsam mit den als unrichtig oder unvoll-
ständig gerügten personenbezogenen Daten zu veröffentlichen ist. In Bezug auf
wörtliche Protokolle über die Befragung von Auskunftspersonen und Sachver-
ständigen in einem Untersuchungsausschuss besteht das Recht auf Berichtigung
für Auskunftspersonen bzw. Sachverständige nur im Rahmen und Umfang der
Anlage 1. 

(5) Das Recht auf Löschung gemäß Art. 17 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG
umfasst bei den in Abs. 1 genannten parlamentarischen Dokumenten nur das
Recht auf Entfernung veröffentlichter personenbezogener Daten von der Web-
site des Landtages. 

(6) Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO
und die Mitteilungspflicht gemäß Art. 19 DSGVO kommen nicht zur Anwen-
dung. 

(7) Das Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO ist auf die Veröffentli-
chung der in Abs. 1 genannten parlamentarischen Dokumente beschränkt. An-
stelle eines Nachweises überwiegender schutzwürdiger Gründe für die
Verarbeitung durch den Verantwortlichen genügt die Glaubhaftmachung solcher
Gründe. 

(8) Sämtliche in Abs. 2 bis 7 genannten Beschränkungen gelangen nur in-
soweit zur Anwendung, als die Beschränkung jeweils zur Erfüllung der gesetz-
lichen Aufgaben des Landtages und seiner Mitglieder, seiner Organe sowie der
Funktionäre von Untersuchungsausschüssen im Sinne des Artikel 46 Absatz 1
und 1a L-VG, § 53 sowie der Anlage 1 geeignet und erforderlich ist.

1 Eingefügt gem. Art. 2 Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
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§ 28c 1
Datenschutz bei zugeleiteten Verhandlungsgegenständen 

(1) In Bezug auf dem Landtag zugeleitete Verhandlungsgegenstände sind
die Rechte der betroffenen Personen gemäß den Art. 15 bis 21 DSGVO und § 1
DSG beim jeweiligen Urheber geltend zu machen. Urheber im Sinne dieses Ge-
setzes ist das Organ, unter dessen Aufsicht und Verantwortung Informationen
erstellt oder dem Landtag zugeleitet wurden. Der Urheber hat den Landtag un-
verzüglich schriftlich über allenfalls getroffene Veranlassungen zu informieren
und gegebenenfalls eine datenschutzrechtlich angepasste Version zu übermitteln.
Diese ist der weiteren Behandlung im Landtag zugrunde zu legen, sofern dem
nicht überwiegende Gründe entgegenstehen. 

(2) Abs. 1 erster und dritter Satz gelten sinngemäß in Bezug auf Akten und
Unterlagen, die einem Untersuchungsausschuss des Landtages gemäß Artikel
46 L-VG vorgelegt wurden, sowie für sonstige zugeleitete parlamentarische Do-
kumente und Stellungnahmen.

1 Eingefügt gem. Art. 2 Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 28d  1
Datenschutzbelehrung 

Alle Landtagsabgeordneten sind nachweislich über die einschlägigen daten-
schutzrechtlichen Rechte und Pflichten sowie über die Folgen einer Verletzung
von Datenschutzvorschriften zu belehren.

1 Eingefügt gem. Art. 2 Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025)..

§ 29
Schriftliche Anfragen

(1)1 Jeder Landtagsabgeordnete hat das Recht, an die Landesregierung oder
eines ihrer Mitglieder schriftliche Anfragen über Angelegenheiten zu richten,
die in den Vollziehungsbereich von Landesorganen fallen oder von allgemeiner
landespolitischer Bedeutung sind. An ein einzelnes Mitglied der Landesregie-
rung darf eine Anfrage nur über eine Angelegenheit gerichtet werden, die nach
der Geschäftsordnung der Landesregierung in dessen sachlichen Wirkungsbe-
reich fällt.

(2)1, 3 Die Anfrage muß begründet und mit der eigenhändigen Unterschrift
des Fragestellers versehen sein.4 Sie ist beim Präsidenten des Landtages schrift-
lich einzubringen.5 Der Präsident des Landtages hat die Anfrage ohne unnötigen
Aufschub zu prüfen, ob sie den formellen Erfordernissen entspricht und ob die
Landesregierung oder das befragte Mitglied nicht offenbar unzuständig ist. Stellt
er dabei einen Mangel fest, so hat er die Anfrage, allenfalls nach Anhörung der
Landesregierung oder des befragten Regierungsmitgliedes, zurückzustellen.

(3)1 Eine den formellen Erfordernissen entsprechende Anfrage an die Lan-
desregierung hat der Präsident des Landtages unverzüglich 9 an deren Vorsit-
zenden, sonstige Anfragen an das befragte Mitglied der Landesregierung
weiterzuleiten, wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann.6 Frage-
steller können ihre Anfrage schriftlich bis zum Einlangen der Beantwortung
beim Präsidenten des Landtages zurückziehen. Der Präsident des Landtages ver-
anlaßt die unverzügliche Verständigung des Befragten und teilt die Zurückzie-
hung in der nächstfolgenden Sitzung dem Landtag mit.

(4)1 Der Befragte hat innerhalb von sechs Wochen von dem der Zustellung
nachfolgenden Tag 10 an gerechnet mündlich oder schriftlich zu antworten. Ist
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dem Befragten eine Erteilung der gewünschten Auskunft nicht möglich, so hat
er dies in  der Beantwortung zu begründen. Auf Debatten über eine mündliche
Beantwortung finden die Bestimmungen des § 64 Anwendung.

(5)2 Die Anfrage und ihre Beantwortung sind in der amtlichen Verhand-
lungsschrift und im Sitzungsbericht (Wortprotokoll)7 aufzunehmen. Unbescha-
det der Landtagsanhängigkeit kann innerhalb von zwei Wochen ab Einlangen
der Beantwortung Akteneinsicht nach § 28 beantragt werden.14

(6)2, 11 Der Landtag kann ohne Debatte beschließen oder jeder Landtagsklub
kann höchstens zwei Mal jährlich verlangen, dass über die schriftliche Beant-
wortung einer Anfrage in der Sitzung, in welcher der Präsident des Landtages
das Einlangen der Anfragebeantwortung bekannt gegeben hat, nach Erledigung
der Tagesordnung, spätestens nach fünf Stunden 15, frühestens aber drei Stunden
nach Eingang in die Tagesordnung, eine Debatte stattfindet. Ein derartiges Ver-
langen ist spätestens eine Stunde vor Sitzungsbeginn schriftlich beim Präsiden-
ten des Landtages einzubringen.

(6a)12 Darüber hinaus kann ein Verlangen im Sinne des Abs. 6 von einem
Drittel der Landtagsabgeordneten eingebracht werden.

(7)2 Werden in derselben Sitzung ein oder mehrere Dringlichkeitsanträge
oder dringliche Anfragen behandelt, so ist diese Debatte erst danach durchzu-
führen.8

(8)2 Bei der Debatte über eine Anfragebeantwortung darf kein Redner länger
als 20 Minuten sprechen.

(9)2 Bei einer solchen Debatte kann nur ein allfällig begründeter Antrag ge-
stellt werden, daß der Landtag die Beantwortung als begründet oder als nicht
ausreichend begründet erachte. Dieser Antrag ist schriftlich einzubringen und
muss von mindestens vier Landtagsabgeordneten unterstützt sein. 13

1 Absätze in der Fassung gem. Z. 14  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Absatzbezeichnung geändert gem. Z. 14  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
3 Zweiter und dritter Satz ersetzt gemäß Z. 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 45/1998
4 Erster Satz i.d.F. gem. Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005 (Entfall der Wortfolge „sowie

mit der eigenhändigen Unterschrift eines weiteren Landtagsabgeordneten“)
5 Zweiter Satz i.d.F. gem. Z 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
6 Halbsatz angefügt gem. Z 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
7 Klammerausdruck ersatzweise eingefügt gem. Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
8 I.d.F. gem. Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
9 Wort „unverzüglich“ eingefügt gem. Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit

vom 18.12.2013)
10 Wortfolge „von dem der Zustellung nachfolgenden Tag“ ersatzweise eingefügt gem. Z 13 des

Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
11 I.d.F. gem. Z 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
12 Absatz eingefügt gem. Z 15  des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom

18.12.2013)
13 Satz angefügt gem. Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
14 Satz angefügt gem. Art. 2 Z 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli

2020).
15 Wortfolge “nach fünf Stunden” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 11 des Gesetzes LGBl.

Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025)

§ 30 1
Dringliche Anfrage 

(1) Der Landtag kann ohne Debatte beschließen oder jeder Landtagsklub kann
höchstens zwei Mal jährlich verlangen, dass eine in derselben Sitzung vor Ein-
gang in die Tagesordnung eingebrachte schriftliche Anfrage an ein Mitglied der
Landesregierung vom Fragesteller nach Erledigung der Tagesordnung, späte-
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stens nach fünf Stunden 3, frühestens aber drei Stunden nach Eingang in die Ta-
gesordnung, mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Ge-
genstand stattfinde. 

(2) Darüber hinaus kann ein Verlangen im Sinne des Absatz 1 von minde-
stens sechs Landtagsabgeordneten eingebracht werden, wobei einem solchen
Antrag stattzugeben ist, wenn er von mindestens einem Viertel der Landtagsab-
geordneten unterstützt wird. 

(3) Das befragte Mitglied der Landesregierung ist verpflichtet, nach der Be-
gründung der Anfrage und vor Eingang in die Debatte eine Stellungnahme zum
Gegenstand abzugeben. 

(4) Bei der Debatte über dringliche Anfrage darf kein Redner länger als 20
Minuten sprechen. 

(5) Bei der Debatte über eine dringliche Anfrage dürfen nur Entschließungs-
anträge gestellt werden, die in einem direkten inhaltlichen Zusammenhang mit
der Anfrage stehen. Das Vorliegen des direkten inhaltlichen Zusammenhangs
ist vom Präsidenten festzustellen. Die Entschließungsanträge sind unverzüglich
dem zuständigen Ausschuss zur Behandlung zuzuweisen. 2

(6) Langen mehrere Anfragen gemäß Absatz 1 vor einer Sitzung des Landta-
ges ein, so ist für die Reihenfolge deren Behandlung die Reihenfolge des Einlan-
gens in der Landtagsdirektion maßgeblich, wobei mit der ersten Anfrage -
abgesehen von der Regelung im letzten Satz - spätestens um 15 Uhr zu beginnen
ist. Über den genauen Zeitpunkt des Beginns der Behandlung der dringlichen An-
frage entscheidet der Präsident des Landtages. Sollten in derselben Sitzung des
Landtages sowohl Dringlichkeitsanträge gemäß § 24 als auch dringliche Anfragen
eingelangt sein, sind zuerst die Dringlichkeitsanträge zu behandeln und erst danach
die dringlichen Anfragen.

1 In der Fassung gem. Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 I.d.F. gem. Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
3 Wortfolge “nach fünf Stunden” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr.

54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 31 
Kurze mündliche Anfragen 

(1) Jeder Landtagsabgeordnete kann in den Sitzungen des Landtages kurze
mündliche Anfragen an die Mitglieder der Landesregierung richten. 

(2) Das befragte Mitglied der Landesregierung ist verpflichtet, die Anfragen
mündlich in derselben Sitzung, in der sie gestellt werden, zu beantworten. Ist
dem Befragten die Erteilung der gewünschten Auskunft nicht möglich, so hat
er dies in der Beantwortung zu begründen. 

(3) Am Beginn der Tagesordnung (§ 56 Absatz 5) jeder Sitzung des Landtages
steht eine Fragestunde; Ausnahmen bestimmt der Präsident des Landtages nach Be-
ratung in der Präsidialkonferenz. Die Fragestunde darf 60 Minuten nicht überschrei-
ten; eine zur Beantwortung aufgerufene Anfrage ist jedoch abschließend zu
behandeln. 

(4) Zulässig sind kurze Fragen im Sinne des § 28. Jede Anfrage darf nur
eine konkrete Frage enthalten und nicht in mehrere Unterfragen geteilt sein. Die
Fragestellung darf höchsten zwei Minuten dauern. 

(5) Der Präsident des Landtages hat die Anfrage dahingehend zu prüfen, ob
das befragte Mitglied der Landesregierung zu ihrer Beantwortung nicht offenbar
unzuständig ist und ob sie den formellen Erfordernissen des Absatz 4 entspricht.
Stellt der Präsident fest, dass die Anfrage den im ersten Satz genannten Bedin-
gungen nicht entspricht, so hat er die Anfrage zurückzuweisen. 
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(6) In jeder Fragestunde kann lediglich ein Mitglied der Landesregierung be-
fragt werden. Der Präsident des Landtages legt nach Beratung in der Präsidial-
konferenz die Reihenfolge der Befragung der Mitglieder der Landesregierung in
den Fragestunden wie auch die Reihung der Fragesteller fest. Bei der Reihung der
Fragesteller ist auf die Abwechslung der Fragesteller verschiedener Klubs Bedacht
zu nehmen. 

(7) Die Beantwortung hat so kurz und konkret zu erfolgen, wie es die An-
frage zulässt und darf höchstens fünf Minuten dauern. 

(8) Nach Beantwortung der Anfrage ist der Fragesteller berechtigt, bis zu
zwei Zusatzfragen zu stellen. Diese Zusatzfragen können nur unmittelbar nach
der Beantwortung der Anfrage gestellt werden. Danach können auch andere
Landtagsabgeordnete, jedoch höchstens einer je Landtagsklub, je eine weitere
Zusatzfrage stellen. Jede Zusatzfrage muss in unmittelbarem Zusammenhang
mit der Hauptfrage stehen und die Fragestellung darf höchstens eine Minute
dauern. Die Beantwortung einer Zusatzfrage darf höchstens zwei Minuten dau-
ern. 

(9) Melden sich mehrere Landtagsabgeordnete gleichzeitig zu einer weiteren
Zusatzfrage zu Wort, so bestimmt der Präsident des Landtages die Reihenfolge,
in der die weiteren Zusatzfragen zu stellen sind.

1 I.d.F. gem. Art. 2 Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).

§ 31a1

Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse
(1) Der Landtag kann über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse

aus dem Bereich der Vollziehung des Landes eine Aussprache in Form einer
Aktuellen Stunde durchführen; dabei können weder Anträge gestellt noch Be-
schlüsse gefaßt werden.

(2) Eine Aktuelle Stunde findet in den Sitzungen des Landtages statt, wenn
dies von zumindest einem Klub verlangt wird. Ein solches Verlangen muß je-
denfalls vom Obmann des jeweiligen Klubs (seinem Stellvertreter) und einem
weiteren Mitglied des Klubs unterstützt sein. Während einer Tagung des Land-
tages kann jeder Klub höchstens einmal ein derartiges Verlangen stellen, wobei
einvernehmliche Anträge aller im Landtag vertretenen Klubs nicht eingerechnet
werden.

(3) Ein Antrag auf Durchführung einer Aktuellen Stunde darf nur für die nächste
Sitzung gestellt werden und muß spätestens am dritten Tag vor der Sitzung des Land-
tages, in der die Aktuelle Stunde stattfinden soll, schriftlich dem Präsidenten im Wege
der Landtagsdirektion überreicht werden. In diese Frist werden Samstage, Sonntage
und anerkannte Feiertage nicht eingerechnet. Im Antrag ist das Thema, das behandelt
werden soll, anzugeben. Ein Antrag, der nicht zeitgerecht gestellt wird, Anträge, in
denen mehrere Themen oder kein Thema angegeben werden, sowie Anträge, die über
die in Absatz 2 festgelegte Anzahl hinausgehen, sind den antragstellenden Klubs zu-
rückzustellen und gelten als nicht eingebracht. Der Präsident hat von jedem gültig
eingebrachten Antrag unverzüglich die einzelnen Abgeordneten und die Mitglieder
der Landesregierung abschriftlich in Kenntnis zu setzen. Der antragstellende Klub
kann seinen Antrag bis zu Beginn der Aktuellen Stunde zurückziehen.

(4) Von den gültig eingebrachten Anträgen hat der Präsident einen auf die
Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen, wobei nach Maßgabe des Absatz
2 auf einen Wechsel zwischen den antragstellenden Klubs Bedacht zu nehmen
ist. Zieht ein Klub seinen Antrag zurück, ist er erst beim nächsten Wechsel zu
berücksichtigen. Einvernehmliche Anträge aller im Landtag vertretenen Klubs
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ändern die Reihenfolge nicht.
(5) In der Aktuellen Stunde kann nur ein Antrag behandelt werden. Die Ak-

tuelle Stunde ist nach der Fragestunde durchzuführen. 3 Für den Fall, daß die
Behandlung einer Dringlichen Anfrage    (§ 30) über 16 Uhr hinausgeht, ist die
Aktuelle Stunde im Anschluß daran durchzuführen.4

(6) Zu Beginn der Aktuellen Stunde ist einem Sprecher der antragstellenden
Klubs Gelegenheit zu geben, als erster Redner die Meinung der Antragsteller
zum Thema darzulegen; sodann ist je einem Sprecher jener Klubs, denen der
erste Redner nicht angehört, Gelegenheit zur Meinungsäußerung zu geben. Für
die Reihenfolge der Reden und die Worterteilung an die Mitglieder der Landes-
regierung gilt ansonsten § 64 sinngemäß.

(7)2 Die Dauer der Aussprache in der Aktuellen Stunde soll in der Regel 90
Minuten nicht überschreiten. Sofern die Redezeit der Mitglieder der Landesre-
gierung insgesamt 15 Minuten überschreitet, verlängert sich die Redezeit der
Abgeordneten im Ausmaß der Überschreitung. Der Präsident hat die Aktuelle
Stunde nach 120 Minuten jedenfalls für beendet zu erklären. 

(8) Die Redezeit der ersten Wortmeldung der im Absatz 6 erster Satz ge-
nannten Sprecher ist auf 15 Minuten beschränkt. Die Redezeit jedes Regierungs-
mitgliedes ist pro Wortmeldung auf fünf Minuten beschränkt, wobei die
Redezeit aller Mitglieder der Landesregierung zusammengerechnet 35 Minuten
nicht übersteigen darf. Die Redezeit der übrigen Redner ist auf fünf Minuten
beschränkt. Jeder Redner darf sich - es sei denn, es handelt sich um Mitglieder
der Landesregierung - nur einmal zu Wort melden. Die Bestimmungen über die
tatsächliche Berichtigung finden keine Anwendung.

1 Fassung gem. Z. 21  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 In der Fassung des Art. I Z. 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
3 Satz i.d.F. gem. Z 20 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
4 Entf. gem. Art. 2 Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025) gem.

Art. 2 Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 32
Anfragen an den Präsidenten des Landtages 

und die Obmänner der Ausschüsse
(1) Jeder Landtagsabgeordnete hat das Recht, an den Präsidenten und an die

Obmänner der Ausschüsse schriftliche Anfragen zu richten. Diese Anfragen sind
nach Einlangen binnen sechs Wochen zu beantworten.1

(2) Der Befragte muss schriftlich 2 antworten. Ist dem Befragten eine Ertei-
lung der gewünschten Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der Beantwor-
tung zu begründen.

1 Letzter Satz angefügt gem. Z 22 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Wortfolge „muss schriftlich“ ersatzweise eingefügt gem. Z 21 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013

(mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 33
Anfechtung von Landesgesetzen

(1) Mindestens ein Drittel der Landtagsabgeordneten kann beantragen, daß
ein Landesgesetz zur Gänze oder daß bestimmte Stellen eines Landesgesetzes
vom Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrig aufgehoben werden. Der An-
trag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des Landesgesetzes sprechenden
Bedenken im einzelnen darzulegen.

(2) Die Landtagsabgeordneten, die einen Antrag im Sinne des Absatzes 1
gestellt haben, haben außerdem einen Bevollmächtigten oder mehrere Bevoll-
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mächtigte für ihre Vertretung im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof zu
bezeichnen. Wird ein solcher nicht ausdrücklich namhaft gemacht, so gilt der
erstunterzeichnete Antragsteller als Bevollmächtigter.

(3) Die Landtagsabgeordneten, die einen Antrag im Sinne des Absatzes 1
gestellt haben, haben den Präsidenten des Landtages unverzüglich davon in
Kenntnis zu setzen. Der Präsident des Landtages hat die Anfechtung allen Land-
tagsabgeordneten mitzuteilen.

§ 34 1

Petitionen 3

(1) Petitionen 4 an den Landtag sind vom Präsidenten des Landtages an den
Petitionsausschuß zu verweisen.

(2) Petitionen sind in der Landtagsdirektion mit kurzer Angabe ihres Inhaltes
in ein Verzeichnis einzutragen.

(3) Der Petitionsausschuß kann Petitionen zunächst der Landesregierung zur
Äußerung innerhalb einer angemessenen, drei Monate nicht überschreitenden
Frist übermitteln.

(4) Wenn es der Petitionsausschuß zur Klärung der Berechtigung einer Pe-
tition für zweckmäßig hält, kann er den Einschreiter um schriftliche Erläuterung
der Eingabe ersuchen oder ihn einladen, diese Eingabe vor dem Ausschuß münd-
lich zu erörtern. Kommt der Einschreiter einer entsprechenden Einladung nicht
nach, so ist der Ausschuß nicht verpflichtet, die Eingabe weiter zu behandeln;
auf diese Rechtsfolge ist in der Einladung ausdrücklich hinzuweisen. Anonyme
Eingaben, Eingaben die ein klares Begehren nicht erkennen lassen sowie Ein-
gaben, die Angelegenheiten betreffen, die nicht  in Gesetzgebung oder Vollzie-
hung Landessache sind, sind nicht zu behandeln.2

(5) Der Petitionsausschuß hat - auf Grund seiner Beratungen und allfälliger
Erörterungen mit dem Einschreiter gemäß Abs. 4 - die Petitionen schriftlich zu
beantworten oder hierüber dem Landtag zu berichten. Der Präsident des Land-
tages hat alle Abgeordneten über die Behandlung der eingelangten Petitionen
in geeigneter Weise zu informieren.

1 Fassung gem. Z. 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 45/1998
2 Letzter Satz i.d.F. gem. Z 23 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
3 Überschrift gem. Z 22 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
4 Wort „Petitionen“ ersatzweise eingefügt gem. Z 23 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirk-

samkeit vom 18.12.2013)

§ 35
Entschließungen und Abhaltung von Enqueten

(1) Der Landtag ist befugt, seinen Wünschen über die Ausübung der Voll-
ziehung in Entschließungen Ausdruck zu geben.

(2) Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem
Drittel der Landtagsabgeordneten eine parlamentarische Enquete über Angelegen-
heiten seines Wirkungsbereiches abzuhalten. Hiebei sind, soweit dies einer umfas-
senden Information dient, schriftliche Äußerungen einzuholen, sowie Sachverständige
und andere Auskunftspersonen beizuziehen.

(3) Der Antrag auf Abhaltung einer Enquete ist beim Präsidenten1 des Land-
tages schriftlich einzubringen und hat jedenfalls Gegenstand, Teilnehmer und
einen Vorschlag über den Tag der Enquete zu enthalten. Der Präsident des Land-
tages hat die Enquete so einzuberufen, daß sie innerhalb von vier Wochen ab
dem vorgeschlagenen Tag abgehalten werden kann.

(4)2 Die näheren Regelungen über den Ablauf einer Enquete - insbesondere
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hinsichtlich des Teilnehmerkreises - trifft der Hauptausschuß.
(5)2 Den Vorsitz in der Enquete führt der Präsident des Landtages.4 Für die

Vorsitzführung bei einer Enquete gelten die Bestimmungen des § 12 Absatz 7.
(6)2 Die Enqueten sind für Medienvertreter zugänglich. Personen, die be-

rechtigt sind, den Sitzungen der Ausschüsse des Landtages beizuwohnen, dürfen
jedenfalls als Zuhörer anwesend sein. Über die Zutrittsmöglichkeit der Medien-
vertreter entscheidet der Präsident des Landtages nach Maßgabe der räumlichen
Möglichkeiten.

(7)2 Über die Verhandlungen in einer Enquete werden, sofern die dem Teil-
nehmerkreis der Enquete angehörenden Abgeordneten für Teile derselben nicht
anderes beschließen, Wortprotokolle 3 verfaßt und vervielfältigt herausgegeben.

1 Wendung "beim Präsidenten" in der Fassung gem. Z. 22  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Angefügt gem. Z. 23  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
3 Wort „Wortprotokolle“ ersatzweise eingefügt gem. Z 24 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
4 Erster Satz i.d.F. gem. Art. 2 Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9.

Juli 2020).[Entfall der Wortfolge „, sofern der Hauptausschuß (Absatz 4) nicht anderes be-
schließt“]

§ 36 1

Vervielfältigung und Verteilung von Verhandlungsunterlagen
Folgende Schriftsätze sind zu vervielfältigen und an die Landtagsabgeord-

neten zu verteilen, wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann: 5
Volksbegehren, selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten, selb ständige

Anträge von Ausschüssen, Vorlagen der Landesregierung, Not verordnungen der
Landesregierung, Staatsverträge des Landes mit an Österreich angrenzenden Staa-
ten oder deren Teilstaaten sowie Vereinbarungen des Landes mit dem Bund oder
mit anderen Ländern, Berichte über den Verkehr des Landtages nach außen, Be-
richte der Landesregierung, Regierungserklärungen, Prüfungsverlangen an den
Landes-Rechnungshof, Berichte des Landes-Rechnungshofs, Ersuchen um Beur-
teilung der finanziellen Auswirkungen von Gesetzesvorhaben des Landes durch
den Landes-Rechnungshof und die dazu einlangenden Stellungnahmen des Lan-
des-Rechnungshofs,2 Prüfungsaufträge an den Rechnungshof, Berichte des Rech-
nungshofes, Ersuchen um Zustimmung und um Ermächtigung zu Verfügungen
über das Landesvermögen 4, Bericht der Volksanwaltschaft, Einsprüche gegen Ge-
setzesbeschlüsse, Mitteilungen der Bundesregierung im Rahmen deren Mitwirkung
an der Landesgesetzgebung, Anfragen und Anfragebeantwortungen, Anträge auf
Durchführung einer Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse
(Aktuelle Stunde), Wahl- und Besetzungsvorschläge 3, Berichte und Minderheits-
berichte von Ausschüssen, Berichte des Immunitätsausschusses, Berichte von Un-
tersuchungsausschüssen, Bittschriften und Eingaben an den Landtag, Anträge
betreffend die Einsetzung von Landesausschüssen, Berichte der Landesausschüsse,
Anträge betreffend Entschließungen und die Abhaltung von Enqueten sowie Tä-
tigkeitsberichte des Bundesrates 6.

1 Fassung gem. Z. 24  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Wortfolge eingefügt  gem.  Z. 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
3 Wort ersetzt gem.  Z. 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
4 Wortfolge „Ersuchen um Zustimmung und um Ermächtigung zu Verfügungen über das Lan-

desvermögen“ ersatzweise eingefügt gem. Z 25 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
5 Wortfolge „wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann:“ eingefügt gem. Z 24 des

Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
6 Wortfolge „sowie Tätigkeitsberichte des Bundesrates“ eingefügt gem. Z 8 des Gesetzes LGBl.

Nr. 5/2015 (diese Bestimmung tritt mit Ablauf des Tages der Wahl des Landtages für die
XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft).
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§ 37
Sachliche Immunität

Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlung in den öffentlichen Sit-
zungen des Landtages und seiner Ausschüsse bleiben von jeder rechtlichen Ver-
antwortung frei.

VI. BILDUNG DER AUSSCHÜSSE UND VERFAHREN

§ 38 
Bildung der Ausschüsse

(1) Zur Vorberatung der Verhandlungsgegenstände hat der Landtag Ausschüsse
zu bilden. Sie können als ständige Ausschüsse zur Vorberatung bestimmter Ange-
legenheiten bestellt werden.1 In den Ausschüssen sind die Parteien nach dem Ver-
hältnis ihrer Stärke vertreten. Die Anzahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder wird
vom Landtag durch Beschluß bestimmt.

(2) Die Zuteilung der auf jede Partei entfallenden Anzahl von Ob männern,
ihren Stellvertretern, Schriftführern sowie der Mitglieder erfolgt durch den Präsi-
denten des Landtages mittels der Wahlzahl, die wie folgt zu berechnen ist: Die
Anzahl der Landtagsabgeordneten, die den einzelnen Parteien angehören, wird
nach ihrer Größe geordnet, nebeneinander geschrieben; unter jede Summe wird
die Hälfte ge schrieben, darunter das Drittel, das Viertel und nach Bedarf die wei-
terfolgenden Teilzahlen. Als Wahlzahl gilt die Zahl, welche in der Reihe die so-
vielte ist, als die Zahl der zu vergebenden Ausschußmitglieder beträgt. Auf jede
Partei entfallen so viele Mitglieder, als die Wahlzahl in der Anzahl der Landtags-
abgeordneten enthalten ist, die der betreffenden Partei angehören.

(3) Die Wahl (Abwahl) erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen jener Par-
teien, denen die betreffenden Mandate in den Ausschüssen zukommen. Die auf
den Wahlvorschlägen genannten Bewerber sind gewählt, wenn die Wahlvor-
schläge mehr als die Hälfte der Stimmen jener Parteien, die die Wahlvorschläge
eingebracht haben, erhalten. Sollte eine Partei einen ihr zustehenden Wahlvor-
schlag nicht erstatten, hindert dies nicht die Aufnahme der Tätigkeit des Aus-
schusses, sofern mindestens zwei Drittel der Ausschußmitglieder gewählt
worden sind.2

1 Fassung gem. Z. 25  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 In der Fassung des Art. I Z. 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996

§ 39
Konstituierung der Ausschüsse

(1) Die Konstituierung der Ausschüsse erfolgt durch den Präsidenten des
Landtages, der den Vorsitz bis zur Wahl des Obmannes führt.

(2) Jeder Ausschuß wählt einen Obmann und so viele Obmann-Stellvertreter
und Schriftführer, als für notwendig erachtet werden.

(3) Das Ergebnis der Wahl ist dem Präsidenten des Landtages be kannt -
zugeben und von diesem dem Landtag mitzuteilen.

§ 40
Rechte und Pflichten des Obmannes

(1) Der Obmann und im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter be-
stimmt die Tagesordnung, beruft den Ausschuß zu seinen Sitzungen ein, eröffnet
und schließt die Sitzungen, handhabt die Geschäftsordnung und achtet auf deren
Beobachtung, sorgt für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung während
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der Sitzung und ist auch berechtigt, die Sitzung auf längstens 24 Stunden zu un-
terbrechen. Eine Vertagung der Sitzung bedarf eines Beschlusses.

(2) Der Obmann hat den Ausschuß einzuberufen, wenn es zur Beratung
eines zugewiesenen Gegenstandes erforderlich ist, wenn er es sonst für notwen-
dig hält oder wenn es ein Viertel der Mitglieder des Ausschusses unter gleich-
zeitiger Einbringung eines Antrages verlangt. Dem Verlangen ist binnen zwei
Wochen zu entsprechen. Das gleiche gilt auch für die Fortführung vertagter Sit-
zungen.

(3) Im Zusammenhang mit der Vorberatung eines Verhandlungsgegenstan-
des kann der Obmann  und im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter 1mit
Zustimmung des Präsidenten des Landtages die Mitglieder des Ausschusses zu
Besichtigungen und Anhörungen an Ort und Stelle einladen.

(3a)2 Bei gleichzeitiger Verhinderung von Obmann und Stellvertreter obliegt
die Einberufung zu Sitzungen und die Bestimmung der Tagesordnung dem Prä-
sidenten des Landtages. Sind Obmann und Stellvertreter gleichzeitig verhindert,
obliegen die sonstigen Rechte und Pflichten gemäß Abs.1 dem an Lebensjahren
ältesten anwesenden Mitglied des Ausschusses, das Recht nach Abs. 3 dem an
Lebensjahren ältesten Mitglied des Ausschusses.

(4) In der Landtagsdirektion ist ein Terminplan mit Angabe der Tagesord-
nung über die Sitzungen der Ausschüsse und Unterausschüsse aufzulegen.

1 Wortfolge „und im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter“ eingefügt gem. Z 25 des Ge-
setzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

2 Absatz eingefügt gem. Z 26 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 41
Zutritt zu den Ausschußsitzungen

(1)1 Die Ausschußsitzungen sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Land-
tages, der Landesregierung, der Landesamtsdirektor und der Landtagsdirektor
sowie sein Stellvertreter 5 können mit beratender Stimme teilnehmen. Mitarbeiter
des Landtagsklubs können als Zuhörer teilnehmen. 4

(2) Landesbedienstete, die von dem Regierungsmitglied, in dessen Ge-
schäftsbereich der vom Ausschuß zu behandelnde Gegenstand fällt, beigezogen
werden, können mit Zustimmung des Ausschusses an der betreffenden Sitzung
mit beratender Stimme teilnehmen. § 42 Absatz 5 gilt sinngemäß.

(3) Über die Veröffentlichung von Berichten über die beratenden Verhand-
lungsgegenstände hat der Obmann unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
des § 43 zu entscheiden.

(4)2 Ausnahmsweise kann ein Ausschuß Sitzungen oder Abschnitte einer
Sitzung mit Ausschluß aller Personen abhalten, die weder dem Landtag ange-
hören noch gemäß § 19 Absatz 1 und 3 bzw. § 27 Absatz 5 3 zur Teilnahme an
den Verhandlungen berechtigt sind.

1 In der Fassung gem. Z 26 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005 (Entfall des letzten Satzes und Ersatz
des Wortes „Landtagspräsidiums“ durch das Wort „Landtages“ im ersten Satz)

2 In der Fassung des Art. I Z. 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
3 Zitat ersatzweise eingefügt gem. Z 27 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
4 Satz angefügt gem. Z 26a des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
5 Wortfolge „sowie sein Stellvertreter“ eingefügt gem. Art. 2 Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020

(mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).

§ 42
Beiziehung von Nichtmitgliedern

(1) Landtagsabgeordnete können zur Teilnahme an den Sitzungen mit bera-
tender Stimme beigezogen werden.
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(2) Zur Begründung eines selbständigen Antrages ist der Antragsteller, wenn
er nicht selbst Mitglied des Ausschusses ist, einzuladen. Von mehreren Antrag-
stellern ist stets nur der Erstunterzeichnete zu laden.

(3) Die Ausschüsse haben das Recht, durch den Präsidenten des Landtages
Sachverständige, Auskunftspersonen oder Interessenvertreter zur mündlichen An-
hörung oder zur Abgabe eines schriftlichen Gutachtens einzuladen. Für die Be-
willigung der damit verbundenen Kosten ist § 13 Absatz 2 anzuwenden. Kommt
es bei der Auswahl dieser Personen zu keiner Einigung im Ausschuß, so ist auf
Verlangen mindestens eines Drittels der Ausschußmitglieder eine solche Anzahl
von Personen einzuladen, daß eine ausgewogene Meinungsbildung möglich ist.

(4) Wenn dem Ausschuß die Beiziehung von Landesbediensteten erforder-
lich erscheint, hat die Einladung durch den Landesamtsdirektor zu erfolgen. Die-
ser hat vorher die Zustimmung der Landesregierung bzw. des zuständigen
Mitgliedes der Landesregierung einzuholen.

(5) Die nach Absatz 3 und 4 beigezogenen Personen haben nach ihrer An-
hörung bzw. Erstattung ihres Gutachtens den Sitzungsraum zu verlassen, wenn
der Ausschuß nicht etwas anderes beschließt.

(6)1 Die vom Landtag entsendeten Mitglieder des Bundesrates können bei
der Behandlung der Tätigkeitsberichte des Bundesrates über ihre Tätigkeit im
Bundesrat berichten. Absatz 3 erster Satz und Absatz 5 gelten sinngemäß.

1 Angefügt gem. Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015 (diese Bestimmung tritt mit Ablauf des Tages
der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft).

§ 43
Vertrauliche Sitzungen

(1) Die Ausschüsse können beschließen, daß und inwieweit ihre Verhand-
lungen sowie die von ihnen gefaßten Beschlüsse vertraulich sind. Zu einem sol-
chen Beschluß ist eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen erforderlich.

(2) Mitteilungen über deren Verlauf und die Beschlüsse vertraulicher Sit-
zungen an die Öffentlichkeit sind untersagt.

§ 44 
Teilnahmepflicht und Erlöschen des Ausschußmandates

(1) Die Ausschußmitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen und Arbeiten
des Ausschusses teilzunehmen.

(2) Das Ausschußmandat erlischt, wenn das Mitglied es zurücklegt, wenn es
abgewählt wird oder wenn der Ausschuß neu gebildet wird.

(3) Das Erlöschen des Ausschußmandates wird, außer im Falle einer Neubil-
dung des Ausschusses, mit dem Einlangen der diesbezüglichen Mitteilung beim
Präsidenten des Landtages wirksam. Dieser hat hievon dem Obmann des Aus-
schusses Mitteilung zu machen und erforderlichenfalls die Wahl eines neuen Mit-
gliedes zu veranlassen.

(4) Ist ein Ausschußmitglied verhindert, so kann es sich durch ein Ersatzmit-
glied des Ausschusses vertreten lassen.

(5) Zu den Ausschußsitzungen sind auch die Ersatzmitglieder einzuladen.

§ 45
Beschlußfähigkeit und Geschäftsbehandlung

(1) Jeder Ausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mit-
glieder einschließlich des Obmannes oder eines seiner Stellvertreter anwesend
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sind. Die Anwesenheit der zur Beschlußfähigkeit erforderlichen Anzahl der Mit-
glieder ist nur bei Abstimmungen und Wahlen notwendig.

(2) Jeder Beschluß wird, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist,
mit Stimmenmehrheit der anwesenden Ausschußmitglieder gefaßt. Der Vorsit-
zende übt sein Stimmrecht gleich den anderen Mitgliedern aus. Bei Stimmen-
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(3) Der Ausschuß kann mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der
anwesenden Mitglieder beschließen, daß die Redezeit eines jeden Redners, mit
Ausnahme des Berichterstatters, ein bestimmtes Ausmaß nicht überschreiten darf.
In keinem Fall darf aber die Redezeit auf weniger als 20 Minuten herabgesetzt
werden.

(4) Der Ausschuß kann, solange ein Bericht an den Landtag nicht erstattet ist,
seine Beschlüsse jederzeit abändern.

(5) Ein Beschluß, mit dem ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesord-
nung eines Ausschusses abgesetzt werden soll, bedarf einer Mehrheit von minde-
stens zwei Dritteln der Ausschußmitglieder.

(6) Für das Verfahren in den Ausschüssen und Unterausschüssen gelten, soweit
nicht besondere Regelungen getroffen sind, sinngemäß jene, die für die Sitzungen
des Landtages anzuwenden sind. Anträge auf Vertagung eines Verhandlungsge-
genstandes im Ausschuss können auch mündlich eingebracht werden.1

1 Satz angefügt gem. Z 27 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 46
Berichterstattung der Ausschüsse

(1) Der Ausschuß hat aus seiner Mitte vor Beginn der Beratungen über einen
Verhandlungsgegenstand einen Berichterstatter zu wählen, welcher auch im
Namen des Ausschusses im Landtag zu berichten hat. Der Berichterstatter hat
das Ergebnis der Beratung in einem schriftlichen Antrag zusammenzufassen und
die Beschlüsse der Mehrheit zu vertreten.

(2) Ist der gewählte Berichterstatter verhindert oder lehnt er die Berichter-
stattung ab, so hat der Ausschuß einen neuen Berichterstatter zu wählen. Kann
kein Berichterstatter gewählt werden, so hat der Obmann des Ausschusses die
Aufgaben des Berichterstatters zu übernehmen.

(3) Jeder Ausschußantrag ist vom Vorsitzenden und vom Berichterstatter,
im Falle des Absatzes 2 zweiter Satz nur vom Vorsitzenden, zu unterzeichnen
und der Landtagsdirektion zur Vorlage an den Präsidenten des Landtages zu
übergeben.

(4) Sind mehrere Ausschüsse mit einem Verhandlungsgegenstand befaßt,
dann können diese gemeinsam beraten und einen gemeinsamen Berichterstatter
bestimmen, sofern kein Mitglied der betroffenen Ausschüsse einen Einwand er-
hebt. Den Vorsitz führt dabei der Obmann des Ausschusses, dem der Verhand-
lungsgegenstand als erstem zugewiesen wurde.

§ 47
Minderheitsberichte

(1) Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses hat das Recht,
einen besonderen schriftlichen Bericht zu erstatten.

(2) Ein Minderheitsbericht ist entweder mit dem Hauptbericht des Ausschus-
ses oder spätestens 24 Stunden vor Beginn der Landtagssitzung, in der der Ge-
genstand zur Verhandlung gelangt, der Landtagsdirektion zur Vorlage an den
Präsidenten des Landtages zu übergeben. Der Hauptbericht und der Minderheits-
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bericht sind zu vervielfältigen. Die mündliche Berichterstattung über einen Min-
derheitsbericht ist unzulässig.

§ 48
Entscheidung über Vorfragen

Sollte der Bericht des Ausschusses von einer Vorfrage abhängen, so kann
der Ausschuß dem Landtag einen Antrag auf Klärung dieser Vorfrage vorlegen
und erst nach deren Erledigung die Beratung fortsetzen.

§ 49
Verhandlungsschrift

(1) Über die Sitzungen der Ausschüsse werden Verhandlungsschriften ge-
führt, welche vom Vorsitzenden und vom Schriftführer gefertigt und vom er-
steren der Landtagsdirektion übergeben werden. Die Protokollführung wird
durch Bedienstete der Landtagsdirektion besorgt.

(2) In diesen Verhandlungsschriften sind die Namen aller anwesenden Mit-
glieder und Teilnehmer zu verzeichnen.

(3) Die Verhandlungsschriften enthalten alle im Verlauf der Sitzung gestell-
ten Anträge, die Art ihrer Erledigung, die gefaßten Beschlüsse und, wenn dies
der Ausschuß beschließt, auch eine auszugsweise Darstellung der Verhandlun-
gen.

(4) Eine Verhandlungsschrift gilt als genehmigt, wenn gegen ihre Fassung
bis zur nächsten Sitzung des Ausschusses keine Einwendung erhoben wurde.

§ 50
Unterausschüsse

(1) Ein Ausschuß kann zur Vorbehandlung eines ihm zugewiesenen Gegen-
standes und zur Berichterstattung hierüber an ihn, einen Unterausschuß einsetzen.
Dem Unterausschuß kommt beratender Charakter zu. Die §§ 19 und 39 bis 44
gelten sinngemäß.

(2) Der Unterausschuß hat dem Ausschuß über das Ergebnis seiner Verhand-
lungen durch den Vorsitzenden mündlich oder schriftlich zu berichten. Anträge
zur Vorlage, über die im Unterausschuß Einverständnis erzielt wurde, sind dem
Ausschuß schriftlich vorzulegen. Dem Unterausschuß kann vom Ausschuß jeder-
zeit, auch während der Verhandlungen über den Gegenstand im Unterausschuß,
eine Frist zur Berichterstattung gesetzt werden.

§ 50a*

Hauptausschuß
(1) Der Landtag hat einen Hauptausschuß zu bilden, der insbesondere bei der

Erlassung von Notverordnungen durch die Landesregierung mitzuwirken hat. Die-
ser besteht aus einem Obmann, einem Obmann-Stellvertreter und der vom Landtag
zu bestimmenden Zahl von weiteren Mitgliedern, die jedoch sieben nicht über-
steigen darf; sie werden vom Landtag aus seiner Mitte nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch unter Bedachtnahme auf diesen Grundsatz
dem Hauptausschuß mindestens ein Mitglied jeder im Landtag vertretenen Partei
angehören muß. § 38 ist dabei sinngemäß anzuwenden. Für jedes Mitglied des
Hauptausschusses ist ein Ersatzmitglied zu wählen. Der Hauptausschuß wählt
aus seiner Mitte einen Ersten und Zweiten Schriftführer.

(2) Der Hauptausschuß ist auch außerhalb der Tagungen des Landtages (§ 54)
einzuberufen, wenn sich die Notwendigkeit hiezu ergibt.
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(3) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Hauptausschusses bleiben auch
nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung des Landtages im
Amt und behalten ihre Mandate solange, bis der Landtag andere Mitglieder und
Ersatzmitglieder gewählt hat.

* Eingefügt gem. Z. 27  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993

§ 50b 1

Ausschuß für europäische Integration 
und grenzüberschreitende Zusammenarbeit

Der Landtag hat einen Ausschuß für europäische Integration und grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zu bilden, dem insbesondere die Besorgung von
Aufgaben obliegt, die der Landtag gemäß Artikel 83 L-VG 2 in Angelegenheiten
der europäischen Integration wahrzunehmen hat. Dieser besteht aus dem Ob-
mann, dem Obmann-Stellvertreter und der vom Landtag zu bestimmenden Zahl
von weiteren Mitgliedern. Sie werden aus seiner Mitte nach dem Grundsatz der
Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch unter Bedachtnahme auf diesen Grund-
satz dem Ausschuß mindestens ein Mitglied jeder im Landtag vertretenen Partei
angehören muß. § 38 ist dabei sinngemäß anzuwenden. Für jedes Mitglied ist
ein Ersatzmitglied zu wählen. Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Ersten
und Zweiten Schriftführer.

1 In der Fassung des Art. I Z. 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
2 Zitat gem. Z 28 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

§ 51
Immunitätsausschuß

(1) Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen Verfolgung eines Landtagsab-
geordneten gemäß Artikel 24 Absatz 2 und 3 erster Satz L-VG, Ersuchen um Ent-
scheidung über das Vorliegen eines Zusammenhanges im Sinne des Artikels 24
Absatz 3 L-VG, Mitteilungen von Be hörden gemäß Artikel 24 Absatz 5 L-VG sowie
Ersuchen um die Er mächtigung zur Verfolgung von Personen wegen Beleidigung
des Landtages weist der Präsident des Landtages dem mit diesen Angelegenheiten
betrauten ständigen Ausschuß (Immunitätsausschuß) sofort nach dem Einlangen zu.

(2) Über Auslieferungsbegehren hat der Ausschuß dem Landtag so rechtzeitig
Bericht zu erstatten, daß dieser spätestens am vorletzten Tag der gemäß Artikel 24
Absatz 4 L-VG vorgesehenen achtwöchigen Frist hierüber abstimmen kann.

(2a)1 Bei den Sitzungen des Immunitätsausschusses ist lediglich die Anwe-
senheit der Ausschuss-mitglieder, des Landtagsdirektors und seines Stellvertreters
zulässig. 

(2b)1 Die Mitglieder der Landesregierung und die Präsidenten des Landtages
sind verpflichtet, über Einladung des Obmannes (Obmann-Stellvertreters) des
Immunitätsausschusses an den Sitzungen des Immunitätsausschusses zur Ertei-
lung von Auskünften und Aufklärungen teilzunehmen. Der Immunitätsausschuss
hat das Recht, Landesbedienstete zur Erteilung von Auskünften und Aufklärun-
gen der Sitzungen des Immunitätsausschusses beizuziehen.

(3) Für den Fall, daß der Ausschuß nicht rechtzeitig Bericht erstattet, hat der
Präsident des Landtages das Auslieferungsbegehren spätestens am vorletzten
Tag der achtwöchigen Frist zur Abstimmung zu stellen.

1 Eingefügt gem. Art. 2 Z 19 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).
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§ 52
Landesausschüsse

(1) Der Landtag kann zur Beratung allgemein bedeutsamer Angelegenheiten
der Regierungspolitik Landesausschüsse einsetzen.

(2) Einem Landesausschuß gehören an: die sachlich zuständigen Mitglieder
der Landesregierung, Mitglieder des Landtages und die Vorstände der sachlich
zuständigen Abteilungen des Amtes der Landesregierung.

(3) Die Mitglieder des Landtages werden vom Landtag in den Landesaus-
schuß nach dem Grundsatz der Verhältniswahl (§ 38 Absatz 2) entsendet.

(4) Ein Landesausschuß kann nach Bedarf Sachverständige beiziehen. Die-
sen kommt ein Stimmrecht nicht zu. 

(5) Die erstmalige Einberufung eines Landesausschusses und seine Konsti-
tuierung obliegen dem Präsidenten des Landtages. Er führt bis zur Wahl des Ob-
mannes den Vorsitz.

(6) Der Landesausschuß wählt einen Obmann und soviele Obmann-Stell-
vertreter, als für notwendig erachtet werden.

(7) Ein Landessausschuß ist einzusetzen, wenn dies ein Mitglied der Landes-
regierung oder mindestens ein Drittel der Mitglieder des Landtages beantragen.

(8) Über die Ergebnisse der Beratungen des Ausschusses hat der Obmann einen
schriftlichen Bericht an den Landtag zu erstatten. Mindestens ein Drittel der Mit-
glieder des Ausschusses, die aus dem Landtag entsendet sind, hat das Recht, einen
besonderen schriftlichen Bericht zu erstatten. Nach erfolgter Berichterstattung und
Beschluss desselben im Landtag gilt der Landesausschuss als aufgelöst. *

(9) Die Bestimmungen über die Bildung der Ausschüsse und die Geschäfts-
behandlung in den Ausschüssen (§§ 38 bis 49) sind im übrigen sinngemäß an-
zuwenden.

* Letzter Satz angefügt gem. Z 29 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

§ 53 1

Untersuchungsausschüsse
Für die Einsetzung und das Verfahren der Untersuchungsausschüsse gilt die

Verfahrensordnung für Untersuchungsausschüsse des Burgenländischen Land-
tages (Anlage 1), die als Anlage 1 zu diesem Gesetz einen Bestandteil desselben
bildet. Sofern diese Verfahrensordnung nichts anderes bestimmt, kommen für
das Verfahren die Bestimmungen dieses Gesetzes zur Anwendung.

1 I.d.F. des Art. 1 Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2020 (mit Wirksamkeit vom 8. August 2020).

VII. TAGUNGEN UND SITZUNGEN DES LANDTAGES
§ 54

Einberufung
(1) Der Präsident des Landtages beruft den Landtag in jedem Jahr zu einer

ordentlichen Tagung und innerhalb der Tagung zu den einzelnen Sitzungen ein.
Die ordentliche Tagung soll nicht vor dem 15. September beginnen und nicht
länger als bis zum 1. August des folgenden Jahres währen. Der Präsident des
Landtages kann den Landtag auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen.

(2) Wenn die Landesregierung oder mindestens ein Sechstel der Landtags-
abgeordneten es verlangen, so hat der Präsident des Landtages den Landtag bin-
nen einer Woche so einzuberufen, daß er innerhalb einer weiteren Woche
zusammentreten kann. Sofern diese in die tagungsfreie Zeit fällt, hat der Präsi-
dent des Landtages zugleich auch eine außerordentliche Tagung einzuberufen.
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Das Verlangen auf Einberufung des Landtages ist schriftlich an den Präsidenten
des Landtages zu richten und hat einen Vorschlag für die Tagesordnung zu ent-
halten. Richtet es sich auf die Behandlung von Dringlichkeitsanträgen und dring-
lichen Anfragen, so ist kein Vorschlag für eine Tagesordnung erforderlich,
jedoch ist der Gegenstand zu bezeichnen. 1

(3)2 Im Fall der Vorlage einer von der Landesregierung erlassenen Notver-
ordnung (Artikel 50 Absatz 2 und 3 L-VG) hat der Präsident den Landtag, sobald
das Hindernis für das Zusammentreten des Landtages weggefallen ist, für einen
der folgenden acht Tage einzuberufen.

(4)3 Zeit und Tagesordnung der Sitzungen sind vom Präsidenten des Land-
tags schriftlich, wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann,5 min-
destens 24 Stunden vor der Sitzung den Landtagsabgeordneten und den
Landtagsklubs mitzuteilen, es sei denn, daß außerordentliche Verhältnisse die
Einhaltung der Frist nicht zulassen. Die Festsetzung der Tagesordnung entfällt
in den Fällen des § 54 Abs. 2 letzter Satz. 4

1 Die letzten beiden Sätze eingefügt gem. Z 31 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Eingefügt gem. Z. 29  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
3 Absatzbezeichnung gem. Z. 30  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
4 Letzter Satz angefügt gem. Z 32 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
5 Wortfolge „wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann,“ eingefügt gem. Z 29 des

Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 55
Öffentlichkeit

(1) Die Sitzungen des Landtages sind öffentlich. Die Sitzungen sind via
Livestream im Internet zu übertragen.1

(2) Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn es vom Präsidenten des
Landtages oder von mindestens einem Sechstel der anwesenden Landtagsabge-
ordneten verlangt und vom Landtag nach Entfernung der Zuhörer beschlossen
wird.

(3) Die Vornahme von Ton- und Bildaufnahmen bedarf der Bewilligung des
Präsidenten des Landtages.

1 Satz eingefügt gem. Art. 2 Z 20 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli
2020).

§ 56
Verlauf

(1) Der Präsident des Landtages eröffnet die Sitzung zur anberaumten
Stunde ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Landtagsabgeordneten.

(2) Der Präsident des Landtages stellt fest, ob die Landtagsabgeordneten in
beschlußfähiger Anzahl anwesend sind. Ist die Beschlußfähigkeit nicht gegeben,
so hat der Präsident des Landtages die Sitzung zu unterbrechen oder zu schließen.

(3) Er bringt den Einlauf zur Kenntnis und macht die ihm sonst notwendig
erscheinenden Mitteilungen. Insbesondere gibt er die Namen der entschuldigten
Landtagsabgeordneten bekannt. Weitere Mitteilungen kann der Präsident des
Landtages während der ganzen Sitzung vorbringen.

(3a)4 Die Bekanntgabe des Einlaufs sowie der Zuweisungen können an Stelle
einer Verlesung zu Beginn einer Sitzung auch durch Aushang, digitalen Versand
und Veröffentlichung im Internet erfolgen.

(4) Wenn gegen die Verhandlungsschrift der letzten Sitzung keine Einwen-
dung erhoben wurde, erklärt sie der Präsident des Landtages als genehmigt.

(5)1 Der Präsident des Landtages gibt bekannt, dass die Tagesordnung vers-
endet wurde und ob sie unverändert geblieben ist. Gegen diese Tagesordnung
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können nur sogleich nach Aufforderung des Präsidenten von jedem Landtagsab-
geordneten Einwendungen erhoben oder Gegenanträge gestellt werden. Werden
Gegenanträge gestellt, so sind diese schriftlich beim Präsidenten abzugeben.
Wahlen und Be stellungen kann der Präsident des Landtages aus Eigenem auf die
Tagesordnung setzen.

(6) Der Präsident des Landtages kann vor Verlesung der Tagesordnung eine
Umstellung der Verhandlungsgegenstände vornehmen. Wird Einspruch erhoben,
so entscheidet der Landtag ohne Debatte.

(7) Auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf Antrag eines
Landtagsabgeordneten kann der Landtag mit einer Mehrheit von mindestens
zwei Dritteln der anwesenden Landtagsabgeordneten vor Verkündung des Über-
ganges zur Tagesordnung beschließen, daß ein Verhandlungsgegenstand von
der Tagesordnung abgesetzt oder daß ein nicht auf der Tagesordnung stehender
Verhandlungsgegenstand in Verhandlung genommen wird. Handelt es sich um
einen Antrag eines Landtagsabgeordneten, so ist dieser in schriftlicher Form
beim Präsidenten des Landtages einzubringen. 2

(8) Mit Verkündung des Überganges zur Tagesordnung durch den Präsiden-
ten des Landtages tritt der Landtag in die Geschäftsbehandlung ein.

(9) Der Präsident des Landtages verkündet vor Schließung jeder Sitzung nach
Möglichkeit Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung. Wird eine Ein-
wendung erhoben oder ein Gegenantrag gestellt, so entscheidet der Landtag. Über
alle in einem solchen Fall erhobenen Einwendungen und Gegenanträge findet
nur eine Debatte statt, in der der Präsident des Landtages die Redezeit eines jeden
Redners bis auf fünf Minuten beschränken kann. Werden die Gegenanträge ab-
gelehnt, so bleibt es bei dem Vorschlag des Präsidenten des Landtages.

(10) Der Landtag kann nur durch Beschluß vertagt werden. Die Wiederein-
berufung erfolgt durch den Präsidenten des Landtages. Dieser ist verpflichtet,
den Landtag sofort einzuberufen, wenn dies mindestens ein Sechstel der Land-
tagsabgeordneten, der Landeshauptmann oder die Landesregierung verlangen.
Dieses Verlangen ist schriftlich beim Präsidenten des Landtages einzubringen. 3

1 I.d.F. gem. Z 30 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Satz angefügt gem. Z 31 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
3 Satz angefügt gem. Z 32 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
4 Satz eingefügt gem. Art. 2 Z 21 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli 2020).

VIII. GESCHÄFTSBEHANDLUNG 
IN DEN SITZUNGEN DES LANDTAGES

§ 57
Erste Lesung

(1) Die Debatte bei der ersten Lesung hat sich auf die Besprechung der all-
gemeinen Grundsätze der Vorlage oder des Antrages zu beschränken.

(2) Anträge dürfen bei dieser Debatte nur darüber gestellt werden, ob die Vorlage
oder der Antrag einem schon bestehenden oder einem erst zu wählenden Ausschuß
zugewiesen werden soll. Wird kein derartiger Antrag gestellt oder hat eine erste Le-
sung nicht stattgefunden, so verfügt der Präsident die Zuweisung.

(3) Selbständige Anträge von Ausschüssen werden nach § 23 behandelt.
(4) Eine Vorlage der Landesregierung wird nur dann in erste Lesung genom-

men, wenn dies vom Landtag beschlossen wird. Ein darauf abzielender Antrag
muß spätestens in der nächsten Sitzung, nachdem die Vorlage verteilt worden
ist, gestellt werden.
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(5) Der selbständige Antrag eines Landtagsabgeordneten wird auf dessen Ver-
langen in erste Lesung genommen. Bei der ersten Lesung eines solchen Antrages
erhalten der Antragsteller, bei mehreren Antragstellern verschiedener Parteien nur
die von ihnen bezeichneten Antragsteller das Wort zur Begründung.

§ 58 
Fristsetzung

(1) Der Landtag kann auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf
Antrag eines Landtagsabgeordneten jederzeit - auch während der Verhandlung
über einen Gegenstand im Ausschuss 2 - dem Ausschuss 2 eine Frist zur Bericht-
erstattung setzen. Die Bekanntgabe eines diesbezüglichen Vorschlages durch den
Präsidenten des Landtages oder die Stellung eines solchen Antrages hat vor Ein-
gang in die Tagesordnung einer Sitzung schriftlich1 zu erfolgen. Die Abstimmung
hierüber ist, sofern keine Debatte stattfindet,3 vom Präsidenten des Landtages
nach Beendigung der Verhandlungen in dieser Sitzung vorzunehmen; findet eine
Debatte statt, so erfolgt die Abstimmung nach Schluss dieser Debatte 4. 

(2) Wenn es mindestens ein Drittel der Landtagsabgeordneten verlangt, darf
die zur Berichterstattung gesetzte Frist einen Zeitraum von sechs Monaten nicht
überschreiten.

(3)5 Fünf Abgeordnete können vor Eingang in die Tagesordnung schriftlich
eine Debatte über Anträge gemäß Abs. 1 oder 2 verlangen. Kurze Debatten über
einen Fristsetzungsantrag werden von einem Antragsteller bzw. einem Abgeord-
neten, der ein diesbezügliches Verlangen unterzeichnet hat, eröffnet, wobei des-
sen Redezeit drei Minuten beträgt. Danach kann jeder Klub einen Redner melden,
dessen Redezeit auf drei Minuten beschränkt ist. Bei gleichzeitiger Wortmeldung
richtet sich die Reihenfolge der Worterteilung nach der Stärke der Klubs. Von
Abgeordneten, die demselben Klub angehören, kann nur ein solches Verlangen
pro Sitzungswoche eingebracht werden. Wird ein solches Verlangen von Abge-
ordneten mehrerer Klubs unterstützt, ist es dem Klub, dem der Erstunterzeichner
angehört, anzurechnen. Gehört dieser keinem Klub an, gilt diese Bestimmung
hinsichtlich des Zweitunterzeichners und so weiter.

(4)5 Die Bestimmungen über die tatsächliche Berichtigung (§ 65) finden keine
Anwendung. 

(5)5 Debatten gemäß Abs. 3 finden nach Erledigung der Tagesordnung statt.
1 Wort „schriftlich“ eingefügt gem. Z 33 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit

vom 18.12.2013)
2 Wort “Ausschuss” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025

(mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
3 Wortfolge “sofern keine Debatte stattfindet,” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 13 des Ge-

setzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
4 Wortfolge “findet eine Debatte statt, so erfolgt die Abstimmung nach Schluss dieser Debatte”

eingefügt gem. Art. 2 Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).
5 Angefügt gem. Art. 2 Z 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 59
Zweite Lesung

(1) Die zweite Lesung besteht aus der allgemeinen Debatte über die Vorlage
als Ganzes (Generaldebatte) und den Beratungen über einzelne Teile der Vorlage
(Spezialdebatte) sowie den Abstimmungen. Generaldebatte und Spezialdebatte
werden unter einem abgeführt, wenn der Landtag auf Antrag des Berichterstat-
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ters nicht anderes beschließt.
(2) Die zweite Lesung darf in der Regel nicht vor Ablauf von 24 Stunden

nach erfolgter Verteilung des Berichtes stattfinden (§ 36). Nur auf Grund eines
Vorschlages des Präsidenten des Landtages und des darüber mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der Landtagsabgeordneten gefaßten Beschlusses kann von der
Vervielfältigung des Ausschußberichtes oder von der 24-stündigen Frist abge-
sehen werden.

(3) Nach Ablauf einer dem Ausschuß zur Berichterstattung gestellten Frist
hat die zweite Lesung selbst dann zu beginnen, wenn ein schriftlicher Aus-
schußbericht nicht vorliegt und nur mündlich berichtet wurde.

(4) Sollte der Ausschuß auch nicht in der Lage sein, mündlich Bericht zu er-
statten, so bestimmt der Präsident des Landtages den Berichterstatter.

§ 60
Generaldebatte

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte getrennt durchgeführt, kann wäh-
rend der Generaldebatte der Antrag auf Vertagung, auf Rückverweisung an den Aus-
schuß oder auf Zuweisung an einen anderen Ausschuß schriftlich1 gestellt werden.
Die Beschlußfassung über solche Anträge erfolgt am Schluß der Generaldebatte.
Die Anträge sind beim Präsidenten des Landtages einzubringen.2

(2) Am Schluß der Generaldebatte ist ferner darüber abzustimmen, ob der
Landtag in die Spezialdebatte eingeht.

(3) Beschließt der Landtag, in die Spezialdebatte einzugehen, so folgt diese
unmittelbar der Generaldebatte. Wird das Eingehen in die Spezialdebatte abge-
lehnt, ist die Vorlage verworfen.

1 Wort „schriftlich“ eingefügt gem. Z 34 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom
18.12.2013)

2 Satz angefügt gem. Z 34 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 61
Spezialdebatte

(1) Am Beginn der Spezialdebatte bestimmt der Präsident des Landtages,
welche Teile der Vorlage für sich oder vereint zur Beratung und Beschlußfas-
sung kommen. Hiebei hat er den Grundsatz zu beachten, daß die Teilung der
Spezialdebatte in einer die Übersichtlichkeit der Beratung fördernden Weise er-
folgt. Wird eine Einwendung erhoben, entscheidet der Landtag ohne Debatte.

(2) Liegen mehrere Gesamtanträge vor, so beschließt der Landtag, welcher
derselben der Spezialdebatte zugrunde zu legen ist.

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge können von jedem Landtagsabgeordne-
ten zu jedem einzelnen Teil, sobald die Spezialdebatte über ihn eröffnet ist, gestellt
werden und  sind, wenn sie von mindestens vier Landtagsabgeordneten einschließ-
lich des Antragstellers unterstützt werden, in die Verhandlung einzubeziehen. Die
Unterstützung erfolgt, wenn die Anträge nicht von vier Landtagsabgeordneten un-
terfertigt sind, auf die Unterstützungsfrage des Präsidenten des Landtages durch
Erheben von den Sitzen.

(4) * Diese Anträge sind dem Präsidenten des Landtages und jedem Land-
tagsklub schriftlich zu überreichen. Der Beschlussantrag ist von einem der un-
terfertigten Landtagsabgeordneten zu verlesen.

(5) Dem Landtag steht das Recht zu, jeden solchen Antrag an den Ausschuß zu
verweisen und bis zur Erstattung eines neuerlichen Ausschußberichtes über die Vor-
lage die Verhandlung zu vertagen.
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(6) Nach Beratung jedes Teiles der Vorlage hat die Abstimmung über denselben
zu erfolgen. Der Landtag kann vor der Abstimmung beschließen, die Verhandlung
zu vertagen oder den Verhandlungsgegenstand nochmals an den Ausschuß zu ver-
weisen oder zur Tagesordnung überzugehen. Beschließt der Landtag, über den Ver-
handlungsgegenstand zur Tagesordnung überzugehen, ist die Vorlage verworfen.

* In der Fassung gem. Z 33 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

§ 62
Rückverweisung an den Ausschuß

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte unter einem durchgeführt, sind die
Bestimmungen des § 61 Absatz 2 bis 5 sinngemäß anzuwenden

(2) Auch wenn Generaldebatte und Spezialdebatte unter einem durchgeführt
werden, kann der Präsident des Landtages bestimmen, daß Teile der Vorlage für
sich zur Debatte und Abstimmung kommen. Wird eine Einwendung erhoben, ent-
scheidet der Landtag ohne Debatte.

(3) Der Landtag kann vor jeder Abstimmung über die Vorlage be schließen, die
Verhandlung zu vertagen, die Vorlage an den Ausschuß rück zu verweisen oder einem
anderen Ausschuß zuzuweisen oder zur Tagesordnung überzugehen. Beschließt der
Landtag, zur Tagesordnung überzugehen, ist die Vorlage verworfen.

§ 63
Dritte Lesung

(1) Nachdem die Vorlage in zweiter Lesung beschlossen ist, wird die dritte Le-
sung, das ist die Abstimmung im ganzen, vorgenommen. Auf Vorschlag des Prä-
sidenten des Landtages oder auf schriftlichen 1 Antrag eines Landtagsabgeordneten
kann der Landtag beschließen, daß die dritte Lesung nicht unmittelbar nach der
zweiten Lesung durchgeführt, sondern auf einen späteren Zeitpunkt vertagt wird.

(2) In der dritten Lesung können nur Anträge auf Behebung von Widersprüchen,
die sich bei der Beschlußfassung in zweiter Lesung ergeben haben, gestellt werden;
ferner können Schreib-, Sprach- und Druckfehler richtiggestellt werden. Entschlie-
ßungsanträge können in der dritten Lesung nicht mehr eingebracht werden.

(3) Eine Debatte über Anträge in der dritten Lesung ist nur zulässig, wenn es
der Landtag im einzelnen Fall beschließt. Die Redezeit ist für jeden Redner bei
einer solchen Debatte auf fünf Minuten beschränkt.

1 Wortfolge „auf schriftlichen“ eingefügt gem. Z 35 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirk-
samkeit vom 18.12.2013)

§ 64
Wortmeldung und Wortergreifung

(1)1 Jene Landtagsabgeordneten, die zu einem in der Sitzung in Verhandlung ste-
henden Gegenstand zu sprechen wünschen, haben sich bei einem vom Präsidenten des
Landtages zu diesem Zweck bestimmten Bediensteten der Landtagsdirektion zu melden.
Diese Meldung kann auch durch einen vom Klub hiezu bestimmten Landtagsabgeord-
neten erfolgen. Wortmeldungen werden ab Beginn der Sitzung entgegengenommen.

(2) Die Landtagsabgeordneten gelangen in der Reihenfolge ihrer Anmeldung
zu Wort.3 Von dieser Reihung kann aufgrund einer Vereinbarung in der Präsi-
dialkonferenz abgewichen werden. 2

(3) (Entf. gem. Z 38 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
(4) Jedem Redner steht es frei, sobald er zum Wort gelangt, einem anderen Land-

tagsabgeordneten sein Recht abzutreten; jedoch darf das Wort einem Redner, der über
den Verhandlungsgegenstand schon zweimal gesprochen hat, nicht abgetreten werden.
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(5) Wer, zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht anwesend ist, verliert das Wort.
(6) Will der Präsident des Landtages als Redner das Wort ergreifen, so verläßt er

seinen Präsidentensitz und nimmt ihn in der Regel erst nach Erledigung des Verhand-
lungsgegenstandes wieder ein.

(7) Die Berichterstatter der Ausschüsse und die übrigen Redner aus dem Landtag
sprechen von Rednerbühnen aus. Nur in Angelegenheiten der Geschäftsbehandlung
sowie in besonderen Fällen, in denen der Präsident des Landtages die Erlaubnis hiezu
erteilt, sprechen die Landtagsabgeordneten von ihrem Platz aus.

(8) Die Mitglieder der Landesregierung sprechen, wenn sie sich ge mäß § 19
zum Wort melden, von der Regierungsbank aus.

1 I.d.F. gem. Z 36 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013) [Entfall
der Wortfolge „mit der Angabe, ob sie ,,für” oder “gegen” sprechen werden,“ ]

2
Letzter Satz angefügt gem. Z 34 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

3 Satz i.d.F. gem. Z 37 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 65
Tatsächliche Berichtigung

(1) Wenn sich im Lauf einer Verhandlung ein Landtagsabgeordneter zur tat-
sächlichen Berichtigung zum Wort meldet, hat ihm der Präsident des Landtages
unmittelbar nach der nächsten Unterbrechung der Debatte oder wenn die Debatte
noch an demselben Tag geschlossen wird, nach der Schlußrede des Berichterstatters
das Wort zu erteilen. Eine tatsächliche Berichtigung hat mit der Wiedergabe der
zu berichtigenden Behauptung zu beginnen und hat dieser Behauptung den be-
richtigten Sachverhalt gegenüberzustellen. Verstößt ein Redner gegen diese Be-
stimmung, ist ihm durch den Präsidenten das Wort zu entziehen. *

(2) Eine tatsächliche Berichtigung darf die Dauer von fünf Minuten nicht
überschreiten.

(3) Eine Erwiderung auf eine tatsächliche Berichtigung ist nur dann zulässig,
wenn es sich um eine persönliche Angelegenheit des sich meldenden Landtags-
abgeordneten handelt. Sie darf fünf Minuten nicht überschreiten. 

(4) Ausnahmsweise kann der Präsident des Landtages nach eigenem Ermessen
einem Redner auf dessen Ersuchen die für eine tatsächliche Berichtigung oder die
Erwiderung darauf eingeräumte Redezeit er strecken.

* Beide letzten Sätze angefügt gem. Z 35 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

§ 66
Wortmeldungen zur Geschäftsordnung

(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung und Anträge zur Ge -
schäftsbehandlung können ohne Unterbrechung eines Redners jederzeit auch
mündlich vorgebracht werden. Solche Anträge können vom Präsidenten des
Landtages ohne Debatte zur Abstimmung gebracht werden. Läßt er eine Debatte
zu, so kann er die Redezeit für jeden Redner auf fünf Minuten beschränken.

(2)1 Werden in der Debatte Anträge auf Absetzung von Verhandlungsgegen-
ständen von der Tagesordnung, auf Vertagung, auf Zurückverweisung an den
Ausschuss oder auf Zuweisung an einen anderen Ausschuss gestellt, so ist über
diesen Antrag ohne weitere Debatte abzustimmen.

1 I.d.F. gem. Z 39 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 67
Redezeit

(1) Der Landtag kann mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der
anwesenden Mitglieder des Landtages auf Vorschlag des Präsidenten des Land-
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tages oder auf Antrag eines Landtagsabgeordneten sowohl für die Generaldebatte
als auch für die Spezialdebatte be schließen, daß die Redezeit eines jeden Redners
ein bestimmtes Ausmaß nicht überschreiten darf. Der Beschluß ist ohne Debatte
zu fassen. Diese Beschränkung gilt nicht für den Berichterstatter.

(2) Auf weniger als 10 2 Minuten 1 darf die Redezeit nicht herabgesetzt werden.
1 Wortfolge "15 Minuten" ersatzweise eingefügt gem. Z. 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 45/1998
2 Zahl ersatzweise eingefügt gem. Z 40 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom

18.12.2013)

§ 68
Schluß der Rednerliste

(1) Sobald zu einer Vorlage wenigstens zwei Debattenredner gesprochen
haben, kann jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines Redners, der Antrag
auf Schluß der Rednerliste gestellt werden, der vom Präsidenten des Landtages
sofort zur Abstimmung zu bringen ist.

(2) Wird der Antrag auf Schluß der Rednerliste angenommen, so erhalten
nur mehr die bereits vorgemerkten Redner der Reihe nach das Wort.

§ 69 
Schluß der Debatte

(1) Der Antrag auf Schluß der Debatte kann, nachdem wenigstens zwei Debat-
tenredner gesprochen haben, jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines Redners
gestellt werden und ist vom Präsidenten des Landtages ohne Unterstützungsfrage
zur Abstimmung zu bringen.

(2) (Entf. gem. Z 41 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
(3) 1 Landtagsabgeordnete, die einen Abänderungsantrag stellen wollen,

können, falls Schluss der Debatte beschlossen wurde, ihren Antrag sogleich nach
ausgesprochenem Schluss dem Präsidenten des Landtages und jedem Landtags-
klub übergeben. Der Präsident hat den Beschlussantrag dem Landtag mitzuteilen
und wenn der Antrag nicht durch Unterfertigung gehörig unterstützt ist, die Un-
terstützungsfrage zu stellen.

(4) (Entf. gem. Z 41 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
(5) (Entf. gem. Z 41 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
(6) Bei der Debatte über den Landesvoranschlag, ferner bei der zweiten Le-

sung von Verfassungsgesetzen muß von jeder Partei, die einen Landtagsabge-
ordneten in einen den Landesvoranschlag bzw. das Verfassungsgesetz
vorberatenden Ausschuß entsendet hat, mindestens ein Redner zum Wort kom-
men können.

1 In der Fassung der Z 36 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

§ 70
Reihung der Anträge

(1) Die Abstimmungen über verschiedene Anträge sind derart zu reihen, daß
die wahre Meinung der Mehrheit des Landtages zum Ausdruck gelangt.

(2)1 Es werden daher in der Regel die abändernden Anträge vor dem Haupt-
antrag nach ihrem zeitlichen Einlangen zur Abstimmung gebracht.

(3) Nach Abschluß der Beratung verkündet der Präsident des Landtages den
Eingang in das Abstimmungsverfahren. Er hat den Verhandlungsgegenstand,
über den jeweils abgestimmt wird, genau zu bezeichnen.

(4) Jeder Landtagsabgeordnete kann einen Antrag auf Berichtigung der vom
Präsidenten des Landtages ausgesprochenen Fassung und Ordnung der Anträge
stellen, welcher, wenn der Präsident des Landtages dem Antrag nicht beitritt,
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nach der hierüber zu eröffnenden Debatte zur Abstimmung gebracht werden muß.
(5) Der Präsident des Landtages kann, wenn er die Gründe als ausreichend

dargelegt erachtet, die Debatte für erledigt erklären. Er kann in der Debatte die
Redezeit für jeden Redner bis auf fünf Minuten beschränken.

(6) Jeder Landtagsabgeordnete kann verlangen, daß über bestimmte Teile
eines Antrages getrennt abgestimmt wird. Dieses Verlangen ist schriftlich ein-
zubringen und das Abstimmungsansinnen ist genau bekannt zu geben.2

(7) Es steht dem Präsidenten des Landtages auch frei, sofern er es zur Ver-
einfachung oder Klarstellung der Abstimmung oder zur Beseitigung unnötiger
Abstimmungen für zweckmäßig erachtet, vorerst einen grundsätzlichen Antrag
zur Beschlußfassung zu bringen.

1 In der Fassung der Z 37 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Satz angefügt gem. Z 42 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 71 
Beschlußfähigkeit und Beschlußerfordernisse

(1) Zu einem Beschluß des Landtages ist, soweit verfassungsgesetzlich nicht
anders bestimmt wird, die Anwesenheit von mindestens einem Drittel der Landtags-
abgeordneten und die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich.

(2)1 Ein Beschluß über Landesverfassungsgesetze und in einfachen Landes-
gesetzen enthaltene Verfassungsbestimmungen sowie über die Ge -
 schäftsordnung des Landtages oder deren Änderung bedarf der Anwesenheit
von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und einer Mehrheit von
mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen; dies gilt auch für die Ge-
nehmigung von Staatsverträgen mit an Österreich an grenzenden Staaten oder
deren Teilstaaten sowie von Vereinbarungen mit dem Bund oder mit anderen
Ländern in Angelegenheiten des selb ständigen Wirkungsbereiches, wenn durch
diese das Verfassungsrecht geändert oder ergänzt wird.

(3) Hat die Bundesregierung gegen einen Gesetzesbeschluß des Landtages
Einspruch erhoben, dann ist zur Wiederholung des Beschlusses die Anwesenheit
von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich.

(4) Zu einem Beschluß des Landtages, mit dem eine Anklage gegen Mit-
glieder der Landesregierung und die ihnen hinsichtlich der Verantwortlichkeit
gleichgestellten Organe wegen Gesetzesverletzung erhoben wird, bedarf es der
Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten.

(5) Ein Mißtrauensantrag gegen den Präsidenten des Landtages kann gültig
nur von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten gestellt werden.2 Ein
Mißtrauensantrag gegen den Zweiten und Dritten Präsidenten kann gültig nur
von mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten jener Parteien gestellt wer-
den, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden.

(6) Ein Beschluß, mit dem der Präsident abberufen wird, kann nur bei An-
wesenheit von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt werden.3 Ein Beschluß, mit dem
der Zweite und Dritte Präsident abberufen wird, kann nur mit einer Mehrheit
von mindestens zwei Dritteln der Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl
der Landtagsabgeordneten jener Parteien, über deren Wahlvorschlag sie gewählt
wurde 3a, gefaßt werden.

(7)4 Wurde der Zweite oder der Dritte Präsident in einem gesonderten Wahl-
gang ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt, kann ein Beschluß, mit
dem ein so gewählter Präsident abberufen wird, gültig nur bei Anwesenheit von
mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit
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der abgegebenen Stimmen gefaßt werden.
(8)7 Ein Misstrauensantrag gegen ein Mitglied der Landesregierung kann

gültig nur von mindestens einem Drittel der Landtagsabgeordneten gestellt wer-
den.

(9)8 Ein Beschluss mit dem ein Mitglied der Landesregierung abberufen
wird, kann nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Landtagsabge-
ordneten und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst
werden.

(10)9 Für die Anträge gemäß Abs. 5 oder 8 können fünf Abgeordnete vor
Eingang in die Tagesordnung schriftlich eine Debatte verlangen. Für diese gelten
die Regelungen nach § 58 Abs. 3 bis 5.

(11) Zu einem Beschluß auf Auflösung des Landtages ist die Anwesen-
heit von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich.

1 Fassung gem. Z. 31  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Erster Satz in der Fassung des Art. I Z. 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
3 Erster Satz in der Fassung des Art. I Z. 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
3a Es hätte richtig zu lauten: „wurden“
4 In der Fassung des Art. I Z. 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
5 Erster Satz in der Fassung des Art. I Z. 19 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
6 Erster Satz in der Fassung des Art. I Z. 20 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
7 I.d.F. gem. Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015; diese Bestimmung ist mit Ablauf des Tages

der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft getreten.
8 I.d.F. gem. Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015; diese Bestimmung ist mit Ablauf des Tages

der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in Kraft getreten.
9 Eingefügt gem. Art. 2 Z 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 72
Ausübung des Stimmrechtes

(1) 1 Alle Landtagsabgeordneten haben ihr Stimmrecht auf dem 3 ihnen zu-
gewiesenen Sitzplatz 2 persönlich auszuüben.

(2) Die Abgabe der Stimme darf nur durch Bejahung oder Verneinung der
Anträge ohne Begründung stattfinden.

(3) Keinem in der Sitzung anwesenden Landtagsabgeordneten ist es gestattet,
sich der Abstimmung zu enthalten.

(4) Wer bei einer Abstimmung nicht anwesend ist, darf nachträglich seine
Stimme nicht abgeben.

1 In der Fassung gem. Z 38 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Es hätte richtig zu lauten: „Sitzplätzen“
3 Wort „dem“ ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 22 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirk-

samkeit vom 9. Juli 2020).

§ 73
Abstimmung

(1) Die Abstimmung erfolgt grundsätzlich durch Aufstehen und Sitzenblei-
ben, außer der Präsident des Landtages ordnet ausdrücklich die Abstimmung
durch Handerheben an.

(2) Der Präsident des Landtages kann jedoch nach eigenem Ermessen von
vornherein, oder wenn ihm das Ergebnis der Abstimmung zweifelhaft erscheint,
die namentliche Abstimmung anordnen. Wenn mindestens sechs Landtagsab-
geordnete vor Eingang in das Abstimmungsverfahren die Durchführung einer
namentlichen Abstimmung verlangen, ist diesem Verlangen ohne weiteres statt-
zugeben. Dieses Verlangen ist schriftlich vorzubringen.2

(3) Jedem Landtagsabgeordneten steht es frei, vor jeder Abstimmung zu
verlangen, daß der Präsident des Landtages die Zahl der für oder gegen den
Antrag Stimmenden bekannt gibt.
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(4) Bei einer namentlichen Abstimmung ist folgender Vorgang einzuhalten:
Sobald die Abstimmung vom Präsidenten des Landtages angeordnet ist, haben die
Landtagsabgeordneten ihre Plätze einzunehmen. Vom Präsidenten des Landtages
bestimmte Bedienstete der Landtagsdirektion begeben sich zu den ihnen zugewie-
senen Bankreihen und nehmen von jedem Landtagsabgeordneten dessen Stimm-
zettel in Empfang. Die Stimmzettel tragen die Namen der Landtagsabgeordneten
und die Bezeichnung “ja” oder “nein”. Die Stimmzettel sind in zwei verschiedenen
Farben herzustellen, je nach dem sie auf “ja” oder “nein” lauten. Die Landtagsdi-
rektion hat jedem Landtagsabgeordneten eine entsprechende Anzahl vorgedruckter
Stimmzettel zur Verfügung zu stellen. Die mit der Abnahme der Stimmzettel be-
auftragten Bediensteten haben, sobald der Präsident des Landtages die Abstimmung
für beendigt erklärt, jeder für sich die Stimmzählung vorzunehmen und deren Er-
gebnis dem Präsidenten des Landtages sofort mitzuteilen, der das Gesamtergebnis
verkündet. Die Namen der Landtagsabgeordneten sind, je nach dem sie mit ,,ja”
oder ,,nein” gestimmt haben, in das Wortprotokoll1 der Sitzung aufzunehmen.

(5) Auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf schriftlichen An-
trag3 von zehn Landtagsabgeordneten kann der Landtag eine geheime Abstim-
mung beschließen. Diese findet durch Abgabe von Stimmzetteln statt, die mit
“ja” oder “nein” vorgedruckt sind. Die Landtagsabgeordneten werden namentlich
aufgerufen. Die Abstimmenden werden gezählt, und jeder legt seinen Stimmzettel
in eine gemeinsame Urne.

(6) Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.
1 Wortfolge „ das Wortprotokoll“ ersatzweise eingefügt gem. Z 39 des Gesetzes LGBl. Nr.

74/2005
2 Satz angefügt gem. Z 43 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
3 Wortfolge „auf schriftlichen Antrag“ ersatzweise eingefügt gem. Z 44 des Gesetzes LGBl. Nr.

76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 74
Durchführung von Wahlen

(1)1 Jede Wahl wird im Landtag mit Stimmzetteln vorgenommen und mit
der einfachen Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen entschieden.

(2) Die Landtagsabgeordneten werden zur Hinterlegung des Wahlzettels in
den Urnen namentlich aufgerufen und gezählt. Wer beim Aufruf seines Namens
nicht anwesend ist, darf nachträglich keinen Wahlzettel abgeben. Stimmt die
Zahl der Wahlzettel mit der der wirklich Stimmenden nicht überein, so ist die
Wahl zu wiederholen, falls die überzähligen Stimmen das Ergebnis der Wahl
beeinflussen könnten.

(3) Leere Stimmzettel sind ungültig.
(4)2 Bei Wahlen gemäß § 5 Abs. 5 zweiter Satz, § 38 Abs. 3, § 50a, § 50b

und § 78 Abs. 1 Z 2 werden nur die Abgeordneten derjenigen Partei namentlich
aufgerufen, die einen gültigen Wahlvorschlag eingebracht hat.

1 I.d.F. gem. Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015; diese Bestimmung ist mit Ablauf des Tages
der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiodein Kraft getreten. 

2 Angefügt gem. Z. 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 45/1998; nunmehr i.d.F.  gem. Z 14 des Gesetzes
LGBl. Nr. 5/2015 (und zwar mit Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages).

§ 75
Engere Wahl und Losentscheidung

(1) Wird bei der ersten Wahl die geforderte Stimmenmehrheit nicht erzielt,
so wird in gleicher Weise eine zweite Wahl vorgenommen.

(2) Ergibt sich auch bei dieser nicht die geforderte Stimmenmehrheit, so findet

GESCHÄFTSORDNUNG - LANDTAG

89

2
§§ 74 - 75



die engere Wahl statt. In diese kommen diejenigen, welche bei der zweiten Wahl
die meisten Stimmen erhielten, in der doppelten Anzahl der zu Wählenden.

(3) Haben bei der zweiten Wahl mehrere Bewerber gleichviele Stimmen, so
entscheidet das Los, wer von ihnen in die engere Wahl kommt.

(4) Ergibt sich auch bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, so entscheidet
ebenfalls das Los.

§ 76
Amtliche Verhandlungsschrift

(1) Über jede Sitzung ist durch einen vom Präsidenten des Landtages be-
stimmten Bediensteten der Landtagsdirektion eine Verhandlungsschrift zu füh-
ren. Sie hat den zeitlichen Ablauf der Sitzungen, Mitteilungen des Präsidenten,
Anträge zur Geschäftsordnung, die Verhandlungsgegenstände, das Ergebnis
der Abstimmung und die gefaßten Beschlüsse zu enthalten.

(2) Die Verhandlungsschrift ist von den Schriftführern zu prüfen und in der
Landtagsdirektion bis zur nächsten Sitzung, in welcher sie durch den Präsidenten
des Landtages bestätigt wird, zur Einsicht der Landtagsabgeordneten aufzulegen.

(3) Bedenken gegen die Fassung oder den Inhalt der Verhandlungsschrift
sind dem Präsidenten des Landtages außerhalb der Sitzung mitzuteilen. Findet
er dieselben begründet, nimmt er die Berichtigung vor. 

(4) Wenn der Präsident des Landtages die geforderte Berichtigung für nicht
begründet hält, steht es dem Landtagsabgeordneten, welcher sie verlangt hat, frei,
in der nächsten Sitzung einen schriftlichen Antrag auf Berichtigung zu stellen. 

(5) Über eine unter Ausschluß der Öffentlichkeit abgehaltene Sitzung wird
eine eigene Verhandlungsschrift verfaßt und noch in derselben Sitzung vorge-
legt und genehmigt; ob sie veröffentlicht wird, hängt von dem noch während
des Ausschlusses der Öffentlichkeit gefaßten Beschluß des Landtages ab.

§ 77
Sitzungsberichte

(1) Über die öffentlichen Sitzungen des Landtages werden von Bediensteten
der Landtagsdirektion an Hand von elektronischen Aufnahmen oder stenogra-
phischen Aufzeichnungen Sitzungsberichte (Wortprotokolle) verfasst und ver-
vielfältigt herausgegeben.1 Sie haben die vollständige Darstellung der
Verhandlungen zu enthalten. Der Wortlaut von Gesetzen ist nicht aufzunehmen,
sondern nur ein entsprechender Hinweis.

(2) Jeder Redner erhält vor der Vervielfältigung seiner Ausführungen den
Sitzungsbericht zwecks allfälliger Vornahme stilistischer Änderungen übermit-
telt. Werden innerhalb von acht Tagen keine Einwendungen erhoben, ist der
Sitzungsbericht zu vervielfältigen. Werden Einwendungen erhoben und tritt
der Präsident des Landtages diesen nicht bei, dann sind sie in ihrem vollen
Wortlaut anzumerken.

(3) Änderungen im Text von Beschlüssen können auf gemeinsamen Be-
schluß der Präsidenten des Landtages zur Behebung von Formfehlern, stilisti-
schen oder sinnstörenden Fehlern vorgenommen werden; für Ge setzesbeschlüsse
gilt dies nur insoweit, als sie noch nicht verlautbart sind.

(4) Die im § 20 angeführten Verhandlungsgegenstände mit Ausnahme der
Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen Verfolgung von Landtagsabgeord-
neten, der Ersuchen um Ermächtigung zur Verfolgung von Personen wegen
Beleidigung des Landtages und der Bittschriften und Eingaben werden als Bei-
lagen zu den Wortprotokollen 2 herausgegeben. Dasselbe gilt für die schriftli-
chen Anfragen und Anfragebeantwortungen sowie die Berichte der Ausschüsse
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bzw. Minderheitsberichte.
(5) Die Wortprotokolle 2 und ihre Beilagen sind den Landtagsabgeordneten

zuzumitteln.
1 Erster Satz in der Fassung gem. Z 40 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Wort ersatzweise eingefügt gem. Z 41 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

IX. GEBARUNGSKONTROLLE DES LANDES

§ 78
Landes-Rechnungshofausschuss 9

(1)1 Der Landes-Rechnungshofausschuss 5 besteht aus dem Obmann, dem Ob-
mann-Stellvertreter und sieben weiteren Mitgliedern. Diese werden vom Landtag
aus seiner Mitte nach den Grundsätzen der Verhältniswahl unter Bedachtnahme
darauf, daß dem Landes-Rechnungshofausschuss 5 mindestens ein Mitglied jeder
im Landtag vertretenen Partei angehören muß, wie folgt gewählt:
1.6 a)10 Der Obmann wird auf Vorschlag jener an Stimmen stärksten im Landtag

vertretenen Partei gewählt, derkein Mitglied in der Landesregierung zukommt.
b)10 Der Obmann-Stellvertreter wird auf Vorschlag der an Stimmen zweitstärk-

sten im Landtag vertretenen Partei gewählt, der kein Mitglied in der Lan-
desregierung zukommt. 

c) Ist nur eine Partei nicht in der Landesregierung vertreten, so wird der Ob-
mann auf Vorschlag dieser und der Obmann-Stellvertreter auf Vorschlag
der im Landtag an Stimmen schwächsten in der Landesregierung vertrete-
nen Partei gewählt. 

d) Sind alle im Landtag vertretenen Parteien auch in der Landesregierung ver-
treten, dann wird der Obmann auf Vorschlag der im Landtag an Stimmen
schwächsten Partei und der Obmann-Stellvertreter auf Vorschlag der im
Landtag an Stimmen zweitschwächsten Partei gewählt.

2. Für die Wahl des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters und der sie-
ben weiteren Mitglieder gelten im übrigen die Bestimmungen des § 38 7

sinngemäß.
3. Für den Obmann, den Obmann-Stellvertreter sowie jedes weitere Mitglied

ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen. Der Landes-Rech-
nungshofausschuss 5 wählt aus seiner Mitte einen Ersten und Zweiten
Schriftführer.

(2)2 Erstattet eine Partei, der gemäß Absatz 1 Mitglieder im Landes-Rech-
nungshofausschuss 5 zukommen, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag,
dann werden die betreffenden Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses
5 auf Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der Reihenfolge
absteigender Stimmenstärke mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Für den
Fall, dass es keine stimmenschwächere Partei gibt oder erstattet auch diese keinen
oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag so geht das Wahlvorschlagsrecht auf
die Parteien in aufsteigender Stimmenstärke über. In beiden Fällen werden die
so gewählten Mitglieder denjenigen Parteien zugerechnet, denen nach dem
Grundsatz der Verhältniswahl das Wahlvorschlagsrecht zugekommen wäre.

(3)3 Die Stellung eines Mitgliedes der Landesregierung ist mit der Stellung
eines Mitgliedes oder eines Ersatzmitgliedes des Landes-Rechnungshofausschus-
ses 5 unvereinbar.

(4)3 Der Landes-Rechnungshofausschuss 5 ist nur dem Landtag verantwort-
lich. Seine Mitglieder sind zur Geheimhaltung 12 über alle ihnen ausschließlich
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auf Grund 13 ihrer Tätigkeit im Landes-Rechnungshofausschuss 5 bekanntge-
wordenen Tatsachen verpflichtet soweit und solange 14 , deren Geheimhaltung
im überwiegend berechtigten 15 Interesse einer Gebietskörperschaft oder der Par-
teien geboten ist, wenn sie davon nicht vom Landes-Rechnungshofausschuss 5

selbst entbunden sind.
(4a)11 Bei den Sitzungen des Landes-Rechnungshofausschusses ist lediglich

die Anwesenheit der Ausschussmitglieder, des Landtagsdirektors und seines
Stellvertreters sowie des Landesamtsdirektors zulässig.

(5)3 Die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses 5 behalten ihre Funktion,
bis ein neugewählter Landtag den Landes-Rechnungshofausschuss 5 gewählt hat. Der
Landes-Rechnungshofausschuss 5 ist in der ersten Sitzung des Landtages zu wählen.

(6)3 Die Sitzungen des Landes-Rechnungshofausschusses 5 sind vertraulich.
Der Landes-Rechnungshofausschuss 5 kann durch einen mit einer Mehrheit von
mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefaßten Beschluß die Ver-
traulichkeit aufheben.

(7)3 Die Mitglieder der Landesregierung und die Präsidenten des Landtages sind
verpflichtet, über Einladung des Obmannes (Obmann-Stellvertreters) des Landes-Rech-
nungshofausschusses 5 an den Sitzungen des Landes-Rechnungshofausschusses 5 zur
Erteilung von Auskünften und Aufklärungen teilzunehmen. Der Direktor des Landes-
Rechnungshofs hat an den Beratungen des Landes-Rechnungshofausschusses 5 über
die dem Landtag übermittelten Berichte des Landes-Rechnungshofs teilzunehmen;
er hat das Recht, in den Beratungen des Ausschusses bei Behandlung dieser Berichte
gehört zu werden und deren Inhalt kurz darzustellen.4 Der Landes-Rechnungshof-
ausschuss 5 hat das Recht, Landesbedienstete zur Erteilung von Auskünften und Auf-
klärungen den Sitzungen des Landes-Rechnungshofausschusses 5 beizuziehen.

1 Fassung gem. Z. 32  des Gesetzes LGBl. Nr. 50/1993
2 Absatz i.d.F. gem. Z 45 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
3 Absatzbezeichnung geändert gem. Art. I Z. 22 des Gesetzes LGBl. Nr. 44/1996
4 Zweiter Satz angefügt gem.  Z. 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
5 Wort ersatzweise eingefügt gem. Z 45 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom

18.12.2013)
6 Ziffer1 i.d.F. gem. Z 43 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
7 Gesetzeszitat geändert gem. Z 44 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
8 Wortfolge „aufgrund ihrer Tätigkeit im Landeskontrollausschuss“ ersatzweise eingefügt gem.

Z 46 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
9 Überschrift  ersatzweise eingefügt gem. Z 45a des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksam-

keit vom 18.12.2013)
10 I.d.F. gem. Z 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015; diese Bestimmung ist mit Beginn der XXI.

Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft getreten. 
11 Eingefügt gem. Art. 2 Z 24 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 (mit Wirksamkeit vom 9. Juli

2020).
12 Wort “Geheimhaltung” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025

(mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).gem. Art. 2 Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirk-
samkeit vom 1.9.2025).

13 Wort “auf Grund” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025
(mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

14 Wortfolge “soweit und solange” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 16 des Gesetzes LGBl.
Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

15 Wortfolge “überwiegend berechtigten” ersatzweise eingefügt gem. Art. 2 Z 16 des Gesetzes
LGBl. Nr. 54/2025 (mit Wirksamkeit vom 1.9.2025).

§ 79 1
Einberufung und Beschlussfähigkeit 

(1) Der Landes-Rechnungshofausschuss ist nach Bedarf vom Obmann oder bei
Verhinderung vom Stellvertreter, so einzuberufen, dass er in angemessener Frist zu-
sammentreten kann. Er ist verpflichtet, den Ausschuss zu einer Sitzung einzuberufen,

GESCHÄFTSORDNUNG - LANDTAG§ 79
2

92



wenn dies von mindestens zwei Mitgliedern des Landes-Rechnungshofausschusses
verlangt oder vom Direktor des Landes-Rechnungshofes beantragt wird. Wenn der
Obmann, bei Verhinderung der Stellvertreter, die Einberufung nicht fristgerecht vor-
nimmt, ist diese vom Präsidenten des Landtages vorzunehmen. Diesem obliegt in
diesem Fall die Festlegung der Tagesordnung (Abs. 3). Er ist verpflichtet Verlangen
nach Abs. 3 nachzukommen. 

(2) Der Landes-Rechnungshofausschuss beschließt mit einfacher Stimmenmehr-
heit. Er ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder (Ersatzmitglieder) an-
wesend sind. Den Vorsitz führt der Obmann; im Fall seiner Verhinderung wird er
von seinem Stellvertreter vertreten. Bei gleichzeitiger Verhinderung von Obmann
und Stellvertreter obliegt die Vorsitzführung dem an Lebensjahren ältesten anwe-
senden Mitglied des Ausschusses. 

(3) Die Tagesordnung wird von jener Person festgelegt, welche zur Sitzung ein-
geladen hat. Mindestens zwei Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses kön-
nen schriftlich bei dieser verlangen, dass ein Tagesordnungspunkt auf die
Tagesordnung gesetzt wird. Dem Verlangen ist nachzukommen. 

(4) Zur Anhörung der Bewerber für die Funktion des Direktors des Landes-
Rechnungshofes durch die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses hat der
Präsident des Landtages einzuladen.

1 I.d.F. gem. Z 46 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

X. ORDNUNGSBESTIMMUNGEN

§ 80 *
Ordnungsbefugnisse des Präsidenten des Landtages

(1) Der Präsident kann im Zuge der Beratungen auch während der Rede
eines zur Teilnahme an den Beratungen Berechtigten das Wort ergreifen.

(2) Sobald der Präsident zu sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede so-
lange zu unterbrechen, bis der Präsident seine Ausführungen beendet hat, wid-
rigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann.

(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Präsidenten ,,zur
Sache” nach sich. Nach dem dritten Ruf ,,zur Sache” kann der Präsident dem
Redner das Wort entziehen.

(4) Wurde einem Redner wegen Abweichung vom Gegenstand das Wort
entzogen, so kann der Landtag ohne Debatte beschließen, daß er den Redner
dennoch hören will.

(5) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratungen des Landtages be-
rechtigt ist, den Anstand oder die Sitte verletzt oder beleidigende Äußerungen
gebraucht, spricht der Präsident die Mißbilligung darüber durch den Ruf “zur
Ordnung” aus. Im besonderen kann der Präsident die Rede unterbrechen und
einem Redner nach dem dritten Ruf “zur Ordnung” das Wort entziehen.

(6) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratungen des Landtages be-
rechtigt ist, Anlaß zum Ordnungsruf gegeben hat, kann dieser vom Präsidenten
auch am Schluß derselben Sitzung oder am Beginn der nächsten Sitzung ausge-
sprochen werden.

(7) Ein Ruf ,,zur Sache” oder “zur Ordnung” kann von jedem, der zur Teil-
nahme an den Beratungen berechtigt ist, vom Präsidenten verlangt werden. Der
Präsident entscheidet hierüber endgültig.

* Paragraphenbezeichnung (unter Entfall der vormaligen §§ 80 und 81) geändert  gem.  Z. 12
des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002
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§ 81 *
Abordnungen

Abordnungen werden weder zu den Verhandlungen des Landtages noch seiner
Ausschüsse zugelassen.

* Paragraphenbezeichnung (unter Entfall der vormaligen §§ 80 und 81) geändert  gem.  Z. 12
des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002

XI.  SCHLUSSBESTIMMUNGEN
§ 82 *

Änderung der Geschäftsordnung 
Dieses Gesetz kann nur auf Grund von selbständigen Anträgen von Land-

tagsabgeordneten geändert werden. Solche Anträge sind nach Durchführung der
ersten Lesung einer Ausschußberatung zu unterziehen. Der Ausschuß hat schrift-
lich Bericht zu erstatten

* Paragraphenbezeichnung (unter Entfall der vormaligen §§ 80 und 81) geändert  gem.  Z. 12
des Gesetzes LGBl. Nr. 24/2002

§ 83 *
Geschlechtsspezifische Bezeichnungen 

Personenbezogene Bezeichnungen, die in diesem Gesetz nur in der männlichen
Form verwendet werden, gelten für Frauen in ihrer jeweiligen weiblichen Form.

* In der Fassung gem. Z. 48 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005

§ 84 1
Inkrafttreten, Außerkrafttreten3

(1) Dieses Gesetz tritt am 4. Oktober 1982 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz vom 25. April 1924, betreffend die Ge-

schäftsordnung des Burgenländischen Landtages, LGBl. Nr. 27 i.d.g.F. außer
Kraft.

(3) (Verfassungsbestimmung) Gleichzeitig treten die Bestimmungen der §§ 28
D und 80 A des Gesetzes vom 25. April 1924, betreffend die Geschäftsordnung des
Burgenländischen Landtages, LGBl. Nr. 27 i.d.g.F. außer Kraft.

(4) 2 Die Bestimmungen des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005 treten mit Beginn
der XIX. Ge setz ge bungs periode in Kraft.

(5)4 Das Inhaltsverzeichnis, § 10, § 11 Abs. 4, §§ 13, 14 Abs. 2, § 18 Abs. 2, § 19
Abs. 2, § 20 Abs. 1, § 27 Abs. 2, § 28a Abs. 1, § 29 Abs. 3,  4, 6, 6a, 7 und 9, § 30
Abs. 5, § 31 Abs. 6, § 31a Abs. 5, § 32 Abs. 2, die Überschrift zu § 34, § 34 Abs. 1,
§§ 36, 40 Abs. 3 und 3a, § 45 Abs. 6, § 53 Abs. 4, § 54 Abs. 4, § 56 Abs. 5, 7 und 10,
§ 58 Abs. 1, § 60 Abs. 1, § 63 Abs. 1, § 64 Abs. 1 und 2, § 66 Abs. 2, § 67 Abs. 2, § 70
Abs. 6, § 73 Abs. 2 und 5, §§ 78 und 79 sowie die Überschrift zu § 84 in der Fassung
des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag 5

in Kraft; gleichzeitig entfallen § 64 Abs. 3 und § 69 Abs. 2, 4 und 5.
(6)6 Für das Inkrafttreten der durch das Gesetz LGBl. Nr. 5/2015 eingefügten

oder neu gefassten Bestimmungen gilt Folgendes:
1. § 3 Abs. 1 und § 5 Abs. 7 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft.
2. § 8 tritt mit Ablauf des Tages der Wahl des Landtages für die XXI. Ge-

setzgebungsperiode in Kraft und ist erstmals bei der Wahl der Landesre-
gierung für die XXI. Gesetzgebungsperiode anzuwenden. Die Wahl der
Mitglieder der Landesregierung in der XX. Gesetzgebungsperiode ist nach
den bis zum Inkrafttreten der Novelle LGBl. Nr. 5/2015 geltenden Bestim-
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mungen durchzuführen.
3. § 10 Abs. 3 und 6, § 17 Abs. 4 bis 6, § 20 Abs. 1, § 36, § 42 Abs. 6, § 53,

§ 71 Abs. 8, 9 und 10, § 74 Abs 1 und 4 sowie § 78 Abs. 1 Z 1 lit. a und
lit. b treten mit Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in
Kraft.

(7)7 Für das Inkrafttreten des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 gilt Folgendes: 
1. die Änderungen des § 5, § 6 Abs. 2 und § 74 Abs. 4 treten mit Ablauf des

Tages der Wahl des Landtages für die XXIII. Gesetzgebungsperiode des
Landtages in Kraft und sind erstmals bei der Wahl der Präsidenten für die
XXIII. Gesetzgebungsperiode des Landtages anzuwenden. 

2. § 10 Abs. 3 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Ab-
weichend von § 10 Abs. 1 ist die Konstituierung eines Klubs für die XXII.
Gesetzgebungsperiode des Landtages nicht nur spätestens einen Monat
vom Tag des ersten Zusammentritts des Landtages an gerechnet möglich,
sondern zugleich auch binnen eines Monats ab der Kundmachung dieses
Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020. 

3. § 10 Abs. 6, § 12 Abs. 6 und 9, § 14 Abs. 3, § 28 Abs. 2 und 3, § 28a, § 29
Abs. 5, § 31, § 35 Abs. 5, § 41 Abs. 1, § 51 Abs. 2a und 2b, § 55 Abs. 1,
§ 56 Abs. 3a, § 72 Abs. 1 und § 78 Abs. 4a treten mit dem der Kundma-
chung folgenden Tag in Kraft.

(8)8 § 53 und Anlage 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2020 treten
mit dem der Kund-machung folgenden Tag in Kraft.9

(9)10 Das Inhaltsverzeichnis, § 5 Abs. 6, § 10 Abs. 7, § 17 Abs. 4, § 22 Abs. 9,
§ 24 Abs. 4 und 5, die Überschrift zu § 28a, § 28a Abs. 1, 3 bis 8, §§ 28b bis 28d,
§ 29 Abs. 6, § 30 Abs. 1, § 31a Abs. 5, § 58 Abs. 1, 3 bis 5, § 71 Abs. 10, § 78
Abs. 4 sowie die Anlage 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 treten
mit 1. September 2025 in Kraft.

1 Paragraphenbezeichnung geändert  gem.  Z. 48 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
2 Absatz 4 angefügt gem. Z 49 des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005
3 Überschrift gem. Z 47 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
4 Angefügt gem. Z 48 des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013
5 Das ist der 18. Dezember 2013
6 Angefügt gem. Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2015.
7 Angefügt gem. Art. 2 Z 25 des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020.
8 Angefügt gem. Art. 1 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2020
9 Dieser Tag ist der 8. August 2020.

10 Angefügt gem. Art. 2 Z 17 des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 
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LANDES-RECHNUNGSHOF-GESETZ 
Gesetz vom 22. November 2001 über den Burgenländischen Landes-Rech-

nungshof (Burgenländisches Landes-Rechnungshof-Gesetz - Bgld. LRHG),
LGBl. Nr. 23/2002, 77/2013, 64/2014 (Art. 2), LGBl. Nr. 25/2020 (Art. 1),
56/2025 (Art. 1).

I n h a l t s v e r z e i c h n i s

1. Abschnitt
Grundlagen und Aufgaben

§ 1 Einrichtung eines Burgenländischen Landes-Rechnungshofs
§ 2 Aufgaben
§ 3 Gemeinschaftsrechtliche Finanzkontrolle
§ 4 Maßstäbe der Prüfungen und Begutachtungen

2. Abschnitt
Verfahren

§ 5 Einleitung von Prüfungen
§ 6 Befugnisse des Landes-Rechnungshofs bei Durchführung seiner Prüfungs- und

Begutachtungstätigkeit
§ 7 Vorläufige Prüfungsergebnisse
§ 8 Prüfungsberichte

3. Abschnitt
Organisation

§   9 Grundsätzliches
§ 10 Bestellung und Abberufung des Direktors des Landes-Rechnungshofs
§ 11 Rechtsstellung des Direktors des Landes-Rechnungshofs
§ 12 Sonstige Bedienstete des Landes-Rechnungshofs
§ 13 Unvereinbarkeiten
§ 14 Geschäftsordnung
§ 14a Verarbeitung personenbezogener Daten 2

4. Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 15 Verweisungen
§ 16 Geschlechtsspezifische Bezeichnungen
§ 17 Übergangsbestimmungen

5. Abschnitt 1
§ 18 Inkrafttreten 1

1 Eintrag gem. Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Eintrag gem. Art. 1 Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 (mit Wirksamkeit vom 17.7.2025)
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1. Abschnitt
Grundlagen und Aufgaben

§ 1
Einrichtung eines Burgenländischen Landes-Rechnungshofs

(1) Zur Besorgung der in diesem Gesetz geregelten Aufgaben wird der Bur-
genländische Landes-Rechnungshof (im Folgenden kurz als „Landes-Rech-
nungshof“ bezeichnet) eingerichtet.
(2) Der Landes-Rechnungshof ist, soweit in diesem Gesetz nicht anderes be-
stimmt wird, ein Organ des Landtags und als solches

1. bei Erfüllung der ihm in diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben an keine
Weisungen von Organen der staatlichen Verwaltung gebunden und unmit-
telbar 1 dem Landtag verantwortlich sowie

2. zur Führung des Burgenländischen Landeswappens berechtigt.
(3) Der Landes-Rechnungshof hat seinen Sitz am Sitz des Burgenländischen
Landtags.

(4) Durch dieses Gesetz werden Zuständigkeiten des Rechnungshofs (Art. 121
bis 128 B-VG) nicht berührt.

1 Wort „unmittelbar“ ersatzweise eingefügt gem. Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirk-
samkeit vom 18.12.2013)

§ 2
Aufgaben

(1) Dem Landes-Rechnungshof obliegen - unbeschadet besonderer landesge-
setzlicher Regelungen - folgende Aufgaben:
1. die Prüfung der Gebarung des Landes;
2. die Prüfung der Gebarung

a) der der Landesregierung unterstellten öffentlichen Ämter;
b) der Anstalten, Stiftungen und Fonds, die von Organen des Landes

oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die
hiezu von Organen des Landes bestellt sind;

c)5 öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Fonds, Stiftungen und Anstal-
ten mit Mitteln des Landes;

3. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, die das Land allein be-
treibt oder an denen ihm die finanziellen Anteile zu mehr als 25 % zustehen.
Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unterneh-
mungen durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten.
Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofs erstreckt sich auch auf Un-
ternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Voraus-
setzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer
Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

4. die Prüfung der Gebarung von nicht unter Z 3 fallenden Unternehmungen,
an denen eine zusammengerechnete Beteiligung des Landes einerseits und
burgenländischer Gemeinden und/oder burgenländischer Gemeindeverbände
andererseits zu mehr als 25 % vorliegt. Einer solchen finanziellen Beteili-
gung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle
oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-
Rechnungshofs erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren
Stufe, bei denen die vorangeführten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses
Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

5. die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung und der Wirksamkeit der
vom Land gewährten finanziellen Förderungen, einschließlich der vom
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Land übernommenen Haftungen für den Bereich der Haftung;
6. die Erstellung von - für die Aufsichtsbehörde nicht verbindlichen - Gutachten
über die Gebarung der Gemeinden und Gemeindeverbände über Auftrag der
Landesregierung nach Maßgabe des Abs. 2;

7. die Mitwirkung an der Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von Ge-
setzesvorhaben des Landes auf Ersuchen des Landtags oder eines seiner
Ausschüsse;

8. die Mitwirkung an der gemeinschaftsrechtlichen Finanzkontrolle (§ 3);
9.3 die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwoh-
nern;

10.3 die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von
Organen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern oder von
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Or-
ganen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

11.3 die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde
mit weniger als 10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen
der Zuständigkeit des LandesRechnungshofes unterliegenden Rechtsträ-
gern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die eine solche
Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern be-
treibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Un-
ternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen
gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt
sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die voran-
geführten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis
jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

12.3 die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln
einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern; 

13.3 die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwohnern; 
14.3 die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von

Organen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern oder von
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Or-
ganen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

15.3 die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde
mit mindestens 10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen
der Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträ-
gern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die eine solche
Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern be-
treibt. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Un-
ternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen
gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt
sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die voran-
geführten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis
jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist; 

16.3 die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln
einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern.

(1a) 5 Die für die Überprüfung der Gebarung von Gemeinden geltenden
Bestimmungen des Abs. 1 finden sinngemäß Anwendung auf die Über-
prüfung der Gebarung von Gemeindeverbänden.

(2) Bei der Erfüllung von Aufträgen gemäß Abs. 1 Z 6 gilt der Landes-Rech-
nungshof als eine dem Amt der Landesregierung einbezogene Einrichtung zur
Erstellung von Gutachten über die Gebarung der genannten Rechtsträger für die
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Ausübung der Aufsicht nach den gemeinderechtlichen Vorschriften und ist nicht
Organ des Landtags gemäß § 1 Abs. 2. Die Landesregierung hat den Präsidenten
des Landtags von solchen Prüfungsaufträgen schriftlich 1 in Kenntnis zu setzen.
Dieser hat die Landtagsklubs sowie alle Abgeordneten, die keinem Landtagsklub
angehören, darüber zu informieren. 2 Der Landes-Rechnungshof ist bei Erstel-
lung von Gutachten gemäß Abs. 1 Z 6 unabhängig und an keine Weisungen ge-
bunden.
(2a)4 Der Landes-Rechnungshof soll zum Zweck der Vermeidung von Dop-

pelprüfungen im Bereich der Prüfungen gemäß Abs. 1 Z 9 bis 12 seine Prü-
fungstätigkeit mit jener des Landes im Bereich der Gebarung der Gemeinden
(Art. 119a Abs. 2 B-VG) abstimmen.
(3) Entstehen zwischen dem Landes-Rechnungshof und einem seiner Prü-

fungsbefugnis unterliegenden Rechtsträger Meinungsverschiedenheiten über die
Auslegung der Bestimmungen, die die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofs
regeln, so entscheidet darüber auf Antrag der Landesregierung oder des Lan-
des-Rechnungshofs der Verfassungsgerichtshof.

1 Wort „schriftlich“ eingefügt gem. Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom
18.12.2013)

2 Satz eingefügt gem. Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
3 I.d.F. gem. Art. 2 Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016
4 I.d.F. gem. Art. 2 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016
5 Angefügt gem. Art. 1 Z 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 mit Wirksamkeit vom 17.7.2025.

§ 3
Gemeinschaftsrechtliche Finanzkontrolle

Der Landes-Rechnungshof wirkt nach Maßgabe verbindlicher gemeinschafts-
rechtlicher Bestimmungen bei der Prüfung der Gebarung aller öffentlich-recht-
lichen Körperschaften sowie aller natürlichen und juristischen Personen mit,
wenn und soweit diese Rechtsträger Finanzmittel der Europäischen Union aus
dem Bereich der kofinanzierten Maßnahmen erhalten oder direkt von der Euro-
päischen Union in Anspruch nehmen.

§ 4
Maßstäbe der Prüfungen und Begutachtungen

Der Landes-Rechnungshof hat - unbeschadet des § 5 Abs. 4 zweiter Satz - die
ihm obliegenden Prüfungs- und Begutachtungsaufgaben dahingehend auszu-
üben, ob und allenfalls inwieweit die betreffende Gebarung
1. ziffernmäßig richtig ist;
2. mit den bestehenden Rechtsvorschriften übereinstimmt sowie
3. den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit
entspricht.

2. Abschnitt
Verfahren

§ 5
Einleitung von Prüfungen

(1) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 1 bis 5
1. von Amts wegen (Initiativprüfung [Abs. 2]) oder
2. auf Verlangen (Antragsprüfung [Abs. 3 und 4])

durchzuführen.
(1a)5 Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 9

bis 12 von Amts wegen (Initiativprüfung [Abs. 2]) durchzuführen. 
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(1b)5 Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13
bis 16 

1. auf begründetes Ersuchen der Landesregierung oder 
2. auf Beschluss des Landtages 

durchzuführen. In jedem Jahr dürfen nur zwei Ersuchen gemäß Z 1 sowie zwei
Anträge gemäß Z 2 gestellt werden. Ersuchen der Landesregierung gemäß Z 1
sind nur hinsichtlich jener Gemeinden zulässig, die im Vergleich mit anderen
Gemeinden über eine auffällige Entwicklung bei Schulden oder Haftungen ver-
fügen. Dies gilt auch für Beschlüsse des Landtages gemäß Z 2.
(2) Initiativprüfungen im Sinne des Abs. 1 Z 1und Abs. 1a6 können die jewei-

lige Gebarung entweder
1. insgesamt oder
2. hinsichtlich bestimmter sachlich oder zeitlich abgegrenzter Teilbereiche und
-projekte erfassen. Initiativprüfungen können, soweit dies ein verlässliches
Bild der jeweiligen Gebarung ergibt, auch stichprobenweise durchgeführt
werden. Der Direktor des Landes-Rechnungshofs bestimmt, welche Initia-
tivprüfungen durchzuführen sind und legt Art und Umfang der Prüfung im
Einzelfall fest. Er hat dabei unter Berücksichtigung der Prüftätigkeit, die der
Rechnungshof als Organ des Landtags ausübt, darauf Bedacht zu nehmen,
dass die Erfüllung der Aufgaben nach § 2 im Sinne der Prüfungsmaßstäbe
des § 4 bestmöglich gewährleistet ist. Art, Umfang und Wortlaut einer In-
itiativprüfung sind dem Präsidenten des Landtags schriftlich zur Kenntnis zu
bringen. Dieser hat die Landtagsklubs sowie alle Abgeordneten, die keinem
Landtagsklub angehören, darüber zu informieren. Als Ergebnis einer einge-
leiteten Initiativprüfung ist dem Landtag unverzüglich nach Abschluss der
Prüfung ein schriftlicher Bericht in einheitlicher Form vorzulegen. Im Falle
einer Initiativprüfung gemäß Abs. 1a ist dieser Bericht zugleich dem Gemein-
derat und dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde sowie der Landes-
regierung vorzulegen.7 Die Erstellung und Vorlage von Teilberichten ist nicht
zulässig. Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat bis zum 15. November
eines jeden Kalenderjahres eine Übersicht über die im nächstfolgenden Ka-
lenderjahr voraussichtlichen Initiativprüfungen zu erstellen, wobei pro Ge-
setzgebungsperiode des Landtages nicht mehr als zehn Prüfungen gemäß
§ 2 Abs. 1 Z 9 bis 12 vorgesehen werden dürfen,8 und dem Präsidenten
des Landtags schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Dieser informiert die
Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses. 1

(3) Antragsprüfungen im Sinne des Abs. 1 Z 2 obliegen dem Landes-Rech-
nungshof auf Verlangen
1. des Landtags;
2. eines Drittels der Mitglieder des Landtags;
3. eines Landtagsklubs, dessen Mitgliederanzahl ein Drittel der Anzahl der
Mitglieder des Landtags nicht erreicht, einmal je Kalenderjahr;

4. des Landes-Rechnungshofausschusses 2;
5. dreier Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses 2;
6. der Landesregierung oder
7. eines Mitglieds der Landesregierung im Rahmen des den Mitgliedern der Lan-
desregierung in der Geschäftsordnung der Landesregierung (Referatseintei-
lung) zugewiesenen sachlichen Aufgabenbereichs (einmal je Kalenderjahr).

(4)3 Das Verlangen auf Durchführung einer Antragsprüfung gemäß Abs. 1b
und 9 Abs. 3 ist beim Landes-Rechnungshof schriftlich einzubringen und hat den
Gegenstand und den Umfang (letzteren im Sinne des § 4 Z 1 bis 3) der ge-
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wünschten Prüfung sowie im Falle einer Antragsprüfung gemäß Abs. 1b die auf-
fällige Entwicklung bei Schulden oder Haftungen 10 möglichst genau darzulegen.
Im Fall von Unklarheiten ist mit dem Direktor des Landes-Rechnungshofs eine
Klarstellung vorzunehmen und der Antrag gegebenenfalls zu präzisieren. Art,
Umfang und Wortlaut des Verlangens auf Durchführung einer Antragsprüfung
sind vom Landes-Rechnungshof dem Präsidenten des Landtags schriftlich zur
Kenntnis zu bringen. Dieser hat die Landtagsklubs sowie alle Abgeordneten,
die keinem Landtagsklub angehören, zu informieren. Als Ergebnis einer einge-
leiteten Antragsprüfung ist dem Landtag unverzüglich nach Abschluss der Prü-
fung ein schriftlicher Bericht in einheitlicher Form vorzulegen. Im Falle einer
Antragsprüfung gemäß Abs. 1b ist dieser Bericht zugleich dem Gemeinderat
und dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde sowie der Landesregierung
vorzulegen.11 Die Erstellung und Vorlage von Teilberichten ist nicht zulässig.
(5) Die Prüfungen sollen bei Initiativprüfungen möglichst bald nach Eintritt

der Kenntnis des Landes-Rechnungshofs von den prüfungsrelevanten Tatbe-
ständen und bei Antragsprüfungen möglichst bald nach Einlangen eines Ver-
langens auf Durchführung einer Prüfung erfolgen.
(6)4 Sind bereits drei Antragsprüfungen gemäß Abs. 3 Z 1 bis 7 anhängig,

darf kein weiteres Verlangen auf Durchführung einer Antragsprüfung gemäß
Abs. 3 Z 2 bis 7 gestellt werden. Überdies darf kein Abgeordneter desselben
Landtagsklubs ein Verlangen gemäß Abs. 3 Z 2 bis 5unterstützen, solange zwei
Antragsprüfungen, die auf Grund eines Verlangens von Abgeordneten des Land-
tagsklubs, dem er angehört, unterstützt wurden, anhängig sind. Als anhängig
gilt eine Antragsprüfung bis zur Er stattung des Berichts des Landes-Rechnungs-
hofs an die in § 8 Abs. 2 genannten Stellen.

1 Die letzten fünf Sätze eingefügt gem. Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit
vom 18.12.2013)

2 Wort „Landes-Rechnungshofausschusses“ ersatzweise eingefügt gem. Z 6 des Gesetzes LGBl.
Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

3 I.d.F. gem. Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
4 Angefügt gem. Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
5 Eingefügt gem. Art. 2 Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016
6 Wortfolge „und Abs. 1a“ eingefügt gem. Art. 2 Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirk-
samkeit vom 1.1.2016

7 Satz eingefügt gem. Art. 2 Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016
8 Entf. gem. Art. 1 Z 4 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 mit Wirksamkeit vom 17.7.2025)
9 Wortfolge „Abs. 1b und“ eingefügt gem. Art. 2 Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirk-
samkeit vom 1.1.2016

11 Wortfolge „sowie im Falle einer Antragsprüfung gemäß Abs. 1b die auffällige Entwicklung
bei Schulden oder Haftungen“ eingefügt gem. Art. 2 Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit
Wirksamkeit vom 1.1.2016

12  Satz eingefügt gem. Art. 2 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016

§ 6
Befugnisse des Landes-Rechnungshofs bei Durchführung

seiner Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit
(1) Der Landes-Rechnungshof verkehrt im Zuge der Wahrnehmung der ihm

obliegenden Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit mit allen seiner Prüfung und
Begutachtung unterliegenden Dienststellen, Unternehmungen und sonstigen
Rechtsträgern unmittelbar. Der Landes-Rechnungshof hat Art, Umfang und
Wortlaut der Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit der Leitung der zu prüfenden
Stelle im Rahmen der Prüfungseinleitung schriftlich bekannt zu geben.1
(2) Der Landes-Rechnungshof ist berechtigt, zum Zwecke seiner Prüfungs- und

Begutachtungstätigkeit
1. von den in Abs. 1 genannten Stellen jederzeit schriftlich oder in sonstiger
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zweckmäßiger Weise alle ihm erforderlich erscheinenden Auskünfte zu ver-
langen;

2. durch seine Organe an Ort und Stelle in die mit der Gebarung, die geprüft
wird, im Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und Unterlagen (ins-
besondere Akten, Rechnungsbücher, Belege, Korrespondenzen, Verträge,
Voranschläge, Rechnungsabschlüsse, Gewinn- und Verlustrechnungen
sowie Bilanzen) Einsicht zu nehmen;

3. die Übermittlung der in Z 2 genannten Aufzeichnungen und Unterlagen zu
verlangen;

4. Lokalerhebungen (etwa Kassenprüfungen) selbst vorzunehmen oder bei
einer Dienststelle durch die vorgesetzte Verwaltungsbehörde zu veranlassen
und an diesen Amtshandlungen durch seine Organe teilzunehmen, wobei
die Prüfung von Kassen nur unter Beiziehung eines leitenden Bediensteten
der betreffenden Dienststelle zulässig ist, sowie

5. Personen, die nicht bei der überprüften Stelle tätig sind, als Auskunftsper-
sonen anzuhören, wobei diese Personen dabei die ihnen obliegenden ge-
setzlichen Verschwiegenheitspflichten wahrzunehmen haben.

(3) Die überprüfte Stelle hat jedem auf Abs. 2 gegründeten Verlangen des Lan-
des-Rechnungshofs unverzüglich, wahrheitsgemäß und vollständig zu entspre-
chen. Dabei ist dem Landes-Rechnungshof insbesondere der Zugriff auf sowie
das Ermitteln 2 und das Kopieren von automationsunterstützt verarbeiteten Daten,
die er zur Wahrnehmung der jeweiligen Prüfungsaufgabe benötigt, zu gewähren.
(4) Der Landes-Rechnungshof kann sich bei Ausübung seiner Prüfungs- und

Begutachtungstätigkeit geeigneter Sachverständiger bedienen. Die Sachverstän-
digen sind, wenn dies nicht schon für die Erstattung von Gutachten der gewünsch-
ten Art im Allgemeinen geschehen ist, vom Direktor des Lan des-Rechnungshofs
zu beeiden. Die Sachverständigen sind zur Geheimhaltung über ihnen ausschließ-
lich aus ihrer Tätigkeit bekannt gewordene Informationen verpflichtet, soweit und
solange deren Geheimhaltung zur Wahrung ub̈erwiegender berechtigter Interessen
eines anderen, insbesondere zur Wahrung des Rechts auf Schutz der personenbe-
zogenen Daten und zur Wahrung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen, er-
forderlich ist.3
(5) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat durch geeignete Maßnahmen

sicherzustellen, dass über einzelne im Rahmen der Tätigkeit des Landes-Rech-
nungshofs bekannt gewordene Tatsachen sowie über Ergebnisse seiner Prü-
fungs- und Begutachtungstätigkeit bis zur endgültigen Berichterstattung an den
Landtag (§ 8) Verschwiegenheit bewahrt wird; dies gilt nicht im Verhältnis zur
geprüften Stelle. In Berichtfassungen oder sonstigen Schriftstücken, die veröf-
fentlicht werden, sind geeignete Vorkehrungen zur Wahrung des Datenschutzes
und berechtigter Geheimhaltungsinteressen, insbesondere auch im Hinblick auf
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, zu treffen.
(6) Eine unmittelbare Einflussnahme auf die Führung der seiner Prüfung un-

terliegenden Stellen steht dem Landes-Rechnungshof nicht zu.
(7) Der Landes-Rechnungshof hat bei Ausübung seiner Prüfungsbefugnisse

die sachlich in Betracht kommenden Prüfungsergebnisse anderer Kontrollein-
richtungen (insbesondere des Rechnungshofs) - ohne Bindung an diese - in Er-
wägung zu ziehen.

1 Satz angefügt gem. Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Wortfolge „der Zugriff auf sowie das Ermitteln“ ersatzweise eingefügt  gem. Z 10 des Gesetzes
LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksam

3 Letzter Satz IdF gem Art. 1 Z 5 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 mit Wirksamkeit vom 1. Sep-
tember 2025.
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§ 7
Vorläufige Prüfungsergebnisse

(1) Der Landes-Rechnungshof hat das vorläufige Ergebnis einer durchgeführ-
ten Prüfung aus dem Bereich des Landes (§ 2 Abs. 1 Z 1 bis 5) 3 der geprüften
Dienststelle, Unternehmung oder einem sonstigen Rechtsträger, deren Gebarung
Gegenstand der Prüfung war, schriftlich mitzuteilen. Gleichzeitig ist das vor-
läufige Ergebnis einer durchgeführten Prüfung gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 lit. b und
Z 3 bis 5 der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen.1
(2) Eine Übermittlung gemäß Abs. 1 ist mit der Aufforderung zu verbinden,

zum vorläufigen Prüfungsbericht innerhalb einer angemessenen, zehn Wochen
2 nicht überschreitenden Frist eine schriftliche Äußerung abzugeben. Werden
Mängel, die der Landes-Rechnungshof bereits in früheren Berichten gerügt hat,
neuerlich festgestellt, so hat der Landes-Rechnungshof in dieser Aufforderung
um eine Begründung zu ersuchen, warum diese Unzulänglichkeiten nicht beho-
ben wurden. Der Landes-Rechnungshof kann erforderlichenfalls zu einer gemäß
dem ersten Satz erstatteten Äußerung eine schriftliche Gegenäußerung abgeben.
(3)4 Der Landes-Rechnungshof hat das vorläufige Ergebnis einer durchgeführten

Überprüfung aus dem Bereich einer Gemeinde (§ 2 Abs. 1 Z 9 bis 16) dem Bür-
germeister sowie der geprüften Stelle zu übersenden und die Möglichkeit zur Ab-
gabe einer schriftlichen Äußerung einzuräumen. Der Bürgermeister hat zum
vorläufigen Ergebnis der durchgeführten Überprüfung Stellung zu nehmen und
dem Landes-Rechnungshof die auf Grund des Prüfungsergebnisses getroffenen
Maßnahmen innerhalb von drei Monaten mitzuteilen. Hat der Bürgermeister frist-
gerecht eine Äußerung abgegeben, so hat der Landes-Rechnungshof diese in seine
Erwägungen miteinzubeziehen und in seinen Prüfungsbericht einzuarbeiten. Die
Äußerung des Bürgermeisters ist überdies dem Bericht als Beilage anzuschließen.
(4)5 In Ausnahmefällen kann die Frist gemäß Abs. 2 und 3 über begründetes

Ersuchen der zur Stellungnahme aufgeforderten Stelle einmalig verlängert wer-
den. Ein Ausnahmefall liegt insbesondere dann vor, wenn ein Katastrophenfall
oder vergleichbare Ereignisse bestehen, die die Aufrechterhaltung des regulären
Dienstbetriebes der geprüften Stelle maßgeblich erschweren und die von der ge-
prüften Stelle weder vorsätzlich noch grob fahrlässig herbeigeführt wurden. Ein
Antrag auf Fristverlängerung auf Grund eines solchen Ausnahmefalls hat inner-
halb der ursprünglich gewährten Frist zur Abgabe einer Stellung-nahme gemäß
Abs. 2 und 3 zu erfolgen. Liegt der Ausnahmefall nicht mehr vor, kann ein Antrag
auf Fristverlängerung nicht mehr gestellt werden. Der Direktor des Landes-Rech-
nungshofes entscheidet über die Verlängerung der Frist. Auch eine solcherart
verlängerte Frist hat angemessen zu sein. Der Lauf der verlängerten Frist beginnt
mit jenem Tag, der auf das Ende der Frist gemäß Abs. 2 und 3 folgt.

1 Satz angefügt gem. Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Wortfolge „zehn Wochen“ ersatzweise eingefügt gem. Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013
(mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

3 Wortfoilge „aus dem Bereich des Landes (§ 2 Abs. 1 Z 1 bis 5)“ eingefügt gem. Art. 2 Z 9 des
Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016

4 I.d.F. gem. Art. 2 Z 10 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016
5 Angefügt gem. Art. 1 Z 1 des Gesetzes LGBl. Nr. 25/2020 (mit Wirksamkeit vom 17. April 2020;
diese Bestimmung tritt mit Ablauf des 31.12.2020 außer Kraft). § 7 Abs. 4 ist auf alle Prüfungen
anzuwenden, deren Ergebnis bis zum 1. April 2020 noch nicht dem Landtag übermittelt wurde.

§ 8
Prüfungsberichte

(1) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag das Ergebnis einer Initiativ-
prüfung (§ 5 Abs. 1 Z 1 und Abs. 1a 11) unverzüglich nach Abschluss der Prüfung
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in einem schriftlichen Bericht in einheitlicher Form über die durchgeführte Prü-
fung 1 mitzuteilen. Die Erstellung und Vorlage von Teilberichten ist nicht zu-
lässig.2 Gleichzeitig ist ein solcher Bericht vom Landes-Rechnungshof der
geprüften Stelle,  der Landesregierung sowie im Falle einer Initiativprüfung
gemäß § 5 Abs. 1a dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der betreffenden
Gemeinde 12 zur Kenntnis zu bringen. Im Falle einer Befassung des Landes-
Rechnungshofs gemäß § 3 hat der Landes-Rechnungshof den demgemäß erstat-
teten schriftlichen Bericht unverzüglich nach Abschluss der Prüfung der
antragstellenden und der geprüften Stelle, dem Landtag und der Landesregierung
zur Kenntnis zu bringen. Der Landes-Rechnungshof hat derartige Berichte in
geeigneter Weise zu veröffentlichen, nachdem die Vervielfältigung und Vertei-
lung gemäß § 36 der Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages, LGBl.
Nr.47/1981, an die Landtagsabgeordneten erfolgt ist, worüber der Landes-Rech-
nungshof unverzüglich zu informieren ist.3
(2) Der Landes-Rechnungshof hat der Stelle, die das Verlangen auf die ent-

sprechende Prüfung gestellt hat, das Ergebnis einer Antragsprüfung (§ 5 Abs. 1
Z 2 und Abs. 1b13) unverzüglich nach Abschluss der Prüfung in einem schrift-
lichen Bericht in einheitlicher Form über die durchgeführte Prüfung 4 mitzutei-
len. Die Erstellung und Vorlage von Teilberichten ist nicht zulässig.5
Gleichzeitig ist ein solcher Bericht vom Landes-Rechnungshof

1. der geprüften Stelle,
2. dem Landtag,
3. im Fall einer Prüfung gemäß § 5 Abs. 3 Z 1 bis 5 und 7 der Landesregie-

rung und
4.14 im Falle einer Prüfung gemäß § 5 Abs. 1b dem Gemeinderat und dem

Bürgermeister der betreffenden Gemeinde
zur Kenntnis zu bringen. Der Landes-Rechnungshof hat derartige Berichte in

geeigneter Weise zu veröffentlichen, nachdem die Vervielfältigung und Vertei-
lung gemäß § 36 der Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages, LGBl.
Nr. 47/1981, an die Landtagsabgeordneten erfolgt ist, worüber der Landes-Rech-
nungshof unverzüglich zu informieren ist. 6
(3) Der Landes-Rechnungshof hat Gutachten gemäß § 2 Abs. 1 Z 6 der Lan-

desregierung sowie Stellungnahmen gemäß § 2 Abs. 1 Z 7 dem Präsidenten des
Landtags unverzüglich nach Abschluss der Prüfung schriftlich zu übermitteln.
(4) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag jeweils bis spätestens 31.

März einen zusammenfassenden schriftlichen Bericht über seine Tätigkeit im
vorangegangenen Kalenderjahr (Tätigkeitsbericht) zu übermitteln. Die Darstel-
lung der Ergebnisse der Prüfungen im Einzelnen (Abs. 1 und 2) sowie sonstige
Darlegungen sind 7 nicht Gegenstand eines solchen Berichts. Der Bericht ist vom
Landes-Rechnungshof gleichzeitig der Landesregierung zur Kenntnis zu brin-
gen. Der Landes-Rechnungshof kann dem Landtag zusätzlich Zwischenberichte
über die laufende Tätigkeit des Landes-Rechnungshofs übermitteln.
(5) Der Landes-Rechnungshof hat seine Berichte - unter Beachtung der

Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit - wahr-
heitsgemäß, objektiv, genau und umfassend zu erstellen. Er hat in Berichten die
Darstellung des Sachverhalts von dessen Bewertungen durch den Landes-Rech-
nungshof deutlich zu trennen. Auf rechtzeitig erstattete Äußerungen der geprüf-
ten Stellen (§ 7) ist in der Sache einzugehen; davon abweichende Auffassungen
des Landes-Rechnungshofs sind zu begründen. Sind erhebliche Rechtsfragen
strittig, so sind die unterschiedlichen Auffassungen darzulegen. Der Landes-
Rechnungshof hat in seinen Berichten auch auf die Ursachen festgestellter Män-
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gel einzugehen und erforderlichenfalls Verbesserungsvorschläge (insbesondere
hinsichtlich der Möglichkeit der Vermeidung oder Senkung von Ausgaben und
der Schaffung oder Erhöhung von Einnahmen) zu erstatten. Wenn dies für die
vom Landes-Rechnungshof dargelegte Bewertung der Sachverhalte, die Gegen-
stand der jeweiligen Prüfung sind, von besonderer Bedeutung ist, sind nach Tun-
lichkeit die für das Verständnis der erörterten Vorgänge maßgeblichen
Rahmenbedingungen und Begleitumstände ergänzend darzustellen. Stellung-
nahmen, Gutachten oder sonstige Äußerungen des Landes-Rechnungshofs an
den Landtag, die keine Berichte über eine abgeschlossene Prüfung gemäß § 2
Abs. 1 darstellen, sind ohne Befassung des Landtags an die Landtagsklubs, alle
Abgeordneten, die keinem Landtagsklub angehören, den Obmann des Landes-
Rechnungshofausschusses und die Landtagsdirektion zu übermitteln. 8
(6) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat an den Beratungen des Lan-

des-Rechnungshofausschusses 9 über die dem Landtag gemäß Abs. 1, 2 und 4
übermittelten Berichte des Landes-Rechnungshofs teilzunehmen. Er hat das
Recht, in den Beratungen der Ausschüsse bei Behandlung dieser Berichte gehört
zu werden und deren Inhalt kurz darzustellen.
(7) Enthält ein Bericht des Landes-Rechnungshofs Beanstandungen oder Vor-

schläge für die Beseitigung von Mängeln, die die Landesregierung zu vertreten
hat, so hat die Landesregierung dem Landtag innerhalb von zwölf Monaten nach
der Behandlung des Berichts im Landes-Rechnungshofausschuss 10 die aufgrund
der im Bericht enthaltenen Prüfungsergebnisse getroffenen Maßnahmen schrift-
lich mitzuteilen. Dabei hat die Landesregierung gegebenenfalls zu begründen,
warum den Beanstandungen oder Vorschlägen zur Beseitigung von Mängeln
nicht entsprochen wurde.
(8)15 Nach Veröffentlichung seiner Prüfungsberichte (§ 8 Abs. 1 und 2) kann

der Landes-Rechnungshof in den Folgejahren den Umsetzungsstand der in die-
sen Prüfungsberichten getroffenen Empfehlungen abfragen.

1 Wortfolge „in einheitlicher Form über die durchgeführte Prüfung“ eingefügt gem. Z 13 des Ge-
setzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

2 Satz eingefügt gem. Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
3 Letzter Satz ersatzweise eingefügt gem. Z 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit
vom 18.12.2013)

4 Wortfolge „in einheitlicher Form über die durchgeführte Prüfung“ eingefügt gem. Z 15 des Ge-
setzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

5 Satz eingefügt gem. Z 15 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
6 Letzter Satz ersatzweise eingefügt gem. Z 16 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit
vom 18.12.2013)

7 Wortfolge „sowie sonstige Darlegungen sind“ ersatzweise eingefügt gem. Z 17 des Gesetzes
LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

8 Satz angefügt gem. Z 18 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
9 Wortfolge „des Landes-Rechnungshofausschusses“ ersatzweise eingefügt ge. Z 19 des Gesetzes
LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

10 Wortfolge „im Landes-Rechnungshofausschuss“ ersatzweise eingefügt gem. Z 20 des Gesetzes
LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

11 Zitat „und Abs. 1a“ gem. Art. 2 Z 11 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom
1.1.2016

12 Wortfolge „der Landesregierung sowie im Falle einer Initiativprüfung gemäß § 5 Abs. 1a dem
Gemeinderat und dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde“ ersatzweise eingefügt gem.
Art. 2 Z 12 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016

13 Zitat „und Abs. 1b“ eingefügt gem. Art. 2 Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksam-
keit vom 1.1.2016

14 Eingefügt gem. Art. 2 Z 13 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 mit Wirksamkeit vom 1.1.2016
15 Angefügt gem. Art. 1 Z 6 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 (mit Wirksamkeit vom 17.7.2025).
.
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3. Abschnitt
Organisation

§ 9
Grundsätzliches

(1) Der Landes-Rechnungshof besteht aus
1. dem Direktor des Landes-Rechnungshofs (§§ 10 und 11) sowie
2. den sonstigen Bediensteten (Abs. 2 Z 1 und § 12).
(2) Die Landesregierung und der Landesamtsdirektor haben im Rahmen ihrer

jeweiligen Zuständigkeiten allenfalls auf Anregung und jedenfalls nach Anhö-
rung des Direktors des Landes-Rechnungshofs im Rahmen des im jeweiligen
Landesvoranschlag hiefür vorgesehenen Ansatzes
1. dem Landes-Rechnungshof die zur ordnungsgemäßen Besorgung seiner

Aufgaben erforderliche Anzahl von entsprechend qualifizierten Landesbedien-
steten zur Verfügung zu stellen;
2. für die dem jeweiligen Personalstand entsprechende räumliche und sonstige

Ausstattung des Landes-Rechnungshofs zu sorgen sowie
3. dem Landes-Rechnungshof die erforderlichen finanziellen Mittel zur Ver-

fügung zu stellen.
(Verfassungsbestimmung) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs verfügt

unter Beachtung der diesbezüglichen Vorschriften über die dem Landes-Rech-
nungshof im Landesvoranschlag zugewiesenen Kredite, hat sich jedoch der zen-
tralen Landesbuchhaltung zu bedienen. 1
(3)2 Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat dem Präsidenten des Land-

tags bis längstens31. März jeden Jahres schriftlich die voraussichtlichen perso-
nellen und sachlichen Erfordernisse für das kommende Jahr samt einer Übersicht
über die voraussichtliche diesbezügliche Entwicklung in den nächsten drei Jah-
ren bekanntzugeben. (Verfassungsbestimmung) Diese Mitteilungen sind im Lan-
des-Rechnungshofausschuss zu beraten und vom Präsidenten des Landtags der
Landesregierung mit einer allfälligen Stellungnahme des Landes-Rechnungs-
hofausschusses zwecks Berücksichtigung im Landesvoranschlag für das fol-
gende Jahr zu übermitteln. (Verfassungsbestimmung) Der Direktor des
Landes-Rechnungshofs ist berechtigt, an den Verhandlungen im Landtag sowie
in den zuständigen Ausschüssen und deren Unterausschüssen zum entsprechen-
den Teil des Landesvoranschlags gehört zu werden.

1 Satz angefügt gem. Z 21des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 I.d.F. gem. Z 22 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013

§ 10
Bestellung und Abberufung des Direktors des Landes-Rechnungshofs

(1) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs wird vom Landtag bei Anwe-
senheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der abgegebenen Stimmen bestellt. Vor der Bestellung hat der Präsident
des Landtags

1. eine öffentliche Ausschreibung dieser Funktion zu veranlassen 1 und nach-
folgend

2. zu einer Anhörung 2 der Bewerber, die fristgerecht eine Bewerbung ein-
gebracht haben und nach den vorgelegten Unterlagen die Voraussetzun-
gen des Abs. 2 Z 1, 2 sowie 4 bis 7 erfüllen, durch die Mitglieder des
Landes-Rechnungshofausschusses einzuladen sowie dem Landtag einen
geeigneten Bewerber zur Bestellung vorzuschlagen 3. Auf die Ausschrei-

LANDES-RECHNUNGSHOFGESETZ

107

3
§§ 9 - 10



bung nach Z 1 ist § 2 des Objektivierungsgesetzes, LGBl. Nr. 56/1988,
mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass anstelle der Landesregie-
rung der Präsident des Landtags tritt sowie der Präsident des Landtags
das Amt der Burgenländischen Landesregierung um Durchführung der
für die Bestellungserfordernisse gemäß Abs. 2 Z 4 erforderlichen Unter-
suchungen zu ersuchen hat.

(2) Zum Direktor des Landes-Rechnungshofs darf nur ein Bewerber bestellt
werden, der

1. ein Studium an einer Universität, einer Hochschule oder einer Fachhoch-
schule, insbesondere der Rechtswissenschaften, der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften oder einschlägiger technischer Studienrichtungen,
abgeschlossen hat. 
Der Bewerber muss weiters durch mindestens fünf Jahre einen Beruf, für
den die Vollendung eines dieser Studien Voraussetzung ist, oder einen
einer solchen Qualifikation gleichzuhaltenden Beruf ausgeübt haben;

2. eine für seinen Berufsbereich vorgesehene anerkannte Prüfung oder eine
einer solchen Prüfung gleichzuhaltende Qualifikation aufweist;

3. Kenntnisse und Erfahrungen nachweist, die für seine Tätigkeit im Landes-
Rechnungshof erforderlich ist;

4. die körperliche und geistige Eignung für die Tätigkeit im Landes-Rech-
nungshof besitzt;

5. zum Burgenländischen Landtag - abgesehen vom Wohnsitzerfordernis -
wählbar ist;

6.4 zum Zeitpunkt des Funktionsantritts weder einem allgemeinen Vertre-
tungskörper noch dem Europäischen Parlament angehört sowie

7. weder Mitglied der Bundesregierung noch der Burgenländischen Landes-
regierung ist oder in den letzten vier Jahren war.

(3) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat vor Antritt seines Amts dem
Präsidenten des Landtags das Gelöbnis der strengsten Unparteilichkeit
und der gewissenhaften Erfüllung der mit seinem Amt verbundenen
Pflichten zu leisten. Er ist hinsichtlich seiner rechtlichen Verantwortlich-
keit den Mitgliedern der Landesregierung gleichgestellt (Art. 57 L-VG).

(4) Die Amtsperiode des Direktors des Landes-Rechnungshofs beträgt zehn
Jahre. Eine Wiederbestellung ist unzulässig.

(5) Die Amtsperiode des Direktors des Landes-Rechnungshofs endet vor
ihrem Ablauf im Sinne des Abs. 4 durch

1. einen gegenüber dem Präsidenten des Landtags erklärten schriftlichen, un-
widerruflichen Verzicht auf die weitere Amtsausübung;

2. den Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung (Abs. 2);
3. ein auf Verlust des Amts lautendes Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs

gemäß Art. 142 B-VG oder
4. die Abberufung durch Beschluss des Landtags, für den die gleichen Anwe-

senheits- und Zustimmungserfordernisse wie bei der Bestellung (Abs. 1)
gelten.

1 Wortfolge „zu veranlassen“ eingefügt gem. Z 23 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirk-
samkeit vom 18.12.2013)

2 Wortfolge „zu einer Anhörung“ ersatzweise eingefügt gem. Z 24 des Gesetzes LGBl. Nr.
77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

3 Wortfolge „die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses einzuladen sowie dem Land-
tag einen geeigneten Bewerber zur Bestellung vorzuschlagen“ ersatzweise eingefügt gem. Z
24 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

4 I.d.F. gem. Z 25 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
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§ 11
Rechtsstellung des Direktors des Landes-Rechnungshofs

(1) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs leitet den Landes-Rechnungshof
und vertritt ihn, insbesondere im Verkehr mit den seiner Prüfung unterliegenden
Dienststellen, Unternehmungen und sonstigen Einrichtungen, nach außen. Er ist
für die Tätigkeit des Landes-Rechnungshofs ausschließlich dem Landtag ver-
antwortlich.
(2) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat für den Fall seiner Verhin-

derung im Einvernehmen mit dem Präsidium des Landtags aus dem Kreis der
übrigen Bediensteten des Landes-Rechnungshofs jährlich einen Vertreter zu be-
stimmen. Im Falle der Verhinderung auch dieses Vertreters wird der Direktor
durch den dienstältesten, auf Grund seiner dienstrechtlichen Stellung entspre-
chend qualifizierten, nicht verhinderten Bediensteten des Landes-Rechnungshofs
vertreten. Bei Wahrnehmung seiner Vertretungstätigkeit unterliegt der Vertreter
der gemäß § 10 Abs. 3 letzter Satz dem Direktor auferlegten rechtlichen Ver-
antwortlichkeit.
(3) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs erhält für seine Tätigkeit Bezüge

nach Maßgabe des Burgenländischen Landesbezügegesetzes, LGBl. Nr.
12/1998; dieses Landesgesetz enthält auch Regelungen über die pensionsrecht-
lichen Ansprüche des Direktors.
(4) Die §§ 80 bis 97 des Burgenländischen Landesbeamten-Dienstrechtsge-

setzes 1997, LGBl. Nr. 17/1998, sind für den Direktor des Landes-Rechnungs-
hofs mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass ihm Urlaubsansprüche wie
Landesbeamten der Dienstklasse IX zustehen sowie der Antritt und die Beendi-
gung eines Urlaubs dem Präsidenten des Landtags zur Kenntnis zu bringen ist.

§ 12
Sonstige Bedienstete des Landes-Rechnungshofs

(1) Die im Landes-Rechnungshof aufgrund des maßgeblichen Stellenplans
beschäftigten Bediensteten sind entsprechend den dienstrechtlichen Vorschriften
Bedienstete des Landes Burgenland.
(2) (Verfassungsbestimmung) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs ist

Vorgesetzter aller Bediensteten, die im Landes-Rechnungshof beschäftigt sind.
Dem Direktor obliegt - unbeschadet der der Landesregierung und dem Landes-
amtsdirektor im § 9 Abs. 2 eingeräumten Befugnisse - die Ausübung der Dienst-
und Personalhoheit über die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
zum Land stehenden Bediensteten im Landes-Rechnungshof, soweit es sich
nicht um Zuständigkeiten der Disziplinarkommission oder der Leistungsfest-
stellungskommission handelt; weiters nimmt er die Stellung des Landes als
Dienstgeber bei Landesvertragsbediensteten im Landes-Rechnungshof wahr.
Der Direktor des Landes-Rechnungshofs kann jedoch, sofern dies im Interesse
der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit liegt, das Amt der Burgenlän-
dischen Landesregierung beauftragen, die ihm danach obliegenden Angelegen-
heiten in seinem Namen und nach seinen Weisungen zu besorgen.

§ 13
Unvereinbarkeiten

(1) Weder der Direktor noch die sonstigen Bediensteten des Landes-Rech-
nungshofs dürfen an der Leitung und Verwaltung von Unternehmungen beteiligt
sein, die der Prüfung des Landes-Rechnungshofs unterliegen. Ebenso wenig darf
eine dieser Personen an der Leitung und Verwaltung sonstiger auf Gewinn ge-
richteter Unternehmungen teilnehmen.
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(2) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs darf während seiner Amtstätig-
keit keinen Beruf mit Erwerbsabsicht ausüben, es sei denn, dass dies der im
Sinne des § 6a Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Transparenz und Unverein-
barkeiten für oberste Organe und sonstige öffentliche Funktionäre (Unverein-
barkeits- und Transparenz-Gesetz (Unv-Transparenz-G)), BGBl. Nr. 330/1983,
in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 141/2013 1, für Angelegenheiten der
Unvereinbarkeit zuständige Ausschuss des Landtags ausnahmsweise genehmigt.
(3)2 Nach Beendigung der Funktion beim Landes-Rechnungshof darf der

Direktor des Landes-Rechnungshofs zwei Jahre lang keine Leitungsfunktion
im Landesdienst oder in der Kontrolle des Landes-Rechnungshofs unterlie-
genden Unternehmungen übernehmen.

1 Zitat ersatzweise eingefügt gem. Z 26 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom
18.12.2013)

2 Angefügt gem. Art. 1 Z 7 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 mit Wirksamkeit vom
17.7.202517.7.2025.

§ 14
Geschäftsordnung

Die näheren Vorschriften über
1. die innere Organisation des Landes-Rechnungshofs;
2. die Abwicklung der Prüfungen;
3. die Erstellung der Berichte;
4. die Vorgangsweise bei allfälligen Behinderungen der Prüfungstätigkeit;
5. die Befugnisse der Prüfer sowie
6. den sonstigen Geschäftsgang im Landes-Rechnungshof

sind durch eine Geschäftsordnung zu regeln, die vom Direktor des Landes-Rech-
nungshofs zu erlassen und vom Präsidenten des Landtags den Mitgliedern des
Landes-Rechnungshofausschusses zur Kenntnis zu bringen ist 1.

1 Wortfolge „vom Präsidenten des Landtags den Mitgliedern des Landes-Rechnungshofausschus-
ses zur Kenntnis zu bringen ist“ ersatzweise eingefügt gem. Z 27 des Gesetzes LGBl. Nr.
77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)

§ 14a1
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Der Landes-Rechnungshof ist im Rahmen der Erfüllung seiner gesetzli-
chen Aufgaben Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 2016/679
des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl.
Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1.
(2) Der Landes-Rechnungshof ist berechtigt, personenbezogene Daten zur Er-

füllung der gesetzlichen Aufgaben des Landes-Rechnungshofs zu verarbeiten.
Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne
des Art. 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung ist zulässig, soweit dies
zur Erfüllung der Aufgaben des Landes-Rechnungshofs erforderlich ist und
somit ein erhebliches öffentliches Interesse an der Verarbeitung besteht und
wirksame Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen
Personen bestehen. Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten über ge-
richtlich oder verwaltungsbehördlich strafbare Handlungen oder Unterlassungen,
insbesondere auch über den Verdacht der Begehung von Straftaten, sowie über
strafrechtliche Verurteilungen oder vorbeugende Maßnahmen ist zulässig, so-
weit und solange dies zur Erfüllung der Aufgaben des Landes-Rechnungshofs
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erforderlich ist. Welche Daten die Verantwortlichen nach Abs. 1 verarbeiten
dürfen, richtet sich nach den Rechtsvorschriften, die für die der Pruf̈ungszustän-
digkeit des Landes-Rechnungshofs unterliegenden Dienststellen, Unternehmen
und sonstigen Einrichtungen und Rechtsträger gelten.
(3) In Bezug auf die von den der Prüfungszuständigkeit des Landes-Rech-

nungshofs unterliegenden Stellen erlangten Informationen nach § 6 Abs. 2 sind
die Rechte der betroffenen Personen nach den Art. 12 bis 22 der Datenschutz-
Grundverordnung und § 1 des Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 165/1999, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 70/2024, bei der jeweiligen Stelle
geltend zu machen. Diese hat dem Landes-Rechnungshof unverzüglich schrift-
lich über allenfalls getroffene Veranlassungen zu informieren und gegebenen-
falls die datenschutzrechtlich angepasste Version der Information zu übermitteln.
Diese ist der weiteren Behandlung im Landes-Rechnungshof zugrunde zu legen,
sofern dem nicht überwiegende Gründe entgegenstehen.
(4) Bei Ausübung der dem Landes-Rechnungshof gesetzlich übertragenen Auf-

gaben - insbesondere gemäß § 2 Abs. 1 (Rechnungs- und Gebarungskontrolle
des Landes, der Gemeinden und anderer durch Gesetz bestimmter Rechtsträger),
§ 3 (Gemeinschaftsrechtliche Finanzkontrolle), § 8 Abs. 8 (Nachfrageverfahren)
- gelten die Rechte der betroffenen Personen nach Art. 13 bis 19 und 21 der Da-
tenschutz-Grundverordnung und § 1 Abs. 3 des Datenschutzgesetzes im Hinblick
auf Art. 23 Abs. 1 lit. e und h der Datenschutz-Grundverordnung nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen:

1. Die nach Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung vorgeschrie-
benen Informationen sind in Form einer Erklärung auf elektronischem
Weg zur Verfu ̈gung zu stellen (Datenschutzerklärung). Die Informati-
onspflicht nach Art. 14 Abs. 2 lit. f der Datenschutz-Grundverordnung
findet keine Anwendung.

2. Das Recht auf Auskunft (Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1
Abs. 3 des Datenschutzgesetzes) findet hinsichtlich der Datenverarbei-
tungen durch den Landes-Rechnungshof bei Wahrnehmung seiner ge-
setzlich übertragenen Prüf- und Kontrollaufgaben keine Anwendung.

3. Das Recht auf Berichtigung (Art. 16 der Datenschutz-Grundverordnung,
§ 1 Abs. 3 des Datenschutzgesetzes) ist auf Schreibfehler und andere
offensichtliche Unrichtigkeiten beschränkt. Zu darüberhinausgehenden
unrichtigen oder unvollständigen personenbezogenen Daten kann die
betroffene Person eine (ergänzende) Erklärung abgeben, die gemeinsam
mit den als unrichtig oder unvollständig geru ̈gten personenbezogenen
Daten im jeweiligen Akt aufzunehmen ist.

4. Das Recht auf Löschung (Art. 17 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1
Abs. 3 des Datenschutzgesetzes) findet aufgrund von im öffentlichen
Interesse liegenden Archivzwecken keine Anwendung. Die Verpflich-
tung zur Löschung der personenbezogenen Daten ab dem Zeitpunkt, ab
dem die Daten zur Erfüllung der dem Landes-Rechnungshof gesetzlich
übertragenen Aufgaben nicht mehr erforderlich sind, bleibt, sofern nicht
andere gesetzliche Regelungen eine Pflicht zur weiteren Verwendung
der Daten vorsehen, unberü17.7.2025hrt.

5. Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 der Datenschutz-
Grundverordnung) und die Mitteilungspflicht (Art. 19 der Datenschutz-
Grundverordnung) kommen nicht zur Anwendung.

6. Das Widerspruchsrecht (Art. 21 der Datenschutz-Grundverordnung) ist
auf die Veröffentlichung von Dokumenten des Landes-Rechnungshofs
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beschränkt.
(5) Die in Abs. 4 Z 3 bis 6 genannten Beschränkungen gelangen nur insoweit

zur Anwendung, als die Beschränkung jeweils zur Erfüllung der gesetzlichen
Aufgaben des Landes-Rechnungshofs geeignet und erforderlich ist.

1 Eingefügt gem. Art. 1 Z 8 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 mit Wirksamkeit vom 17.7.2025

4. Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(Verfassungsbestimmungen)

§ 15
Verweisungen

Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese
in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

§ 16
Geschlechtsspezifische Bezeichnungen

Die in diesem Gesetz enthaltenen geschlechtsspezifischen Bezeichnungen gel-
ten für Frauen in ihrer jeweiligen weiblichen Form.

§ 17
Übergangsbestimmungen

(1) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes beim Landeskon-
trollamt anhängigen Prüfungsverfahren gelten als solche nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes und sind nach dessen Bestimmungen abzuschließen.
(2) Bis zur Bestellung des Direktors des Landes-Rechnungshofs übt dessen

Funktion der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes mit der Leitung
des Landeskontrollamts betraute Bedienstete des Landeskontrollamts aus.
(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes beim Landeskon-

trollamt tätigen Bediensteten werden mit diesem Tag Bedienstete des Landes-
Rechnungshofs im Sinne dieses Gesetzes.
(4) Maßnahmen, die erforderlich sind, damit der Landes-Rechnungshof mit

dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die ihm zugewiesenen Aufgaben wahrnehmen
kann, dürfen im Übrigen bereits ab dem der Verlautbarung 1 dieses Gesetzes
folgenden Tag gesetzt werden.

1 Dieses Gesetz ist am 6. Feber 2002 verlautbart worden.

5. Abschnitt1

§ 181
Inkrafttreten 

(1) (Verfassungsbestimmung) § 9 Abs. 2 letzter Satz sowie § 9 Abs. 3 zweiter
und dritter Satz in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 treten mit dem
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.
(2) Das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 2, § 5 Abs. 2, 3, 4 und 6, § 6

Abs. 1 und 3, § 7 Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 1, 2, 4, 5, 6 und 7, § 9 Abs. 3 erster Satz,
§ 10 Abs. 1 und 2, § 13 Abs. 2, § 14 sowie die Gliederungsbezeichnung 5. Ab-
schnitt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 treten mit dem der Kund-
machung folgenden Tag in Kraft.
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(3)2 § 2 Abs. 1 Z 8 bis 16, § 2 Abs. 2a, § 5 Abs. 1a, 1b, 2 und 4, § 7 Abs. 1 und
3 und § 8 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 treten mit
1. Jänner 2016 in Kraft.
(4)3 § 7 Abs. 4 und § 8 Abs. 8 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 25/2020

treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 7 Abs. 4 ist auf alle
Prüfungen anzuwenden, deren Ergebnis bis zum 1. April 2020 noch nicht dem
Landtag übermittelt wurde. §7 Abs.4 und §8 Abs.8 in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 25/2020 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.
(5)4 Das Inhaltsverzeichnis, § 2 Abs. 1 und 1a, § 5 Abs. 2, § 8 Abs. 8, § 13 Abs.

3 und § 14a in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 treten mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 6 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 56/2025 tritt mit 1. September 2025 in Kraft.

1 Angefügt gem. Z 28 des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 (mit Wirksamkeit vom 18.12.2013)
2 Angefügt gem. Art. 2 Z 14 des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 
3 Angefügt gem. Art. 1 Z 3 des Gesetzes LGBl. Nr. 25/2020 (mit Wirksamkeit vom 17. April 2020;
diese Bestimmung tritt mit Ablauf des 31.12.2020 außer Kraft).

4 Angefügt gem. Art 1 Z 9 des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025.
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REFERATSEINTEILUNG 

Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 7. Februar 2025,
mit der die Referate auf die Mitglieder der Landesregierung aufgeteilt werden
(Referatseinteilung), LGBl. Nr. 9/2025. 

Red. Hinweis: Die auf die einzelnen Mitglieder der Landesregierung
aufgeteilten Angelegenheiten werden - abweichend vom Satzbild der
Verlautbarung im Landesgestezblatt - mit Ziffern versehen.

Auf Grund des Art. 59 L-VG und des Art. 103 Abs. 2 B-VG wird verordnet:  

Artikel 1 
Die Angelegenheiten der Landesverwaltung, der mittelbaren Bundesverwal-

tung und der Privatwirtschaftsverwaltung des Bundes werden auf die Mitglieder
der Landesregierung wie folgt aufgeteilt: 

Landeshauptmann Mag. Hans Peter Doskozil
1. Innerer Dienst, Revision und Controlling; Regierungssitzungen, Regierungs-

vorlagen; Verfassungsdienst; Bundesverfassung, Landesverfassung; Landesgesetz-
gebung; Allgemeine Rechtsangelegenheiten; Abschließende Begutachtung von
Gesetzes-und Verordnungsentwürfen; 

2.Angelegenheiten der europäischen Integration und grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit einschließlich des gesamten diesbezüglichen Förderwesens
sowie der Additionalitätsprogramme; 

3. Angelegenheiten des Ausschusses der Regionen (AdR); 
4. Angelegenheiten der Statistik, der Registerzählung und der Mikrozensus-

erhebung; Zentrale und dezentrale Datenverarbeitung und Informationstechnik;
Datenschutz; 

5. Organisation von Behörden und sonstigen Dienststellen des Landes (ins-
besondere Aufbau, Organisation, Errichtung und Auflösung) einschließlich des
Landesverwaltungsgerichts; Aus-, Fort-und Weiterbildung der Landesbedienste-
ten; Errichtung und Unterbringung der Landesdienststellen und damit im Zusam-
menhang stehender Liegenschaftserwerb; Allgemeines Beschaffungswesen;
Bürgerinitiative und Bürgerbegutachtung; Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerservice;
Angelegenheiten der Volksgruppen; Hoheitszeichen, Landessymbole; Bundes-
grenzen, Landesgrenzen; Angelegenheiten der Verbindungsstelle der Bundeslän-
der; Landesgesetz- und Landesamtsblatt; Mitwirkung bei der Führung der
Bundespolizei im Bereich des Landes; Auszeichnungen und Titel; Ehrengaben,
Jubiläumsgaben und allgemeine Protokollangelegenheiten einschließlich Reprä-
sentationen; 

6. Angelegenheiten der Rechnungshöfe; 
7. Landeshaushalt; Landesrechnungsabschluss; Verwaltung des Landesver-

mögens, soweit nicht ein anderes Mitglied der Landesregierung zuständig ist; 
8. Finanzwesen und Vermögensangelegenheiten des Landes; Finanzstatistik;

Bundesabgaben, Landessteuern, -abgaben, -umlagen und -gebühren; Landeshaf-
tungen und damit im Zusammenhang stehende Betriebsprüfungen; Finanzaus-
gleich, Geld-, Kredit-und Bankwesen; 
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9. Förderungen, sonstige finanzielle Leistungen sowie Einnahmen im Zu-
sammenhang mit der in Anlage 1 genannten Voranschlagstellen; 

10. Aufsicht über die gemeinnützigen Bauvereinigungen; 
11. Angelegenheiten des Burgenländischen Gesundheitsfonds (BURGEF);

Angelegenheiten der Krankenanstalten und Pflegeanstalten sowie der Ausbil-
dung des Krankenpflegepersonals einschließlich der Fachaufsicht, Akutordina-
tionen; Schulgesundheit; 

12. Gesundheitswesen und Primärversorgung; Rettungswesen; Angelegen-
heiten der Tuberkulosehilfe und Tuberkulosebekämpfung; Sanitäre Aufsicht;
Gemeindesanitätswesen; Schulgesundheitspflege im medizinischen Bereich; Bä-
derhygiene; 

13. Aufsicht über die Ärztekammer für das Burgenland; Suchtbekämpfungs-
koordination; Leichen-und Bestattungswesen; Besorgung der Geschäfte des
Landessanitätsrats; Apotheker; Dentisten; 

14. Kurortewesen und natürliche Heilvorkommen; 
15. Angelegenheiten des Tourismus einschließlich der Förderung; Ausbau

von See-und Freibädern; Camping- und Mobilheimwesen; 
16. Aufsicht über den Landesverband „Burgenland Tourismus“; 
17. Aufsicht über den Burgenländischen Gemeindefonds; 
18. Weinrechtliche Angelegenheiten sowie Fragen des Weinmarketings; 
19. Stiftungs- und Fondswesen; Vereinsangelegenheiten; 
20. Bezugsrechtliche Angelegenheiten der Mitglieder der Landesregierung,

des Landtages und sonstiger  vom Burgenländischen Landesbezügegesetz er-
fasster Personen; 

21. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der öffentlichrechtlichen und
privatrechtlichen Bediensteten des Landes einschließlich Bezüge-, Gehalts-und
Lohnverrechnung; 

22. Ruhebezugsrechtliche Angelegenheiten der Bürgermeister; 
23. Dienstrecht der Gemeindebediensteten einschließlich der Ausübung des

Aufsichtsrechts in diesen Angelegenheiten; Personalangelegenheiten der Be-
diensteten der Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern die Zuständigkeit der
Landesregierung gegeben ist; 

24.Auswahl bezüglich der Leitungsfunktionen an Pflichtschulen (Pflicht-
schulcluster); 

25.Dienstrecht und Personalangelegenheiten der in den Landesdienst auf-
genommenen Musikschullehrer; 

26. Volksbüchereien; Angelegenheiten der zeitgenössischen bildenden und
darstellenden Kunst; Denkmal- und Ortsbildpflege; Literaturforschung; Musik-
pflege; Kulturelle und wissenschaftliche Veranstaltungen; Kulturfilmangelegen-
heiten; Studienförderung für die Studierenden der Studien aller Kunstrichtungen;
Landesmuseen; Heimatmuseen; Förderung der Natur-und Geisteswissenschaf-
ten, der Archäologie und der Volkskunde; Bodendenkmalpflege; Heimat-und
Brauchtumspflege; Volkskulturangelegenheiten; Kriegsgräberfürsorge; Kultus-
angelegenheiten; 

27. Landeskundliche Forschungsstelle; Herausgabe und Verwaltung landes-
eigener Publikationen, soweit nicht ein anderes Mitglied der Landesregierung
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zuständig ist; 
28. Wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv-und Bibliotheksdienst; 
29. Bedarfszuweisungen an Gemeinden; 
30. Angelegenheiten der geistigen und zivilen Landesverteidigung; 
31. Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei; 
32. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, soweit nicht ein anderes

Mitglied der Landesregierung zuständig ist; 
33. Angelegenheiten oder koordinierende Maßnahmen, die nicht einem an-

deren Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind; 
34. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2. 

Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner 
1. Angelegenheiten der ländlichen Entwicklung; 
2. Angelegenheiten der Dorferneuerung, soweit nicht ein anderes Mitglied

der Landesregierung zuständig ist; 
3. Agrarangelegenheiten; Bodenreform (Grundzusammenlegung, Flurberei-

nigung, Agrargemeinschaften, landwirtschaftliches Siedlungswesen und landwirt-
schaftliches Bringungsrecht); Angelegenheiten der Obereini gungs kommission; 

4. Grundverkehrsrecht; 
5. Aufsicht über die Burgenländische Landwirtschaftskammer; Landwirt-

schaftlicher Grenzbesitz; 
6. Landwirtschaftliche Marktordnung; Landwirtschaftsförderung; Buschen-

schankwesen; Elementarschäden; 
7. Land-und forstwirtschaftliche Berufsausbildung; Landwirtschaftliche Be-

rufs-und Fachschulen, Dienstrecht der Lehrer an diesen Schulen; 
8. Bodenschutz und Pflanzenschutz; 
9. Tierschutz, Tierzucht und Tierhaltung; 
10. Nahrungsmittelkontrolle; Trinkwassergüte; Veterinärwesen; Tierseu-

chenbekämpfung; Tierkörperverwertung; Tierärztliche Praxen und Hausapothe-
ken; Futtermittelrecht; Aufsicht über die Österreichische Tierärztekammer
Landesstelle Burgenland; 

11. Fachgutachten auf dem Gebiet der Landwirtschaft; 
12. Angelegenheiten der Urbarialgemeinden; 
13. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten des Umweltschutzes; 
14. Klimaschutz; Nachhaltigkeit; Rechtliche und fachliche Angelegenheiten

des Heizungswesens, der Luftreinhaltung und des Immissionsschutzes; Ener-
giewesen einschließlich der Preisregelung und Preisüberwachung; Lastvertei-
lung; 

15. Gewässeraufsicht und Wassergütekontrolle, soweit es sich nicht um Bä-
derhygiene und Trinkwasser handelt; 

16. Angelegenheiten des Nationalparks Neusiedler See -Seewinkel; Welt-
erbe Kulturlandschaft Fertö-Neusiedler See; 

17. Rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Naturschutzes und der
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Landschaftspflege; Biologische Station Neusiedler See; 
18. Marken-und Musterschutz, unlauterer Wettbewerb; Patentwesen; 
19. Konsumentenschutz; Schuldnerberatung; 
20. Preisregelung und Preisüberwachung, soweit diese nicht im Zusammen-

hang mit dem Energierecht stehen; 
21. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im

Zuständigkeitsbereich der Landeshauptmann-Stellvertreterin liegen; 
22. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2.

Landesrat Mag. Dr. Leonhard Schneemann 
1. Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung; Aufsicht über die Gemeinden

und die Gemeindeverbände, beim Burgenländischen Müllverband eingeschränkt
auf die finanzielle Aufsicht; Gemeindeabgaben; Finanzstatistik der Gemeinden;
Gemeinde-Ertragsanteile; Gemeindenamen, Gemeindewappen und Gemeinde-
farben; Service-und Beratungseinrichtungen für Gemeinden; 

2. Bundespräsidentenwahlen; Wahlen in die allgemeinen Vertretungskörper;
Bürgermeisterwahlen; Volksabstimmungen und Volksbegehren; Gemeinde-
volksrechte; 

3. Personenstandsangelegenheiten; 
4. Melde-, Fremden-und Niederlassungswesen; 
5. Gewerberecht; Angelegenheiten des Berufsanerkennungs-und Dienstlei-

stungsrechts; 
6. Erwerbs-und Wirtschaftsgenossenschaften; 
7. Wirtschaftsförderung; Angelegenheiten der Wirtschaftskammer; 
8. Wirtschaftstreuhänder; Außenhandelsangelegenheiten; 
9. Veranstaltungswesen; 
10. Breitbandausbau und Koordinierung der Maßnahmen in diesem Bereich; 
11. Forschungsangelegenheiten; Digitalisierung; 
12. Jagd-und Fischereiwesen; 
13. Sozialwesen; Sozialhilfe, Sozialbetreuung und Hauskrankenpflege; Kin-

der-und Jugendhilfe; 
14. Schulsozialarbeit; 
15. Opferfürsorge; 
16. Angelegenheiten des Zivildienstes; 
17. Sammelbewilligungen; Pflegebezogene Geld-und Sachleistungen; An-

gelegenheiten der Kammer für Arbeiter und Angestellte für das Burgenland; 
18. Angelegenheiten der Altenwohn-und Pflegeheime sowie Einrichtungen

der Behindertenhilfe und der Kinder-und Jugendhilfe; Behindertenwesen; Au-
ßerordentliche Zuwendungen in sozialen Härtefällen; 

19. Arbeitsrecht sowie Arbeiter-und Angestelltenschutz; Wahrnehmung der
Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaftsinspektion; Arbeitnehmerför-
derung; 

20. Seniorenangelegenheiten; Seniorenförderung; 
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21. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im
Zuständigkeitsbereich des Landesrates liegen; 

22. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2. 

Landesrätin Mag.a (FH) Daniela Winkler 
1. Schulwesen und äußere Organisation (Aufbau, Organisationsform, Er-

richtung, Auflassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und Unterrichtszeit) der
allgemeinbildenden Pflichtschulen und der Berufsschulen; 

2. Angelegenheiten der Bildung und der Bildungsdirektion; 
3. Äußere Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich

oder vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind; Dienstposten-
plan der Lehrer für allgemeinbildende Pflichtschulen; 

4. Erhaltung der allgemeinbildenden Pflichtschulen; Verwaltung der Lan-
dessonderschulen, der Privatschulen des Landes sowie der angeschlossenen
Schülerheime; 

5. Äußere Organisation der Schülerheime der Landesberufsschulen; Dienst-
postenplan der Lehrer für Berufsschulen; Verwaltung der Landesberufsschulen; 

6. Angelegenheiten des Dienstrechts der Lehrer für öffentliche allgemein-
bildende Pflichtschulen und für öffentliche Berufsschulen sowie die Behörden-
zuständigkeit zur Ausübung der Diensthoheit, soweit nicht andere Behörden auf
Grund der gemäß Art. 14 Abs. 4 lit. a B-VG ergehenden Gesetze damit betraut
sind; 

7. Kindergärten, Kinderkrippen, Tagesheimstätten und Horte, einschließlich
der fachlichen Anstellungserfordernisse sowie der Angelegenheiten des Dienst-
und Besoldungsrechts der vom Land, den Gemeinden oder Gemeindeverbänden
angestellten Kindergärtner, Erzieher an Horten und an Schülerheimen, die aus-
schließlich oder vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind; 

8. Zweckzuschüsse zu den Pflichtschulbauten der Gemeinden; 
9. Förderung des Volks-und Erwachsenenbildungswesens; Studienförderung

mit Ausnahme für die   Studierenden des Studiums aller Kunstrichtungen; 
10. Joseph Haydn Privathochschule GmbH; 
11. Außerschulische Musikerziehung; 
12. Fachhochschulen; 
13. Kinder-und Jugendförderung; Jugendschutz; 
14. Familienpolitische Angelegenheiten, insbesondere Familienberatung,

Familienservice, Familienförderung sowie Angelegenheiten der Tagesmütter; 
15. Angelegenheiten der Frauenpolitik und Frauenförderung; Koordinierung

der umfassenden  Berücksichtigung von Frauenfragen (Gender Mainstreaming);
Angelegenheiten der Gleichbehandlung; 

16. Angelegenheiten der Integration; Antidiskriminierung; 
17. Staatsbürgerschaftsangelegenheiten; 
18. Asyl-und Flüchtlingswesen, Grundversorgung; 
19. Buchführung des Landes inklusive Anlagenbuchführung und Kosten-

rechnung; Kassen- und Zahlungsdienst; Vorbereitung des Landesrechnungsab-
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schlusses; Finanzielle Aufsicht über den Gebarungsvollzug des Amtes der Lan-
desregierung und seine nachgeordneten Ämter und Behörden;  

20. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im
Zuständigkeitsbereich der Landesrätin liegen; 

21. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner
1. Angelegenheiten des Katastrophenschutzes; 
2. Angelegenheiten des Zivilschutzes; 
3. Angelegenheiten des Strahlenschutzes; 
4. Wasserrecht, Baurecht, Bergrecht; 
5. Feuerwehrwesen, Feuerpolizei; 
6. Kraftfahrwesen, Kraftfahrlinien; Straßenpolizei; Straßenverwaltungsrecht;

Eisenbahnwesen; Schifffahrtsrecht; Zivilluftfahrt; 
7. Angelegenheiten der örtlichen und überörtlichen Raumplanung; Koordi-

nation des Burgenländischen Geographischen Informationssystems; 
8. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten der Verkehrsplanung;

Angelegenheiten des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrsverbünde; 
9. Angelegenheiten des Straßen-, Brücken-, Güterwege-, Forstwege-und

Radwanderwegebaus, insbesondere Projektierung, Bau und Erhaltung ein-
schließlich der Förderung; Bodenprüfung; Vermessungswesen; 

10. Sachverständigengutachten auf den Gebieten der Hochbautechnik, der
Statik, der Verkehrstechnik sowie des ländlichen Wege-und Brückenbaus; 

11. Technische Angelegenheiten des Luftfahrtwesens, des Maschinen-und
Dampfkesselwesens, des Elektrizitätswesens, des Kraftfahrzeugwesens, des Hei-
zungswesens, des Seilbahn-und Aufzugswesens, der Industrie-und Gewerbe-
technik, der Binnenschifffahrt, des allgemeinen Schallschutzes, des Gaswesens,
des Bedienstetenschutzes und der Luftschadstoffe; Technische Sachverständi-
gengutachten in den oben genannten Angelegenheiten; Chemikalienwesen; 

12. Rechtliche Angelegenheiten des Maschinen-und Dampfkesselwesens;
Rechtliche Angelegenheiten der Güterwege; Rechtliche Angelegenheiten der
Abfallwirtschaft und der Altlastensanierung; 

13. Rechtliche Angelegenheiten des Forstwesens; Technische Angelegen-
heiten des Agrar-und Forstwesens; Forstgärten; 

14. Befähigungsprüfung für Elektrotechnik; Befähigungsprüfung für Gas-
und Sanitärtechnik; 

15. Hochbauten des Landes und des Bundes; Normenwesen; Zivilingenieure
und Ziviltechniker; Baugewerbeprüfungen; Eich-und Messwesen; 

16. Erschließung und Nutzung von Bodenschätzen; Grundlagenforschung
in Bezug auf Lagerstätten; 

17. Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung; Hydrographie; 
18. Siedlungswasserbau; Flussbau und landwirtschaftlicher Wasserbau (Ent-

und Bewässerung); Technische Angelegenheiten und Sachverständigendienst
im Bereich der Wasser-und Abfallwirtschaft einschließlich der gefährlichen
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Stoffe und der Altlastensanierung; Verwaltung des öffentlichen Wasserguts;
Wasserbuchdienst; Angelegenheiten der Grenzgewässerkommission; 

19. Angelegenheiten der Wohnbauförderung ausgenommen die Aufsicht
über die gemeinnützigen Bauvereinigungen; 

20. Sportwesen; 
21. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im

Zuständigkeitsbereich des Landesrates liegen; 
22. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2.

Artikel 2 
Die in dieser Verordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und

Bezeichnungen schließen jeweils die männliche und weibliche Form gleicher-
maßen ein. 

Artikel 3 
(1) Diese Verordnung LGBl. Nr. 7/2020 tritt mit dem Tag ihrer Kundma-

chung im Landesgesetzblatt in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung LGBl. Nr. 7/2020 tritt die Re-

feratseinteilung LGBl. Nr. 13/2019 außer Kraft. 
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Anlage 1  

Raumordnung und Raumplanung

VASt. 1-022945-7670 Weltkulturerbe Neusiedler See

Katastrophendienst

VASt. 1-170005-7670 Zuwendungen an Katastrophenhilfsdienstorg.

VASt. 1-170008-7296 Aufwendungen, Katastrophenhilfegesetz

VASt. 1-170015-7340 Ausstattung des Katastrophend., Rettungsorg.

VASt. 2-179005-8299 Rückers., Entgeltfortz.gem.§ 3 Z.3 lit.b Kat.Fondsg.

Zivilschutz

VASt. 1-180005-7670 Zivilschutzverband

Schülerbetreuung

VASt. 1-232009-7297 Schulsportliche Veranstaltungen

Außerschulische Jugenderziehung

VASt. 1-259005-7430 Transfers an Unternehmen (ohne Finanzunternehmen)

VASt. 1-259005-7670 Sonst. Zuwendungen a.priv.gemeinn.Einrichtungen

VASt. 1-259005-7690 Sonstige Zuwendungen an Einzelpersonen

VASt. 1-259009-7270 Sonstige Leistungen von natürlichen Personen

VASt. 1-259009-7280 Sonstige Leistungen (Sonstige)

VASt. 1-259009-7297 Sonstige Aufwendungen

VASt. 2-259005-8299 Sonstige Erträge

Sport und außerschulische Leibeserziehung

VASt. 1-260005-7670 Förd.d.Turn- u.Sportwesens außerhalb d.Schulen

VASt. 1-260005-7690 Sportinitiative Burgenland

VASt. 1-260007-7355 Trendsportanlagen

VASt. 1-260007-7480 Überregionale Sonderprojekte

VASt. 1-260015-7340 Schul- und Leistungsmodelle

VASt. 1-269005-7670 Spitzensport, Förderungsmaßnahmen

VASt. 1-269007-7355 Förderungsmaßnahmen, Gemeinden

VASt. 1-269007-7770 Förderungsmaßnahmen

VASt. 1-269009-7270 Sportmedizinische Untersuchungen
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Anlage 1

Sport und außerschulische Leibeserziehung

VASt. 1-269009-7297 Bewegungs- und Jugendsportprojekte

VASt. 1-269015-7670 Sonderprojekte, Nachwuchsförderung

Sozialpolitische Maßnahmen

VASt. 1-459005-7305 Transfers an Gemeinden, sonstige

VASt. 1-459005-7403 Transfers an Bet.Land

VASt. 1-459005-7670 Sonstige Zuwendungen an private gemeinn. Einricht.

VASt. 1-459015-7430 Transfers an Untern.

Familienpolitische Maßnahmen

VASt. 1-469005-7305 Transfers an Gemeinden, sonstige

VASt. 1-469005-7670 Zuwendungen an private gemeinn. Einricht.

VASt. 1-469005-7690 Sonstige Zuwendungen an Einzelpersonen

Straßenverkehr

VASt. 1-649005-7340 Verschiedene Meßgeräte, LPD

Produktionsförderung

VASt. 1-742105-7500 Zinsenzuschüsse in der Landwirtschaft
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Anlage 2  

Betei l igungen des Landes

Landeshauptmann Mag. Hans Peter Doskozil

Landesholding Burgenland GmbH, alle direkten und indirekten Beteiligungen der Lan-
desholding Burgenland GmbH, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landes-
regierung zugewiesen sind

Akademie Burgenland GmbH

Digital Burgenland GmbH

Burgenländische Krankenanstalten-Gesellschaft m.b.H., sowie alle direkten und indi-
rekten Beteiligungen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung
zugewiesen sind

Gesundheitsplanungs GmbH

Österreich Wein Marketing GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen,
soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Technologiezentren Burgenland GmbH

Wohnbau Burgenland GmbH

AVITA Resort GmbH

Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner

Burgenländischer Ökoenergiefonds

Nationalparkgesellschaft Neusiedler See – Seewinkel

Landschaftspflegefonds

Landesrat Mag. Dr. Leonhard Schneemann

Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligun-
gen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Burgenländischer Gemeindefonds

WAB Beteiligungen und Risikomanagement GmbH, sowie alle direkten und indirek-
ten Beteiligungen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zu-
gewiesen sind

Forschung Burgenland GmbH
Soziale Dienste Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen,
soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Landesrätin Mag.a (FH) Daniela Winkler

Stiftung Pädagogische Hochschule Burgenland

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Burgenland GmbH, sowie alle direkten
und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesre-
gierung zugewiesen sind

Joseph Haydn Privathochschule GmbH
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Anlage 2  

Betei l igungen des Landes
Landesrat Mag. Heinrich Dorner

Neusiedler Seebahn GmbH

Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) Gesellschaft m.b.H.

Verkehrsinfrastruktur Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteili-
gungen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen
sind

Verkehrsbetriebe Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligun-
gen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Burgenländische Mobilitätsorganisationsgesellschaft mbH

ASFINAG Service GmbH

LIB-Landesimmobilien Burgenland GmbH sowie deren direkte und indirekte Beteili-
gungen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen
sind
Sport Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit
diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Nationale Anti Doping Agentur Austria GmbH





GESCHÄFTSORDNUNG DER LANDESREGIERUNG 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 7. Oktober 2024,

mit der die Geschäftsordnung der Burgenländischen Landesregierung erlassen
wird (Geschäftsordnung der Landesregierung -GeOL), LGBl. Nr. 64/2024. 

Auf Grund des Art. 103 Abs. 2 B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, in der Fassung des
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 68/2024, und der Art. 55, 59 und 60 Lan-
des-Verfassungsgesetz über die Verfassung des Burgenlandes (L-VG), LGBl.
Nr. 42/1981, in der Fassung Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020, wird verordnet: 

I nha l t s v e r z e i c hn i s

1. Abschnitt 
Landesverwaltung

§ 1 Landesregierung
§ 2 Kollegiale Beschlussfassung
§ 3 Referatseinteilung

2. Abschnitt
Mittelbare Bundesverwaltung

§ 4 Vollziehung der Geschäfte 

3. Abschnitt 
Sitzungen der Landesregierung

§ 5 Anberaumung, Tagesordnung 
§ 6 Vorsitz 
§ 7 Beschlussfähigkeit 
§ 8 Voraussetzungen für die Behandlung von Anträgen in einer Sitzung der

Landesregierung 
§ 9 Verlauf der Sitzung 
§ 10 Beschlussfassung, Abstimmung 
§ 11 Besondere Mehrheitserfordernisse 
§ 12 Öffentlichkeit, Teilnahme von Beamten 
§ 13 Akteneinsicht 
§ 14 Protokoll 
§ 15 Beschlussfassung im Umlaufweg 
§ 16 Ausfertigung der Beschlüsse 

4. Abschnitt 
Pflichten und Rechte der Mitglieder der Landesregierung

§ 17 Amtsverschwiegenheit 
§ 18 Befangenheit 
§ 19 Dienstverhinderung, Vertretung 
§ 20 Korreferat 

5. Abschnitt 
Ausübung der Diensthoheit über Landesbedienstete

§ 21 Diensthoheit 

6. Abschnitt 
Finanzielle Gebarung des Landes

§ 22 Landesvoranschlag, Abwicklung der Gebarung 
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7. Abschnitt 
Elektronische Abwicklung

§ 23 Elektronische Abwicklung von Sitzungsangelegenheiten und sonstigen
Unterschriftserfordernissen 

8. Abschnitt 
Schlussbestimmungen

§ 24 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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1. Abschnitt 
Landesverwaltung

§ 1 
Landesregierung 

(1) Die Landesregierung übt die Vollziehung hinsichtlich des selbständigen
Wirkungsbereiches des Landes aus und verwaltet das Landesvermögen sowie die
in der Verwaltung des Landes stehenden Stiftungen, Fonds und Anstalten. 

(2) Die Landesregierung besorgt die ihr zustehenden Verwaltungsgeschäfte
in den Angelegenheiten des § 2 durch das Kollegium, in allen anderen Angele-
genheiten durch ihre nach der Referatseinteilung (§ 3) zuständigen verantwortli-
chen Mitglieder. 

§ 2 
Kollegiale Beschlussfassung 

(1) Der kollegialen Beratung und Beschlussfassung durch die Landesregie-
rung sind vorbehalten: 

1. Vorlagen und Berichte an den Landtag; 
2. Antragstellung bzw. Anrufung des Verfassungsgerichtshofes gemäß Art.

126a B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, in der Fassung des Bundesverfassungs-
gesetzes BGBl. I Nr. 68/2024, Art. 127c iVm Art. 126a B-VG und Art.
74 L-VG, LGBl. Nr. 42/1981, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr.
43/2020, Art. 137, 138, 138a, 139, 139a, 140 und 140a B-VG; Äußerun-
gen an den Verfassungsgerichtshof in Verfahren gemäß Art. 126a B-VG,
Art. 127c iVm Art. 126a B-VG und Art. 74 L-VG, Art. 137, 138, 138a,
139, 139a, 140 und 140a B-VG über Aufforderung des Verfassungsge-
richtshofes; 

3. Geschäftsordnung der Landesregierung und Aufteilung der Referate auf
die Mitglieder der Landesregierung (Referatseinteilung); 

4. Zustimmung zu der vom Landeshauptmann zu erlassenden Geschäftsein-
teilung des Amtes der Landesregierung und zu der gleichfalls vom Lan-
deshauptmann zu erlassenden Geschäftsordnung des Amtes der
Landesregierung gemäß § 2 und § 3 Abs. 2 und 3 Ämter-der-Landesre-
gierungen-Bundesverfassungsgesetz -BVG ÄmterLReg, BGBl. Nr.
289/1925, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr.
14/2019; 

5. Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG; 
6. Bestellung des Landesamtsdirektors und Landesamtsdirektor-Stellvertre-

ters gemäß § 1 Abs. 3 BVG ÄmterLReg und Art. 106 B-VG bzw. Art.
73 L-VG; 

7. Zuerkennung des Rechtes zur Führung des Landeswappens; 
8. Verleihung von Ehrenzeichen des Landes Burgenland sowie sonstiger

Auszeichnungen des Landes; 
9. Rechtsverordnungen, ausgenommen solche gemäß § 43 Abs. 1 lit. a und

§ 44a Straßenverkehrsordnung 1960 -StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 52/2024, sowie ausge-
nommen solche, die im Zusammenhang mit der Erteilung von Bewilli-
gungen gemäß § 64 und § 90 StVO 1960 erlassen werden; 

10. Entsendung von Vertretern des Landes in öffentliche Körperschaften oder
andere juristische Personen; 

11. Staatsbürgerschaftsverleihungen; 
12. Genehmigung von Geschäftsordnungen, Satzungen, Jahresabschlüssen,
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Umlagenordnungen, Verbandsbeiträgen, Dienst- und Pensionsordnungen
öffentlich-rechtlicher Körperschaften, für die die Landesregierung Auf-
sichtsbehörde ist, sofern eine Genehmigung durch die Landesregierung ge-
setzlich vorgesehen ist; 

13. Ausschreibung von Wahlen in die öffentlich-rechtlichen Interessenvertre-
tungen, zu deren Ausschreibung die Landesregierung gesetzlich berufen
ist; 

14. Personalangelegenheiten der Bediensteten des Landes soweit es sich hiebei
um nachfolgende Belange handelt: 
a) Anstellungen von Landesbediensteten; 
b) Bestellung der Gruppenvorstände und Abteilungsvorstände beim Amt

der Landesregierung sowie der Leiter der Bezirkshauptmannschaften; 
c) Verleihung von Funktionsbezeichnungen, die nicht bereits auf Grund

von Rechtsvorschriften mit der Innehabung einer Funktion verbunden
sind; 

15. Gemeindeangelegenheiten, soweit es sich um nachfolgende Belange han-
delt: 
a) Gewährung von Bedarfszuweisungen; 
b) Genehmigung von Rechtsgeschäften der Gemeinden gemäß § 87 der

Burgenländischen Gemeindeordnung 2003 -Bgld. GemO 2003, LGBl.
Nr. 55/2003, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 18/2022, bzw. des
§ 85 des Eisenstädter Stadtrechts 2003 - EisStR 2003, LGBl. Nr.
56/2003, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 18/2022, bzw. des §
84 des Ruster Stadtrechts 2003 -Ruster StR 2003, LGBl. Nr. 57/2003,
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 18/2022, wenn der Wert 100
000 Euro übersteigt; 

c) die Errichtung von wirtschaftlichen Unternehmungen und die Beteili-
gung an wirtschaftlichen Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 2 der
Bgld. GemO 2003; 

d) Amtsenthebung von Mitgliedern des Gemeindevorstandes; 
e) Auflösung eines Gemeinderates, Bestellung eines Regierungskommis-

särs sowie die Ausschreibung der Neuwahl des Gemeinderates in die-
sen Fällen; 

f) Verleihung des Rechtes zur Führung eines Gemeindewappens; 
16. Abschluss von Verträgen aller Art, welche über den Rahmen der laufenden

Geschäftsführung hinausgehen und in Ansehung der Vertragsdauer, der
Höhe der in Anspruch genommenen finanziellen Mittel oder aus sonstigen
Gründen von besonderer Bedeutung für das Land Burgenland sind; 

17. Alle Angelegenheiten, die nach den Bestimmungen der Landeshaushalts-
ordnung der Beratung und Beschlussfassung der Landesregierung zu un-
terziehen sind, soweit an anderer Stelle des § 2 keine abweichende
Regelung getroffen wird. Verfügungen, durch die Landesmittel in An-
spruch genommen werden, dürfen grundsätzlich nur auf Grund eines in
der Sitzung der Landesregierung gefassten Beschlusses getroffen werden.
Davon ausgenommen sind jedoch Verfügungen in Ausführung eines von
der Landesregierung bereits genehmigten Vorhabensbeschlusses, mit wel-
chem bereits konkrete finanzielle Mittel freigegeben worden sind. Nähere
Ausführungsbestimmungen zu Vorhabensbeschlüssen sind in den Allge-
meinen Durchführungsbestimmungen zum Landesvoranschlag festzule-
gen. Ohne Einholung eines Sitzungsbeschlusses dürfen solche
Verfügungen vom sachlich zuständigen Mitglied der Landesregierung nur
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dann in Vollzug gesetzt werden, wenn sie auf Grund gesetzlicher Bestim-
mungen oder vertragsmäßiger Verpflichtung erfolgen (unter Beachtung
des § 22 Abs. 6) oder wenn die Ausgabe im Einzelfall den Betrag von 50
000 Euro nicht übersteigt (unter Beachtung des § 22 Abs. 5); doch sind die
solche Angelegenheiten behandelnden Geschäftsstücke der Beratung und
Beschlussfassung in der Sitzung zu unterziehen, wenn dies von einem Mit-
glied der Landesregierung verlangt wird oder wenn Bedarfszuweisungen
an Gemeinden vergeben werden; 

18. Aufnahmen von Darlehen (Krediten); 
19. Errichtung und Auflassung von landwirtschaftlichen Fachschulen, Privat-

schulen mit Öffentlichkeitsrecht und Schülerheimen; 
20. In Angelegenheiten der Krankenanstalten: 

a) Bewilligung zur Errichtung, zum Betrieb, zur Änderung und Auflas-
sung einer öffentlichen Krankenanstalt und von Ambulatorien in öf-
fentlichen Krankenanstalten und Bewilligung zum Betrieb des
geänderten Teiles der Anstalt; 

b) Bewilligung des Überganges einer öffentlichen Krankenanstalt auf
einen anderen Rechtsträger; 

(2) Der kollegialen Beratung und Beschlussfassung durch die Landesregie-
rung sind ferner vorbehalten: 
1. Angelegenheiten, die zur Behandlung in einer Sitzung der Landesregierung

vom Vorsitzenden mit Zustimmung des zuständigen Mitgliedes der Lan-
desregierung oder über besonderen Beschluss der Landesregierung be-
stimmt werden; 

2. Angelegenheiten, die wegen ihrer besonderen Wichtigkeit von dem nach
der Referatseinteilung hiefür zuständigen Mitglied der Landesregierung
zur Behandlung in einer Sitzung der Landesregierung beantragt werden. 

§ 3 
Referatseinteilung 

In der Referatseinteilung, die unmittelbar nach der Wahl der Landesregierung
zu beschließen ist, werden die in der Geschäftseinteilung des Amtes der Landes-
regierung enthaltenen Verwaltungsgeschäfte auf die Mitglieder der Landesregie-
rung aufgeteilt. Die Referatseinteilung ist - unbeschadet der Bestimmungen des
§ 2 - die Grundlage für die Zuständigkeit der Mitglieder der Landesregierung zur
Erledigung der ihnen zugewiesenen Angelegenheiten. 

2. Abschnitt 
Mittelbare Bundesverwaltung

§ 4 
Vollziehung der Geschäfte 

(1) Die Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung werden vom Landes-
hauptmann, im Falle seiner Verhinderung durch den Landeshauptmann-Stellver-
treter geführt. 

(2) In der Referatseinteilung (§ 3) können jene Angelegenheiten der mittel-
baren Bundesverwaltung auf die Mitglieder der Landesregierung aufgeteilt wer-
den, die wegen ihres sachlichen Zusammenhanges mit Angelegenheiten des
selbständigen Wirkungsbereiches des Landes von den zuständigen Mitgliedern
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der Landesregierung im Namen des Landeshauptmannes zu führen sind. In diesen
Angelegenheiten sind die betreffenden Mitglieder der Landesregierung an die
Weisungen des Landeshauptmannes ebenso gebunden wie dieser an die Weisun-
gen der Bundesregierung oder der einzelnen Bundesminister. 

(3) Wenn in der Referatseinteilung gemäß Abs. 2 Angelegenheiten der mit-
telbaren Bundesverwaltung wegen ihres sachlichen Zusammenhanges mit An-
gelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes von einem
Mitglied der Landesregierung geführt werden, kann eine solche Zusammenle-
gung nur mit der im § 11 vorgesehenen qualifizierten Mehrheit abgeändert wer-
den. 

3. Abschnitt 
Sitzungen der Landesregierung

§ 5 
Anberaumung, Tagesordnung 

(1) Die Sitzungen der Landesregierung finden in der Regel alle zwei Wochen
an einem von der Landesregierung zu bestimmenden Tag statt. Die Anberaumung
der Sitzung erfolgt durch den Landeshauptmann. Der Landeshauptmann kann er-
forderlichenfalls den Entfall einer regelmäßigen Sitzung verfügen oder eine sol-
che Sitzung auf einen anderen Tag verschieben. 

(2) Die Einladung der Mitglieder der Landesregierung zu den Sitzungen er-
folgt durch die Übermittlung der Tagesordnung. Die Tagesordnung einer ordent-
lichen Regierungssitzung muss den Regierungsmitgliedern mindestens 24
Stunden vor Beginn der Sitzung vorliegen. Es ist Vorsorge zu treffen, dass jeder
in der Landesregierung vertretenen Fraktion der Wortlaut der Anträge zugleich
mit der Aussendung der Tagesordnung bekannt wird. Die Landesregierung kann
aus wichtigen Gründen von der Einhaltung der 24-stündigen Frist absehen. 

(3) Die Tagesordnung der Regierungssitzung wird mit der in Abs. 4 genann-
ten Einschränkung durch den Landeshauptmann bestimmt. Der Landesamtsdi-
rektor oder ein von ihm beauftragter Bediensteter des Landes hat die
Regierungssitzungen vorzubereiten. Soweit Geschäftsstücke in der nächsten or-
dentlichen Sitzung der Landesregierung behandelt werden sollen, müssen sie spä-
testens am zweiten Arbeitstag vor dem Sitzungstermin bei der
Landesamtsdirektion eingelangt sein. Anträge, die in einer außerordentlichen Re-
gierungssitzung behandelt werden sollen und dem Landeshauptmann zugleich
mit dem Verlangen nach der Einberufung einer außerordentlichen Sitzung be-
kanntgegeben werden, sind der Landesamtsdirektion so rechtzeitig zuzuleiten,
dass die Einberufung der Sitzung zeitgemäß innerhalb der vorgesehenen Fristen
veranlasst werden kann. 

(4) Der Landeshauptmann kann die Landesregierung außerhalb des für Sit-
zungen bestimmten Tages auch zu außerordentlichen Sitzungen einladen. Er hat
zu einer solchen Sitzung einzuladen, wenn mindes tens ein Drittel der Mitglieder
der Landesregierung dies mit Bekanntgabe der Tagesordnung verlangt. In diesem
Fall hat der Landeshauptmann die von den Antragstellern gewünschte Tagesord-
nung zu berücksichtigen. Die Sitzung ist spätestens an dem dem Antrag folgenden
dritten Arbeitstag anzusetzen. Von der Einberufung einer außerordentlichen Sit-
zung hat der Landeshauptmann die Mitglieder der Landesregierung spätestens
48 Stunden vor Beginn der Sitzung unter Bekanntgabe der Tagesordnung zu ver-
ständigen. Mit Einverständnis aller Regierungsmitglieder kann ein anderer Ter-
min für die außerordentliche Regierungssitzung festgelegt und auch von der
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Einhaltung der 48-stündigen Frist abgesehen werden. 
(5) Die Landesregierung kann vereinbaren, dass während der Monate Juli

und August Sitzungen nur in dringenden Fällen stattfinden. 

§ 6 
Vorsitz 

(1) Der Landeshauptmann führt in den Sitzungen der Landesregierung den
Vorsitz und sorgt für einen geregelten Ablauf. 

(2) Der Landeshauptmann wird im Falle seiner Verhinderung als Vorsitzen-
der vom Landeshauptmann-Stellvertreter vertreten. 

§ 7 
Beschlussfähigkeit 

Die Landesregierung ist, abgesehen vom Falle des § 11, bei Anwesenheit
von mehr als der Hälfte aller ihrer Mitglieder beschlussfähig. 

§ 8 
Voraussetzungen für die Behandlung von Anträgen in einer Sitzung der

Landesregierung 
(1) In den Regierungssitzungen werden grundsätzlich nur Geschäftsstücke

behandelt, die vom Amt der Landesregierung ausgearbeitet und mit einem Antrag
des zuständigen Regierungsmitgliedes versehen sind. Die Mitglieder der Lan-
desregierung haben die in einer Sitzung zu behandelnden Anträge in der durch
die Büroordnung bestimmten Form einzubringen. Der Antrag ist eigenhändig
oder elektronisch zu unterfertigen und mit Datum zu versehen. 

(2) Die Geschäftsstücke sind vor Einbringung in die Regierungssitzung jenen
Mitgliedern der Landesregierung zur Zustimmung zu übermitteln, deren Referat
von der beabsichtigten Regelung mitbetroffen wird (Korreferat). Um das Zustan-
dekommen eines Beschlusses nicht zu verzögern, haben die Regierungsmitglieder
allfällige Bemerkungen ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber binnen zwei
Wochen nach Einlangen des Geschäftsstückes, darin zu vermerken. 

(3) Soweit ein Antrag die Bewilligung von durch Beschluss des Landtages
zugewiesenen Krediten bezweckt, ist im diesbezüglichen Geschäftsstück vor Ein-
bringung in die Regierungssitzung die Bestätigung der für Finanzen zuständigen
Abteilung über das Vorhandensein der Mittel einzuholen. 

(4) Anträge, die bis zum Ausscheiden eines Mitgliedes der Landesregierung
aus seiner Funktion noch nicht behandelt worden sind, können einer Beschluss-
fassung nicht mehr zugeführt werden. 

§ 9 
Verlauf der Sitzung 

(1) In den Sitzungen der Landesregierung verliest der Vorsitzende die in der
Tagesordnung aufgenommenen, der gemeinsamen Beratung unterliegenden An-
träge. Das Verlesen kann unterbleiben, wenn jedes Mitglied der Landesregierung
dem zustimmt. Jedes Mitglied der Landesregierung ist in seinem Geschäftsbe-
reich berechtigt und über Ersuchen eines anderen Regierungsmitgliedes verpflich-
tet, hinsichtlich der von ihm eingebrachten Anträge zu referieren. 

(2) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der Vorträge. Ihm steht das
Recht zu, die Verhandlung über einen Gegenstand bis zur nächsten Sitzung zu
vertagen. Jedes Regierungsmitglied ist berechtigt, vor Beginn und während der
Behandlung seines Antrages diesen zurückzuziehen oder nach Beginn der Be-
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handlung die Vertagung eines Gegenstandes zu beantragen. 
(3) Nach jedem Vortrag folgt allenfalls die mündliche Erörterung des Ge-

genstandes durch jene Mitglieder der Landesregierung, welche hiezu das Wort
verlangen. Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bedarf zu seiner Annahme der
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Regierungsmitglieder. Am Ende der Erör-
terung erhält der Berichterstatter das Schlusswort. 

§ 10 
Beschlussfassung, Abstimmung 

(1) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der Vor-
sitzende nimmt an der Abstimmung teil und hat überdies bei Stimmengleichheit
das Recht der Dirimierung. 

(2) Wenn sich zu einem vom Berichterstatter gestellten Antrag niemand zu
Wort meldet, so gilt der Antrag als angenommen. Sonst hat die Abstimmung
durch Heben der Hand stattzufinden. Die anwesenden Regierungsmitglieder dür-
fen sich der Abstimmung nicht enthalten. 

(3) Der Vorsitzende stellt bei Mehrheitsbeschlüssen das Stimmenverhältnis
insofern fest, als anzuführen ist, wer für und wer gegen den Antrag gestimmt hat. 

§ 11 
Besondere Mehrheitserfordernisse 

Beschlüsse, mit denen 
1. die Geschäftsordnung der Landesregierung erlassen oder abgeändert wird, 
2. die Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung erlassen oder ab-

geändert wird, 
3. die Landeshaushaltsordnung erlassen oder abgeändert wird, 
4. Beteiligungen an Gesellschaften eingegangen werden, oder 
5. die Vorlage des Landesvoranschlages an den Landtag beschlossen wird, 

sind nur dann rechtsgültig, wenn in der Regierungssitzung außer der in § 7 vor-
geschriebenen Anzahl von  Regierungsmitgliedern noch ein weiteres Regierungs-
mitglied anwesend ist und mindestens drei Viertel der anwesenden Mitglieder
der Landesregierung den vorgeschlagenen Maßnahmen auch zustimmen. 

§ 12 
Öffentlichkeit, Teilnahme von Beamten 

(1) Sitzungen der Landesregierung sind nicht öffentlich. Der Pressedienst des
Amtes der Landesregierung kann jedoch die Bewilligung erhalten, über den Ge-
genstand der Beratungen und die gefassten Beschlüsse eine Aussendung zu ver-
öffentlichen. Diese darf jedoch ohne ausdrückliche Zustimmung der
Landesregierung keine Mitteilungen über den Gang der Beratung selbst sowie
über das Abstimmungsergebnis enthalten. 

(2) Der Landesamtsdirektor oder ein von ihm bevollmächtigter qualifizierter
rechtskundiger Bediensteter des Landes nimmt an den Sitzungen mit beratender
Stimme teil. Der Vorsitzende kann in besonderen Ausnahmefällen Sitzungen auf
die Teilnahme der Regierungsmitglieder beschränken. In diesen Fällen hat der
Vorsitzende ein Regierungsmitglied mit der Fortführung des Protokolls zu be-
trauen. 

(3) Der Vorsitzende kann verfügen, dass den Regierungssitzungen Bedien-
stete des Landes oder auch nicht in einem Dienstverhältnis zum Lande stehende
Sachverständige oder sonstige Experten beigezogen werden. Mit Zustimmung
des zuständigen Regierungsmitgliedes kann der Vorsitzende die Erstattung des
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Berichtes durch Landesbedienstete in einzelnen Fällen zulassen. 
(4) Den Sitzungen der Landesregierung kann ein Schriftführer beigezogen

werden. 
§ 13 

Akteneinsicht 
Jedem Mitglied der Landesregierung steht das Recht zu, nach Aussendung

der Tagesordnung (§ 5 Abs. 2 bzw. 3) und auch noch während der Sitzung des
Kollegiums der Landesregierung in die zur Behandlung stehenden Geschäfts-
stücke in geeigneter Form Einsicht zu nehmen. 

§ 14 
Protokoll 

(1) Über jede Sitzung der Landesregierung ist ein Beschlussprotokoll (Abs. 2)
und ein Verlaufsprotokoll (Abs. 3) aufzunehmen. 

(2) Das Beschlussprotokoll hat zu enthalten: 
1. die Namen und Funktionen der anwesenden Personen, 
2. Datum und Uhrzeit, 
3. alle gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis. 
(3) Bei für die Tagesordnung relevanten Wortmeldungen oder bei Meinungs-

verschiedenheiten ist der wesentliche Inhalt in einem Verlaufsprotokoll aufzu-
nehmen. 

(4) Jedem Regierungsmitglied steht es frei, die Gründe seiner Meinung in-
nerhalb von 72 Stunden ab Ende der Regierungssitzung in geeigneter Form be-
kannt zu geben. Diese Äußerungen werden dem Verlaufsprotokoll hinzugefügt. 

(5) Das Beschlussprotokoll sowie das Verlaufsprotokoll sind 24 Stunden vor
der nächsten Sitzung zur Einsicht durch die in der gegenständlichen Sitzung an-
wesenden Regierungsmitglieder in geeigneter Form in der Landesamtsdirektion
bereitzuhalten. Wenn gegen sie kein Einspruch erfolgt ist, sind die Protokolle
vom Vorsitzenden sowie im Falle der Beiziehung eines Schriftführers von diesem
zu fertigen und vom Landesamtsdirektor oder einem gemäß § 12 Abs. 2 bevoll-
mächtigten qualifizierten rechtskundigen Bediensteten des Landes zu bestätigen.
Einsprüche wegen Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit sind in einem Nachtrag
zum jeweiligen Beschlussprotokoll oder Verlaufsprotokoll festzuhalten. 

§ 15 
Beschlussfassung im Umlaufweg 

(1) Die Beschlussfassung der Landesregierung kann auf Anordnung des Lan-
deshauptmannes in dringenden Fällen auch im Umlaufwege erfolgen. Ein solcher
Beschluss ist dann rechtsgültig zustande gekommen, wenn dem Beschlussantrag
mindestens zwei Drittel aller Regierungsmitglieder zugestimmt haben. 

(2) An Stelle der Zustimmung im Geschäftsstück kann ein Regierungsmit-
glied seine Zustimmung im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden auch mündlich
oder fernmündlich erteilen. Dieses Einvernehmen als auch die Zustimmung zum
Beschlussantrag sind vom Landesamtsdirektor oder einem gemäß § 12 Abs. 2
bevollmächtigten qualifizierten rechtskundigen Bediensteten des Landes im Ge-
schäftsstück zu vermerken. 

(3) Das geschäftsordnungsgemäße Zustandekommen eines Beschlusses im
Umlaufweg ist vom Landesamtsdirektor oder einem gemäß § 12 Abs. 2 bevoll-
mächtigten qualifizierten rechtskundigen Bediensteten des Landes zu bestätigen. 

(4) Die erfolgte Beschlussfassung ist allen Regierungsmitgliedern zur Kennt-
nis zu bringen, sofern dies nicht bereits auf elektronischem Weg erfolgt ist. 
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§ 16 
Ausfertigung der Beschlüsse 

(1) Das Zustandekommen eines Beschlusses in der Sitzung der Landesregie-
rung, sei es, dass ein Antrag angenommen oder abgelehnt worden ist, und die Tat-
sache des Zurückziehens eines Antrages oder der Vertagung der Beschlussfassung
über einen Antrag eines Regierungsmitgliedes wird vom Landesamtsdirektor oder
einem gemäß § 12 Abs. 2 bevollmächtigten qualifizierten rechtskundigen Bedien-
steten des Landes im Beschlussprotokoll bestätigt. Dies ist unmittelbar nach dem
Zustandekommen des Beschlusses in der Sitzung der Landesregierung vom Lan-
desamtsdirektor oder einem von ihm hiezu bevollmächtigten Bediensteten des
Landes im Geschäftsstück zu vermerken. 

(2) Im Landesgesetzblatt zu verlautbarende Verordnungen und Kundmachun-
gen der Landesregierung sind von dem nach der Referatseinteilung (§ 3) zustän-
digen Mitglied der Landesregierung zu unterfertigen. 

4. Abschnitt 
Pflichten und Rechte der Mitglieder der Landesregierung

§ 17 
Amtsverschwiegenheit 

(1) Die Sitzungen und damit zusammenhängende Beratungen der Landesre-
gierung sind vertraulich. Die Mitglieder der Landesregierung sowie alle weiteren
Anwesenden sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, zur Verschwie-
genheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse einer
Gebietskörperschaft oder der Parteien geboten erscheint (Amtsverschwiegenheit).
Das Grundrecht auf Datenschutz ist einzuhalten. Die Amtsverschwiegenheit be-
steht für die Mitglieder der Landesregierung nicht gegenüber dem Landtag, wenn
er derartige Auskünfte ausdrücklich verlangt (Art. 62 L-VG). 

(2) Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit besteht auch nach dem Ausschei-
den aus der Landesregierung unverändert fort. 

(3) Zur Ermöglichung der Aussage als Zeuge vor einem Gericht oder einer
Verwaltungsbehörde kann die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit in den
Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung durch den Landeshauptmann
und in den Angelegenheiten der Landesverwaltung durch Beschluss der Landes-
regierung verfügt werden. 

§ 18 
Befangenheit 

Liegt bei einem Mitglied der Landesregierung in einer bestimmten Angele-
genheit ein Befangenheitsgrund im Sinne des § 7 Allgemeines Verwaltungsver-
fahrensgesetz 1991 -AVG, BGBl. Nr. 51/1991, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2023, vor, so hat es sich an der Beratung und Be-
schlussfassung über diese Angelegenheit nicht zu beteiligen und auch sonst der
Ausübung seines Amtes zu enthalten. 

§ 19 
Dienstverhinderung, Vertretung 

(1) Ist ein Mitglied der Landesregierung weniger als drei Monate verhindert,
bestimmt dieses Mitglied der Landesregierung mittels schriftlicher Bevollmäch-
tigung in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes
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selbst, durch welches andere Regierungsmitglied es sich vertreten lassen will.
Wurde eine solche Verfügung nicht getroffen, so hat die Landesregierung durch
Beschluss einen Vertreter zu bestellen, der - wenn möglich - derselben Partei zu-
gehört wie der zu Vertretende. 

(2) Eine schriftliche Bevollmächtigung nach Abs. 1 ist auch durch Bekun-
dung der Bevollmächtigung durch eine geeignete, elektronische Unterfertigung
im Sinne des § 23 möglich. Zudem kann bei Vorliegen außergewöhnlicher Um-
stände eine Bevollmächtigung auch mündlich oder fernmündlich erteilt werden.
Eine mündliche oder fernmündliche erteilte Bevollmächtigung ist vom Landes-
amtsdirektor oder einem gemäß § 12 Abs. 2 bevollmächtigten, qualifizierten
rechtskundigen Bediensteten des Landes mit einem Aktenvermerk zu bestätigen. 

(3) In Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung betraut der Lan-
deshauptmann im Falle der Verhinderung des nach der Referatseinteilung zustän-
digen Mitgliedes der Landesregierung (§ 4 Abs. 2) ein anderes Mitglied der
Landesregierung mit dessen Vertretung. 

§ 20 
Korreferat 

Wenn auf Grund der Referatseinteilung ein Gegenstand mit einem oder meh-
reren Korreferenten zu behandeln ist, so sind alle diesen Gegenstand betreffenden
Geschäftsstücke, die vom Hauptreferenten unterfertigt werden, vor Abfertigung
auch den Korreferenten zur Zustimmung vorzulegen. Wenn diese dem Geschäfts-
stück nicht zustimmen, muss der Gegenstand in eine Sitzung der Landesregierung
gebracht werden. Der Hauptreferent hat in der Sitzung seinen Antrag vorzulegen,
wonach der jeweilige Korreferent seinen Standpunkt vertreten kann. 

5. Abschnitt 
Ausübung der Diensthoheit über Landesbedienstete

§ 21 
Diensthoheit 

Die Landesregierung übt die Diensthoheit des Landes über die Bediensteten
des Landes aus. Die Diensteinteilung und die Art der Dienstverwendung be-
stimmt - sofern es sich nicht um im § 2 der kollegialen Beratung und Beschluss-
fassung vorbehaltene Angelegenheiten handelt - der Landeshauptmann
unbeschadet der dem Landesamtsdirektor auf Grund der Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung des Amtes der Landesregierung zustehenden Befugnisse. 

6. Abschnitt 
Finanzielle Gebarung des Landes

§ 22 
Landesvoranschlag, Abwicklung der Gebarung 

(1) Die Landesregierung hat dem Landtag vor Ablauf des Finanzjahres einen
Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Landes für das folgende Finanz-
jahr vorzulegen (Art. 37 Abs. 1 L-VG). 

(2) Die Landesregierung hat sich bei der Bewilligung der Landesausgaben
genau an den vom Landtag beschlossenen Voranschlag zu halten. 

(3) Die Landesregierung hat die jeweilig zu Zahlungen nicht erforderlichen
Gelder fruchtbringend anzulegen. Sie kann diese Gelder entweder bei einem Kre-

GESCHÄFTSORDNUNG DER LANDESREGIERUNG

137

5



ditinstitut verzinslich anlegen oder sie zum Ankauf von Effekten, die von einem
Kreditinstitut herausgegeben wurden, oder von öffentlichen Fondspapieren mit
bestimmter Verfallsfrist verwenden. Dabei ist risikoavers vorzugehen. 

(4) Gelder, die durch Beschluss des Landtages zur bleibenden Kapitalanlage
bestimmt sind, dürfen nur mit genauer Beobachtung der hiefür vom Landtag ge-
gebenen Aufträge fruchtbringend angelegt werden. Verfügbare Gelder dürfen ohne
Zustimmung des Landtages nicht zu bleibenden Kapitalanlagen benützt werden.

(5) Alle Geschäftsstücke über Verfügungen der Landesregierung, durch die
Landesmittel in Anspruch genommen werden, sind dem Finanzreferenten zur
Kenntnis zu bringen. Sofern ein Sitzungsbeschluss erforderlich ist, hat dies vor
der Beschlussfassung, sonst aber vor Genehmigung zu erfolgen. In gleicher Weise
sind auch Geschäftsstücke, die den Landesvoranschlag, ein Voranschlagsprovi-
sorium und Landeshaftungen betreffen, zu behandeln. Diese Regelung gilt jedoch
nicht für die im Abs. 6 bezeichneten Ausgaben. Der Finanzreferent hat das Recht
binnen längstens vier Wochen zu prüfen, ob die beabsichtigte Verfügung im
Sinne des Voranschlages gelegen und im Hinblick auf das Gebot der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Ausgaben sowie auf den jeweiligen
Stand der zur Verfügung stehenden Mittel zulässig ist. 

(6) Ausgaben zur Erfüllung gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen
(§ 2 Abs. 1 Z 17) auf Grund von Beschlüssen der Landesregierung, die zur Be-
streitung der laufenden Amtserfordernisse notwendig sind, sowie Ausgaben, die
einen vom Finanzreferenten festgesetzten Betrag nicht überschreiten, werden die-
sem nachträglich zur Kenntnis gebracht. 

(7) Soweit diese Verordnung keine abweichenden Bestimmungen enthält,
bleibt die Landeshaushaltsordnung bis auf weiteres in Geltung. 

7. Abschnitt 
Elektronische Abwicklung

§ 23 
Elektronische Abwicklung von Sitzungsangelegenheiten 

und sonstigen Unterschriftserfordernissen 
Die Abwicklung von Sitzungsangelegenheiten sowie sonstige Beurkundungs-

und Unterschriftserfordernisse können nach Maßgabe der vorhandenen technischen
Möglichkeiten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften in elektronischer Form er-
folgen. In diesem Fall kann an die Stelle der Unterschrift ein Verfahren zum Nach-
weis der Identität des Genehmigenden und der Authentizität der Erledigung treten.

8. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

§ 24 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in
Kraft.* 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung, mit der die
Geschäftsordnung der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird (GeOL),
LGBl. Nr. 35/2015, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 83/2023, außer
Kraft.

* Das ist der 9. Oktober
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GESCHÄFTSORDNUNG 
DES AMTES DER BURGENLÄNDISCHEN LANDESREGIERUNG 

Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 25. September
2023, mit der die Geschäftsordnung des Amtes der Burgenländischen Landes-
regierung erlassen wird (GeOA), LGBl. Nr. 59/2023. 

Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes vom 30. Juli 1925,
betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der
Landesregierungen außer Wien (Ämter-der-Landesregierungen-Bundesverfas-
sungsgesetz - BVG ÄmterLReg), BGBl. Nr. 289/1925, in der Fassung des Bun-
desverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 14/2019, sowie des Art. 72 Abs. 2 L-VG,
LGBl. Nr. 42/1981, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr.
43/2020, wird mit Zustimmung der Burgenländischen Landesregierung verordnet: 

§ 1 
Aufgaben des Amtes der Landesregierung 

(1) Das Amt der Landesregierung besorgt als Hilfsorgan die Geschäfte des
selbständigen Wirkungs-bereichs des Landes einschließlich der Privatwirt-
schaftsverwaltung, die Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung und nach
Maßgabe des Art. 104 Abs. 2 B-VG die Geschäfte der Verwaltung des Bundes-
vermögens (Auftragsverwaltung). 

(2) Auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften ist das Amt der Lan-
desregierung auch selbständige Verwaltungsbehörde in Unterordnung unter die
Landesregierung, den Landeshauptmann oder als Agrarbehörde. Darüber hinaus
ist das Amt der Landesregierung auch Geschäftsapparat (Geschäftsstelle) von
Sonderbehörden, von Organen besonderer juristischer Personen des öffentlichen
Rechts sowie von Fachorganen, Beiräten, Kommissionen und ähnlichen Bera-
tungs- und Begutachtungsgremien. 

§ 2 
Vorstand des Amtes der Landesregierung 

(1) Der Landeshauptmann ist der Vorstand des Amtes der Landesregierung. 
(2) Der Landeshauptmann wird auch in allen ihm in dieser Eigenschaft zu-

kommenden Obliegenheiten durch den Landeshauptmann-Stellvertreter vertre-
ten. 

§ 3 
Aufgaben und Stellung des Landesamtsdirektors 

(1) Unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptmannes obliegt die
Leitung des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung dem Landesamts-
direktor, bei dessen Verhinderung seinem Stellvertreter. Der Landesamtsdirektor
ist auch in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung und der Auf-
tragsverwaltung das Hilfsorgan des Landeshauptmannes. 

(2) Der Landesamtsdirektor trifft alle notwendigen Maßnahmen im Hinblick
auf die Leitung und zur Wahrung der Gesetzmäßigkeit und Einheitlichkeit des
inneren Dienstes. Zu diesem Zwecke hat er auch das Recht der Revision und
der Akteneinsicht bei allen Gruppen und Abteilungen des Amtes der Landes-
regierung. Weiters steht ihm auch das Recht zu, die Führung der Geschäfte im
Amt der Landesregierung fortlaufend zu überwachen. Er kann auf Grund seiner
Wahrnehmungen hinsichtlich der Organisation und Einteilung die erforderlichen
Verfügungen selbst treffen und kann einzelne Bedienstete oder Organisations-
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einheiten mit koordinierenden abteilungs- oder gruppenübergreifenden Aufga-
ben betrauen. Er hat in wichtigen Fällen den Landeshauptmann zu informieren. 

(3) Der Landesamtsdirektor ist der Vorgesetzte sämtlicher Bediensteter des
Amtes der Landes-regierung und der unterstellten Dienststellen. Er ist befugt,
allen Bediensteten Weisungen zu erteilen. Er ist vor der Bestellung der im § 2
Abs. 1 Z 14 lit. b der Geschäftsordnung der Burgenländischen Landes-regierung,
LGBl. Nr. 35/2015, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 92/2022 aufge-
zählten leitenden Bediensteten zu hören. 

(4) Alle Geschäftsstücke, die der kollegialen Beratung und Beschlussfassung
durch die Landes-regierung zugeführt werden sollen, sind vor der Beschluss-
fassung dem Landesamtsdirektor zur Einsichtnahme vorzulegen. Daneben kann
der Landesamtsdirektor mit Erlass weitere Vorlagepflichten für Eingangs- und
Ausgangsstücke festlegen. 

(5) Der Landesamtsdirektor ist berechtigt, hinsichtlich des erforderlichen
Amtssachaufwandes, die notwendigen Bestellungen durchzuführen und dem-
gemäß im Rahmen der vom Landtag hiefür bewilligten Kredite Zahlungsauf-
träge zu fertigen. Diese Berechtigung kann vom Landesamtsdirektor an
geeignete Bedienstete delegiert werden. 

(6) Unbeschadet der vorstehenden Aufgaben kann der Landesamtsdirektor
vom Landeshauptmann oder von der Landesregierung mit der Erledigung von
besonders wichtigen oder vertraulich zu behandelnden Angelegenheiten betraut
werden. 

(7) Der Landesamtsdirektor kann sich die Erledigung von Aufgaben für ein
bestimmtes Sachgebiet oder im Einzelfall vorbehalten. Das zuständige Mitglied
der Landesregierung ist hievon zu verständigen. 

§ 4 
Gliederung des Amtes der Landesregierung, 

Sachbearbeitung 
(1) Das Amt der Landesregierung gliedert sich in Abteilungen und Gruppen,

soweit diese nach der Geschäftseinteilung des Amtes eingerichtet sind. Abtei-
lungen, die überwiegend interne Dienstleistungen wahrnehmen, können auch
als Stabsabteilungen bezeichnet werden. Die Geschäfte werden den Gruppen
und Abteilungen in der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung
nach ihrem Gegenstand und ihrem sachlichen Zusammenhang zugewiesen. Eine
weitergehende innere Gliederung des Amtes der Landesregierung obliegt dem
Landesamtsdirektor. 

(2) Die Abteilungen des Amtes der Landesregierung besorgen die ihnen zu-
gewiesenen Geschäfte des selbständigen Wirkungsbereichs des Landes ein-
schließlich der Privatwirtschaftsverwaltung unter der fachlichen Leitung und
nach Weisung der einzelnen Mitglieder der Landesregierung. Fachlich wei-
sungs-befugt in diesen Angelegenheiten ist dasjenige Mitglied der Landesregie-
rung, welchem die betreffenden Agenden nach der Referatseinteilung (§ 3 der
Geschäftsordnung der Burgenländischen Landesregierung LGBl. Nr. 35/2015,
in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 92/2022) zur Bearbeitung zugewiesen
sind. War die Angelegenheit Gegenstand der Beschlussfassung der Landesre-
gierung, so ist dieser Beschluss für die Bearbeitung der Angelegenheit maßge-
bend. 

(3) Die Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung und der Auftragsver-
waltung werden von den zuständigen Abteilungen unter der fachlichen Leitung
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und nach Weisung des Landeshauptmannes bzw. der im Namen des Landes-
hauptmannes handelnden Mitgliedern der Landesregierung besorgt. 

(4) Weisungen an die Abteilung ergehen an den Abteilungsvorstand, bei
dessen Abwesenheit an seinen Stellvertreter; im Falle der Abwesenheit beider
sowie gegebener Dringlichkeit an jeden anwesenden Bediensteten. Wird eine
Weisung bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen des ersten Satzes aus-
nahmsweise an nicht unmittelbar nachgeordnete Bedienstete gerichtet, haben
die angewiesenen Bediensteten unverzüglich ihre unmittelbaren Vorgesetzten
in Kenntnis zu setzen. 

§ 4a 
Gruppenvorstände 

(1) Soweit nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung
Gruppen eingerichtet sind, stehen diesen Gruppen Bedienstete des Amtes der
Landesregierung vor, welche die Bezeichnung “Gruppenvorstand“ führen. So-
fern für den Gruppenvorstand ein Stellvertreter bestellt wurde, vertritt dieser im
Falle seiner Verhinderung. 

(2) Der Gruppenvorstand ist Vorgesetzter aller seiner Gruppe und zugeord-
neten Abteilungen zugehörenden Bediensteten und ist diesen gegenüber wei-
sungsbefugt. 

(3) Dem Gruppenvorstand obliegt die fachliche Koordination der den Abtei-
lungen zugewiesenen Geschäfte innerhalb der Gruppe sowie die Unterstützung
des Landesamtsdirektors bei der Besorgung der Angelegenheiten des inneren
Dienstes im Bereich der Gruppe. Zu diesem Zweck hat er insbesondere für den
geregelten, einheitlichen und den Grundsätzen der Gesetzmäßigkeit, der Spar-
samkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit entsprechenden Ge-
schäftsgang in der Gruppe zu sorgen. Dabei hat er auf Gruppen- oder
Abteilungsebene ein den Anforderungen der Gruppe sowie der ihr unterstellten
Abteilungen angemessenes internes Kontrollsystem einzurichten. Der Gruppen-
vorstand kann in seinem Zuständigkeitsbereich auch Vorlagepflichten für Ein-
gangs- und Ausgangsstücke festlegen. 

(4) Der Gruppenvorstand kann sich in Angelegenheiten, die nach der Ge-
schäftseinteilung des Amtes der Landesregierung den Abteilungen und Dienst-
stellen der Gruppe zur Besorgung zugewiesen und von besonderer Bedeutung
sind, die Erledigung vorbehalten. Das zuständige Mitglied der Landesregierung
ist hiervon zu verständigen. 

§ 5 
Abteilungsvorstände 

(1) Den Abteilungen stehen Bedienstete des Amtes der Landesregierung vor,
welche die Bezeichnung „Abteilungsvorstand“ führen. Den Abteilungsvorstand
vertritt im Falle seiner Verhinderung sein zugeteilter Stellvertreter. Der Abtei-
lungsvorstand ist den seiner Abteilung zugeteilten Bediensteten gegenüber wei-
sungsbefugt. 

(2) Der Abteilungsvorstand hat den Dienstbetrieb der Abteilung zu leiten
und den Landesamtsdirektor und den Gruppenvorstand bei der Besorgung der
Angelegenheiten des inneren Dienstes im Bereich der Abteilung zu unterstützen.
Er hat die von der Abteilung zu besorgenden Aufgaben, soweit er diese nicht
selbst erledigt, auf die Bediensteten aufzuteilen und für die rechtzeitige und
sachgemäße Besorgung dieser Aufgaben nach den Grundsätzen der Gesetzmä-
ßigkeit, der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit zu sor-
gen. Zu diesem Zweck hat er ein angemessenes internes Kontrollsystem

GESCHÄFTSORDNUNG - AMT DER LANDESREGIERUNG

141

6



einzurichten. Der Abteilungsvorstand kann die Aufgaben auf die Bediensteten
im Einzelfall oder nach im Voraus festgelegten Aufgabengebieten aufteilen. Er-
folgt die Aufteilung nach im Voraus festgelegten Aufgabengebieten, so sind
diese vom Abteilungsvorstand für die einzelnen Bediensteten schriftlich festzu-
legen. 

(3) Unbeschadet der Überwachung durch sonstige Vorgesetzte obliegt jedem
unmittelbar Vorgesetzen die Kontrolle der Aufgabenbesorgung unter Bedacht-
nahme auf die festgelegten Ziele sowie die Überwachung der Einhaltung der
allgemeinen Dienstpflichten. 

(4) Sofern die Abteilung in weitere Gliederungseinheiten (zB Hauptreferate,
Referate) sowie allfällige nachgeordnete Dienststellen und Außenstellen geglie-
dert ist, gelten die Abs. 1 bis 3 sinngemäß für die jeweiligen Leiter der weiteren
Gliederungseinheiten. 

§ 6 
Organisationshandbuch 

Für jede Abteilung ist ein Organisationshandbuch zu erstellen. Im Organi-
sationshandbuch werden die Aufbauorganisation der Abteilung abgebildet sowie
die Aufgaben und Befugnisse aller in der Abteilung Tätigen ausgewiesen. Im
Organisationshandbuch sind insbesondere auszuweisen: 

1. die Aufgaben der Abteilung sowie allfälliger weiterer Gliederungseinheiten
(zB Hauptreferate, Referate) und allfälliger nachgeordneter Dienststellen
und Außenstellen, 

2. die Gliederung der Abteilung samt allfälligen in der Abteilung bestehenden
weiteren Gliederungs-einheiten (zB Hauptreferate, Referate) sowie all-
fälligen nachgeordneten Dienststellen und Außenstellen, 

3. die Leitung der allfälligen weiteren Gliederungseinheiten (zB Hauptrefe-
rate, Referate) sowie allfälligen nachgeordneten Dienststellen und Au-
ßenstellen, 

4. Weisungsbefugnisse, 
5. Zeichnungsbefugnisse, 
6. sonstige organisatorische Regelungen, 
7. die Befugnisse und Verantwortungsbereiche der Leiter der weiteren Glie-

derungseinheiten (zB Hauptreferate, Referate) sowie allfälliger nachge-
ordneter Dienststellen und Außenstellen, 

8. Vorbehalte gemäß § 4a Abs. 4, sowie 
9. Vertretungsbefugnisse. 

§ 7 
Informations- und Beteiligungspflicht 

(1) Die Organe des Amtes der Landesregierung und die Organe der dem
Amt der Landesregierung nachgeordneten Dienststellen haben ihre vorgesetzten
Organe über alle Umstände, die für deren Amtsführung wichtig sein können, in
Kenntnis zu setzen. Dies betrifft insbesondere außergewöhnliche Vorfälle und
Ereignisse, welche über den Rahmen des üblichen Verwaltungsgeschehens hin-
ausgehen und unter Umständen besondere Maßnahmen erforderlich machen. 

(2) Betrifft ein Geschäftsstück eine Angelegenheit, die mehrere Abteilungen
berührt, sind diese Abteilungen mitzubefassen. Federführend ist jene Abteilung,
in deren Aufgabengebiet die Angelegenheit in der Hauptsache fällt. Ergeben
sich bei der Auslegung der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung
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Meinungsverschiedenheiten über die Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen
den Abteilungen, entscheidet der Landesamtsdirektor, von welcher Abteilung
bzw. Gruppe die Angelegenheit zu besorgen ist; bei Auslegungsfragen innerhalb
der Gruppe, kann der Gruppenvorstand in seinem Zuständigkeitsbereich ent-
scheiden. 

§ 8 
Zuteilung der Geschäftsstücke 

(1) Die beim Amt der Landesregierung einlangenden Geschäftsstücke wer-
den, unbeschadet der Bestimmung des § 3 Abs. 4, nach der Geschäftseinteilung
des Amtes der Landesregierung auf die einzelnen Abteilungen aufgeteilt, sofern
nicht seitens des Landesamtsdirektors eine abweichende Verfügung getroffen
wird. 

(2) Ergeben sich bei der Zuteilung von Einlaufstücken im Hinblick auf den
in der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung bestimmten Wir-
kungsbereich der Abteilungen innerhalb der Gruppe Zweifel, so ist das Einlauf-
stück dem Gruppenvorstand vorzulegen, der über die Zuteilung entscheidet. Im
Falle eines gruppenübergreifenden Zuständigkeitskonflikts entscheidet endgültig
der Landesamtsdirektor. 

§ 9 
Projekt- und Stabsorganisation 

(1) Zur Besorgung komplexer Aufgaben, die sich über einen bestimmten
Zeitraum erstrecken und die den Geschäftsbereich mehrerer Abteilungen oder
Angelegenheiten des Aufgabenbereichs anderer Behörden oder Dienststellen
des Landes betreffen, können befristet abteilungsübergreifende Arbeits-gruppen
oder Projekte vom Landesamtsdirektor eingerichtet werden. Gruppen- oder ab-
teilungsinterne Arbeitsgruppen oder Projekte können jederzeit vom jeweiligen
Gruppen- oder Abteilungsvorstand eingerichtet werden. 

(2) Für jede Arbeitsgruppe oder jedes Projekt sind bei ihrer Einrichtung ins-
besondere schriftlich festzulegen: 

1. die Ziele und der Aufgabenbereich, 
2. der Zeitraum für die Erfüllung der Aufgaben, 
3. die Leiterin oder der Leiter und die Mitglieder. 
Das Ausmaß der Tätigkeit der Mitglieder für Aufgaben der Arbeitsgruppe

oder des Projektes ist bei Bedarf festzuhalten. 
(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für die Einrich-

tung von Stabsorganisationen. 
§ 10 

Genehmigung der Geschäftsstücke, 
Fertigungsklausel 

(1) Die Genehmigung der Geschäftsstücke (worunter immer auch Zahlungs-
aufträge zu verstehen sind) obliegt den Mitgliedern der Landesregierung im Rah-
men des ihnen nach der Referatseinteilung (§ 3 der Geschäftsordnung der
Burgenländischen Landesregierung, LGBl. Nr. 35/2015, in der Fassung der Ver-
ordnung LGBl. Nr. 92/2022) zustehenden Wirkungsbereichs. Die Mitglieder der
Landesregierung können sich bei Amtshandlungen und Erledigungen, bei denen
die Bundesverfassung oder die Landesverfassung die Amtshandlung nicht dem
Landeshauptmann oder der Landesregierung oder einem Mitglied derselben vor-
behält, durch den Landesamtsdirektor bzw. durch den Gruppenvorstand, den
Abteilungsvorstand sowie durch einzelne geeignete Bedienstete, jeweils in deren
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Zuständigkeitsbereich, vertreten lassen. 
(2) Der Abteilungsvorstand ist zur Genehmigung der Geschäftsstücke seiner

Abteilung innerhalb der ihm vom zuständigen Mitglied der Landesregierung
übertragenen Befugnis berechtigt. Er hat jene Geschäftsstücke, deren Genehmi-
gung außerhalb dieser Befugnis liegt, nach vorbereitender Bearbeitung abzu-
zeichnen und sodann an das zuständige Mitglied der Landesregierung zu leiten.
Der Abteilungs-vorstand kann im Interesse einer raschen und zweckmäßigen
Geschäftsbehandlung geeigneten Bediensteten die Genehmigung von Geschäfts-
stücken im Bereich der von ihnen zu besorgenden Aufgaben übertragen. Eine
solche Übertragung bedarf der Schriftform. Sofern die Abteilung in weitere Glie-
derungseinheiten (zB Hauptreferate, Referate) sowie allfällige nachgeordnete
Dienststellen und Außenstellen gegliedert ist, kann der Abteilungsvorstand
zudem die Leiter der jeweiligen weiteren Gliederungseinheiten ermächtigen,
mit seiner Zustimmung die Befugnis zur Genehmigung von Geschäftsstücken
an geeignete Bedienstete dieser Gliederungseinheit zu übertragen. Eine solche
Übertragung bedarf außer in dringenden Ausnahmefällen der Schriftform. Eine
mündliche Erteilung ist ehestmöglich schriftlich festzuhalten. 

(3) Die Formen der Fertigung sind vom Landesamtsdirektor in der Büroord-
nung festzulegen. 

(4)* Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 gelten sinngemäß auch für den
Landesamtsdirektor und den Gruppenvorstand. 

§ 11 
Bundesrechnungsdienst 

Soweit das Amt der Landesregierung Angelegenheiten der mittelbaren Bun-
desverwaltung zu vollziehen hat, gelten für diese die Bundesvorschriften über
die Buchhaltung, Gebarung und Verrechnung. 

§ 12 
Elektronisches Aktensystem, Büroordnung 

Für die Aktenführung und den Kanzleidienst gilt die vom Landesamtsdirek-
tor zu erlassende Büroordnung. 

§ 13 
Geschlechtsspezifische Begriffe und Bezeichnungen 

Die in dieser Verordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und
Bezeichnungen schließen alle Geschlechter gleichermaßen ein. 

§ 14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 2023 in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Lan-

deshauptmannes von Burgenland vom 13. April 2016, mit der die Geschäfts-
ordnung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird
(GeOA), LGBl. Nr. 36/2016, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 67/2019,
außer Kr
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GESCHÄFTSEINTEILUNG 
DES AMTES DER BURGENLÄNDISCHEN LANDESREGIERUNG

Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 13. April 2016,
mit der die Geschäftseinteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregie-
rung erlassen wird, LGBl. Nr. 35/2016, 66/2019, 69/2020, 77/2020, 24/2021,
82/2021, 28/2022, 58/2022, 1/2023, 63/2023, 4/2024, 46/2024, 54/2024.

• Promulgationsklausel zur Verordnung LGBl. Nr. 35/2016: Auf Grund des § 2 Abs. 4
und 5 des Bundesverfassungsgesetzes vom 30. Juli 1925, betreffend Grundsätze
für die Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer
Wien, BGBl. Nr. 289/1925, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I
Nr. 2/2008, sowie des Art. 72 Abs. 1 L-VG, LGBl. Nr. 42/1981, in der Fassung
des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 64/2014, wird mit Zustimmung der Bur-
genländischen Landesregierung und, soweit hiebei die Geschäfte der mittelbaren
Bundesverwaltung in Betracht kommen, mit Zustimmung der Bundesregierung
verordnet: 

• Promulgationsklausel zur Verordnung LGBl. Nr. 46/2024: Auf Grund des § 2
Ämter-der-Landesregierungen-Bundesverfassungsgesetzes - BVG ÄmterLReg,
BGBl. Nr. 289/1925, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr.
14/2019, sowie des Art. 72 Abs. 1 L-VG, LGBl. Nr. 42/1981, in der Fassung des
Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 43/2020, wird mit Zustimmung der Burgen-
ländischen Landesregierung verordnet:

§ 1 
Die Geschäftseinteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung

wird in der Anlage festgesetzt. 
§ 2 

Die in dieser Verordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und
Bezeichnungen schließen jeweils die männliche und weibliche Form gleicher-
maßen ein. 

§ 3 
(1) Die Verordnung in der Fassung LGBl. Nr. 35/2016 tritt mit 1. Juli 2016

in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten der Verordnung LGBl. Nr. 35/2016 tritt die Ver-

ordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 20. November 2001, mit
der eine Geschäftseinteilung für das Amt der Burgenländischen Landesregierung
erlassen wird, LGBl. Nr. 30/2002, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr.
38/2014, außer Kraft. 

(3) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 66/2019 tritt mit
1. Jänner 2020 in Kraft.

(4) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 69/2020 tritt mit
1. Jänner 2021 in Kraft.

(5) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 77/2020 tritt mit
1. Feber 2021 in Kraft. 

(6) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 24/2021 tritt mit
1. Juli 2021 in Kraft. 

(7) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 82/2021 tritt mit
1. Jänner 2022 in Kraft.

(8) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 28/2022 tritt mit
1. Mai 2022 in Kraft.

(9) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 58/2022 tritt mit 1.
September 2022 in Kraft.

(10) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 1/2023 tritt mit
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1. Februar 2023 in Kraft. 
(11) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 63/2023 tritt mit 1.

November 2023 in Kraft.
(12) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 4/2024 tritt mit

dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 1
(13) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 46/2024 tritt mit

1. September 2024 in Kraft.
(14) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 54/2024 tritt mit

dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.2
1 Das ist der 9. Februar 2024.
2 Das ist der 4. September 2024.

Anlage (I.d.F. LGBl. Nr. 54/2024)
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Geschäftseinteilung  
des Amtes der Burgenländischen Landesregierung

1. Innerer Dienst 
2. Interne Revision 
3. Geschäftsordnung und Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung 
4. Geschäftsordnung der Landesregierung, Referatseinteilung 
5. Organisation von Behörden und sonstigen Dienststellen des Landes (ins-

besondere Aufbau, Organisation, Errichtung und Auflösung), einschließ-
lich des Landesverwaltungsgerichts 

6. Verwaltungsentwicklung 
7. Regierungssitzungen, Regierungsvorlagen 
8. Angelegenheiten oder koordinierende Maßnahmen, die auf Grund ihrer be-

sonderen Bedeutung dem Landesamtsdirektor vorbehalten sind 
9. Angelegenheiten der Rechnungshöfe 

10. Angelegenheiten der Verbindungsstelle der Bundesländer 
11. Landesamtsblatt 
12. Zustellung von Schriftstücken im Rahmen der internationalen Rechtshilfe

in Verwal tungs (straf)sa chen aus dem Ausland  

Stabsabteilung Protokoll und Zentrale Dienste 

1. Zentrale Gebäudeverwaltung, Errichtung, Anmietung und Unterbringung
der Landesdienststellen und damit im Zusammenhang stehender Liegen-
schaftserwerb  

2. Zentrale interne Dienstleistungen (Postmanagement und Service, Infopoint,
Reinigungsdienste, Telefonzentrale, Garten- und Landschaftsdienste), so-
weit nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 

3. Angelegenheiten der Zentralen Beschaffung 
4. Versicherungsangelegenheiten des Landes 
5. Zentrale Fuhrparkverwaltung 
6. Auszeichnungen und Titel 
7. Ehrengaben, Jubiläumsgaben 
8. Repräsentation und protokollarische Angelegenheiten 
9. Vorbereitung, Organisation, Durchführung und Betreuung von Empfängen

und Veranstaltungen des Landes 
10. Angelegenheiten der Landhausküche und des Landhaus-Buffets 
11. Kontaktstelle zum Europäischen Parlament, zur Europäischen Kommission,

zum Ausschuss der Regionen und zu anderen Vertretungsstellen in Brüssel 
12. Information über Vorhaben und Initiativen der genannten Institutionen und

Stellen sowie Beitrag zur Positionsfindung im Land 
13. Ständige Vertretung des Burgenlandes in Brüssel 
14. Unterstützung der burgenländischen Mitglieder beim Ausschuss der Regio-

nen 
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15. Angelegenheiten der Europäischen Integration 
16. Angelegenheiten der internationalen Kooperation und grenzüberschreiten-

den Zusammenarbeit 
17. Koordination der Partnerschaften des Landes (insbesondere auch der Kul-

turpartnerschaft mit der Stadt Bayreuth), soweit diese nicht einer anderen
Abteilung vorbehalten sind 

18. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-
heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) LIB-Landesimmobilien Burgenland GmbH sowie deren direkte und in-

direkte Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zuge-
wiesen sind 

b) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeits-
bereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zuge-
wiesen sind 

Stabsabteilung Informationstechnologie

1. Zentrale und dezentrale Datenverarbeitung und Informationstechnik 
2. Beratung der Dienststellen in IKT-Angelegenheiten 
3. Server- und System-Administration, Betriebsführung und Systementwick-

lung 
4. Hardware-, Software- und Lizenzmanagement 
5. Betreuung, Planung, Betrieb sowie Weiterentwicklung von Endgeräten 
6. Telekommunikationsinfrastruktur und -lösungen (Festnetz-/Mobil- und Vi-

deokommunikation) 
7. Ganzheitliche qualitätsgesicherte SW-Entwicklung, Evaluierung, Imple-

mentierung, Betrieb und Weiterentwicklung von E-Government-Techno-
logien und Standards, inklusive Strategieentwicklung 

8. Betreuung und Weiterentwicklung von Fachanwendungen, insbesondere
(Fach-)ELAK 

9. Bereitstellung von IKT-Richtlinien zur Einhaltung der Informations- und
Datensicherheit 

10. Anbindung und Vernetzung der Standorte des Landes 
11. Bereitstellung einer Servicehotline 
12. Verwaltung der Druckerinfrastruktur und Multifunktionsgerätelandschaft 
13. Elektronische Aktenverwaltung 
14. Technische Koordination von Open Data und der Publikation hochwertiger

Datensätze 
15. Angelegenheiten der Landesstatistik 
16. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Erstes burgenländisches Rechenzentrum Gesellschaft mit beschränkter

Haftung 
b) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeits-

bereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zuge-
wiesen sind  
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Stabsabteilung Öffentlichkeitsarbeit

1. Öffentlichkeitsarbeit 
2. Bürgerservice 
3. Corporate Design, Verwaltung der Standortmarke Burgenland 
4. Medienangelegenheiten 

Abteilung 1 - Personal 

1. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der öffentlich-rechtlichen und
privatrechtlichen Bediensteten des Landes 

2. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der Lehrerinnen und Lehrer an
landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 

3. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der in den Landesdienst aufge-
nommenen Musiklehrerinnen und Musiklehrer 

4. Personalbezogene Angelegenheiten des Inneren Dienstes im Auftrag des
Landesamtsdirektors, sofern diese nicht der Landesamtsdirektion vorbe-
halten sind 

5. Aus-, Fort- und Weiterbildung der Landesbediensteten 
6. Dienstrecht sowie Grundausbildung der Gemeindebediensteten, einschließ-

lich der Ausübung des Aufsichtsrechts in diesen Angelegenheiten 
7. Personalangelegenheiten der Bediensteten der Gemeinden und Gemeinde-

verbände, sofern die Zuständigkeit der Landesregierung gegeben ist 
8. Bezugs- und ruhebezugsrechtliche Angelegenheiten der Mitglieder der Lan-

desregierung, des Landtages und sonstiger vom Burgenländischen Lan-
desbezügegesetz erfasster Personen 

9. Lehrlingswesen 
10. Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungspraktikanten, Praktikantinnen

und Praktikanten 
11. Personalentwicklung 
12. Arbeitsrecht 
13. Betriebliche Gesundheitsförderung 
14. Geschäftsstelle für alle dienstrechtlich vorgesehenen Kommissionen 
15. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Akademie Burgenland GmbH 
b) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeits-

bereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zuge-
wiesen sind 

Abteilung 3 - Finanzen 

1. Landeshaushalt 
2. Budgetplanung und Budgetcontrolling 
3. Landesrechnungsabschluss 
4. Verwaltung des Landesvermögens, soweit nicht die Zuständigkeit einer an-

deren Abteilung gegeben ist 
5. Finanzwesen und Vermögensangelegenheiten des Landes 

GESCHÄFTSEINTEILUNG - Amt der Landesregierung

149

7

Gruppe 2



6. Finanzstatistik 
7. Bundesabgaben, Landessteuern, -abgaben, -umlagen und -gebühren 
8. Zentrales Mahnwesen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Dienst-

stelle gegeben ist 
9. Landeshaftungen  

10. Finanzausgleich und Stabilitätspakt 
11. Geld-, Kredit- und Bankwesen 
12. Finanzielle Angelegenheiten der Krankenanstalten 
13. Buchführung des Landes (inkl. Kreditoren- und Debitorenbuchführung) 
14. Anlagenbuchführung 
15. Kostenrechnung 
16. Verrechnung der Bezüge sowie der Ruhe- und Versorgungsbezüge der Mit-

glieder der Landesregierung und des Landtages, der Bediensteten des Lan-
des, der Landeslehrer sowie der Ruhe- und Versorgungsbezüge der
Bürgermeister 

17. Kassen- und Zahlungsdienst 
18. Finanzielle Aufsicht über den Gebarungsvollzug des Amtes der Landesre-

gierung und seine nachgeordneten Ämter und Behörden 
19. Finanzielle Prüfungen im Auftrag der Landesregierung und im Rahmen der

Zuständigkeit anderer Abteilungen 
20. Aufsicht über die gemeinnützigen Bauvereinigungen 
21. Finanzielle Prüfungen von EU-, nationalen und Landesförderungen, soweit

nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 
22. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Landesholding Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten

Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen
sind 

b) Burgenländische Krankenanstalten-Gesellschaft m.b.H. sowie alle di-
rekten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen
Abteilung zugewiesen sind 

c) Burgenländischer Gesundheitsfonds (BURGEF) sowie alle direkten und
indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

d) Burgenland Holding Aktiengesellschaft 
e) Vermögens- und Beteiligungsverwaltung Burgenland GmbH 
f) Burgenland Energie AG sowie alle direkten und indirekten Beteiligun-

gen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
g) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-

keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

Abteilung 9 - EU, Gesellschaft und Förderwesen

1. Allgemeines Förderwesen (Richtlinien, Prozess- und Qualitätsmanage-
ment), soweit Aufgaben nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

2. Zentrales Fördercontrolling, zentrale Förderdatenbank des Landes 
3. Angelegenheiten der Wohnbauförderung 
4. Angelegenheiten der Förderung von Alternativenergieanlagen, soweit nicht

die Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 
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5. Angelegenheiten des Burgenländischen Sozial- und Klimafonds 
6. Grundsatzangelegenheiten der Kohäsions- und Förderpolitik der Europäi-

schen Union 
7. EU-Förderungen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung

gegeben ist 
8. Finanzielle Angelegenheiten und Förderwesen der europäischen gemein-

samen Agrarpolitik 
9. Angelegenheiten der Dorferneuerung, soweit nicht die Zuständigkeit einer

anderen Abteilung gegeben ist 
10. Förderangelegenheiten der gemeinsamen Marktorganisationen mit Aus-

nahme der Umstellungsförderung Weinbau 
11. EU - Fördermonitoring 
12. Wirtschaftsförderung 
13. Tourismusförderung 
14. Arbeitnehmerförderung 
15. Angelegenheiten der Kammer für Arbeiter und Angestellte für das Burgen-

land 
16. Angelegenheiten des Förderwesens im Bereich Soziales, soweit nicht die

Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 
17. Sportwesen 
18. Vereinsangelegenheiten 
19. Angelegenheiten der Integration 
20. Außerschulische Jugendarbeit und Jugendförderung 
21. Jugendschutz 
22. Seniorenangelegenheiten, Seniorenförderung 
23. Angelegenheiten der Gleichbehandlung 
24. Geschäftsstelle für Kommissionen und Beauftragte im Bereich der Gleich-

behandlung 
25. Angelegenheiten der Frauenpolitik und Frauenförderung 
26. Koordinierung der umfassenden Berücksichtigung von Frauenfragen (Gen-

der Mainstreaming) 
27. Familienpolitische Angelegenheiten, insbesondere Familienberatung und

Familienservice sowie Familienförderung 
28. Antidiskriminierung 

29. Geschäftsstelle für Kommissionen und Beauftragte im Bereich der
Antidiskriminierung 

30. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-
heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Burgenland Tourismus GmbH 
b) Thermengolfanlagen - Loipersdorf/Fürstenfeld/Rudersdorf Betriebsge-

sellschaft m.b.H. & Co KG
c) Tourismus- und Beherbergungsbetriebe Burgenland GmbH sowie alle

direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen
Abteilung zugewiesen sind 

d) AVITA Resort GmbH 
e) Sport Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligun-

gen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
f) Fußballakademie Burgenland Errichtungs-GmbH 
g) Österreichisches Institut für Schul- und Sportstättenbau-Stiftung 
h) Nationale Anti Doping Agentur Austria GmbH 
i) Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten
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Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen
sind 

j) Erste burgenländische gemeinnützige Siedlungsgenossenschaft - regi-
strierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung  

k) Oberwarter gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung 

l) Wohnbau Burgenland GmbH 
m) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-

keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

Abteilung 2 - Landesplanung, Gemeinden und Wirtschaft

1. Angelegenheiten der örtlichen und überörtlichen Raumplanung 
2. Koordination des Burgenländischen Geografischen Informationssystems

(GIS) 
3. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten der Verkehrsplanung 
4. Angelegenheiten des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrsverbünde 
5. Angelegenheiten der Gesamtverkehrsstrategie Burgenland 
6. Verkehrsdienstverträge 
7. Mobilitätsberatung, EU-Projekte im Bereich der Mobilität 
8. Verkehrsangelegenheiten, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zu-

gewiesen sind 
9. Welterbe Kulturlandschaft Fertö Neusiedler See 

10. Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung 
11. Bedarfszuweisungen an Gemeinden 
12. Gemeinde-Ertragsanteile 
13. Gemeindeabgaben 
14. Finanzstatistik der Gemeinden 
15. Gemeindenamen, Gemeindewappen und Gemeindefarben 
16. Aufsicht über die Gemeinden und die Gemeindeverbände, beim Burgen-

ländischen Müllverband eingeschränkt auf die finanzielle Aufsicht 
17. Aufsicht über die Tourismusverbände 
18. Datenschutz im Bereich der Gemeinden 
19. Sammelbewilligungen 
20. Staatsbürgerschaftsangelegenheiten 
21. Personenstandsangelegenheiten 
22. Melde-, Fremden- und Niederlassungswesen 
23. Bundespräsidentenwahlen 
24. Wahlen in die allgemeinen Vertretungskörper 
25. Bürgermeisterwahlen 
26. Volksabstimmungen, Volksbegehren, Volksbefragung 
27. Gemeindevolksrechte 
28. Baurecht 
29. Gewerberecht 
30. Umweltverträglichkeitsprüfung 
31. Strategische Umweltprüfung 
32. Anlagenrecht einschließlich der rechtlichen Angelegenheiten des Natur-
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schutzes im konzentrierten Verfahren 
33. Rechtliche Angelegenheiten des Maschinen- und Dampfkesselwesens 
34. Angelegenheiten des Berufsanerkennungs- und Dienstleistungsrechts, ein-

schließlich Einheitlicher Ansprechpartner (EAP) und Single Digital Gate-
way (SDG) 

35. Veranstaltungswesen inkl. Kleines Glücksspiel 
36. Energierecht einschließlich Preisregelung und Preisüberwachung 
37. Güter- und Personenbeförderungsgesetz 
38. Öffnungszeitengesetz 
39. Bergrecht 
40. Marken- und Musterschutz, unlauterer Wettbewerb 
41. Patentwesen 
42. Urheberrecht 
43. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften mit Ausnahme der finanziellen

Prüfung 
44. Angelegenheiten der Wirtschaftskammer 
45. Rechtliche Angelegenheiten des Tourismus 
46. Ausbau von See- und Freibädern 
47. Camping- und Mobilheimwesen 
48. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) Gesellschaft m.b.H. 
b) Burgenländische Mobilitätsorganisationsgesellschaft mbH 
c) Verkehrsinfrastruktur Burgenland GmbH sowie alle direkten und indi-

rekten Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zu-
gewiesen sind 
- Neusiedler Seebahn GmbH 
- Verkehrsbetriebe Burgenland GmbH 
- Verkehrsbetriebe Burgenland Mobilität GmbH 

d) Verein Welterbe Neusiedler See 
e) Verein Österreichisches Institut für Verkehrsdateninfrastruktur

„ÖVDAT“ 
f) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-

keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

Abteilung 6 - Soziales und Pflege 

1. Sozialunterstützung 
2. Sozialhilfe 
3. Geschäftsstelle für Sozialhilfebeirat 
4. Außerordentliche Zuwendungen in sozialen Härtefällen, Opferfürsorge,

Förderungen betreffend die Opfer des Krieges und Faschismus 
5. Angelegenheiten des Behindertenwesens 
6. Schulassistenz 
7. Persönliche Assistenz 
8. Angelegenheiten der Einrichtungen der Behindertenhilfe 
9. Angelegenheiten der Kinder- und Jugendhilfe 

10. Angelegenheiten der Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
11. Internationale Adoptionen 
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12. Eignungsfeststellung von Einrichtungen für unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge 

13. Schulsozialarbeit 
14. Erwachsenensozialarbeit 
15. Angelegenheiten Pflegeeltern 
16. Angelegenheiten der Altenwohn- und Pflegeheime 
17. Angelegenheiten der Einrichtungen der Altenwohn- und Pflegeheime 
18. Bewilligung von Ausbildungsstätten für nichtärztliche Gesundheitsberufe 
19. Angelegenheiten der Pflege- und Sozialbetreuungsberufe 
20. Nostrifikationsverfahren 
21. Sachverständigendienst in den Bereichen Sozial-, Behindertenwesen und

Kinder- und Jugendhilfe 
22. Angelegenheiten des Pflegefonds 
23. Angelegenheiten der mobilen Pflege- und Betreuungsdienste 
24. Angelegenheiten der Kurzzeitpflege 
25. Angelegenheiten der Hospiz- und Palliativversorgung 
26. Angelegenheiten der Grundversorgung für Fremde und des Landesbetreu-

ungsgesetzes 
27. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Burgenländische Pflegeheim Betriebs-GmbH 
b) Betreuung und Pflege Burgenland GmbH 
c) Selbsthilfe-Werkstätten-Burgenland-GmbH 
d) Soziale Dienste Burgenland GmbH 
e) Pflegeservice Burgenland GmbH 
f) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-

keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

Abteilung 7 - Bildung, Kultur und Wissenschaft 

1. Institutionelle Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (Kinderkrip-
pen, Kindergärten, alterserweiterte Kindergärten und Horte) 

2. Schulwesen und äußere Organisation (Aufbau, Organisationsform, Errich-
tung, Auflassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und Unterrichtszeit) der
allgemeinbildenden Pflichtschulen und der Berufsschulen, soweit nicht
eine Zuständigkeit der Bildungsdirektion gegeben ist 

3. Zweckzuschüsse zu den Pflichtschulbauten der Gemeinden 
4. Landesseitige Angelegenheiten des Dienstpostenplans/Stellenplans der

Lehrerinnen und Lehrer für allgemeinbildende und berufsbildende Pflicht-
schulen 

5. Dienstpostenplan der Lehrerinnen und Lehrer für Berufsschulen 
6. Angelegenheiten der Bildungsdirektion 
7. Äußere Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich oder

vorwiegend für Schülerinnen und Schüler von Pflichtschulen bestimmt
sind 

8. Äußere Organisation der Schülerheime der Landesberufsschulen 
9. Verwaltung der Landessonderschulen, der Berufsschulen, der Privatschulen

des Landes sowie der angeschlossenen Schülerheime 
10. Landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen 
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11. Fachhochschulen 
12. Studienförderung 
13. Musikpflege, einschließlich außerschulischer Musikerziehung 
14. Förderung des Volks- und Erwachsenenbildungswesens 
15. Angelegenheiten der zeitgenössischen bildenden und darstellenden Kunst 
16. Landeskundliche Forschungsstelle 
17. Wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv- und Bibliotheksdienst 
18. Kulturelle und wissenschaftliche Veranstaltungen 
19. Förderung der Natur- und Geisteswissenschaften, der Archäologie und der

Volkskunde 
20. Literaturförderung 
21. Heimat- und Brauchtumspflege 
22. Volkskulturangelegenheiten 
23. Volksbüchereien 
24. Kulturfilmangelegenheiten 
25. Landesmuseen 
26. Heimatmuseen 
27. Herausgabe und Verwaltung landeseigener Publikationen, soweit nicht die

Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 
28. Bodendenkmalpflege 
29. Denkmal- und Ortsbildpflege sowie Baukulturelle Angelegenheiten 
30. Kultusangelegenheiten 
31. Kriegsgräberfürsorge 
32. Angelegenheiten der Tagesmütter Burgenland 
33. Förderung der Volksgruppen 
34. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Stiftung Private Pädagogische Hochschule Burgenland 
b) JOANNEUM RESEARCH Forschungsgesellschaft mbH 
c) Fachhochschule Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten

Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen
sind 

d) Joseph Haydn Privathochschule GmbH 
e) Gästehäuser und Küchen Burgenland GmbH 
f) CERAMIcO Burgenland GmbH 
g) KBB - Kultur-Betriebe Burgenland GmbH sowie alle direkten und in-

direkten Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zu-
gewiesen sind 

h) Stiftung des weiland Fürst Philipp Batthyány zur Erhaltung der alten
Güssinger Burg 

i) Stiftung des weiland Fürst Philipp Batthyány zur Erhaltung des Güssin-
ger Franziskanerklosters, der Kirche und der Familiengruft 

j) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-
keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

Abteilung 10 - Gesundheit 

1. Gesundheitswesen 
2. Öffentlicher Gesundheitsdienst 
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3. Impfwesen 
4. Rechtliche Angelegenheiten der Krankenanstalten (mit Ausnahme der Per-

sonalangelegenheiten), einschließlich der Fachaufsicht 
5. Errichtungs- und Betriebsbewilligung sowie Baubewilligung von Kranken-

anstalten inkl. Arbeitsstättenbewilligungen 
6. Sanitäre Aufsicht über Krankenanstalten und Kuranstalten 
7. Angelegenheiten des Ärztegesetzes, soweit sie in die Zuständigkeit des

Landes fallen 
8. Leichen- und Bestattungswesen 
9. Angelegenheiten des Rettungs- und Notarztwesens  

10. Angelegenheiten des Burgenländischen Rettungsgesetzes 2024 und des Sa-
nitätergesetzes 

11. Gemeindesanitätswesen, soweit nicht die Zuständigkeit der Abteilung 1 ge-
geben ist 

12. Angelegenheiten der medizinisch-fachlichen Schulgesundheit 
13. Drogen- und Suchtbekämpfungskoordination 
14. Angelegenheiten der Tuberkulosehilfe und Tuberkulosebekämpfung 
15. Besorgung der Geschäfte des Landessanitätsrats 
16. Angelegenheiten des Burgenländischen Heilvorkommen- und Kurortege-

setz 
17. Bäderhygiene 
18. Trinkwassergüte 
19. Aufsicht über die Ärztekammer für das Burgenland und die Österreichische

Tierärztekammer Landesstelle Burgenland 
20. Ärzte- und Apothekerkammerwahlen 
21. Rechtliche Angelegenheiten des Chemikalienwesens 
22. Nahrungsmittelkontrolle 
23. Vermarktungsnormenkontrolle 
24. Veterinärwesen 
25. Tierseuchenbekämpfung 
26. Tierkörperverwertung 
27. Tierschutz, Tierzucht und Tierhaltung 
28. Tiergesundheitsdienst Burgenland 
29. Koordinierung des Vollzugs des Epidemiegesetzes  
30. Angelegenheiten des Zivildienstes 
31. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Gesundheitsplanungs GmbH 
b) Gesundheitsservice Burgenland GmbH 
c) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-

keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

Abteilung 4 - Agrarwesen, Natur- und Klimaschutz 

1. Allgemeine und rechtliche Angelegenheiten des Agrarwesens 
2. Fachgutachten auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
3. Aufsicht über die Burgenländische Landwirtschaftskammer 
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4. Angelegenheiten der landwirtschaftlichen gemeinsamen Marktorganisatio-
nen ausgenommen Förderangelegenheiten, sofern es sich nicht um die Um-
stellungsförderung Weinbau handelt 

5. Land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildung 
6. Arbeitsrecht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz im land- und forst-

wirtschaftlichen Bereich, Angelegenheiten der Obereinigungskommission 
7. Grundverkehrsrecht 
8. Landwirtschaftlicher Grenzbesitz 
9. Angelegenheiten der Agrarbehörde 

10. Wahrnehmung der Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tion 

11. Landwirtschaftsförderungen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen
Abteilung gegeben ist 

12. Elementarschäden und Katastrophenfonds 
13. Bodenschutz und Pflanzenschutz, Pflanzenschutzmittel 
14. Jagd- und Fischereiwesen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Ab-

teilung gegeben ist 
15. Buschenschankwesen 
16. Weinrechtliche Angelegenheiten 
17. Rechtliche Angelegenheiten des Forstwesens 
18. Wasserrecht 
19. Rechtliche Angelegenheiten der Abfallwirtschaft und der Altlastensanie-

rung 
20. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten des Energiewesens, ein-

schließlich der Energieeffizienz 
21. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten des Umweltschutzes 
22. Rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Naturschutzes (soweit es

sich nicht um ein konzentriertes Anlageverfahren handelt) und der Land-
schaftspflege 

23. Angelegenheiten des Nationalparks Neusiedler See - Seewinkel 
24. Biologische Station Neusiedler See 
25. Rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Heizungswesens, der Luft-

reinhaltung und des Immissionsschutzes 
26. Klimaschutz 
27. Nachhaltigkeit 
28. Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten in den Berei-

chen 7des Luftfahrtwesens, des Maschinen- und Dampfkesselwesens, des
Elektrizitätswesens, des Heizungswesens, des Seilbahn- und Aufzugswe-
sens, der Industrie- und Gewerbetechnik, der Binnenschifffahrt, der Schall-
technik, des Gaswesens, des Bedienstetenschutzes, der Luftschadstoffe, des
Chemikalienwesens sowie des Strahlenschutzes 

29. Akkreditierte Wasseruntersuchungen und Anlagenprüfungen 
30. Sachverständigengutachten in den Bereichen Trinkwasser-, Bäderhygiene-

und Lebensmittelsicherheit 
31. Naturkundliche Forschungstätigkeit 
32. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-

heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) Österreich Wein Marketing GmbH sowie alle direkten und indirekten

Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen
sind 

b) Nationalparkgesellschaft Neusiedler See – Seewinkel (KdöR) 
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c) Landschaftspflegefonds 
d) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-

keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 

Abteilung 5 - Baudirektion 

1. Angelegenheiten des Straßen-, Ingenieur-, Güterwege-, Forstwege- und
Radwegebaus, sowie Projektierung, Bau, Erhaltung und Betrieb, ein-
schließlich der Förderung 

2. Angelegenheiten und Sachverständigengutachten auf den Gebieten der
Hochbautechnik, der Statik, der Verkehrstechnik, der Straßenbautechnik,
des Ingenieurbaus, der Geologie, der Geotechnik, des bautechnischen Prüf-
wesens, des Landschaftsbildes sowie des ländlichen Wege- und Brücken-
baus und im Bereich des Wasserbaues 

3. Normenwesen 
4. Vermessungswesen 
5. Eich- und Messwesen 
6. Zivilingenieurinnen und Zivilingenieure, Ziviltechnikerinnen und Zivil-

techniker 
7. Sondertransportbewilligungen 
8. Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten in den Be-
reichen der Verkehrstechnik, des Kraftfahrzeugwesens, der Verkehrsüber-
wachung, der Verkehrsdaten, der Geoinformation und der Fernerkundung,
der Wasser- und Abfallwirtschaft, einschließlich der gefährlichen Stoffe
und der Altlastensanierung, sowie des Agrarwesens und des Forstwesens 

9. Forstgärten und technischer Bodenschutz 
10. Ländliche Neuordnung 
11. Wasserwirtschaftliche Planung 
12. Verwaltung des öffentlichen Wasserguts 
13. Wasserbuchdienst 
14. Hydrographie 
15. Gewässeraufsicht und Wassergütekontrolle, soweit es sich nicht um Bä-

derhygiene und Trinkwasser handelt 
16. Angelegenheiten des Siedlungswasserbaus, einschließlich der Förderung 
17. Angelegenheiten des Flussbaus, der Seen und des landwirtschaftlichen

Wasserbaus (Ent- und Bewässerung), einschließlich der Förderung 
18. Angelegenheiten der Grenzgewässerkommissionen 
19. Angelegenheiten des Beschaffungs- und Vergabewesens inklusive techno-

logische Entwicklung für die Gruppe 4, soweit diese nicht einer anderen
Abteilung zugewiesen sind 

20. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegen-
heiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) ASFINAG Service GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteili-

gungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
b) Seemanagement Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten

Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen
sind 

c) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständig-
keitsbereich der Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung
zugewiesen sind 
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Stabsabteilung Verfassung und Recht 

1. Verfassungsdienst 
2. Bundesverfassung, Landesverfassung 
3. Verkehr mit dem Verfassungsgerichtshof, insbesondere in Verfahren nach

Art. 126a B-VG, Art. 127c iVm. Art. 126a B-VG und Art. 74 L-VG, Art.
137, 138, 138a, 139, 139a, 140 und 140a B-VG 

4. Landesgesetzgebung, Landesgesetzblatt, Rechtsinformationssystem des
Bundes (RIS) 

5. Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen des Bundes und
der Länder 

6. Aufgaben im Rahmen des Konsultationsmechanismus 
7. Koordination in Angelegenheiten des EU-Rechtssetzungsprozesses, ein-

schließlich der Begutachtung von Entwürfen von EU-Rechtsakten und der
Abgabe von Erklärungen; Koordination der Umsetzung von EU-Recht 

8. EU-rechtliche Notifikationen der Rechtsumsetzung; Verfahren vor der Eu-
ropäischen Kommission, dem EuGH, dem EuG und vor internationalen
Gerichten 

9. Koordination und formaler Abschluss von Vereinbarungen gemäß Art. 15a
B-VG 

10. Bundesgrenzen, Landesgrenzen 
11. Angelegenheiten der Volksgruppen, soweit diese nicht einer anderen Ab-

teilung zugewiesen sind 
12. Bürgerinitiative und Bürgerbegutachtung, soweit diese Angelegenheiten

nicht in die Zuständigkeit der Abteilung 2 fallen 
13. Verbindung zum Landtag 
14. Allgemeine Rechtsangelegenheiten 
15. Koordinationsstelle und Qualitätscontrolling für allgemeine Fragen des Ver-

waltungs(verfahrens)-rechts
16. Stiftungs- und Fondswesen, Aufsicht 
17. Datenschutz 
18. Angelegenheiten des rechtlichen Beschaffungs- und Allgemeinen Verga-

bewesens 
19. Angelegenheiten der Burgenländischen Gesundheits-, Patientinnen-, Pa-

tienten- und Behindertenanwaltschaft; Behindertenombudsstelle 
20. Angelegenheiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft 
21. Angelegenheiten der Burgenländischen Landesumweltanwaltschaft 
22. Angelegenheiten der Tierschutzombudsstelle 
23. Angelegenheiten der Ombudsstelle für Pensionistinnen und Pensionisten 
24. Angelegenheiten der Ombudsstelle für Bankangelegenheiten 
25. Angelegenheiten der Ombudsstelle für Sport- und Vereinswesen 
26. Servicestelle für Konsumentenschutz 
27. Servicestelle für Schuldnerinnen und Schuldner 
28. Preisregelung und Preisüberwachung, soweit diese nicht im Zusammenhang

mit dem Energierecht stehen 
29. Angelegenheiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung, soweit diese nicht

einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
30. Landessymbole 
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Abteilung 8 - Kompetenzzentrum Sicherheit

1. Angelegenheiten der Landessicherheitszentrale 
2. Bedienstetenschutz 
3. Brandschutz, sofern nicht die Zuständigkeit der LIB - Landesimmobilien

Burgenland GmbH gegeben ist 
4. Gebäudesicherheit, inklusive Sicherheit in Amtsgebäuden 
5. Feuerwehrwesen, Feuerpolizei 
6. Angelegenheiten der Landesfeuerwehrdirektorin oder des Landesfeuer-

wehrdirektors 
7. Angelegenheiten der geistigen und zivilen Landesverteidigung 
8. Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei 
9. Mitwirkung bei der Führung der Bundespolizei im Bereich des Landes 

10. Angelegenheiten der Straßenpolizei 
11. Angelegenheiten des Landessicherheitsrates 
12. Angelegenheiten der Lebensmittelbewirtschaftung und der Energielenkung 
13. Angelegenheiten des Katastrophenschutzes 
14. Angelegenheiten des Strahlenschutzes 
15. Angelegenheiten des Zivilschutzes 
16. Straßenverwaltungsrecht und Straßenverkehrsrecht 
17. Rechtliche Angelegenheiten der Güterwege 
18. Kraftfahrwesen, Kraftfahrlinien, Tiertransportrecht 
19. Führerscheinrecht 
20. Eisenbahnrecht, Schifffahrtsrecht und Zivilluftfahrt 
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Organisationsstruktur
des Amtes der Burgenländischern Landesregierung

(Geschäftseinteilung)

Landesamtsdirektion

Gruppe 1
Stabsabteilung Protokoll und Zentrale Dienste (St P)
Stabsabteilung Informationstechnologie (St I)
Stabsabteilung Öffentlichkeitsarbeit (St Ö)
Abteilung 1 - Personal 

Gruppe 2
Abteilung 3 - Finanzen 
Abteilung 9 - EU, Gesellschaft und Förderwesen

Gruppe 3
Abteilung   2 - Landesplanung, Gemeinden und Wirtschaft 
Abteilung   6 - Soziales und Pflege
Abteilung   7 - Bildung, Kultur und Wissenschaft
Abteilung 10 - Gesundheit

Gruppe 4
Abteilung 4 - Agrarwesen, Natur- und Klimaschutz 
Abteilung 5 - Baudirektion 

Gruppe 5
Stabsabteilung Verfassung und Recht (St V)
Abteilung 8 - Kompetenzzentrum Sicherheit
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Die dem Suchbegriff folgenden Zeichen (Ziffern / Buchstaben) bedeuten Folgendes: 
r Die Buchstabenkombination bezeichnet die betreffende Norm; die nachfolgende

Ziffer (in Klammern) bezieht sich auf den (rechts bzw. links oben auf jeder Seite
befindlichen) Eintrag, mit dem die betreffende Norm im Textteil versehen ist,
und zwar:
LV (1) Landesverfassung
GO-LT (2) Geschäftsordnung des Landtages
RHG (3) Landes-Rechnungshofgesetz
LH / LH-StV / LR (4) Referatseinteilung
GO-LReg (5) Geschäftsordnung der Landesregierung
GO-Amt (6) Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung
GE (7)  Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung

r Die Buchstabenkombination bei der Referatseinteilung bezieht sich auf die für
die betreffende Materie zuständigen Mitglieder der Landesregierung, wobei die-
sen Buchstaben die Ziffer (Zahl) des Absatzes der Kompetenzaufzählung beim
jeweiligen Regierungsmitglied folgt: 

• LH          Landeshauptmann
• LH-StV   Landeshauptmann-Stellvertreterin
• LR           Landesrat, Landesrätin

r GE (7) = Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung mit beispielsweise
folgendem Zitat:

Baurecht  GE Gr 3 Abt. 2 / 28

Hiebei bedeuten die Abkürzungen:

Abt. = Abteilung
GE Gr = Geschäftsabteilung Gruppe 
LAD = Landesamtsdirektion
Stab = Stabsabteilung, und zwar:

I = Informationstechnologie
Ö = Öffentlichkeitsarbeit
P = Protokoll und Zentrale Dienste
V = Verfassung und Recht
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Angelegenheit Gruppe 3 Abteilung 2 /
Ziffernmäßige
Bezeichnung der
Angelegenheit





Abberufung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages LV (1) 16,
GO-LT (2) 6 

Abgabenfreiheit LV (1) 89
Abgeordnete, Datenschutzbelehrung GO-LT (2) § 28d
Abordnungen GO-LT (2) 81
Abschließende Begutachtung von Gesetzes-und Verordnungsentwürfen LH 1 
Abstimmung GO-LT (2) 73
Abteilung   1 - Personal GE Gr  1 
Abteilung   2 - Landesplanung, Gemeinden und Wirtschaft GE Gr  3 
Abteilung   3 - Finanzen GE Gr  2 
Abteilung   4 - Agrarwesen, Natur- und Klimaschutz GE Gr . 4
Abteilung   5 - Baudirektion GE Gr . 4
Abteilung   6 - Soziales und Pflege GE Gr  3 
Abteilung   7 - Bildung, Kultur und Wissenschaft GE Gr  3 
Abteilung   8 - Kompetenzzentrum Sicherheit GE Gr . 5
Abteilung   9 - EU, Gesellschaft und Förderwesen GE Gr  2
Abteilung 10 - Gesundheit GE Gr . 3 
Abteilungsvvorstände GO-Amt (6) § 5
Additionalitätsprogramme LH 2
Agrarangelegenheiten LH-StV 3
Agrarbehörde, Anfragen GE Gr  4 Abt. 4/9  
Agrargemeinschaften LH-Stv 3
Agrarpolitik, europäische gemeinsame A. GE Gr  2 Abt. 9/8 
Agrarwesen, rechtliche Angelegenheiten GE Gr  4 Abt. 4/1
Agrarwesens, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten GE

Gr  4 Abt. 5/8
Akademie Burgenland GmbH GE Gr 1 Abt. 1/15 lit. a 
Akkreditierte Wasseruntersuchungen und Anlagenprüfungen GE Gr  4 Abt. 4/29 
Akteneinsicht GO-LReg (5) § 13
Aktuelle Stunde LV (1) 44a
Akutordinationen LH 11 
Allgemeinbildende Pflichtschulen  LR Winkler  4
Allgemeine Protokollangelegenheiten LH 5
Allgemeine Rechtsangelegenheiten GE Gr  5 Stab V/14 
Allgemeine Rechtsangelegenheiten LH 1
Allgemeine und rechtliche Angelegenheiten des Agrarwesens  GE Gr 4 Abt. 4/1
Allgemeines Beschaffungswesen LH 5
Allgemeines Förderwesen (Richtlinien, Prozess- und Qualitätsmanagement)

GE Gr 2 Abt. 9/1
Altenwohn- und Pflegeheime GE Gr 3 Abt. 6/16 
Altenwohn- und Pflegeheime, Einrichtungen  GE Gr 3 Abt. 6/17 
Altenwohn-und Pflegeheime  LR Schneemann 18  
Alternativenergieanlagen, Förderung  GE Gr 2 Abt.9/4
Alterserweiterte Kindergärten und Horte  GE Gr 3 Abt. 7/1
Altlastensanierung, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten

GE Gr 4 Abt. 5/8
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Amtliche Verhandlungsschrift GO-LT (2) 76
Amtsverschwiegenheit GO-LReg (5) § 17
Amtsverschwiegenheit und Auskunftspflicht LV (1) 62
Amtsverzicht LV (1) 56
Anbindung und Vernetzung der Standorte des Landes GE Gr 1 Stab I 10 
Änderung der Geschäftsordnung GO-LT (2) § 82
Anfechtung von Landesgesetzen GO-LT (2) 33, LV (1) 36  
Anfragen an den Präsidenten des Landtages und die Obmänner der Ausschüsse

GO-LT (2) 32
Anfragen an die Obmänner der Ausschüsse GO-LT (2) 32
Angelegenheiten der Agrarbehörde GE Gr 4 Abt. 4/9
Angelegenheiten der Altenwohn-und Pflegeheime  LR Schneemann 18 
Angelegenheiten der Bildung und der Bildungsdirektion LR Winkler  2 
Angelegenheiten der Burgenländischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten-

und Behindertenanwaltschaft; Behindertenombudsstelle GE Gr 5 Stab V/19 
Angelegenheiten der Burgenländischen Landesumweltanwaltschaft GE Gr 5

Stab V/21
Angelegenheiten der Dorferneuerung GE Gr 2 Abt. 9/9 
Angelegenheiten der Europäischen Integration GE Gr 1 Stab P  15 
Angelegenheiten der europäischen Integration und grenzüberschreitenden

Zusammenarbeit einschließlich des gesamten diesbezüglichen Förderwesens
sowie der Additionalitätsprogramme LH 2;

Angelegenheiten der Frauenpolitik und Frauenförderung LR Winkler  15
Angelegenheiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft GE Gr 5 Stab V/20 
Angelegenheiten der Rechnungshöfe  GE (7) LAD 9
Angelegenheiten der Wirtschaftskammer LR Schneemann 7 
Angelegenheiten des rechtlichen Beschaffungs- und Vergabewesen  GE Gr 5 St V/18
Angelegenheiten oder koordinierende Maßnahmen, die auf Grund ihrer beson-

deren Bedeutung dem Landesamtsdirektor vorbehalten sind  GE (7) LAD 8
Angelobung der Landtagsabgeordneten GO-LT (2) § 4  
Angelobung der Mitglieder der Landesregierung GO-LT (2) § 9 
Angelobung LV (1) 23
Angelobung LV (1) 54
Anlagenbuchführung GE Gr 2 Abt.3/14 
Anlagenprüfungen GE Gr 4 Abt. 4/29  
Anlagenrecht GE Gr 3 Abt. 2/32 
Antidiskriminierung GE Gr 2 Abt. 9/28 
Anwendung völkerrechtlichen Vertragsrechtes LV (1) 82
Apotheker LH 13
Arbeiter-und Angestelltenschutz LR Schneemann 19
Arbeitnehmerförderung GE Gr 2 Abt. 9/14 
Arbeitnehmerförderung LR Schneemann 19
Arbeitsrecht  LR Schneemann 19 
Arbeitsrecht GE Gr 1 Abt.1/ 1/12 
Arbeitsrecht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz im land- und forst wirt schaft -

lichen Bereich  GE Gr 4 Abt. 4/6 
Archäologie (Förderung) GE Gr 3 Abt. 7/19
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Archäologie, Förderung LH 26, GE Gr 3 Abt. 7/19
Ärzte- und Apothekerkammerwahlen GE Gr 3 Abt. 10/20 
Ärztegesetz, soweit sie in die Zuständigkeit des Landes fallen  GE Gr 3 Abt.

10/7
Ärztekammer für das Burgenland, Aufsicht  LH 13
ASFINAG Service GmbH   GE Gr 4 Abt. 5/20 
Asyl-und Flüchtlingswesen, Grundversorgung LR Winkler  18
Aufsicht über die Gemeinden LR Schneemann 1 
Aus-, Fort- und Weiterbildung der Landesbediensteten GE Gr 1 Abt.1/5 
Aus-, Fort-und Weiterbildung der Landesbediensteten LH 5
Ausbau von See- und Freibädern GE Gr 3 Abt. 2/46 
Ausbau von See-und Freibädern LH 15
Ausbildung des Krankenpflegepersonals LH 11 
Ausbildungsstätten für nichtärztliche Gesundheitsberufe GE Gr 3 Abt. 6/18 
Ausfertigung der Beschlüsse GO-LReg (5)§ 16
Ausführungsregelungen LV (1) 74c
Auskunfts- und Befragungsrechte LV (1) 77
Auskunfts- und Beschwerderecht der Bürgerinnen und Bürger LV (1) 69
Auskunftspflicht LV (1)  62
Auskunftsrecht und Akteneinsicht GO-LT § (2)  
Auskunftsrecht und Akteneinsicht LV (1) 48
Ausschuss der Regionen (AdR)  LH 3; 
Ausschuß für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenar-

beit GO-LT (2) § 50b
Ausschuss für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenar-

beit LV (1) 42b
Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse  GO-LT (2) § 31a
Auszeichnungen und Titel GE Gr 1 St P  6 
Außenhandelsangelegenheiten LR Schneemann 8 
Außerordentliche Zuwendungen in sozialen Härtefällen, Opferfürsorge, Förderun-

gen betreffend die Opfer des Krieges und Faschismus LR Schneemann 18;
GE Gr 3 Abt. 6/4 

Außerschulische Jugendarbeit und Jugendförderung GE Gr 2 Abt. 9/20 
Außerschulische Musikerziehung LR Winkler  11 
Ausübung des Aufsichtsrechts (Gemeindebedienstete) LH 23 
Ausübung des Stimmrechtes GO-LT (2) § 72
Auswahl bezüglich der Leitungsfunktionen an Pflichtschulen (Pflichtschulclus-

ter) LH 24
Auszeichnungen LH 5 
AVITA Resort GmbH  GE Gr 2 Abt. 9/30

Bäderhygiene GE Gr 3 Abt. 10/17 
Bäderhygiene LH 12 
Bäderhygiene und Trinkwasser LH-StV 15 
Baubewilligung von Krankenanstalten inkl. Arbeitsstättenbewilligungen GE Gr 3

Abt. 10/5
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Baugewerbeprüfungen LR Dorner 1
Baurecht GE Gr 3 Abt. 2/28 
Baurecht LR Dorner 4
Bedarfszuweisungen an Gemeinden LH 29;  GE Gr 3 Abt. 2/11  
Bedienstetenschutz GE Gr 4 Abt. 4/28
Bedienstetenschutz GE Gr 5 Abt. 8/2 
Befähigungsprüfung für Elektrotechnik LR Dorner 14
Befähigungsprüfung für Gas- und Sanitärtechnik LR Dorner 14
Befangenheit GO-LReg (5) § 18
Befugnisse des Landes-Rechnungshofs bei Durchführung seiner Prüfungs- und

Begutachtungstätigkeit RHG (3) § 6
Begriff und rechtliche Stellung LV (1) 84
Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen des Bundes und der

Länder GE Gr 5 St V/5 
Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen LH 1
Behindertenhilfe LR Schneemann 18; GE Gr 3 Abt. 6/8 
Behindertenombudsstelle GE Gr 5 St V-R/19 
Behindertenwesen LR Schneemann 18; GE Gr 3 Abt. 6/5 
Behördenzuständigkeit zur Ausübung der Diensthoheit  LR Winkler  6  
Beiziehung von Nichtmitgliedern GO-LT (2)  § 42 
Beratung der Dienststellen in IKT-Angelegenheiten GE Gr 1 St I 2 
Bereitstellung einer Servicehotline GE Gr 1 St I 11
Bereitstellung von IKT-Richtlinien zur Einhaltung der Informations- und Daten-

sicherheit GE Gr 1 St I 9 
Bergrecht  LR Dorner 4; GE Gr 3 Abt. 2/39 
Berichterstattung der Ausschüsse GO-LT (2)  § 46
Berufsanerkennungs- und Dienstleistungsrecht LR Schneemann 5; GE Gr 3 Abt. 2/34
Beschaffungs- und Vergabewesen inklusive technologische Entwicklung für die

Gruppe 4 GE Gr 4 Abt. 5/19 
Beschaffungswesen LH 5
Beschlusserfordernisse
- Landesregierung LV (1) 60
- Landtag LV (1) 31; GO-LT (2) § 45, § 71
Beschlussfassung GO-LReg (5) § 10
Beschlussfassung im Umlaufweg GO-LReg (5) § 15
Bestellung und Abberufung des Direktors des Landes-Rechnungshofs RHG (3) § 10
Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2  LH 34, LH-StV 22,  LR Schnee-

mann 22, LR Dorner 22, LR Winkler  21
Beteiligungspflicht GO-Amt (6) § 7
Betreuung und Pflege Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 6/27 
Betreuung und Weiterentwicklung von Fachanwendungen, insbesondere (Fach-)

ELAK GE  Gr 1 St I 8 
Betreuung, Planung, Betrieb sowie Weiterentwicklung von Endgeräten GE Gr 1

St I 5 
Betriebliche Gesundheitsförderung GE Gr 1 Abt.1/ 1/13 
Beurkundung, Gegenzeichnung LV (1) 34
Bezüge der Mitglieder der Landesregierung LV (1)  64
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Bezüge-, Gehalts- und Lohnverrechnung LH 21 
Bezüge, Mitglieder des Landtages LV (1) 27
Bezugs- und ruhebezugsrechtliche Angelegenheiten der Mitglieder der Lan-

desregierung, des Landtages und sonstiger vom Burgenländischen Landes-
bezügegesetz erfasster Personen GE Gr 1 Abt.1/ 1/8 

Bezugsrechtliche Angelegenheiten der 
- Mitglieder der Landesregierung  LH 20 
- Mitglieder des Landtages LH 20 
Bildung der Ausschüsse GO-LT (2) § 38
Bildung und Bildungsdirektion LR Winkler  2 
Bildungsdirektion  GE Gr 3 Abt. 7/6 
Binnenschifffahrt GE Gr 4 Abt. 4/28
Biologische Station Neusiedler See GE Gr 4 Abt. 4/24 
Biologische Station Neusiedler See LH-StV 17 
Bodendenkmalpflege LH 26; GE Gr 3 Abt. 7/28 
Bodenprüfung; LR Dorner 9
Bodenreform  LH-StV 3
Bodenschätze LR Dorner 16
Bodenschutz und Pflanzenschutz LH-StV 8 
Bodenschutz, Pflanzenschutzmittel GE Gr 4 Abt. 4/13 
Brandschutz, sofern nicht die Zuständigkeit der LIB - Landesimmobilien Bur-

genland GmbH gegeben ist GE Gr 5 Abt. 8/3
Breitbandausbau und Koordinierung der Maßnahmen in diesem Bereich LR

Schneemann 10 
Buchführung des Landes 
- inkl. Kreditoren- und Debitorenbuchführung GE Gr 2 Abt.3/13 
- inklusive Anlagenbuchführung und Kostenrechnung  LR Winkler  19
Budgetplanung und Budgetcontrolling GE Gr 2 Abt.3/2 
Bundesabgaben LH 8 
Bundesabgaben, Landessteuern, -abgaben, -umlagen und -gebühren GE Gr 2

Abt.3/7 
Bundesgrenzen LH 5
Bundesgrenzen, Landesgrenzen GE Gr 5 St V-R/10 
Bundespräsidentenwahlen GE Gr 3 Abt. 2/23 
Bundespräsidentenwahlen LR Schneemann 2
Bundesrechnungsdienst GO-Amt (6) 11
Bundesverfassung LH 1
Bundesverfassung, Landesverfassung GE Gr 5 St V/2 
Burgenland Holding Aktiengesellschaft  GE Gr 2 Abt.3/22
Burgenland Tourismus GmbHGE Gr 2 Abt. 9/30 
Burgenländische Krankenanstalten-Gesellschaft m.b.H.  GE Gr 2 Abt. 3/22 
Burgenländische Landwirtschaftskammer, Aufsicht LH-StV 5; GE Gr 4 Abt. 4/3 
Burgenländische Mobilitätsorganisationsgesellschaft mbH GE Gr 3 Abt. 2/48 
Burgenländische Pflegeheim Betriebs-GmbH  GE Gr 3 Abt. 6/27
Burgenländischer Gemeindefonds, Aufsicht LH 17 
Burgenländischer Gesundheitsfonds (BURGEF) GE Gr 2 Abt. 3/22  
Bürgerbegutachtung LH 5
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Bürgerinitiative LH 5 
Bürgerinitiative und Bürgerbegutachtung
- soweit diese Angelegenheiten nicht in die Zuständigkeit der Abteilung 2
fallen GE Gr 5 St V/12 

Bürgerinnen- und Bürgerinitiative sowie Bürgerinnen- und Bürgerbegutachtung
LV (1) 68

Bürgermeisterwahlen GE Gr 3 Abt. 2/25
Bürgermeisterwahlen LR Schneemann 2
Bürgerservice LH 5; GE Gr 1 St Ö 2 
Büroordnung GO-Amt (6) § 12
Buschenschankwesen LH-StV 6; GE Gr 4 Abt. 4/15 

Camping- und Mobilheimwesen LH 15; GE Gr 3 Abt. 2/47 
CERAMIcO Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 7/34 
Chemikalienwesen GE Gr 4 Abt. 4/28
Corporate Design, Verwaltung der Standortmarke Burgenland GE Gr 1 St Ö 3 

Datenschutz GE Gr 5 St V/17 
Datenschutz im Bereich der Gemeinden GE Gr 3 Abt. 2/18 
Datenschutz 

- in Bezug auf zugeleitete Verhandlungsgegenstände GO-LT § 28c
- LH 4, 
- Wahrung des D. GO-LT § 28a 

Datenschutzbelehrung der Abgeordneten GO-LT § 28d
Datenschutz-Grundverordnung RHG § 14a (1) (4)
Denkmal- und Ortsbildpflege LH 26
Denkmal- und Ortsbildpflege sowie Baukulturelle Angelegenheiten GE Gr 3

Abt. 7/29 
Dentisten LH 13 
Dienst-und Besoldungsrechts der vom Land, den Gemeinden oder Gemeinde-

verbänden angestellten Kindergärtner, Erzieher an Horten und an Schüler-
heimen, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen
bestimmt sind  LR Winkler  7 

Diensthoheit GO-LReg (5) § 21
Dienstpostenplan der Lehrer für Berufsschulen; LR Winkler  5
Dienstpostenplan der Lehrer für allgemeinbildende Pflichtschulen LR Winkler  3
Dienstpostenplan der Lehrerinnen und Lehrer für Berufsschulen  GE Gr 3 Abt. 7/5 
Dienstpostenplan/Stellenplan der Lehrerinnen und Lehrer für allgemeinbildende

und berufsbildende Pflichtschulen  GE Gr 3 Abt. 7/4 
Dienstrecht 
- der Gemeindebediensteten  LH 23 
- der Lehrer an landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen LH-StV 7
- der Lehrer für öffentliche allgemeinbildende Pflichtschulen und für öf-
fentliche Berufsschulen  LR Winkler  6  

- sowie Grundausbildung der Gemeindebediensteten GE Gr 1 Abt.1/ 1/6 
- und Personalangelegenheiten  LH 21  
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- und Personalangelegenheiten der in den Landesdienst aufgenommenen
Musiklehrerinnen und Musiklehrer GE Gr 1 Abt.1/ 1/3

- und Personalangelegenheiten der in den Landesdienst aufgenommenen
Musikschullehrer  LH 25 
- und Personalangelegenheiten der Lehrerinnen und Lehrer an land-
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen GE Gr 1 Abt.1/ 1/2 

- und Personalangelegenheiten der öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen
Bediensteten des Landes GE Gr 1 Abt.1/ 

Dienstverhinderung GO-LReg (5) § 19
Digitalisierung LR Schneemann 11 
Dorferneuerung LH-StV 2, GE Gr 2 Abt. 9/9 
Dringliche Anfragen GO-LT (2)  § 30 
Dringlichkeitsanträge GO-LT (2) § 24  
Dritte Lesung GO-LT (2) § 63
Drogen- und Suchtbekämpfungskoordination GE Gr 3 Abt. 10/13 
Durchführung der Beschlüsse der Landesregierung LV (1) 61
Durchführung von Wahlen GO-LT (2) § 74

Ehrengaben LH 5
Ehrengaben, Jubiläumsgaben GE Gr 1 St P  7 
Eich- und Messwesen  GE Gr 4 Abt. 5/5 
Eich-und Messwesen LR Dorner 15
Eignungsfeststellung von Einrichtungen für unbegleitete minderjährige Flücht -

linge GE Gr 3 Abt. 6/12 
Einberufung und Beschlussfähigkeit, Rechnungshofausschuss  LV (1) 76; GO-

LT (2)  79
Einberufung 
- Erste Sitzung  GO-LT (2) § 3  
- Landtag GO-LT (2)  § 54
Einheitlicher Ansprechpartner (EAP) GE Gr 3 Abt. 2/34
Einleitung von Prüfungen RHG (3) §  5
Eisenbahnrecht, Schifffahrtsrecht und Zivilluftfahrt GE Gr 5 Abt. 8/20 
Eisenbahnwesen LR Dorner 6
Elektrizitätswesen  GE Gr 4 Abt. 4/28
Elektronische Abwicklung von Sitzungsangelegenheiten GO-LReg (5) § 23
Elektronische Aktenverwaltung GE Gr 1 St I 13 
Elektronisches Aktensystem GO-Amt (6) § 12 
Elementarschäden LH-StV 6 
Elementarschäden und Katastrophenfonds GE Gr 4 Abt. 4/12 
Energielenkung GE Gr 5 Abt. 8/12 
Energierecht GE  Gr 3 Abt. 2/36
Energiewesen  LH-StV 14 
Engere Wahl und Losentscheidung GO-LT (2) § 75
Enqueten LV (1) 47 GO-LT (2) § 35
Entscheidung über Vorfragen GO-LT (2) §  48
Entschließungen und Abhaltung von Enqueten GO-LT (2) § 35 
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Entschließungen und Einsetzung von Untersuchungsausschüssen LV (1) 46
Erhaltung der allgemeinbildenden Pflichtschulen  LR Winkler  4 
Errichtung und Unterbringung der Landesdienststellen LH 5
Errichtungs- und Betriebsbewilligung sowie Baubewilligung von Kranken -

anstalten inkl. Arbeitsstättenbewilligungen GE Gr 3 Abt. 10/5
Erschließung und Nutzung von Bodenschätzen LR Dorner 16
Erste burgenländische gemeinnützige Siedlungsgenossenschaft - registrierte

Genossenschaft mit beschränkter Haftung GE Gr 2 Abt. 9/30  
Erste Lesung GO-LT (2)  § 57
Erstes burgenländisches Rechenzentrum GE Gr 1 St I 16 lit. a 
Erwachsenensozialarbeit GE Gr 3 Abt. 6/14 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften LR Schneemann 6; GE Gr 3 Abt. 2/43 
EU - Fördermonitoring GE Gr 2 Abt. 9/11 
EU-Förderungen GE Gr 2 Abt. 9/7
EU-rechtliche Notifikationen der Rechtsumsetzung; Verfahren vor der Europäis-

chen Kommission, dem EuGH, dem EuG und vor internationalen Gerichten
GE Gr 5 St V/8

Europäische Integration GE Gr 1 St P  15 

Fachaufsicht Krankenpflegepersonal LH 11 
Fachgutachten auf dem Gebiet der Landwirtschaft  LH-StV 11, GE Gr 4 Abt. 4/2
Fachhochschule Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 7/34 
Fachhochschulen LR Winkler  12; GE Gr 3 Abt. 7/11 
Familienberatung, Familienservice, Familienförderung sowie Angelegenheiten

der Tagesmütter LR Winkler  14
Familienförderung LR Winkler  14, GE Gr 2 Abt. 9/27
Familienpolitische Angelegenheiten, insbesondere Familienberatung und Fam-

ilienservice sowie Familienservice  LR Winkler  14
Fernerkundung, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten

GE Gr 4 Abt. 5/8
Fertigungsklausel GO-Amt (6) § 10
Feuerpolizei LR Dorner 5, GE Gr 5 Abt. 8/5
Feuerwehrwesen LR Dorner 5, GE Gr 5 Abt. 8/5
Finanzausgleich und Stabilitätspakt GE Gr 2 Abt. 3/10 
Finanzielle Angelegenheiten der Krankenanstalten GE Gr 2 Abt. 3/12 
Finanzielle Angelegenheiten und Förderwesen der europäischen gemeinsamen

Agrarpolitik GE Gr 2 Abt. 9/8
Finanzielle Aufsicht über den Gebarungsvollzug des Amtes der Landesregierung

LR Winkler  19
Finanzielle Aufsicht über den Gebarungsvollzug des Amtes der Landesregierung

und seine nachgeordneten Ämter und Behörden  GE Gr 2 Abt.3/18 
Finanzielle Auswirkungen neuer rechtsetzender Maßnahmen LV (1) 40
Finanzielle Prüfungen im Auftrag der Landesregierung und im Rahmen der

Zuständigkeit anderer Abteilungen GE Gr 2 Abt.3/19 
Finanzielle Prüfungen von EU-, nationalen und Landesförderungen GE Gr 2

Abt.3/21
Finanzplan LV (1) 39
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Finanzstatistik der Gemeinden LR Schneemann 1, GE Gr 3 Abt. 2/14
Finanzstatistik LH 8; GE  Gr 2 Abt. 3/6 
Finanzwesen  LH 8,  GE Gr 2 Abt. 3/5
Finanzwesen und Vermögensangelegenheiten des Landes  GE Gr 2 Abt.3/5
Flurbereinigung LH-StV 3 
Flussbau und landwirtschaftlicher Wasserbau (Ent-und Bewässerung) LR

Dorner 18
Flussbau, Seen und landwirtschaftlicher Wasserbau (Ent- und Bewässerung),

einschließlich der Förderung GE Gr 4 Abt. 5/17 
Förderangelegenheiten der gemeinsamen Marktorganisationen mit Ausnahme

der Umstellungsförderung Weinbau GE Gr 2 Abt. 9/10 
Förderdatenbank des Landes GE Gr 2 Abt. 9/2 
Förderung 
- der Archäologie LH 26, GE Gr 3 Abt. 7/19 
- der Natur- und Geisteswissenschaften, der Archäologie und der Volkskunde

GE Gr 3 Abt. 7/19 
- der Natur-und Geisteswissenschaften LH 26, GE Gr 3 Abt. 7/19
- der Volksgruppen  GE Gr 3 Abt. 7/33 
- des Volks- und Erwachsenenbildungswesens LR Winkler  9;   GE Gr 3 Abt.

7/14 
- von Alternativenergieanlagen GE Gr 2 Abt.9/4
- und sonstige finanzielle Leistungen sowie Einnahmen im Zusammenhang mit

der in Anlage 1 genannten Voranschlagstellen LH 9 
Förderwesen im Bereich Soziales GE Gr 2 Abt. 9/16
Forschungsangelegenheiten LR Schneemann 11
Forstgärten LR Dorner 13
Forstgärten und technischer Bodenschutz   GE Gr 4 Abt. 5/9
Forstwesens, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten GE

Gr 4 Abt. 5/8
Fragerecht der Mitglieder des Landtages LV (1) 44
Frauenförderung LR Winkler  15
Frauenpolitik und Frauenförderung GE Gr 2 Abt. 9/25 
Frauenpolitik und Frauenförderung LR Winkler  15
Freies Mandat, erneute Zuweisung eines Mandates LV (1) 22
Fristsetzung GO-LT (2) § 58
Führerscheinrecht  GE Gr 5 Abt. 8/19
Fußballakademie Burgenland Errichtungs-GmbH GE Gr 2 Abt. 9/30
Futtermittelrecht LH-StV 10

Ganzheitliche qualitätsgesicherte SW-Entwicklung, Evaluierung, Implemen-
tierung, Betrieb und Weiterentwicklung von E-Government-Technologien
und Standards, inklusive Strategieentwicklung GE Gr 1 St I 7 

Garten- und Landschaftsdienste GE Gr 1 St P  2
Gästehäuser und Küchen Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 7/34 
Gaswesen  GE Gr 4 Abt. 4/28
Gebarung, Abwicklung GO-LReg (5) § 22
Gebarungskontrolle des Landes GO-LT (2) 78 ff
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Gebarungsvollzug des Amtes der Landesregierung LR Winkler  19
Gebäudesicherheit, inklusive Sicherheit in Amtsgebäuden GE Gr 5 Abt. 8/4 
Gefährliche Stoffe, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten

GE Gr 4 Abt. 5/8
Gegenstand der Staatsverträge und Vereinbarungen LV (1) 80
Geheimhaltung LV Art. 21 (1), 43 (2), 48 (1), 62 (3), 75 (4)  
Geistige und zivile Landesverteidigung LH 30; GE Gr 5 Abt. 8/7  
Geld-, Kredit- und Bankwesen LH 8; GE Gr 2 Abt.3/11 
Gemeinde-Ertragsanteile LR Schneemann 1, GE Gr 3 Abt. 2/12
Gemeindeabgaben LR Schneemann 1, GE Gr 3 Abt. 2/13
Gemeindefarben LR Schneemann 1, GE Gr 3 Abt. 2/15
Gemeinden und die Gemeindeverbände, Aufsicht GE Gr 3 Abt. 2/16
Gemeindenamen LR Schneemann 1, GE Gr 3 Abt. 2/15 
Gemeindesanitätswesen LH 12;  GE Gr 3 Abt. 10/11 
Gemeindeverbände

- Aufsicht LR Schneemann 1
- Überprüfung durch den Rechnungshof RHG § 2 (1a)

Gemeindeverwaltung LR Schneemann 1; GE Gr 3 Abt. 2/10 
Gemeindevolksrechte LR Schneemann 2, GE Gr 3 Abt. 2/27
Gemeindewappen LR Schneemann 1, GE Gr 3 Abt. 2/15
Gemeinnützigen Bauvereinigungen Aufsicht LH 10; GE Gr 2 Abt.3/20 
Gemeinsam auszuübende Rechte der Präsidenten des Landtages GO-LT (2) 13 
Gemeinschaftsrechtliche Finanzkontrolle RHG (3) § 3
Genehmigungserfordernisse LV (1) 81
Generaldebatte GO-LT (2) § 60
Geoinformation, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten

GE Gr 4 Abt. 5/8
Gesamtverkehrsstrategie Burgenland GE Gr 3 Abt. 2/5
Geschäftseinteilung GE LAD 
Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung

LV (1) 72
Geschäftsführung 
- des Präsidenten des Landtages GO-LT (2) § 12
- der Landesregierung LV (1) 59
- der Landesregierung, Referatseinteilung  GE (7) LAD 4 
- des Landtages LV (1) 21
Geschäftsordnung 
- Rechnungshof  RHG (3) § 14
Geschäftsordnung und Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung

GE (7) LAD 3 
Geschäftsordnung, Änderung GO-LT (2)  § 82
Geschäftsordnung, Rechnungshofausschuss LV (1) 78 
Geschäftsstelle für alle dienstrechtlich vorgesehenen Kommissionen GE Gr 1

Abt.1/ 1/14 
Geschäftsstelle für Kommissionen und Beauftragte im Bereich der  
- Antidiskriminierung GE Gr 2 Abt. 9/29 
- Gleichbehandlung GE Gr 2 Abt. 9/24 
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Geschäftsstelle für Sozialhilfebeirat GE Gr 3 Abt. 6/3 
Geschäftsstücke
- Genehmigung GO-Amt (6) § 10
- Zuteilung GO-Amt (6) § 8
Geschlechtsspezifische Bezeichnungen  GO-LT (2) § 83
Gesetzesvorschläge LV (1) 29
Gesetzgebungsperiode LV (1) 12
Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft; Behin-

dertenombudsstelle GE Gr 5 St V/19 
Gesundheitsfonds (BURGEF) (4) LH 11
Gesundheitsplanungs GmbH GE Gr 3 Abt. 10/31 
Gesundheitsservice Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 10/31 
Gesundheitswesen LH 12, GE Gr 3 Abt. 10/1 
Gewässeraufischt  LH-StV 15, GE Gr 4 Abt. 5/15
Gewerberecht LR Schneemann 5, GE Gr 3 Abt. 2/29 
Gleichbehandlung LR Winkler  15 ; GE Gr 2 Abt. 9/23 
Gliederung des Amtes der Landesregierung GO-Amt (6) § 4
Grenzgewässerkommission LR Dorner 18; GE Gr 4 Abt. 5/18 
Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

- einschließlich des gesamten diesbezüglichen Förderwesens sowie der Additio -
na  litätsprogramme LH 2;

- GE Gr 1 St P  16
Grundlagenforschung in Bezug auf Lagerstätten LR Dorner 16
Grundsatzangelegenheiten der Kohäsions- und Förderpolitik der Europäischen

Union GE Gr 2 Abt.9/6 
Grundverkehrsrecht LH-StV 4; GE Gr 4 Abt. 4/7 
Grundversorgung für Fremde und des Landesbetreuungsgesetzes GE Gr 3 Abt.

6/26 
Grundzusammenlegung LH-StV 3
Gruppenvorstände GO-Amt (6) § 4a
Güter- und Personenbeförderungsgesetz GE Gr 3 Abt. 2/37 

Hardware-, Software- und Lizenzmanagement GE Gr 1 St I 4 
Hauptausschuss LV (1) 42a, GO-LT (2) § 50a
Heilvorkommen- und Kurortegesetz GE Gr 3 Abt. 10/16 
Heimat-und Brauchtumspflege LH 26,  GE Gr 3 Abt. 7/21
Heimatmuseen LH 26, GE Gr 3 Abt. 7/26
Heizungswesen GE Gr 4 Abt. 4/28
Herausgabe und Verwaltung landeseigener Publikationen LH 27,  GE Gr 3

Abt. 7/27,  
Hinterlegung des Wahlscheines, Sitz und Stimme GO-LT (2) § 16  
Hochbauten des Landes und des Bundes LR Dorner 15
Hoheitszeichen LH 5 
Horte  GE Gr 3 Abt. 7/1
Hydrographie LR Dorner 17, GE Gr 4 Abt. 5/14
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Immissionsschutz LH-StV 14
Immunitätsausschuß GO-LT (2)  § 51
Impfwesen GE Gr 3 Abt. 10/3 
Industrie- und Gewerbetechnik GE Gr 4 Abt. 4/28
Infopoint GE Gr 1 St P  2
Information über Vorhaben und Initiativen zum Europäischen Parlament, zur

Europäischen Kommission, zum Ausschuss der Regionen und zu anderen
Vertretungsstellen in Brüssel sowie Beitrag zur Positionsfindung im Land
GE Gr 1 St P  12 

Informationspflicht GO-Amt (6) § 7
Informationen von allgemeinem Interesse LV (1) 62 
Informations- und Beschwerderecht LV (1) 69
Inkrafttreten, Außerkrafttreten  GO-LT (2)  § 84
Inkrafttreten, Außerkrafttreten LV (1) 90
Innerer Dienst LH 1; GE LAD 1 
Institutionelle Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen  GE Gr 3 Abt. 7/1 
Integration GE Gr 2 Abt. 9/19  
Internationale Adoptionen GE Gr 3 Abt. 6/11 
Internationale Kooperation und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit GE Gr 1

St P  16 
Interne Revision  GE (7) LAD 2

Jagd-und Fischereiwesen LR Schneemann 12,  GE Gr 4 Abt. 4/14
JOANNEUM RESEARCH Forschungsgesellschaft mbH GE Gr 3 Abt. 7/34 
Joseph Haydn Privathochschule GmbH  LR Winkler  10, GE Gr 3 Abt. 7/34 
Jubiläumsgaben LH 5
Jugendschutz GE Gr 2 Abt. 9/21 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für das Burgenland LR Schneemann 17;
GE Gr 2 Abt. 9/15 

Kassen- und Zahlungsdienst LR Winkler  19, GE Gr 2 Abt. 3/17 
Katastrophenschutz LR Dorner 1;  GE Gr 5 Abt. 8/13
KBB - Kultur-Betriebe Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 7/34 
Kinder- und Jugendanwaltschaft GE Gr 5 St V/20
Kinder-und Jugendförderung; Jugendschutz LR Winkler  13 
Kinder-und Jugendhilfe
- Angelegenheiten der K. GE Gr 3 Abt. 6/9
- Angelegenheiten der Einrichtungen der K.  LR Schneemann 18; GE Gr 3
Abt. 6/10

Kindergärten, Kinderkrippen und Horte  LR Winkler  7, GE Gr 3 Abt. 7/1  
Kleines Glücksspiel GE Gr 3 Abt. 2/35 
Klimaschutz LH-StV 14, GE Gr 4 Abt. 4/26 
Kollegiale Beschlussfassung  GO-LReg (5) § 2
Konstituierung der Ausschüsse GO-LT (2) § 39 
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Konsultationsmechanismus GE Gr 5 St V/6 
Konsumentenschutz LH-StV 19
Kontaktstelle zum Europäischen Parlament, zur Europäischen Kommission, zum

Ausschuss der Regionen und zu anderen Vertretungsstellen in Brüssel GE
Gr 1 St P  11

Koordination 
- der Partnerschaften des Landes (insbesondere auch der Kulturpartnerschaft
mit der Stadt Bayreuth), soweit diese nicht einer anderen Abteilung vorbe-
halten sind GE Gr 1 St P  17

- des Burgenländischen Geografischen Informationssystems (GIS)  LR Dorner 7,
GE Gr 3 Abt. 2/2

- in Angelegenheiten des EU-Rechtssetzungsprozesses, einschließlich der Be-
gutachtung von Entwürfen von EU-Rechtsakten und der Abgabe von Er -
klärungen GE Gr 5 St V/7

- der Umsetzung von EU-Recht GE Gr 5 St V/7 
- und formaler Abschluss von Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG GE Gr 5

St V/9 
Koordinationsstelle und Qualitätscontrolling für allgemeine Fragen des Verwal-

tungs(verfahrens)-rechts  GE Gr 5 St V/15
Koordinierende Maßnahmen 
- in Angelegenheiten der Verkehrsplanung LR Dorner 8,  GE Gr 3 Abt. 2/3
- in Angelegenheiten des Energiewesens, einschließlich der Energieeffizienz
GE Gr 4 Abt. 4/20 

- in Angelegenheiten des Umweltschutzes LH-StV 13, GE Gr 4 Abt. 4/21 
- die nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind  LH 33
Koordinierung 
- der umfassenden  Berücksichtigung von Frauenfragen (Gender Mainstream-

ing) LR Winkler  15, GE Gr 2 Abt. 9/26
- des Vollzugs des Epidemiegesetzes GE Gr 3 Abt. 10/29  
Korreferat GO-LReg (5) § 20
Kostenrechnung GE Gr 2 Abt.3/15 
Kraftfahrlinien LR Dorner 6
Kraftfahrwesen, Kraftfahrlinien, Tiertransportrecht GE Gr 5 Abt. 8/18 
Kraftfahrzeugwesen, Technische Angelegenheiten und Sachverständi-

gengutachten GE Gr 4 Abt. 5/8
Krankenanstalten (Baubewilligung) inkl. Arbeitsstättenbewilligungen GE Gr 3

Abt. 10/5
Krankenanstalten LH 11; GE Gr 2 Abt.3/12 
Kriegsgräberfürsorge LH 26,  GE Gr 3 Abt. 7/31
Kulturelle und wissenschaftliche Veranstaltungen LH 26,  GE Gr 3 Abt. 7/18 
Kulturfilmangelegenheiten LH 26,  GE Gr 3 Abt. 7/24 
Kultusangelegenheiten LH 26,  GE Gr 3 Abt. 7/30 
Kundmachung und Inkrafttreten von Gesetzesbeschlüssen, Staatsverträgen und

Vereinbarungen gem. Art. 80 sowie Verordnungen LV (1) 35
Kurortewesen LH 14
Kurze mündliche Anfragen GO-LT (2) 31 
Kurzzeitpflege GE Gr 3 Abt. 6/24 
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Land-und forstwirtschaftliche Berufsausbildung LH-StV 7, GE Gr 4 Abt. 4/5  
Landes-Rechnungshof, Aufgaben LV (1) 74; RHG (3) § 2
Landes-Rechnungshofausschuss 8 LV (1) 75, GO-LT (2) § 78
Landesabgaben, LH 8
Landesamtsblatt GE (7) LAD 11 
Landesamtsdirektor LV (1) 73
Landesamtsdirektor GO-Amt (6) § 3 
Landesamtsdirektor, Angelegenheiten oder koordinierende Maßnahmen, die auf

Grund ihrer besonderen Bedeutung dem L. vorbehalten sind  GE (7) LAD 8
Landesausschüsse LV (1) 42,  GO-LT (2) § 52 
Landesbürgerinnen und Landesbürger LV (1) 5
Landesfeuerwehrdirektor, Landesfeuerwehrdirektor GE Gr 5 Abt. 8/6  
Landesgebiet LV (1)  4
Landesgebühren LH 8
Landesgesetz- und Landesamtsblatt LH 5 
Landesgesetzgebung LH 1 
Landesgesetzgebung, Landesgesetzblatt, Rechtsinformationssystem des Bundes

(RIS) GE Gr 5 St V/4) 
Landesgrenzen LH 5
Landeshaftungen GE Gr 2 Abt.3/9  
Landeshaftungen und damit im Zusammenhang stehende Betriebsprüfungen;

Finanzausgleich LH 8
Landeshauptmann, Aufgaben  LV (1) 65
Landeshauptstadt und Sitz der obersten Organe LV (1)  7
Landeshaushalt  LH 7; GE Gr 2 Abt.3/1
Landesholding Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteili-

gungen GE Gr 2 Abt.3/22 
Landeskundliche Forschungsstelle  GE Gr 3 Abt. 7/16 
Landeskundliche Forschungsstelle LH 27
Landesmuseen LH 26;  GE Gr 3 Abt. 7/25 
Landesrechnungsabschluss LH 7; GE Gr 2 Abt.3/3 
Landesregierung LV (1) 50 ff
Landessanitätsrat, Besorgung der Geschäfte  LH 13, GE Gr 3 Abt. 10/15
Landessicherheitsrat GE Gr 5 Abt. 8/11 
Landessicherheitszentrale GE Gr 5 Abt. 8/1 
Landessprache LV (1)  6
Landesstatistik GE Gr 1 St I 15 
Landessteuern LH 8
Landessymbole LV (1) 8, LH 5, GE Gr 5 St V/30
Landesumlagen LH 8 
Landesumweltanwaltschaft GE Gr 5 St V/21  
Landesverband „Burgenland Tourismus“, Aufsicht  LH 16
Landesverfassung LH 1 
Landesvermögen LV (1) 37a 
Landesverteidigung GE Gr 5 Abt. 8/7
Landesverwaltungsgericht (Organisation) LV (1) 66a; LH 5 
Landesvoranschlag GO-LReg (5) § 22

STICHWORTVERZEICHNISL

178



Landesvoranschlag, Grundsätze der Finanzgebarung LV (1) 37
Landhaus-Buffets GE Gr 1 St P  10
Landhausküche, Landhaus-Buffets GE Gr 1 St P  10
Ländliche Neuordnung  GE Gr 4 Abt. 5/10 
Ländliche Entwicklung LH-StV 1  
Landschaftspflege, Rechtliche und fachliche Angelegenheiten LH-StV 17
Landschaftspflegefonds GE Gr 4 Abt. 4/32 
Landtag, Aufgaben  GO-LT (2) § 1 
Landtag, Auflösung  LV (1) 13
Landtagsdirektion LV (1) 19, GO-LT (2) § 14 
Landtagsklubs LV (1) 14, GO-LT (2) § 10
Landwirtschaft, Fachgutachten  LH-StV 11,  GE Gr 4 Abt. 4/2 
Landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen LH-StV 7, GE Gr 3 Abt. 7/19
Landwirtschaftliche gemeinsame Marktorganisationen ausgenommen Förderan -

ge le genheiten  GE Gr 4 Abt. 4/4 
Landwirtschaftliche Marktordnung  LH-StV 6 
Landwirtschaftlicher Grenzbesitz LH-StV 5, GE Gr 4 Abt. 4/8
Landwirtschaftliches Bringungsrecht LH-StV 3
Landwirtschaftsförderung LH-StV 6, GE Gr 4 Abt. 4/11 
Lastverteilung LH-StV 14 
Lebensmittelbewirtschaftung und  Energielenkung GE Gr 5 Abt. 8/12 
Lehrlingswesen GE Gr 1 Abt.1/ 1/9 
Leichen- und Bestattungswesen LH 13, GE Gr 3 Abt. 10/8 
LIB-Landesimmobilien Burgenland GmbH GE Gr 1 St P  18 lit.a  
Liegenschaftserwerb, Landesdienststellen LH 5
Literaturförderung  GE Gr 3 Abt. 7/20 
Literaturforschung LH 26
Luftreinhaltung LH-StV 14
Luftschadstoffe GE Gr 4 Abt. 4/28

Mandatsverlust LV (1) 28, GO-LT (2) § 18
Marken- und Musterschutz LH-StV 18, GE Gr 3 Abt. 2/40
Maßstäbe der Prüfungen und Begutachtungen RHG (3) § 4
Maschinen- und Dampfkesselwesen GE Gr 4 Abt. 4/28
Medienangelegenheiten GE Gr 1 St Ö 4 
Medizinisch-fachliche Schulgesundheit GE Gr 3 Abt. 10/12 
Mehrheitserfordernisse GO-LReg (5) § 11
Melde-, Fremden-und Niederlassungswesen LR Schneemann 4, GE Gr 3 Abt. 2/22 
Mikrozensuserhebung LH 4
Minderheitsberichte GO-LT (2) 47 
Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen  LH 32
Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im Zu ständig -

keits bereich 
- der Landeshauptmann-Stellvertreterin liegen  LH-StV 21
- der Landesrätin liegen LR Winkler  20 
- des Landesrates liegen LR Dorner 21
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- des Landesrates liegen LR Schneemann 21 
Mitwirkung an der Bestellung des Bundesrates LV (1) 49 
Mitwirkung bei der Führung der Bundespolizei im Bereich des Landes LH 5,

GE Gr 5 Abt. 8/9
Mitwirkung des Landtages in Angelegenheiten der europäischen Integration

LV (1) 83
Mitwirkung von Bundesorganen; Zustimmung der Bundesregierung LV (1) 32
Mobile Pflege- und Betreuungsdienste  GE Gr 3 Abt. 6/23
Mobilitätsberatung, EU-Projekte im Bereich der Mobilität GE Gr 3 Abt. 2/7 
Müllverband, finanzielle Aufsicht LR Schneemann 1
Musikpflege LH 26
Musikpflege, einschließlich außerschulischer Musikerziehung  GE Gr 3 Abt.

7/13

Nachhaltigkeit LH-StV 14, GE Gr 4 Abt. 4/27  
Nahrungsmittelkontrolle LH-StV 10, GE Gr 3 Abt. 10/22
Nationale Anti Doping Agentur Austria GmbH GE Gr 2 Abt. 9/30 
Nationalpark Neusiedler See - Seewinkel GE Gr 4 Abt. 4/23 
Nationalparkgesellschaft Neusiedler See - Seewinkel (KdöR) GE Gr 4 Abt. 4/32 
Nationalparks Neusiedler See -Seewinkel  LH-StV 16 
Natur- und Geisteswissenschaften (Förderung) GE Gr 3 Abt. 7/19
Naturkundliche Forschungstätigkeit  GE Gr 4 Abt. 4/31
Natürliche Heilvorkommen LH 14 
Naturschutz, Rechtliche und fachliche Angelegenheiten LH-StV 17
Neuer rechtsetzende Maßnahmen, finanzielle Auswirkungen LV (1) 40
Neusiedler Seebahn GmbH GE Gr 3 Abt. 2/48 
Normenwesen LR Dorner 15,  GE Gr 4 Abt. 5/3
Nostrifikationsverfahren GE Gr 3 Abt. 6/20 
Notverordnungen der Landesregierung  GO-LT (2)  § 25a

Obereinigungskommission GE Gr 4 Abt. 4/6 
Obereini gungs kommission LH-StV 3
Oberwarter gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft registri-

erte Genossenschaft mit beschränkter Haftung GE Gr 2 Abt. 9/30 
Öffentlich Bedienstete - Bewerbung um ein Mandat, Mandatsausübung LV (1)  26
Öffentlichen Schülerheime (Äußere Organisation), die ausschließlich oder vor-

wiegend für Schülerinnen und Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind
GE Gr 3 Abt. 7/7

Öffentlicher Gesundheitsdienst GE Gr 3 Abt. 10/2 
Öffentlicher Verkehr und Verkehrsverbünde GE Gr 3 Abt. 2/4 
Öffentlichkeit der Sitzungen und sachliche Immunität LV (1) 20
Öffentlichkeit GO-LT (2) § 55; GO-LReg (5) § 12
Öffentlichkeitsarbeit LH 5, GE Gr 1 St Ö 1 
Öffnungszeitengesetz GE Gr 3 Abt. 2/38 
Ombudsstelle für Bankangelegenheiten GE Gr 5 St V/24 
Ombudsstelle für Pensionistinnen und Pensionisten GE Gr 5 St V/23 
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Ombudsstelle für Sport- und Vereinswesen GE Gr 5 St V/25 
Opferfürsorge LR Schneemann 15
Ordnungsbefugnisse des Präsidenten des Landtages GO-LT (2) § 80
Ordnungsbestimmungen GO-LT (2) 80 ff
Organ der Gesetzgebung LV (1) 9
Organisation der allgemeinbildenden Pflichtschulen und der Berufsschulen GE

Gr 3 Abt. 7/2 
Organisation der Gemeindeverwaltung LV (1) 87
Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend

für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind LR Winkler  3 
Organisation der Schülerheime der Landesberufsschulen  LR Winkler  5
Organisation des Landes-Rechnungshofs LV (1) 74b, RHG (3) 9 ff 
Organisation von Behörden LH 5  
Organisation von Behörden und sonstigen Dienststellen des Landes (insbeson-

dere Aufbau, Organisation, Errichtung und Auflösung), einschließlich des
Landesverwaltungsgerichts  GE (7) LAD 5 

Organisation, Landesregierung, Landeshauptmann LV (1) 71
Organisationshandbuch GO-Amt (6) § 6
Örtliche Sicherheitspolizei GE Gr 5 Abt. 8/8 
Örtliche und überörtliche Raumplanung LR Dorner 7;  GE Gr 3 Abt. 2/1 
Österreich Wein Marketing GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteili-

gungen GE Gr 4 Abt. 4/32 
Österreichische Tierärztekammer Landesstelle Burgenland, Aufsicht GE Gr 3

Abt. 10/19 
Österreichisches Institut für Schul- und Sportstättenbau-Stiftung GE Gr 2 Abt.

9/30 

Parlamentarisches Datenschutzkomitee LV  Art. 21 (3)
Parteien LV (1)  3
Patentwesen LH-StV 18; GE Gr 3 Abt. 2/41  
Patienten- und Behindertenanwaltschaft GE Gr 5 St V/19 
Personalangelegenheiten der Bediensteten der Gemeinden, sofern die

Zuständigkeit der Landesregierung gegeben ist LH 23; GE Gr 1 Abt. 1/7   
Personalbezogene Angelegenheiten des Inneren Dienstes im Auftrag des Lan-

desamtsdirektors, sofern diese nicht der Landesamtsdirektion vorbehalten
sind GE Gr 1 Abt.1/ 1/4 

Personalentwicklung GE Gr 1 Abt.1/ 1/11
Personenbezogene Daten, Verarbeitung RHG (3) § 14a  
Personenstandsangelegenheiten LR Schneemann 3, GE Gr 3 Abt. 2/21
Persönliche Assistenz GE Gr 3 Abt. 6/7 
Persönliche Immunität LV (1) 24
Petitionen GO-LT (2)  § 34
Pflege- und Sozialbetreuungsberufe GE Gr 3 Abt. 6/19 
Pflegeanstalten LH 11 
Pflegebezogene Geld-und Sachleistungen LR Schneemann 17
Pflegeeltern GE Gr 3 Abt. 6/15 
Pflegefonds GE Gr 3 Abt. 6/22 
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Pflegeheime GE Gr 3 Abt. 6/16 
Pflegeservice Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 6/27 
Politische Verantwortlichkeit der Landesregierung gegenüber dem Landtag

LV (1) 56
Postmanagement und Service GE Gr 1 St P  2
Präsident des Landtages und Verfahren GO-LT (2) 20 ff 
Präsidenten des Landtages, Abberufung LV (1) 16 GO-LT (2) §  6 
Präsidentinnen und Präsidenten des Landtages
- Abberufung LV (1) 16
- Aufgaben LV (1) 17
Präsidialkonferenz GO-LT (2) § 11 
Preisregelung  LH-StV 14, GE Gr 3 Abt. 2/36 
Preisregelung und Preisüberwachung  LH-StV 20, soweit diese nicht im Zusam-

menhang mit dem Energierecht stehen; 
Preisregelung und Preisüberwachung, soweit diese nicht im Zusammenhang mit

dem Energierecht stehen GE Gr 5 St V/28  
Preisüberwachung  LH-StV 14, GE Gr 3 Abt. 2/36 
Primärversorgung LH 12 
Projektorganisation GO-Amt (6) § 9
Protokoll GO-LReg (5) § 14
Protokollangelegenheiten LH 5   
Prozess- und Qualitätsmanagement GE Gr 2 Abt. 9/1
Prüfungen, Einleitung RHG (3) § 5
Prüfungsaufträge an den Rechnungshof LV (1) 79
Prüfungsaufträge an den Rechnungshof, Berichte des Rechnungshofes GO-LT (2) § 27
Prüfungsberichte RHG (3) § 8

Qualitätsmanagement GE Gr 2 Abt.9/1

Rechnungsabschluss LV (1) 41
Rechnungshof LH 6 
Rechte und Pflichten des Obmannes des Ausschusses  GO-LT (2) § 40 
Rechte betroffener Personen (auf Grund von Verhandlungsgegenständen) GO-

LT § 28b  
Rechtliche Angelegenheiten 
- der Abfallwirtschaft und der Altlastensanierung LR Dorner 12, GE Gr 4 Abt.

4/19 
- der Güterwege LR Dorner 12, GE Gr 5 Abt. 8/17
- der Krankenanstalten (mit Ausnahme der Perso nalangelegenheiten), ein-
schließlich der Fachaufsicht GE Gr 3 Abt. 10/4 

- des Chemikalienwesens GE Gr 3 Abt. 10/21 
- des Forstwesens LR Dorner 13; GE Gr 4 Abt. 4/17 
- des Maschinen- und Dampfkesselwesens LR Dorner 12,  GE Gr 3 Abt. 2/33  
Rechtliche Beteiligungsverwaltung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung

zugewiesen sind  GE Gr 5 Stab R/29  
Rechtliche und fachliche Angelegenheiten 
- des Heizungswesens, der Luftreinhaltung und des Immissionsschutzes LH-
StV 14; GE Gr 4 Abt. 4/25 
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- des Naturschutzes (soweit es sich nicht um ein konzentriertes Anlageverfahren
handelt) und der Landschafts pflege GE Gr 4 Abt. 4/22 

- des Naturschutzes und der Landschaftspflege LH-StV 17
Rechtliche Verantwortlichkeit der Mitglieder der Landesregierung LV (1) 48 
Rechtsangelegenheiten LH 1 GE Gr 5 Stab R/14
Rechtsstellung des Direktors des Landes-Rechnungshofs RHG (3) 11
Redezeit GO-LT (2) § 67
Referatseinteilung GO-LReg (5) § 3
Regierungserklärung und Informationspflicht LV (1) 45 
Regierungssitzungen, Regierungsvorlagen LH 1; GE (7) LAD 7 
Registerzählung  LH 4 
Reihung der Anträge GO-LT (2) § 70
Reinigungsdienste GE Gr 1 St P  2
Repräsentation und protokollarische Angelegenheiten GE Gr 1 St P  8 
Repräsentationen LH 5 
Rettungs- und Notarztwesen GE Gr 3 Abt. 10/9  
Rettungsgesetz 2024 und Sanitätergesetz GE Gr 3 Abt. 10/10 
Rettungswesen LH 12
Revision und Controlling LH 1
Richtlinien, Prozess- und Qualitätsmanagement GE Gr 2 Abt. 9/1
Rückverweisung an den Ausschuß GO-LT (2) § 62
Ruhebezugsrechtliche Angelegenheiten der Bürgermeister  LH 22

Sachliche Immunität GO-LT (2) § 37 
Sachverständigendienst in den Bereichen Sozial-, Behindertenwesen und

Kinder- und Jugendhilfe GE Gr 3 Abt. 6/21 
Sachverständigengutachten auf den Gebieten der Hochbautechnik, der Statik,

der Verkehrstechnik sowie des ländlichen Wege- und Brückenbaus LR
Dorner 10

Sachverständigengutachten auf den Gebieten der Hochbautechnik, der Statik,
der Verkehrstechnik, der Straßenbautechnik, des Ingenieurbaus, der Geolo-
gie, der Geotechnik, des bautechnischen Prüfwesens, des Landschaftsbildes
sowie des ländlichen Wege- und Brückenbaus und im Bereich des Wasser-
baues  GE Gr 4 Abt. 5/2 

Sachverständigengutachten in den Bereichen des Luftfahrtwesen, Technische
Angelegenheiten und Sachverständigengutachten GE Gr 4 Abt. 4/28

Sachverständigengutachten in den Bereichen Trinkwasser-, Bäderhygiene- und
Lebensmittelsicherheit  GE Gr 4 Abt. 4/30

Sammelbewilligungen LR Schneemann 17,  GE Gr 3 Abt. 2/19 
Sanitäre Aufsicht LH 12
Sanitäre Aufsicht über Krankenanstalten und Kuranstalten GE Gr 3 Abt. 10/6 
Sanitätergesetz GE Gr 3 Abt. 10/10
Schalltechnik GE Gr 4 Abt. 4/28
Schifffahrtsrecht LR Dorner 6
Schluß 
- der Debatte GO-LT (2) § 69
- der Rednerliste GO-LT (2) § 68
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Schriftführer und Ordner GO-LT (2) § 15 
Schriftliche Anfragen GO-LT (2)   § 29
Schulassistenz GE Gr 3 Abt. 6/6 
Schuldnerberatung LH-StV 19 
Schülerheime der Landesberufsschulen (Äußere Organisation) GE Gr 3 Abt. 7/8
Schulgesundheit LH 11 ; GE Gr 3 Abt. 10/12 
Schulgesundheitspflege im medizinischen Bereich LH 12 
Schulsozialarbeit  LR Schneemann 14, GE Gr 3 Abt. 6/13  
Schulwesen GE Gr 3 Abt. 7/2 
Schulwesen und äußere Organisation (Aufbau, Organisationsform, Errichtung,

Auflassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und Unterrichtszeit) der allge-
meinbildenden Pflichtschulen und der Berufsschulen LR Winkler  1 

Seemanagement Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteili-
gungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind  GE
Gr 4 Abt. 5/20 

Seilbahn- und Aufzugswesen GE Gr 4 Abt. 4/28
Selbständige Anträge 
- von Ausschüssen GO-LT (2) § 23 
- von Landtagsabgeordneten GO-LT (2)  § 22 
Selbsthilfe-Werkstätten-Burgenland-GmbH GE Gr 3 Abt. 6/27 
Seniorenangelegenheiten LR Schneemann 20 GE Gr 2 Abt. 9/22 
Seniorenförderung LR Schneemann 20, GE Gr 2 Abt. 9/22 
Server- und System-Administration, Betriebsführung und Systementwicklung

GE Gr 1 St I 3
Service-und Beratungseinrichtungen für Gemeinden LR Schneemann 1
Servicestelle 
- für Konsumentenschutz  GE Gr 5 Stab R/26
- für Schuldnerinnen und Schuldner  GE Gr 5 Stab R/27
Sicherung der Leistungen der Daseinsvorsorge LV (1)37b
Siedlungswasserbau LR Dorner 18
Siedlungswasserbau, einschließlich der Förderung GE Gr 4 Abt. 5/16 
Siedlungswesen LH-StV 3
Single Digital Gateway (SDG) GE Gr 3 Abt. 2/34 
Sitzungsberichte GO-LT (2) § 77
Sondertransportbewilligungen  GE Gr 4 Abt. 5/7 
Sonstige Bedienstete des Landes-Rechnungshofs RHG (3) § 12
Sonstige Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der

Abteilung, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind GE
Gr 1 St P lit. b 

Sozial- und Klimafonds GE Gr 2 Abt. 9/5 
Sozialbetreuung und Hauskrankenpflege LR Schneemann 13 
Soziale Dienste Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 6/27 
Sozialhilfe GE Gr 3 Abt. 6/2 
Sozialunterstützung  GE Gr 3 Abt. 6/1
Sozialwesen, Sozialhilfe, Sozialbetreuung und Hauskrankenpflege, Kinder- und

Jugendhilfe  LR Schneemann 13 
Spezialdebatte GO-LT (2) 61
Sport Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen GE
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Gr 2 Abt. 9/30 
Sportwesen LR Dorner 20, GE Gr 2 Abt. 9/17 
Staatsbürgerschaftsangelegenheiten LR Winkler 1, GE Gr 3 Abt. 2/20  
Staatsform LV (1) 1
Staatsgewalt LV (1) 2
Staatsverträge und Vereinbarungen GO-LT (2) § 26 
Stabsabteilung Informationstechnologie GE Gr 1 St I 
Stabsabteilung Öffentlichkeitsarbeit  GE Gr 1 St Ö  
Stabsabteilung Protokoll und Zentrale Dienste GE  Gr. 1 St P
Stabsorganisation GO-Amt (6) § § 9
Ständige Vertretung des Burgenlandes in Brüssel GE Gr 1 St P  13 
Statistik LH 4  
Stiftung des weiland Fürst Philipp Batthyány zur Erhaltung der alten Güssinger

Burg GE Gr 3 Abt. 7/34 
Stiftung des weiland Fürst Philipp Batthyány zur Erhaltung des Güssinger

Franziskanerklosters, der Kirche und der Familiengruft GE Gr 3 Abt. 7/34 
Stiftung Private Pädagogische Hochschule Burgenland  GE Gr 3 Abt. 7/34 
Stiftungs- und Fondswesen LH 19 
Stiftungs- und Fondswesen, Aufsicht GE Gr 5 Stab R/16 
Strahlenschutz LR Dorner 3;  GE Gr 4 Abt. 4/28
Strahlenschutz, Angelegenheiten des Str. GE Gr 5 Abt. 8/14 
Straßen-, Brücken-, Güterwege-, Forstwege- und Radwanderwegebau LR Dorner 9
Straßen-, Ingenieur-, Güterwege-, Forstwege- und Radwegebau, sowie Projek-

tierung, Bau, Erhaltung und Betrieb  GE Gr 4 Abt. 5/1
Straßenpolizei LR Dorner 6  GE Gr 5 Abt. 8/10 
Straßenverwaltungsrecht LR Dorner 6, GE Gr 5 Abt. 8/16
Strategische Umweltprüfung GE Gr 3 Abt. 2/31  
Studienförderung für die Studierenden der Studien aller Kunstrichtungen LH

26, GE Gr 3 Abt. 7/12 
Studienförderung LR Winkler  9 
Suchtbekämpfungskoordination LH 13

Tagesheimstätten und Horte LR Winkler  7
Tagesmütter Burgenland GE Gr 3 Abt. 7/32
Tagesmütter, Angelegenheiten der T. LR Winkler  14
Tagesordnung GO-LReg (5) § 5
Tagungen und Sitzungen des Landtages GO-LT (2)  54 ff
Tatsächliche Berichtigung GO-LT (2) § 65
Technische Angelegenheiten des Agrar- und Forstwesens LR Dorner 13
Technische Angelegenheiten des Luftfahrtwesens, des Maschinen- und Dampf -

kesselwesens, des Elektrizitätswesens, des Kraftfahrzeugwesens, des Hei zungs -
wesens, des Seilbahn- und Aufzugswesens, der Industrie- und Ge  wer  betechnik,
der Binnenschifffahrt, des allgemeinen Schallschutzes, des Gaswesens, des Bedi-
enstetenschutzes und der Luftschadstoffe; Technische Sach ver stän di gen gut achten
in den oben genannten Angelegenheiten; Che mi ka lienwesen LR Dorner 11

Technische Angelegenheiten und Sachverständigendienst im Bereich der
Wasser- und Abfallwirtschaft LR Dorner 18
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Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten in den Bereichen
der Verkehrstechnik, des Kraftfahrzeugwesens, der Verkehrsüberwachung,
der Verkehrsdaten, der Geoinformation und der Fernerkundung, der Wasser-
und Abfallwirtschaft, einschließlich der gefährlichen Stoffe und der Altlas-
tensanierung, sowie des Agrarwesens und des Forstwesens  GE Gr 4 Abt. 5/8 

Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten in den Bereichen
des Luftfahrtwesens, des Maschinen- und Dampfkesselwesens, des Elektrizi -
tätswesens, des Heizungswesens, des Seilbahn- und Aufzugswesens, der In-
dustrie- und Gewerbetechnik, der Binnenschifffahrt, der Schalltechnik, des
Gaswesens, des Bedienstetenschutzes, der Luftschadstoffe, des Chemi -
kalienwesens sowie des Strahlenschutzes  GE Gr 4 Abt. 4/28

Technische Koordination von Open Data und der Publikation hochwertiger
Datensätze GE Gr 1 St I 14 

Teilnahme an Landtagssitzungen LV (1) 63
Teilnahme von Beamten GO-LReg (5) § 12
Teilnahmepflicht GO-LT (2) § 17 
Teilnahmepflicht und Erlöschen des Ausschußmandates GO-LT (2) § 44
Teilnahmerecht und -pflicht GO-LT (2) § 19 
Telefonzentrale GE Gr 1 St P  2
Telekommunikationsinfrastruktur und -lösungen (Festnetz-/Mobil- und Video -

kommunikation) GE Gr 1 St I 6 
Thermengolfanlagen - Loipersdorf/Fürstenfeld/Rudersdorf Betriebsgesellschaft

m.b.H. & Co KG GE Gr 2 Abt. 9/30
Tierärztekammer Landesstelle Burgenland, Aufsicht LH-StV 10
Tierärztliche Praxen und Hausapotheken  LH-StV 10 
Tiergesundheitsdienst Burgenland GE Gr 3 Abt. 10/28 
Tierkörperverwertung LH-StV 10;  GE Gr 3 Abt. 10/26 
Tierschutz, Tierzucht und Tierhaltung LH-StV 9, GE Gr 3 Abt. 10/27
Tierschutzombudsstelle  GE Gr 5 Stab R/22 
Tierseuchenbekämpfung LH-StV 10, GE Gr 3 Abt. 10/25 
Titel LH 5
Tourismus (rechtl. Angelegenheiten)  GE Gr 3 Abt. 2/45 
Tourismus LH 15 
Tourismusförderung LH 15, GE Gr 2 Abt. 9/13 
Tourismusverbände, Aufsicht  GE Gr 3 Abt. 2/17  
Trinkwassergüte LH-StV 10, GE Gr 3 Abt. 10/18
Tuberkulosebekämpfung LH 12 
Tuberkulosehilfe LH 12 
Tuberkulosehilfe und Tuberkulosebekämpfung GE Gr 3 Abt. 10/14 
Übergangsregierung LV (1) 58
Überprüfung der Geschäftsführung der Landesregierung - Fragerecht des Land-

tages LV (1) 43
Überprüfung der Geschäftsführung der Landesregierung GO-LT (2)  § 28 
Umweltschutz, Koordinierende Maßnahmen LH-StV 13
Umweltverträglichkeitsprüfung GE Gr 3 Abt. 2/30 
Unlauterer Wettbewerb LH-StV 18; GE Gr 3 Abt. 2/40 
Unterausschüsse  GO-LT (2) § 50
Unterschrifterfordernisse GO-LReg (5) § § 23
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Unterstützung der burgenländischen Mitglieder beim Ausschuss der Regionen
GE Gr 1 St P  14 

Untersuchungsausschüsse LV (1) 46; GO-LT (2) § 53
Unvereinbarkeiten (Direktor und sonstige Bedienstete des Rechnungshofes 

RHG (3) § 13
Unvereinbarkeiten 
- Mitglied des Gemeindevorstandes / Stadtsenates LV (1) 86
- Mitglieder der Landesregierung LV (1) 52
- Mitglieder des Landtages LV (1) 25
Urbarialgemeinden LH-StV 12 
Urheberrecht GE Gr 3 Abt. 2/42 

Veranstaltungswesen 
Veranstaltungswesen LR Schneemann 9, GE Gr 3 Abt. 2/35 
Verarbeitung personenbezogener Daten (Landtag) Go-LT § 28a
Verbindung zum Landtag GE Gr 5 Stab R/13 
Verbindungsstelle der Bundesländer LH 5 GE (7) LAD 10  
Verein Österreichisches Institut für Verkehrsdateninfrastruktur „ÖVDAT“  GE

Gr 3 Abt. 2/48
Verein Welterbe Neusiedler See GE Gr 3 Abt. 2/48 
Vereinsangelegenheiten LH 19; GE Gr 2 Abt. 9/18 
Verfahren des Landes-Rechnungshofs LV (1) 74a
Verfahren vor der Europäischen Kommission, dem EuGH, dem EuG und vor

internationalen Gerichten GE Gr 5 Stab R/8  
Verfassungsdienst LH 1,  GE Gr 5 Stab R/1  
Verhandlungsgegenstände GO-LT (2) § 20 
Verhandlungsschrift GO-LT (2) § 49; GO-LT (2) § 76
Verhandlungssprache GO-LT (2) § 2  
Verkehr mit dem Verfassungsgerichtshof, insbesondere in Verfahren nach Art.

126a B-VG, Art. 127c iVm. Art. 126a B-VG und Art. 74 L-VG, Art. 137,
138, 138a, 139, 139a, 140 und 140a B-VG  GE Gr 5 Stab R/3

Verkehrsangelegenheiten GE Gr 3 Abt. 2/8 
Verkehrsbetriebe Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 2/48 
Verkehrsbetriebe Burgenland Mobilität GmbH GE Gr 3 Abt. 2/48 
Verkehrsdaten, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten

GE Gr 4 Abt. 5/8
Verkehrsdienstverträge GE Gr 3 Abt. 2/6 
Verkehrsinfrastruktur Burgenland GmbH GE Gr 3 Abt. 2/48  
Verkehrstechnik, Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten

GE Gr 4 Abt. 5/8 
Verkehrsverbund LR Dorner 8; GE Gr 3 Abt. 2/4 
Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) Gesellschaft m.b.H. GE Gr 3 Abt. 2/48 
Verlauf GO-LT (2) § 56
Vermarktungsnormenkontrolle GE Gr 3 Abt. 10/23  
Vermessungswesen LR Dorner 9, GE Gr 4 Abt. 5/4 
Vermögens- und Beteiligungsverwaltung Burgenland GmbH GE Gr 2 Abt. 3/22 
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Vermögensangelegenheiten des Landes LH 8 
Vernetzung der Standorte des Landes GE Gr 1 St I 10 
Verrechnung der Bezüge sowie der Ruhe- und Versorgungsbezüge der Mit-

glieder der Landesregierung und des Landtages, der Bediensteten des Lan-
des, der Landeslehrer sowie der Ruhe- und Versorgungsbezüge der
Bürgermeister GE Gr 2 Abt.3/16 

Versicherungsangelegenheiten des Landes GE Gr 1 St P  4 
Vertrauliche Sitzungen GO-LT (2)  § 43 
Vertretung der Mitglieder der Landesregierung LV (1) 55   
Vertretung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages LV (1) 18,

GO-LT (2) § 7
Vertretung des Landeshauptmannes LV (1) 66
Vertretung (eines Mitgliedes der Landesregierung) GO-LReg (5) § 19
Vervielfältigung und Verteilung von Verhandlungsunterlagen GO-LT (2)  § 36 
Verwaltung der Druckerinfrastruktur und Multifunktionsgerätelandschaft GE

Gr 1 St I 12 
Verwaltung der 
- Landesberufsschulen LR Winkler  5 
- Landessonderschulen LR Winkler  4;  GE Gr 3 Abt. 7/9
- Privatschulen des Landes LR Winkler  4; GE Gr 3 Abt. 7/9  
Verwaltung der Landessonderschulen, der Berufsschulen, der Privatschulen des

Landes sowie der angeschlossenen Schülerheime  GE Gr 3 Abt. 7/9
Verwaltung des Landesvermögens LH, GE Gr 2 Abt.3/4 7   
Verwaltung des öffentlichen Wasserguts LR Dorner 18, GE Gr 4 Abt. 5/12
Verwaltungsentwicklung  GE (7) LAD 6 
Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungspraktikanten, Praktikantinnen und

Praktikanten GE Gr 1 Abt.1/ 1/10  
Veterinärwesen LH-StV 10, GE Gr 3 Abt. 10/24
Volksabstimmung LV (1) 33
Volksabstimmungen LR Schneemann 2, GE Gr 3 Abt. 2/26
Volksanwaltschaft LV (1) 70  
Volksbefragung LV (1) 67, GE Gr 3 Abt. 2/26  
Volksbegehren LV (1) 30; GO-LT (2) § 21; LR Schneemann 2; GE Gr 3 Abt. 2/26 
Volksbüchereien LH 26, GE Gr 3 Abt. 7/23
Volksgruppen LH 5 
Volksgruppen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind GE

Gr 5 Stab R/11   
Volkskulturangelegenheiten LH 26, GE Gr 3 Abt. 7/22
Volkskunde, Förderung LH 26, GE Gr 3 Abt. 7/19
Vollziehung des Landes LV (1) 50 ff
Voranschlagsprovisorium LV (1) 38
Vorbereitung des Landesrechnungsabschlusses LR Winkler  19
Vorbereitung, Organisation, Durchführung und Betreuung von Empfängen und

Veranstaltungen des Landes GE Gr 1 St P  9 
Vorlagen der Landesregierung GO-LT (2) § 25
Vorläufige Prüfungsergebnisse RHG (3) § 7
Vorsitz GO-LReg (5) § 6
Vorstand des Amtes der Landesregierung GO-Amt (6) § 2
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Wahl der Mitglieder der Landesregierung LV (1) 53, GO-LT (2) § 8 
Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder LV (1) 49  
Wahl der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages LV (1) 15,

GO-LT (2) § 5
Wahlen in die allgemeinen Vertretungskörper LR, GE Gr 3 Abt. 2/24  
Wahlkreise LV (1) 11  
Wahrnehmung der Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaftsinspektion

LR Schneemann 19, GE Gr 4 Abt. 4/10
Wahrung des Datenschutzes  GO-LT (2)  § 28a
Wasser- und Abfallwirtschaft, Technische Angelegenheiten und Sachverständi-

gengutachten GE Gr 4 Abt. 5/8
Wasserbuchdienst LR Dorner 18,  GE Gr 4 Abt. 5/13 
Wassergütekontrolle LH-StV 15, GE Gr 4 Abt. 5/15
Wasserrecht LR Dorner 4, GE Gr 4 Abt. 4/18
Wasseruntersuchungen und Anlagenprüfungen GE Gr 4 Abt. 4/29 
Wasserwirtschaftliche Planung  GE Gr 4 Abt. 5/11 
Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung LR Dorner 17
Weinmarketing LH 18  
Weinrechtliche Angelegenheiten LH 18, GE Gr 4 Abt. 4/16    
Welterbe Kulturlandschaft Fertö-Neusiedler See LH-StV 16, GE Gr 3 Abt. 2/9 
Wirkungsbereich LV (1) 85
Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH GE Gr 2 Abt. 9/30 
Wirtschaftsförderung LR Schneemann 7, GE Gr 2 Abt. 9/12  
Wirtschaftskammer GE Gr 3 Abt. 2/44 
Wirtschaftstreuhänder LR Schneemann 8 
Wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv-und Bibliotheksdienst LH 28,

GE Gr 3 Abt. 7/17
Wohnbau Burgenland GmbH GE Gr 2 Abt. 9/30   
Wohnbauförderung LR Dorner  19; GE Gr 2 Abt.9/3 
Wortmeldung und Wortergreifung GO-LT (2) § 64
Wortmeldungen zur Geschäftsordnung GO-LT (2) § 66

Zeitgenössische bildende und darstellende Kunst LH 26; GE Gr 3 Abt. 7/15 
Zentrale Beschaffung GE Gr 1 St P  3 
Zentrale Fuhrparkverwaltung GE Gr 1 St P  5 
Zentrale Gebäudeverwaltung, Errichtung, Anmietung und Unterbringung der

Landesdienststellen und damit im Zusammenhang stehender Liegenschaft-
serwerb GE Gr 1 St P 1    

Zentrale interne Dienstleistungen  GE Gr 1 St P  2  
Zentrale und dezentrale Datenverarbeitung und Informationstechnik LH 4, GE

Gr 1 St I 1
Zentrales Fördercontrolling GE Gr 2 Abt.9/2
Zentrales Mahnwesen GE Gr 2 Abt.3/8 
Zivildienst LR Schneemann 16; GE Gr 3 Abt. 10/30  
Zivile Landesverteidigung GE Gr 5 Abt. 8/7
Zivilingenieure und Ziviltechniker LR Dorner 15
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Zivilingenieurinnen und Zivilingenieure, Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker
GE Gr 4 Abt. 5/6 

Zivilluftfahrt LR Dorner 6
Zivilschutz LR Dorner 2;  GE Gr 5 Abt. 8/15 
Zusammensetzung der Landesregierung LV (1) 51
Zusammensetzung und Wahl des Landtages LV (1) 10
Zustellung von Schriftstücken im Rahmen der internationalen Rechtshilfe in

Verwal tungs (straf)sa chen aus dem Ausland GE (7) LAD 12  
Zutritt zu den Ausschußsitzungen GO-LT (2) § 41   
Zweckzuschüsse zu den Pflichtschulbauten der Gemeinden LR Winkler  8, GE

Gr 3 Abt. 7/3  
Zweite Lesung GO-LT (2) § 59

STICHWORTVERZEICHNISZ

190






